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DRUCKTARIFRUNDE 


„‚Vereinigt wie im Mai‘ 


DerKampf 
geht weiter 


Der Wahlsieg der französischen Regierung beginnt sich bereits kurze Zeit nach 
der Wahl als ein Pyrrhussieg zu entwickeln. Im Parlament hat die Regierung die 
Schlacht erneut für sich entschieden; aber in der Bevölkerung hat der Kampf erst 
angefangen. Gegenwärtig zeigen vor allem zehntausende von Schülern und Stu- 
denten in Frankreich, daß der Sieg der Regierung vom 11. März kein Nachlassen 
im Kampf für grundlegende Änderungen im Land bedeuten kann. Sie finden da- 
mit eine größe Sympathie in der werktätigen Bevölkerung. In mehreren Betrieben 
haben die Arbeiter ihrerseits den Kampf verschärft. 

Kine Haoptparole, mit der die gegenwärtige Schüler- und Studentenbewe- 
gung Ihren Kampfwillen gegen die Regierung zum Ausdruck bringt, it: „Heiß, 
heiß, heiß — der Frühling wird heiß!"; und die Losung der großen Streiks und 
Demonstrationen vom Mai 1968: „Das ist nur ein Anfang — der Kampf geht wel 
ter!”, Andererseits erinnert die bürgerliche Presse selbst an die Kämpfe des Mai 68 
und zieht Vergleiche zur gegenwärtigen Bewegung. Eine große französische Zei 
tung kommentiert die momentan stattfindenden Kämpfe par schon in einer dik- 
ken Nalkenüberschrift milt der hysterlschen Frage: „.Krioy oder Generalmobil- 
machung? " Von einem „neuen Mal“ kann aber (sumindest vorerst) noch nicht 
die Rede sein, Dennoch Ist unverkennbar, daß die Kampfbereltschaft der Arbel 
fer, Schüler und Studenten nach dem Scheitern der parlamentarischen Illusion 
von PCR (Kommunistische Partei Frankreich) und #8 (Sozialistische Partei) 
einen neuen Aufschwung nimmt, 


= Fnige Bemerkungen zum oPD-Parteitag - 


Vom 10. + 14. April tagte in Hannover der Parteitag der SPD, das höchste Gremi- 
um dieser Partel. Das geschieht alle zwei Jahre. Wie kaum anders zu erwarten, 
brachte dieser Parteitag in der Sache wenig — besser: fast gar nichts —wenn- 
gleich dies die bürgerliche Berichterstattung mit z.T. spektakulären. Schlagzei- 
len („Hausmakler sollen verschwinden") zu verdecken suchte. Dafür gab es dann 
personelle Umstellungen im Parteivorstand, die ihrerseits Anlaß boten für große 
‚Aufmacher in Presse, Rundfunk und Fernsehen. Tatsächlich wurden einige rechte 
Flügelmänner aus der dritten Reihe der Partei-Führung nicht wieder in den 
stand gewählt (2.B. Egon Franke, Annemarie Renger). Statt ihrer zogen einige 
„Parteilinke“, „Halb-Linke“ und „links von der Partei-Mitte Stehende“ dort 
Ein. die jetzt — insgesamt acht Mann hoch — im 32-köpfigen Parteivorstand mit- 
bestimmen dürfen. 


ter großem Lamento beschwor 
die rechtsbürgerliche Presse einen. 
‚Ruck nach links” in der SD. 
„Der Weg ins 

hr“ 

„grundsötzlichen Veränderung. 

Nüllschafttichen Verhältniisc" powiltert, 
der SPD. „Skepsis und Weindschalt 
gegonäber dem Kigentum an Produk- 

unterstellt; wurde 


Fagen waren so von vorn- 
ausgeschlossen. Ebenxo ausge- 
schlossen waren Diskussionen und Bo- 
schlüsse, di® wine Änderung der Rc- 
tik zur Folge gehabt hät- 
iestlogungen im Wahlpre- 
m“ und „‚Vereinbarunpen mil Jr 
KDP" würden dicx verbieten, behuuplo- 
ten die SPD-Fhrer. 

Prinzipien innerorganisatorischer Do- 
mokratie und wohl auch die Statuten 
der SPD fordern eigentlich, daß der 

lin höchstes Gros 
mium der Partei _ an überhaupt keine 
„Beschlüsse“ und „Vereinbarungen 
itgendwelcher Parteigrößen. gebunden 
ist, sondern vollkommen au 1 onom 


gierungspo 
en, 


nur noch wenig mil der herk 
Marktwirtschaft . . . zu lun hahen 
wird” Die SPD wolle den „Weg in die 
Kollektivierung und vollständige Büro- 
Kratisierung der Gesellschaft“ beschrei- 


ten, außerdem „allmählich die Gexan 
steuerung der Gesellschaft 

steuerung der Gesellschaft. übernch 
men", usw, „Der Kollektivismus, (pe 
meint: Sowialismus AK-Red.) dem 
die Partei zuneigt, ist nicht Theork, 
sondern Praxis: konkrei 
Schön wärs ju (zitiert nach Springers 
Welt“ 14.4.] Leitartikel von Kre 

Die SPD-Führer und die an ih 
Partei orientierte Presse bestrilten de 
gegen jedwede Veränderung der Poll 
tik der SPD und interpretierten den 
Parteitag ganz.im Sinne einer „neuen 
Geschlossenheit" der SPD, als Beweis 
ihrer „Stärke“, etc, „Wir sind mit 
neuer Geschlossenheit aus diesem Par- 
teitag hervorgegangen“ (Brandt, Mor- 


‚berneh- | Allerdings konnte schon aufgrund dex 


ine Entscheidungen treffen kann. 


sem Parteitag mit Änderungen im bir 
herigen Kurs dieser Partei ohnchi 
nicht gerechnel werden. 
Kin paar Tage vor Hannover kündig- 
te Bundesgeschäftsführer Börner an 
‚Wir wollen lebendig diskutieren wie 
as bei der SPD Brauch it!” — Ange- 
sichts der Tatsache, daß die Delegier- 
ten — eingeklemmit zwischen die „Un 
antastbarkeit des ‚Godesberger Pro- 
gramms‘” auf der einen Seite und die 
inverrückbarkeit“ _ tägespolitischer 
'estlegungen (Wahlprogramm, Verein- 
rungen mit der FDP) auf der.anderen 
Seite, zusätzlich etwa eineinhalb Tage 


genpost, 16.4.). „SPD bekennt sich 


klar zum Kurs von Willy Brandt 
(Schlagzeile in Neue Ruhr Zeitung 
14.4.), Schon vor dem Parteitag erklär- 
te Brandt: „Wer auf Spektakel wartet, 
wird enttäuscht werden...” (Morgen“ 
post 9.4), 


Die „lebendige Diskussion” 


In keiner politischen. Frage, keinem 
sog. „Sachproblem“ hat der Partel- 
tag nennenswerte Veränderungen der 
bisherigen SPD-Politik gebracht, Schon 
gar nicht einen Linksruck — auch nicht 
den klitzekleinsten. — Vielmehr war es 
s0— und das ist typisch für sozialdemo- 
ische Parteitage -,daß die anstehen- 
den „großen Sachfragen“ (wie es in 
der bürgerlichen Presse bezeichnet wur- 
de), also in diesem Fall „Vermögens- 
bildung“ und „Bodenrecht“, schon vor- 
her konzeptionell von der SPD-Füh- 
rung festgelegt” waren. Der Parteitag 
hatte lediglich noch die Funktion eines. 
Akklamationsorgans, Die Funktion er- 
füllte er ohne weiteres, 

Mit dem Beschluß-.der SPD-Führung, 
‚Das ‚Godesberger Programm‘ steht 
nicht zur Disposition“, wurde eine 
‚ögliche Diskussion ohnehin auf 1ak 


tischen und organisatorischen 
Kram" beschränkt, der dann auf dem 
Parteitag auch ausglebig und genüb- 


lich breitgewalzt wurde (es Jagen etwa 
1000 Anträge vor), Programmatisch- 


lang geschwätzige Einführungsanspra- 
chen, „Grundsatzreferat“ (von Brandt) 
und Rechenschafts-Bericht von Wehner 
über sich ergehen Jassen mußten, dazu 
in der verbleibenden zweieinhalb Ta- 
gen 1000 Antrüge bewältigen mußten 
angesichts allein schon dieser äußeren 
Umstände, mußte die von Börner ange- 
kündigte „lebendige „Diskussion“ wie 
ein Hohn Wirken, Der im ‚Godesberger 
Programm“ selbst formulierte  An- 
spruch, „die Partei der Freiheit des 
Geistes“ "zu sein, entpuppte sich als 
blanker Zynismus, Tatsächlich ist bei 
der SPD alles mögliche Brauch, nur 
keine wirklich lebendige und freie Dis- 
kussion. 


Der „neue” Parteivorstand 


Wenn dieser Parteitag süch' keine 
nolitischen Änderungen brachte, so 
‚doch einige personelle in der neuen 

elvorstandes, 
Par 
Das wird von der sozlalde- 
mokratischen Presse als „kleiner Links- 
ruck auf dem Boden des ‚Godesberger 
Programms“" interpretiert, was natür- 
lich Unfug Ist, Was hat sich denn schon 
geindert? 

Die Parteiführng der SPD hi 
durch die leichten Personallinderun 
nur otwas flexibler gemacht, gegenüber 
kritischen Teilen der Bevölkerung, Dom 
diente such die Abhalfterung einiger 


politisch verknöcherter konservativer 
Flügelleute, wie Egon Franke, etc, 
Durch diesen Personenaustausch ver- 
sucht. sich die SPD noch besser be- 
stimmten nach links _tendierenden 
Strömungen im Volk „anzupassen, 

„Anzupassen“ , . . natürlich um 
diese Strömung besser „integrieren“ zu 
können — wie Partei-Chef Brandt nicht 
müde wird zu betonen — „inlegrieren‘ 
in den bürgerlichen Staat. 

„Die SPD ist die größte inlegrationi- 
stische Partei Deutschlands“, resümier- 
te Brandt im Anschluß an den Part 
(ag- Damit schätzte er ein, daß cs di 
SPD noch ohne weiteres schafft, linke 
Strömungen im Volk und in den cige- 
‚nen Reihen politisch zu binden, ohne 

ie Politik indern zu müssen, Gleich- 
Aa deutet das fndlss Detönen dar 
ntegrationistischen Funktion“ der 
‚SPD durch die Parteiführung daraufhin, 
daß sie in Zukunft noch stärker als bis 
her. bemüht sein wird, nach links Ic 


diesen Geschäft taugt das „‚link 
quatsche einex Steffen und Roth na- 
weil. bewer, als das stock-kon, 
iegreine einex Egon Franke, 


Parteitag dient der Image-Pflege 
Parteitag dient der Image-Pflege 


Der SPD-Parteitag hatte überhaupt 
nicht die Funktion einer breiten, grund 
Stzlichen politischen Debatte und Aum- 
Sinanderselzung. Seine Aufgabe war in 
erster Linie die einer Propaganda-Schau 
für diese Partei, um eben die „neue Ge 
schlossenheit“ etc. dem Volk vorzu- 
führen, vorsichtig garniert mit einigen 
hternen halblinken Schnacks, 


serviert für „kritische Beobachter‘, um 
denselben die Bestätigung von „neuen 


Kräften innerhalb der SPD" zu lie- 
fern, 

Die auf Propaganda-Bffekt getrimm- 
ten SPD-Oberen klagten denn auch 
über den gleichzeitigen Drucker-Streik 
vom 10./11,4, Die nicht erscheinen. 
‚den Zeitungen drohten die gewünschte 
Publicity erheblich einzuschränken, 

o schrieb die sozlaldemokratisch 
orientierte „Hamburger Morgenpost'“ 
am 10.4, unter der Schlagzeile; „Die 
Genossen kommen nicht recht in 
Fahrt”: 

„Nicht die Jusos und die mit Span- 
nung erwarteten Auselnanderserzungen 
zwischen Ihnen und den „Kanalarbek- 
tern“ waren gestern kurs vor der Er- 
öffnung des SPD-Parteitages das Haupt- 
thema der Diskussion in der Stadthalle 
von Hannover: Thema Nr. 1 war der 
Streik der Setzer und Drucker, der 
nicht nur die Journalisten ihmt, son- 
dern auch den Parteitag mur stockend 
mus den Startlöchern bringı‘ 

Dem Image einer Partel, die vor 
gibt, die Interessen der Arbeiter zu ver“ 
tieten, 
an die streikenden Koll 
Gesicht 
über den berechtigten Kampf der Druk« 
ker und Setzer gepöbelt. Das eben Ist 
die Logik der SPD. 


„Der Parteitag kann beschließen 
was er will 


Einen bemerkenswerten Baltrag 


Forts, Seite 4 


‚Als erster Bezirk hat Nordrhein in der diesjährigen Chemietarifrunde eine Lohn- 
und Gehaltserhöhung von 9,9 % abgeschlossen. 

Nach den niedrigen Abschlüssen in der Metallindustrie (8,5 %) und in der ÖTV 
‚sind die Preise unvermindert weiter gestiegen (8,8 % bis März), und das Märchen, 
„einen Stabilitätsbeitrag durch maßvolle Lohnerhöhungen zu leisten“, kann die 


Gewerkschaftsführung keinem Kollegen 


herrscht große Unzüfriedenheit mit der Tarifpolitik der Gewerkschaftsführung. 


30 streikten bei BASF in Ludwigshafen 


10.000 Kollegen spontan gegen das 8 %-Angebot der Unternehmer. Auch inder 
Kallo-Chemie in Bad Hönningen(Rheinland-Pfalz) gab es Arbeitsniederlegungen. 
Wegen der zunehmenden Unruhe nicht nur in den Chemiebetrieben (siehe Streiks 
in der Metall-, Stahl -,und Druckindustrie) haben Kapitalisten, SPD-Regierung 
und Gewerkschaftsführung „stillschweigend“ die Lohnleitlinien angehoben. 
Gefahr, wegen zu niedriger Abschlüsse einen „heißen Herbst 
mie zu provozieren, it Ihnen zu groß. Von einem plötzlichen „Gesinnungswandel“ 


der Gewerkschaftsführer in dı 
'kann keine Rede sein — denn 
rung, die aktiven linken Arbeiterkerne in 
Motor für die ges 
die Hamburger Verwaltungsst 


Sinn 


‚geben hat. 


Verwaltungsstelle der IG Che- 

ıie Hamburg geht dabei schon 

so weit, die Tarifrunde vollends 

zu „vergessen“ und sich ausschließlich 

der „Kommunistenjagd“ zu widmen! 

Bisher ist vor den Hamburger Chemie- 
betrieben nicht ein ei 


de verteilt worden. Angeblich sei ja 
auch kein Geld da! Andererseits wer- 
‚den aber keine Kosten gescheut, wenn 

‚gen „links“ geht. 

So verteilte die Gewerkschaftsfüh- 
rung anläßlich der Hamburger Dele- 
giertenversammlung Ende März 73 ein 
9-Seiten-Pamphlet gegen die „linken 
Spalter‘, das an Demagogie und Ver- 
hetzung der Springer-Presse in nichts 
‚nachsteht und in verschiedenen Passa- 
sen die Argumentation direkt aus 
„Mein Kampf‘ von Adolf Hitler ko- 
Piert. (Wir geben darauf im weiteren 
ein,) Eine. Kurzfässung dieser, Schrift 
würde allen Hamburger Vertrauensleu- 
ton zugestellt, 

Ten zugentelt, 

Selbıt im Reisekatalog von „Feier- 
abend“ malt die Gewerkschaftsführung 
die Gefahr des „Kommunismus“, der 
"die Gewerkschaften spalten wi 
die Wand und fordert alle Kollegen 
zur „aktiven'' Gegenwehr auf! 

folgende Teil gibt den aktuel- 

len Stand der Auseinandersetzungen 
zwischen der Hamburger-Chemie-Ge- 
werkschaftspitze und ‚den SPD-Be- 
iriebsgruppen auf der einen Seite und 
der Mehrheit der Vertrauensleute bei 
„Reichhold“ und „Beiersdorf“ aufder 
änderen Seite kurz wieder, weist auf 
die planmäßige Vorbereitung seitens. 
der Gewerkschaftsführung hin und ver- 
sucht, Lehren für die weitere Arbeit 
zu ziehen, 


Reichhold Vertrauensleute 
bleiben am Ball 


Was war dem vorau: 


‚Am Abend des 6.3. — nach der 
Vertrauensleute-Vollversammlung der 
Hamburger Chemie-Betriebe, auf der 
es gerade über. die Frage der innerge- 
werkschaftlichen Demokratie heftige 
Diskussionen gegeben hatte — fiel die 
Entscheidung: ‚Reichhold“ 
rabensleutekörper wird von der Ver- 
waltungsstelle Hamburg aufgelöst. (Wir 
berichteten im _ ARBEITERKAMPF 
Nr. 27 im Artikel „Vertrauensleute- 
körper zerschlagen” davon.) 

Die  „Reichhold“-Vertrauensleute 
hatten die diesjährige Tarifrunde gut 
vorbereitet. So diskutierten sie sehr 
ausführlich über Art und Höhe der 
Forderungen und Fragen der Durch- 
setzbarkeit, Einstimmig verabschiedete 
man die Forderung von 200; DM für 
alle und stellte gleichzeitig drei wichti- 
ge Anträge an die Hamburger Vertrau- 
ensleutekonferenz. So sollte z.B. nach 
Meinung der Reichhold-Vertrauensleu- 
te nach Abschluß der Terifrunde eine 
zweite Vertrauensleutekonferenz ein- 
berufen werden, um die Mängel und 
Fehler unserer Arbelt zu diskutieren 
und ein Fazit aus dieser Tarifrunde 
au ziehen. 

Natürlich. beließ. die Verwaltungs- 
stelle es nicht nur bei dem formalen 
Beschluß - Auflösung — , sondern 
verschickte gleichzeitig an alle gewerk- 
schaftlich Organisiorten. bei „RE 
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ichzeitig versucht dieselbe Gewerkschaftsfüh- 
‚gene Kampfbereitschaft der Belegschaften sind. Insbesondere 


ie der IG Chemie inszeniert zu diesem Zweck 
eine Treibjage auf Kommunisten, wie sie es seit den Söiger Jahren nicht mehr ge- 


‚mehr verkaufen. In vielen Betrieben 
zum erstenmal nach dem 2. Weltkrieg 


auch in der Che- 


mehr für die Kollegen herauszuholen, 


‚den Betrieben „auszuheben“, die d 


‚gen die nun „ehemaligen“ Vertrauens- 
leute. Von den Gewerkschaftsführern 
war beabsichtigt, die Informations- 
lücke der Masse der Kollegen zu nut- 
zen, um sie gegen die fortschrittlichen 
Vertrauensleute aufzubringen! 

Was war zu tun? 

Abwarten? Ein Schritt zurück? 
‚Oder jetzt. erst recht? Ein Teil der 
Vertrauensleute ging in die Offensive. 
‚Zuerst sammelten sie Unterschriften 
für eine Mitgliederversammlung, auf 
‚der Neuwahlen eingeleitet werden soll- 
ten. Dann ließen sie die „Vorwürfe“ 
‚der Verwaltungsstelle gegen ihre Ar- 
beit nicht im Raum stehen, sondern 
schrieben die-„Stellungnahme ehema- 
liger‘ Vertrauensleute‘“. „Vor allem. 
aber“, sagten sie sich, „kommt es jetzt 
‚darauf an, so viel Öffentlichkeit wie 
möglich herzustellen. Sowohl bei unse- 
ren eigenen Kollegen, als auch in.den 
anderen Betrieben. 

Der Erfolg spricht für diese Kolle- 
gen. ‚Mohr als 1/3 der Organisierten 


stimmten mit ihren Unterschriften für 
Neuwahlen und verurteilten den 
Schritt der Verwaltungsstelle! Der 
‚Großteil des alten Vertrauensleutekör 
pers unterzeichnete die Stellungnah- 


mel 


Die dann am 14.4. stattgefundene 
Mitgliederversammlung unterstrich 
noch einmal den deutlichen, Vertrau 
ensschwund zwischen den Kollegen 
und der Gewerkschaftsführung: 


Zu dieser gewerkschaftlichen Mi 
gliederversammlung kamen entgegen 
der üblichen Praxis gleich zwei Ge- 
werkschaftssekretäre, die sich offen- 
bar ausführlich auf eine Auseinander- 
setzung mit den Kommunisten vorbe- 
reitet hatten, Eingeleitet wurde die Ver- 
sammlung vom Sekretär Philipp von 
Kodolitsch, der eine 1 1/4stündige 
Hetzrede hielt gegen „die Politik des 
Vertrauenskörpers, die identisch ist 
mit. der Politik des KB“. Hierbei ging 
der Sekretär ausführlich auf die Presse 
des KB ein, Er zitierte nicht mır aus 
dem „Chemiearbeiter“, sondern gleich- 
falls aus den ARBEITERKAMPF und 
UNSER WEG, der theoretischen Zeh 
tung des KB. 

Die Kommunisten waren offenbar 
auf diesen massiven und gut vorbere 
teten Angriff nicht gefaßt. Sie reagier- 
ten cher eingeschüchtert und vermie- 
den die politische Auseinandersetzung 
{nit dem Gewerkschuftssekreär. 

Zur Einschüchterung der Kommuni- 
sten beigetragen hat scher auch die Tat- 
suche, daß Kodolitsch frech die Ne- 
men von einem halben Dutzend Be- 
triebsräten, Jugendvertretern und „ehe- 


maligen“ Vertrauendeuten nannte und 
sie als Mitglieder des KB bezeichnete, 
Kodolitsch wurde schließlich von 
einem Arbeiter in seinen antikommunk- 
stischen Tiraden unterbrochen. Er kön- 
ne „kommunistische Zeitungen selber 


Iesen“‘, Dagogen wolle er „hier über 
weitere Gewerkschaftsarbeit bei Reich- 
hold sprechen“ 


Im Verlauf der Auseinandersetzung 
wiesen die Vertrauensleute den Vor 
wurf, sie würden die „Gewerkschaften 
spalten“ zurück, Stattdessen wurde 
nachgewiesen, daß es die Gewerk- 
schaftaführer selber sind, die jede sinn- 
volle Gewerkschaftsarbeit im Betrieb 
torpedieren, Dies nütze ausschließlich 
den Kapitalisten. In diesem. Zusam- 


menhang wurde auf verschiedene Er- 
fahringen hingewiesen — so z.B, auf 
die Verhinderung von schon vorderek- 
teten Flugblättern des Vertrauenskör- 
pers zu Mißständen im Betrieb, 

Nahezu einmütg verlangte die Ver- 
sammlung die sofortige Einleitung von 
Vertrauensleute-Neuwahlen. Dumm- 
dreist trat Sekretär Herrling mit dem 
‚Argument dagegen auf, daß-einige Kol- 
legen den Beschwerde-Ausschuß der 
1G Chemie angerufen hätten, um ge+ 
gen die Auflösung des Reichhold-Ver- 
trauensleutekörpers zu protestieren, In 
dieser Situation könne man nicht = »0. 
Herrling — eine Neuwahl stattfinden 
lassen, „weil wir hier nicht in ein 
schjfebendes Verfahren eingreifen dr. 

fen“, 

Unter der festen Bedingung, daß in- 
nerhalb der nächsten sechs Wochen 
Neuwahlen von der Verwaltungsstelle 
eingeleitet werden, zogen die Kollegen 
ihre Beschwerde an den Hauptvorstand 
zurück, 


Solidarität bei Beiersdorf 


Inzwischen sind die „Reichhold- 
Ereignisse“ von den Verträuensleuten 
bei Beiersdorf aufgegriffen worden. 

Auf ihrer Sitzung am 11. April ent- 
zündete sich gerade an diesem Punkt 
die Auseinandersetzung. 

‚Auf Einladung des VLK-Vorstandes 
‚waren vier Vertrauensleute von Reich- 
hold anwesend, um über die Vorgänge 
zu berichten. Die anwesenden zwei Ge- 
werkschaftssekretäre und die SPD-Be- 
triebsgruppe wußten allerdings diese 
überbetriebliche Diskussion vorerst zu 
verhindern. Mit den formalen Gründen, 
„die Vertrauensleute seien nur für ihren. 
Betrieb zuständig‘(Satzung), außerdem 
„zu Loyalität gegenüber der Verwal- 
kungsstelle  verpflichtei“(!) und „kön- 
nen, du die Vertrauenaleute von Reich- 


hold Protest beim Beschwerde-Aur- 
schuß eingereicht haben, nicht in ein 
schwebendes Verfahren" eingreifen“ 
(Holst, Vorsitzender der Hamburger 
Verwaltungsstelle). 

Als daraufhin ein Kollege eine „Stel- 
hungnahme von Mitgliedern aus dem 
Forschungszentrum“, mit über 50 Un- 
terschriften auf den Tisch legte, in der 
energisch gegen die Maßnahme der Ver 
waltungsstee protestiert und die s0- 
fortige öffentliche Klärung beantragt 
wird, konnte selbst SPD-Betriebsrat 
Kiausch nicht umhin, über eine Son- 
dersitzung zu den Vorfüllen bei der 
Reichhold-Albert-Chemie AG abstim- 
men zu lassen, 

Vortichtshalder würde 1/3 der an- 
jesonden Kollegen, welt über 20, von 
ornherein von der Abstimmung ausge“ 
schlossen!! Es durften nur offiziell ge- 
wählte Vertrauensleute abstimmen, 
‚Trotzdem erlitten die Herren Holst, 


Ganschow, Harder und-Co, eine Nie- 
derlage, 

Bei zwei Enthaltungen entschieden 
sich 24 für und 21 gegen die Sondersit- 
zung, d.h. eine „gemeinsame und offo- 
net!) Mitglieder-Versammlung“ für alle 
interessierten Reichhold- und Beiers- 
dorf-Kollegen, (Reichhold hat etwa 
a Beiersdorf etwa 5 000 Beschäftig- 
te) 

Zündstoff Nr. 2 war die Bekanntga- 
be. des erneuten Verbots der Vertrau- 
ensleute-Zeitung „Gestern, Heute, Mor- 
gen“ durch die Verwaltungsstelle, wo- 
gen angeblicher „KB-Tendenzen“ (Gan- 
schow, BR-Vorsitzender). Ausschlag- 
‚gebend war vor allem die Veröffentli 
chung des Abstimmungsergebnisses der 
Tarifkommission über die diesührige 
Tarifforderung. 

‚Auch diese Ausgabe der Vertrauiens- 
leute-Zeitung lag bereits fix und fertig, 
gedruckt vor, durfte aber nicht verteilt 
werden, 

Diese Verbote der Zeitung durch 
die Gewerkschaftsführer — besonders. 
während der Tarifrunde — zielen deut- 
lich auf eine Demobilisierung der Kol- 
legen und Isolierung der Vertrauens. 
leute im Betrieb, 

Die Gewerkschaftsführer verhindern 
so die kontinuierliche Informierung der 
Masse der Kollegen, um hinterher deren. 
Uninformiertheit über die gewerk- 
schaftlichen und betrieblichen Proble- 
me demagogisch auszunutzen für ihre 
Hetze gegen Kommunisten und fort- 
schrittliche Vertrauensleute. 

Die folgenden Auseinandersetzun- 
gen im Vertrauensleutekörper führten 
zur weiteren Isolierung der rechten 
SPD-Betriebsgruppe, wesentlich iden- 
tisch mit dem Betriebsrat, Deren Füh- 
rer versuchten einer weitgehenden Ent- 
lärvung ‚dadurch zu entgehen, daß sie 
„plötzlich“, 14. Mann hoch, — „aus 
Protest gegen die andauernden Unter- 


„Eine kleine radikale Minderheit, 
hat den Vertrauanskörper 
unterwandertl” 


stellungen“ — mit zur Schau getragener 
Empörung die Versammlung verließen. 
Sie ließen nur einen, den Versamm- 
lungaleiter, zurück, der kurz darauf die 
Versammlung eigenmächtig schloß, als 
‚die Kollegen Solidaritätsschreiben an 


die BASF-Kollegen und die streikenden 
Drucker verabschieden wollten. 

Wie am nächsten Tag im Betrieb be- 
kannt wurde, tagten nach der Vertre 
ensleuteSitzung Sekretär Holst und 
Mitglieder der Vertrauensloute-Leitung. 
Holst deutete hier die Auflösung des 
Beiersdorf-Vertrauenskörpers an, Eben- 
falls soll &ie beschlossene Mitglieder 
versammlung für Reichhold und Bei- 
ersdorf verhindert werden. 


Haut den Lukas 


‚Am 31, März fand die Delegiorten- 
sammlung der Hamburger IG Che- 
‚Verwaltungsstelle statt, Über Stand 


und Vorbereitung der Tarifrunde wur- 
‚de wenig diskutiert. Der Vorstand haf- 
te die Versammlung unter das Motto 
„die Linken in der Hamburger IG Che- 
mie ausschalten‘ gestellt, 

Heinz Flügge, Mitglied des Verwal 
tungsstellenvorstandes und des Bezirks 
vorstandes, stellte den Antrag „Bet 
Versuche zur Spaltung der Gewerl 
schaftsbewegung": 

„In der Vorbereitung zu einer 
äußerst schwierigen ‚Tarifnunde in der 
‚Chemischen Industrie und angesichts 
‚einer offensichtlich zu hartem Wider- 
‚stand entschlossenen Unternehmer“ 

-haft fallen uns zunehmend Leute in 
den Rücken, die. vorgeben, Arbeitneh- 
merinteresen zu vertreten", 
leitete H, Flügge Seinen Antrag ein, 

‚Gemeint sind „die anonymen Ver- 
fasser radikaler und militanter Schrif- 
.n“, Diesehrbeiten mit Lügen und Dif- 
famierungen, um die Reihen der Ar- 
beitnchmer zu spalten“, seien dabei 
mit. „reichlich finanziellen Mitteln un- 
klarer Herkunft ausgestattet“ und tak- 
ierten „deutlich zugunsten der Unter- 
nehmer und reaktionärer politischer 
Kreise‘‘, wobei sich „einzelne Arbei 
‚nehmer von dubiosen Hintermännern 
leider zu Zuträgerei und Denunzianten- 
tum mißbrauchen lassen“, 

‚Wie im folgenden noch deutlicher 
wird, richten sich diese Verleumdun- 
‚gen insbesondere gegen den KB und 
seine Branchenzeitung, den „Chemie- 
arbeiter", Neu an Flügges Antrag ii 


passen und daher als „Zuträgerei und 


Denunziantentum‘“ 
werden. 

Neu ist an dem beschlossenen An- 
rag, wie sie selbst unter dem Mantel 
der „Einheit” das Geschäft der $ p &1- 
tung beireiben; asadran 

Alle „Kolleginnen und Kollegen in. 
den Betrieben“ werden versteckt auf- 


gefordert, Sympalhisanten und Mit- 
wlieder des KB bzw. Verdächtige bei 
der Verwaltungsstelle zwecks „AN 
schluß jener Mitglieder" zu denunzie- 
ren, Sebstverständlich dabei ist, di 
solche Kollegen dann auch vom Kap- 
talisten aus dem Betrieb gefeuert wür- 
den. 

Durch dieses Vorgehen der Gewerk- 
schaftsführer erhalten die arbeiterfeind- 
lichen Kräfte im Betrieb quasi einen 
Blanko-Scheck zur Ausschaltung ihnen 
unliebsamer Kollegen, was von den Ge- 
werkschaftsführern ausdröcklich und 
bewußt einkalkuliert wird. 

Als Grundlage zum Antrag hatte 
der Verwaltungstellenvorstand in der 
Versammlung ein 9-seitiges Papier ver- 
teilt, das als „Informations, und Dis- 
kussionshilfe zur Tätigkeit radikaler po- 
Jitischer Sekten in Hamburger Chemie- 
Betrieben“ ausgegeben wurde. Auf die 
„Argumente“ in diesem Papier soll im 
folgenden näher eingegangen werden, 

"Miltante und radikale politische 
Sekten“, die „sich un ter ande- 
rem KPD/ML(Marsisten-Leninisten), 
KBfKommunistischer Bund), 85G($o- 


zlalistiiche Srudentengruppe), © t c.“ 
‚nennen, versuchten „unter meist st. 
dentischer Führung” schwerpunktmd- 
‚Big den ‚Kampf“ gegen Vertretungsor- 
‚gane der Arbeitnehmer zu organisie » 
ren: Gegen Vertrauensleutekörper, Be- 
triebsrite, Gewerkschaft...“ 

Tatsächlich weiß die Gewerkschafts- 
führung natürlich schr genau, daß sie es 
in den Betrieben und gewerkschaftli- 
‚chen Vertretungsorganen mit linken 
‚Arbeitern und Angestellten zu tun hat, 
unter denen. sich Sympathisanten und 
Mitglieder des KB, nicht jedoch der 
KPD/ML. oder SSG befinden. („Ten- 
denzen des KB", wie es M. Ganschow. 
auf der letzten Vertrauensleute-Sitzung 
bei Beiersdorf ausdrückte . .„)Anderer- 
seits möchte die Gewerkschaltsführung 
natürlich den Eindruck erwecken, es 
Enge um eine Unzahl vers! 
Gruppen, die „sich untereinander um 
des Kaisers ideologischen Bart streiten“, 
deren „unverständliches Gezänk für 
Sektierer aller Schattierungen typisch 
ist“ und „einzelne. Gruppenmitglieder 
unfähig zu Kompromiben oder zum. 
Zuhören In der Diskussion macht",(8, 
3und4) 

Dabei ist die KPD/ML nur bei Der 
ersdorf mit Ihrer Zeitung „Roter Bob 


„gebrandmarkt“ 


_ TERKAMPF Nr. 25 schtieben wir da- 
_ zu: „Die Ausschluß-Taktik der Gewerk- 
schaftsführung demonstriert deren ge- 
wieftes Vorgehen, das eindeutig poli- 
ist.” (Seite 21) 
uns damals bei der Be- 
 schreibung der Ausschlußtaktik der 
\ isführung. besonders auf 
die Erfahrungen, die im Zusammen- 
bang mit den Beunbsie Mhlan pr 
(' wurden. Inzwischen haben sich 
‚die Fülle gehäuft, in denen die 
ER der Gewerkschafts-Füh - 
Fer bei der Auswahl derer, die sie aus 
den Gewerkschaften entfernen, unmiß- 
verständlich zutage treten. 


jekannt sind inzwischen die 
Ausschlüsse der Kollegen Mettke 

Jund Reisner aus der IG Druck 

und Papier in Westberlin. Diese beiden 
Redakteure des „berliner EXTRA 
it“ wurden noch mit der „Begrün- 
', sie hätten gegen die Satzung 
wsgeschlossen, als sie Solı- 
daritätsaktiöhen für Kollegen einleite- 
ten, die von der Stillegung der „Offizi- 
au 


Deutlicher wird die politische Stoß- 
‚richtung der Ausschlüsse im Falle Zint! 
in München, ebenfalls IG Druck und 

> Papler, In der Begründung des Aus- 

chlußantrages gegen den Genossen 
Intl schreibt der Ortsverein München 
‚der 16 Druck und Papier: b 
u, , Der Ortsvorstand der Münche- 

'ner 16 Druck und Papier hat auf seiner 


tig als Mitglied der soge - 
inten Arbeiter-Basisgruppen (ABG) 
kannt hatte. 


CHEMIE- 
TARIFRUNDE 


ersdorfer“ vor dem Tor unrühmlich in 
Erscheinung getreten. Die bisherigen 
drei „Betriebsausgaben“ glänzien da- 
durch, die konkreten betrieblichen In- 
formationen aus dem letzten „Chemie- 
arbeiter“ mit einigen rrrevolutionären 
Phrasen. „angereichert“ zu haben. In 
allen anderen Chemiebetrieben ist die 
KPD/ML völlig unbekannt, Allerdings 
hat die Gewerkschaftsführung aus dem 
„Roten Beiersdorfer“ genügend „Mun- 
ton“, die gesamte Arbeiterlinke abzu- 
kanzein. 
‚Aus ähnlichem Grund muß die 8SG 
herhalten, die bisher auch jeweils den 
"„Chemjearbeiter‘ abgewartet hat, um 
Ihre zwei Ausgaben der „Tarifkampf- 
Informationen” mit Betrieblichem zu 
„ergänzen“, Doch 1ßt sich mit ihr 
ichtig die These der „studentischen 
Ihrung“ der Linken belegen, (SSG= 


Sozialistische Studentengruppe), se hat 
ihre „Betriebsarbeit allerdings ab 1.4, 
in „KG“=Kommunistische Gruppe um- 

benannt, 

Um die „Spaltertätigkeit der kom- 
‚münistischen Sekten“ zu belegen, wer- 
‚den „Zitate” u.a. such aus der Chemie- 
branchenzeitung des KB, dem „Che 
miearbeiter“ gebracht. Diese „Zitate” 
sind zum Teil frei erfunden, zum Teil 
»0 aus dem Zusammenhang gerisen, 
‚daß ihr Sinn total entstellt ist, 


Beim „großen Führer“ abgeguckt 


Um wine Auseinandersetzung mit 

‚den Kommunisten und dem „Chemie 

arbeiter” theoretisch zu untermauern, 

schreibt der Verwaltungstellenvor 
‚stand zur „Zielsetzung der Sektierer” 

‚halten „die ji, ‚Arbeiterklar 

‚se’(fürl au verbohrt und dumm“, um zu 

| erkennen, daß das „detenende Sy 


‚n Mißverständnlasenvor- 

Der Ausschlußantrag gegen 
den Kollegen Zintl begründet sich aur- 
schließlich auf dessen eingestandene 
[Mitgliedschaft bei den Arbeiter-Basis- 
gruppen. 
(Schreiben des Ortsverein der IG Druck 
und Papier vom 23.10.1972) 

Übrigens deutet die Tatsache, daß 
dieser Beschluß einstimmig gefaßt wur- 
de, darsuf hin, daß sich auch die DKP 
nicht zu ‘schade war, an solchen 
Schweinereien aktiv mitzuwirken. 

Inzwischen ist aus Passau ein Fall 
bekannt geworden, wo die Führung 
der IG Druck sich nicht scheute, die 
Kriminalpolizei dafür zu benutzen, sich 
eines kritischen Kollegen aus den eige- 
nen Reihen zu entledigen. In einem 
Brief an „den Leiter der Kriminalpoll- 
zei Passau“ vom 30,11.72 schreibt 
Adolf Meyerl vom Ortsverein Passau 
der IG Druck und Papier über den 
Kollegen Heißberger: 

w.n.. . Dei mir waren schon einige 
Zweifel, ob er nicht äoch.engere Be- 
'ziehungen zu der Sympathisantengrup- 
pe der Arbeiter-Basisgruppe (München) 
hätte. Dieser Verdacht hat sich nun 
mittlerweile so stark bestätigt, daß es 
unverantwortlich wire, diesem Mann 
eine Jugend anzuvertrauen, 

Außerdem werde ich gegen Herrn 
‚Hießberger beim Landesbezirk der IG 
Druck und Papier, München, den Aus 
schluß aus der Gewerkschaft beantra- 
gen!“ 

Der Kollege Hießberger ist Öster- 
reicher und durch das 
Ortsvereins Passau der 
nur als Kommunist denunziert, sondern 
auch zur Abschiebung aus Westdeutsch- 
land durch die Polizei freigegeben. 


Neue Vorstandsbeschlüsse 

Lane Asiens 
Die Gewerkschaftsführer haben es 
dabei nicht bewenden lassen. Die IG | 


und Papier zwingend vorschreibt: 


„Der Hauptvorstand hat am 9.3. 
1973 folgenden Beschluß gefaßt: 

‚Mitglieder der _ Industriegewerk- 
scheft Druck und Papier, welche sich 
zur _ ‚Roten/Revolutionären Gewerk- 
schaftsopposition® (RGO) oder Grup- 
pen mit gleicher beziehungsweise ähn- 
hicher (1) Zielsetzung bekennen, deren 
Bestrebungen durch ihre Mitglied - 
schaft, durch Außerungen in Wort und 
Schrift beziehungsweise durch aktive 
Mitwirkung. unterstützen, - verstoßen 
gegen $4 der Satzung der IG Druck 
und Papier. Auf sie ist das Verfahren 
nach $ II (Ausschluß aus der Gewerk- 
schaft) Ziffer la beziehungsweise Ic 
anzuwenden.  ” 

‚Auch die IG Metall hat es sich nicht 
‚nehmen lassen, kurz darauf einen ent 
sprechenden Beschluß zu fassen. Hi 
der Wortlaut: 


„Die Zielsetzung und die Aktivis- 
ten der unter der Bezeichnung KPD, 
KPD/ML, KPD/AO, Arbeiter-Basisgrup- 
’pen, Kommunistischer Bund, Kommu- 
nische Arbeiterpresse tätigen Grup- 
pen und der von Ihnen getragenen »0- 
genannten revolutionären Gewerk- 
ichaftıoppoltion sind gewerkschaftr- 
feindlich. Die sogenannten Gruppierun- 
en werden zu gegnerischen Organise- 
onen erklärt. Die Zugehörigkeit zu 
diesen Organisationen ist unvereinbar 
mit der Mitgliedschaft in der Industrie- 
‚gewerkschaft Metall. Mitglieder der In- 
dustriegewerkschaft Metall, die sich an 
deren gewerkschaftsfeindlichen Aktiv 
täten betellgen oder diese unterstüt. 
zen, verstoßen gegen die Interessen 
unserer Gewerkschaft und müssen mit 
dem Ausschluß rechnen.“ 

Nun sind Ausschlüsse von Kollegen, 
die in den Gewerkschaften für eine 
konsequente Politik im In 
‚der Arbeiterklasse arbeiten, in der Ge- 
schichte der Arbeiterbewegung keine 


S 


Druck und Papier-Führung hat vor 
kurzem einen Beschluß gefaßt, der den 
‚Ausschluß aller Kommunisten und de- 


Hund „revolu- 


se. Deswegen „. 
ernannten Besserwissern ohne Nennung 
‚Marer Ziele in die Revolution geführt 
werden, an deren Ende die Sekienfüh- 
rer dann die Macht übernehmen und 
der „Arbeiterklasse‘ sagen, wohin die 
Reise geht.“ 

Das ist die übliche Sprache eines 
Kalten Kriegers, mit der dieser den 
Kampf der Kommunisten um die Be- 
freiung der Arbeiterklasse von Aus- 
deutung und Herrschaft des Kapitals 
zu „beschreiben“ pflegt. Holst und Co, 
sehen allerdings noch einen Schritt 
weiter: 

„Da die Gewerkschaften durch Re- 
‚formen und andere Maßnahmen inner 
"halb des bestehenden Systems ständig 
Verbesserungen für die Arbeitnehmer 
erstreiten, stehen sie den Stkten an er 
ter Stelle im Wege. Sie gehen davon 
aus, daß es dem Arbeitnehmer noch 
rel schlechter gehen müsse, damit er 
revolutiondr wird. Deshalb müssen, 10 
die Sekten-Ideologen, die Gewerkschaf- 
ten in ihrer jetzigen Form zerschlagen 
werden, Mitbestimmung, Vermögens 
bildung und andere von den Gewerk- 
schaften angestrebte Reformen werden 
diffamiert und abqualifiziert, um sie zu 
verhindern.“ (8.4) 

Und weiter: 


„Jeder verantwortungsbewußte Ar- 
beitnehmer, der es nicht dulden will, 
daß die Taktik des ‚Dem-Arbeimeh- 
mer - muß » ex = noch « viel « schlech- 
ter + gehen‘ zum Zuge kommi, muß 
aktiv etwas gegen die  bösartigun 
Trommler der Gewalt und des pubertd- 
ren Unsinns unternehmen.“ 

Die sozialdemokratischen Gewerk- 
schaftsführer wissen genau, duß nie in 
‚einer ehrlichen Auseinandersetzung mit 
Kommunisten um die Politik in den 
‚Gewerkschaften vor den Augen der Ar- 
beiter nicht bestehen können und müs 
sen so zum Mittel der Lüge greifen. 


Denn diesen Leuten Ist natürlich nicht 


Seltenheit, sondern vielmehr die Regel. 
In den zwanziger Jahren kam es zu 
regelrechten Massenausschlüssen. Die 


unbekannt, daß schon Karl Marx die 
Gewerkschaften als „Organisationszen- 
tren der Arbeiterklasse" und „Sam- 
melpunkte des Widerstandes gegen die 
Gewalttaten des Kapitals“ bezeichnet, 
die zu verteidigen und zu Kampforge- 
nisationen der Arbeiterklasse auszubau- 
en Pflicht jedes Kommunisten und 
Tortschrittlichen Arbeiters ist. Dabei 
unterstützen Kommunisten den Wider- 
stand der Arbeiter gegen die Ver- 
‚schlechterung ihrer Lebenslage, treten 
fürjede Verbesserung und jeden Schritt 
wirklicher Reformen ein und stoßen 
‚gerade dann mit den sozialdemokrati- 
schen Gewerkschaftsführern zusam- 
men. Denn diese versuchen durch die 
Politik der Klassenversöhnung. die Ar- 
beiter an den Kapitalismus zu fesseln. 


Das hat mit „linker Umfunktionie- 
rung“, wie Antikommunisten vom 
Schlage Holst und Co, behaupten, 
nichts zu tun, sondern ist der Zweck, 
zu dem die Arbeiterklasse sich über“ 
haupt mal Gewerkschaften geschaffen 
hai 

Antigewerkschaftlich sind alle dieje- 
nigen, die sich über die klaren Forde- 
nungen der Kollegen hinwegsetzen, dem 
‚Abbau der Lebenslage und der Rechte 
der Arbeiter zustimmen und die Ge- 
werkschaft als „Ordnungsfaktor“ dem 
kapitalistischen Staat ausliefern wollen. 

Für ihre Demagogie, Kommunisten 
arbeiteten an der Zerstörung der Ge- 
werkschaften, damit es den Arbeitern 
viel schlechter ginge und sie s0 „tevo- 
utionär“ würden, hätten Holst und Co, 
ebenso gut folgendes schreiben kön- 
nen: 

‚Für die Sektenführer „kommt die 
Vertretung aller wirklichen Bedütfnis- 
se der Arbeiterschaft Immer weniger in 
Frage, bis die politische Klugheit eı 
endlich überhaupt nicht mehr alı wün-. 
schenawert erscheinen lßt, die soslalen 
und gar kulturellen Nöte der preiten 
Massen zu beheben, die ja sonıt Ge 
fahr laufen, dies, in ihren Wänschen 
efriedigt, nicht mehr als willenlose 
Kampftruppe benutzen au können, 


ADGB-Führer schlossen ganze Zahl- 
stellen aus, Auch nach 1945 kam es zu 
ähnlichen Vorfällen, z.B. in der IG 
Bergbau und Energie. 

Dennoch sind die oben dargestellten 
Einzelfälle und die Beschlüsse Anzei- 
chen dafür, daß die Gewerkschaftsfüh- 
er in der Zukunft vom Mittel des Aus- 
schlusses aus den Gewerkschaften weit 
häufiger Gebrauch machen werden, als 
das in den letzten Jahren der Fall war. 

Es sind dies nichts anderes als die 
vorbeugenden Maßnahmen der Gew 
schaftsführer, die besonders in den 
letzten Tarifranden feststellen mußten, 
daß der Überwiegende Teil Ihrer Funk- 
tionäre an der Basis — vornehmlich die 
gewerkschaftlichen Vertrauensleute — 
nicht mehr voll hinter ihnen stehen, 
daß sich zunehmend Widerspruch zu 
der von. den Gewerkschaftsführern be- 
riebenen Tarifpolitik in den Betrieben 

et, Zwar sind diese Gewerkschafter, 

ie ja das so wichtige Bindeglied zwi 
schen der betrieblichen Basis und der 
Führung bilden, noch keine Kommuni- 
sten, zum Teil stehen diese Kollegen 
den Kommünisten noch sehr skeptisch 
bis ablchnend gegenübs 

Die Gewerkschafts-Führungen sind 
sich aber schr wohl der Tatsache be- 
wußt, daß die Kommunisten bei guter 
Arbeit durchaus in der Lage sind, die- 
ser sich verstärkenden spontanen Ab- 
ehnung der Politik der Sozialpartner- 
schaft die Alternative einer Politik des 
konsequenten Klassenkampfes gegen 
die Kapitalisten entgegenzustellen, und 
somit der spontanen Empörung an der 
gewerkschäftlichen Basis zunehmend 
mehr Bewußtheit und Kontinuität zu 
verleihen. 

Insgesamt deutet sich hier der Be- 


sinn einer längerfristigen Entwicklung 
an, die die gewerkschaftliche Basis 
‚nach links treibt, und die in der seit 
längerem in allen Ländern Westeuropas. 
zu verzeichnenden Verschärfung der 
Klassenkämpfe begründet liegt. Die“ 
‚Gewerkschafts-Führer können diesen 
Prozeß nicht aufhalten, sie werden 
aber nichts unversucht lässen, um ihn 


UNUUNINILNLNLLENELENN 


Eine derartige, ahmungmvoll gewit- 
terte Entwicklung jagt den Klassen- 
kämpferischen Führern solche Furcht 
ein, daß sie endlich kurzerhand jede 
wirklich segensvolle soziale Hebung ab- 
Ichnen, jaauf das Entschlossenste dage- 
en Stellung nehmen.“ 

Dieses Zitat ist nöch gar nicht so 
alt und noch in manchem Bücherbord 
eines Rechtsradikalen zu finden, damit 
er es bei Bedarf hervorkramen kann, 
wenn es gilt, gegen Kommunisten zu 
Felde zu ziehen, Geschrieben wurde es 
von Adolf Hitler und dann zur „Be 
gründung der national-sozialistischen 
Lehre“ in „Mein Kampf“ (8.51/52) 
veröffentlicht! 

Hitler setzt das obige Zitat folgen- 
dermaßen fort und „begründet“ die 
Taktik der „klassenkämpferischen Füh- 
rer” (auch "diesen „Argumentations“- 
Muß finden wir in der seitigen Hetz- 
schrift der IG Chemie-Führung wieder): 

„Um eine Begründung eines ver 
‚meintlich so unverständlichen Verhal- 
tens braucht Ihnen dabei nie bange zu 
sein, Indem man die Forderungen im- 
‚mer höher spannt, erscheint die mögli- 
‚che Erfüllung derselben so klein und 
unbedeutend, daß man der Masse je- 
derzeit einzureden vermag, es hand! 
sich hierbei nur um den teuflischen 
Versuch, durch solch eine lächerliche 
Befriedung heiligster Anrechte die 
Stoßkraft der Arbeiterschaft auf bilt- 
ge Weise zu schwächen, Ja wenn mög“ 
lich lahmzulegen. Bei der geringen 
Denkfähigkeit der breiten Masse wun- 
dere man sich nicht über den Er 
folg (8.52) 


Dieselbe „Argamontations*-Führung 
in Kampf“ finden 
munistischen Hetz- 


Die Mitglieder und Sympathisanten 


‚des KB „steuern in Diskussionen regel: 
mäßig eologische Auselnandersezum 
‚sen an (Ziel; Verhinderung konkreter 
‚Arbeit zur Verbesserung der Lage der 
Arbeimehmermer) , . ., können nicht 


RR 


so lange wie möglich unter Kontrolle 
zu behalten. Auf der einen Seite greifen 
sie immer rigeroser zum Mittel des Ab- 
baus der innergewerkschaftlichen De- 
mokratie, wie das u,a. die oben zitierten 
‚Ausschluß-Beschlüsse belegen, anderer- 
seits werden sie sich mehr des Mittels 
von Scheinzugeständnissen gegenüber 
der Basis bedienen müssen, Beispiel- 
haft zeichnet sich das in der Gewerk- 
schaft Erziehung und Wissenschaft ab, 
deren Vorsitzender in Bayern meint: Es 
sei richtig, daß die Gewerkschaften 
wieder (1) zu „Kampforganisationen 
der Arbeiterklasse“ (1) werden müßten, 
daß Revolutionäre in den Gewerk- 
schaften aber nichts zu suchen hätten, 

Für die Kommunisten in den Ge- 
werkschaften können die jetzt ver- 
stärkt einsetzenden Schläge kein An- 
1aß sein, ängstlich die Köpfe einzuzie- 
hen und zu meinen man könne dadurch 
den Schlägen (z.B, Ausschlüsen) ent- 
gehen. Schr wohl aber ist in der Zu- 
kunft viel mehr Gewicht auf die Ab- 
sicherung unserer Arbeit in den Ge- 


zuhören, nehmen Argumente anderer 
nicht echt auf, sondern bekämpfen sie 
aus Prinzip... Die Art solchen ‚Disku- 
terens‘ wird verbusen und mit der für 
Sektierer typischen Verbohrtheit ge: 
Ahr.“ (8 6) 

Bei Wahlen, 2.B. zur Tarif-Kommi- 

versuchten sie, Bewerber 

‚bindenden Beschlüssen’ fest- 


zulegen, 


/kt_werder 
nie mgichet che eräl werden. 
Ge BA Mickerflhent er 


ng erfolgt die 

übliche Diffamlerung . . .“ (5. 6) 

Wobei gegen solche Methoden 
schwer anzugehen se. da es 

„für Gerichte und Skandal-Ge- 
schichten immer ein Publikum gibt,“ 
18.4.) (vergl. .„.. . „ geringe Denkfählg 
‚keit der breiten Masse“, Hitler) 

Übersetzt man die demagogische 
Ausfälle in normale Umgangssprache, 
10 bedeutet das: 
® wer hobe Forderungen, 

Taritrunde sufstelit, 

w wer über grundsätzliche gewerk- 
schaftspolitische Fragen wie Mit- 
bestimmung oder Vermögensbildung 
diskutieren will, 

m wer weinem Vertreter z.B. in der Tan 
rifkommission aufträgt, die Forde- 
rung der Kollegen dort zu vertreten, 

‚der ist ein Kommunist und muß ausge 

schaltet werden. 

Wir werden die 9seitige antikom- 
munistische Hetz-Schrift der Hambur- 
‚ser IG Chemie-Führung sowie weitere 
antikommunistische Pamphlete dersel- 
ben „Autoren”, die während dieser Ta 
nifrunde veröffentlicht worden sind, in 
vollem Wortlaut in einer Sonderbroschb 
re veröffentlichen. „ 

Bemerkenswert an der Kommunk 
steuer poiagemekyatishen Or: 
werkschaftsführer Ist, daß diese nicht 
einmal davor rurückschreckei Ihter 
Argumentation auf das Niveau der Tr 
raden rs abzusinken, mit denen 
dieser winerzeit Kommunisten, Ge 
werkschafter und Sonaldemokraien 
bekämpfte, 
Chemie-Gewerkschaftskommission 
KB-Gruppe Hamburg “ 


in einer 
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tard, weil se die Ausweitung der Bawegung 
Über das ganze Land bekräftigen. Inder Ver- 
9ergenheit bild die Besiligung an Damon- 
Atrationen „in der Provinz“ in rer Gesamt. 
Zahl zumeist weit hinter der in Paris zurück, 


Polizei schafft hnli- 
u ziongn: 


Die Aumeitung der Bewegung it such 
dadurch erreicht worden, daß ich mitzler- 
nie die Studanten mehrerer Unmersikten. 
dam Kampf der Oberschüler gegen das „Jol 
Daträ”" angeschlossen hatten. Datei haben 
ie Studenten diesen Kamp! mit ihrem Pro- 
tust gegen eine raue Studienordnung verbun- 
Sen, die eine Verschlechterung Ihres Ausbil 
Sungsbedingungen bedeutet. Die Universe 
titrerwaltung reagierte auf den Streik der 
Studenten mit der Schliedung einiger Fa- 
kulikten. Hand in Hand damit besetzten 
forhiniche Gruppen und von ihnen beein- 
Akte‘ Studenten das Univrsitktspeblude, 
Ass in Park, in dem hauptsächlich Jura 


Atmosphäre geschaften wird. So swlt sich 
Sarn such che Fragn immer weniger,ob eine 
Qrwaltsame Verteicgung von Seiten der De- 
Morstranten „moralisch gerechtfertigt” at, 
sondern: ob sie zum gegebenen Zeitpunkt 
nötig und zweckmäig it. Sulndig versucht 
de Polizei, der Demonstration die Suaße ab- 
uriegein und ae In abseitige Bezirke zu drän- 
‚gen, jagt sie die Demonstranten mit Ihren 
Einatzwagen durch die Stadt und nimmt 
sin einen Zangengiff, um dann plötzlich 
ung ohne Vorwarnung joszuknüppein. Der 
Ditlang schwerste Zusammenstoß. in der ge- 
gemärtigen Bewegung fand am 3. April in 
Strasbourg satt, Dorırlumten mehrere Hun- 
deruchaften dar Polizei in einem brutalen 
Einsatz die von den Studenten bassızt ge- 
halteme Universität. Es gab 75 Verein, da- 
runter — wie eine itlienische Zeitung 
schrieb. — einer lebensgefährlich. Die Stu- 
‚Sanıen versuchten ‚ich stundenlang gagen 
‚dan Polizeiangriff zu verteidigen. Einzeine 
Barrikachn wurden gebaut, nach dem Vor- 
bild der Kämpfe vor fünf Jahren. Schieich 
mußten die aber cie Besetzung aufosben, da 
ihre‘Kräfte den Gugransten und Knüppel- 
schlägen der Polizei nicht mehr standhalten. 
konnten. Am nächsten Tag demonstrierten 
&. 10.000 durch Strasbourg, was für diem 
Stack eine nach bisherigen Madstäben rola- 
tv orode Manifestation ut. 


Zum politischen Charakter 
der Bewegung 
Der Kamp er Schier und Sant in 


Frankreich wägt bei seinem ziemlich großen 
Ausmaß überwiegend spontanen Charakter 


Jchwung nahm — und di ie indian Pre- 
iger des Abwartens auf die nächste Wahl 
8 nich mehr 20 schrll mithalten konnen. 
Es kummı aber noch ein wehiger Punkt 
hinzu: das „Jol Debrd”, damen Inkrafteten 
zum Ausgangspunkt car Mananbewegungder 
Schler und Srudenten wurde, in Im Juli 
1970 von allen Partien der (ranfönuchen 
Netionsiersammlung baschlouen worden, 
auch von der PCF- Da wird Ihr cie Maike 
des „sitrigen Gegners” heute natürlich nicht 
rend no cn eigenen. 

"Di PCR ui he uch allerdings durch 
ihre email Befürwortung des Gemtzen 
cht gehindert, mit antlarvrıden und nl 
soo auch kuriosan Schachzägen doch noch 
Tri einem Bein in de Bewegung einzunel- 
n". Alt wie Ihre Einflußlongkeit bei den 
Shure und Demansıationen som ta 
er Bildung om nationalen Koordinaion. 
Komitse fetzite, wie u sich dadruch 
an «ia Spitze katapuleren, daß ai einen 
Tag vor dem natlonsen Aktionstag um 22. 
Mrz zu einer eigenen Demorstraion in Pa 
Fi murif. Aber während am 22. Mär über 
100.000 dureh de Sıradan von Para mar. 
fchleren, waren eu am Vortag bei der POF 
Ganze 3 000. Nach diesem eindeutigen Mi- 
fon „untersize” u noch eilt de 
Demgnsireion am 22. März — und en fol 
genden Tag, konn man dann m der 
Msmenit", der Zeisung dar PCF.ieen, 
0 „zahntauiende Minter der PCR" mar- 
Achlert sie. 

"Dis PCR weiß natirich auch, ci6 die 
Benagung on Schüler und Studenten große 
Symasinie unter der warktätigen Berike- 
rung Tindet. Gerade denmagen, weil se um 
INen eviionisuchen Einf bei dın Ar 
sn Bag, bereiteten Ir ja wohl 10 viel 
Kopfzerbrechen, wie ne das ganze noch auf 
Ihe Konto verbuchen und in Are Bahnen lon- 
kan ann. Nach den Demonstrationen vom 
72. März erkläre di mit der PCF warbun- 
ne reviionisische Gewerkschafushrung 
&° COT sch man zu Ompröchen miı cum 
evoktlondren linken Gruppen bereit — ds. 
re Mai sat dem Ma 68. Das it wohl 
Sin Ausdruck des usichlichen Kräfuwer- 
Pltnaes innerhalb dr gepennärtigen Be- 
Wegng. as auch Ausdruck der tevion 
schen Taktik, ces Kräfteverhältis zu 

en.Gunsten zu verändern. Immerhin er 
achten ce Gespräche, daß ich somohl die 
GT ai auch ie mit Ar konkurrierende 
CFDT undeie ebental mit dr PCF verbun- 
une Lahrergewerkschaft FEN dem Aufruf 
Zur Demenstraion am 2. Apr anschlosen, 
‚Antimilitaristischer und anti- 


kapitalistischer Kampf 
Den vergichmeie größten Eintut in 


‚mehr als 250 Deiegerte von Gymnasien sur 
dem ganzen Land anwesend. Bei diesem na- 
!ionalen Koocginierungskomitee handelt es 
Jich nicht um ein willkürlich aufgesetzies 
Gremium, das die Bewegung dar Oberschüler 
tum Nutz und Frommen irgendeiner Grup- 
ierung modeln soll — wie das em bei uns 
mit den zahlreichen „Nationalen Vietnam: 
Komitees“, .‚Liga 000an dan Imparialiumun 
‚nd. „NationslenKonferenzen gegen die Aus- 
Ändergesetze" der Fall it. Bei dem nationa- 
am Koordinierungskomitse gegen das „lol 
Debrd” hard i sich vielmehr um ein at 
ächliches Produkt und Organ der Bewegung, 
ia sich auf eine breite Bass stürt und das 
Aufgrund der Aummeitung der Kämpfe not 
Mendig geworden st, 

‚Der Bildung dieses nationalen Komitees. 
‚ren ständig zunehmende Schulitreikt und. 
Demonstrationen in zahlreichen Sıhdhen vor- 
muspegangen: ua, in.Pari, Marseille, LI 
Alormant-Ferrand, Alx, Thiers, Tours, 

Pe-de-Bigorre, Montargi, Auriio, 
0 und Caen, Die Bewegung zeigte in den 
‚inzeinen Orten aber einen unterschiedichen 
3rad an politischer Bewultheit und Orga 
Äertheit, Während beispielsweise die Gym- 
aslasten in Manaille Ihren Kampf bereits 
‚inter bewußt antimilitärltischen und ant- 
(apltalisischen Parolen führten („Mir 
ienst: Dienst für das Kapital"), während 
n mehreren der 25 bestreikten Oberschu- 
m in Marseille bereits schulische Kampfko- 
ltoes existierten, die eine lebandige Koor- 
Ination des Kampfes auf örtlicher Ebanı 
rbeiführten, war die Beweguns anderer. 
it z.B. in Lille und dan meisten anderen, 
rien zwar auch massiv, abar vie! weniger 
irukturlert an der Basis. Dort In Lille, wo 
ia Bewegung zwar breit aber nicht 10 tat 
it, hatte die Polzel dann such besonders 
utal zugeschlagen. Es ‚gab mehrere Var- 
ie, darunter ein | T-ähriger Gmnasist. 
Be mit einem Beinbruch ins Krankenhaus 
ingalietert werden mußte. 

"Nach der Biktung des nationalen Koor 
$nationskomitem wuchs die Bawagung wei. 
w an. Am 22. Wärz, dem 5. Jahrestag dan 
Beginn der „Mal-Kämpte” von 1988, wurde“ 
in erster Aatlonsler Aktionstag durchge- 
‘ort. In Paris demonstrierten an cine Tag 
ber 100.000 Schüler und Stuchnten; im 


Äbrigen Land noch sinmal mehr a 150.000. 
Am 2, April, dem Tag der Einberufung zum 
ihärhenst und geichzeitig der erste Sit 
tungtag. der nmugewählten 


Narionalver 


1 den Stralan von Parin und insgesamt über 
300.000 im ganzen Land, Einige Zeitungen. 
ierachen sogar von mehr alk einer halbanı 


halb von Par In Inofern banondarı bad. 


[Nieder mit der Schule der Kapitaliston 


heraus mit Stühlen, Tischen und anderen 

schweren Gegenständen beworten. Die Po- 
Haei , kam dabei den faschistischen 
Besstzern _ ebunso _ selbstwrständlich. 
zu Hilfe, wie sie es zwei Tage ap 
{er eine bürgerkriegsähnliche Belagerung des 
gmamten Quartier Latin durchführee, a die 
nken Studenten im Gegenzug gagen die fa 
ehlstische Besetzung der Amas die Borbonne. 
tmsetzan wollten (das Quartier Latin mn der 
Pariser Bezirk, we sich die meisten Univers- 
tngetsluce bafinden, und wo im Mai 1968 
‚dr Barrikadnkampt gegen die Polizei sat 
na) 

Die geplante Besetzung der Sorbonne 
wurde. schlielich mit mehrheiticher Ap- 
timmung aufgegeben, da die eigenen Kräfte 
zu dem Zeitpunkt als zu schwach einge- 
schätzt wurden, gegenüber dem Aufgebot 
mehrerer Hundertschaften bewaftneier Po- 
zei im gesamten Quartier Latin, Immerhin 
wurde aber am 28, März, also in dar Zeit zwi 
chen den beiden großen Demonstrationen. 
vom 22. März und vom 2. April, ine weite“ 
(m Demonstration gegen die faschisische 
wtzung der Asaa und gegen das „Joi Debri 
urchgeführt, on der sich über 20.000 bet 
Iien, 

Das Auftreten der Polizei gegenüber dan 
Demonstrationen der Schüler und Student 
iin allgemein sehr massiv. Naben „gewöhnll- 
chen’ Polizeikräften werden durchweg die 
CRSeine Arı Bereischaftspelizei) und die 
‚.Gercis mobiles" eingesetzt, Zusammen he 
tt 06 sich jeweils um mehrera Hundert- 
chatten, die miele in Mannschaftwuagen. 
herantransportiert werden, die der Größe 
normaler Verkehrsomnibusse entsprechen. 

Polizeiknöppel und normale Rundhölzer 
werden von den Polizisten beim Aussteigen 
aus ihren Monnschaftswagen gar nicht erst 
um Koppel getragen, sondern glech in der 
Faust gehalten. Außerdem it ein Teil der 
Polizuten jeweils mit Gewehren ausgerüstet, 
0 ebanfallı zum Tail glich In der Hand ge 
"halten und nicht gschultert werden. 

Bei plötzlichen Angriffen benutzen vie 
ie Gewehrkolten als Schlapinstrumante 
‚Auf einem Teil dar Gemehrmündungen sind 
Tränengasgransten aufgepfanzt, Derüberhin- 
ur verwenden die französische Pollani bei 
ihren Einsätzen gegen Demonitrationen, 
‚Chlor und ein anderes Gas, ds se reuerchngs 
In den USA einkauft und das in Vistnam er 
Probt wurde, Die besondere Tücke diesen Ga- 
sen Nogt darin, daß es im Gegensatz zum Tri- 
Mangan und Chlor unsichtbar Ist und die 
Schleimhäute auf andere Waisn verletzt, »0 
‚de die herkömmiichen Schutzmaßnahmen 
der Demonstranten (altronenpatrinkte Ta- 
schenvücher vor Mund und Nase) nicht mahr 
el nützen, 

‚Allein dureh das Auftreten und die Aus 
rüntung, der Pollen wird so schon ersichtlich, 
von welcher Saite meine tirgerkrepnähnliche, 


Wider die revisionistische PCF noch irgend 
ine andern Tinka Gruppe at gegenwärtig in. 
Lage, diese Bewegung irgendwie „anzu, 
Jetta“, Es ist im Gegenteil eher zo, dallcie 
meisten linken Gruppan große Schnderigke 
en haben, dar Massenbewegung überhaupt 
Zu „folgen“ und politische Perspektiven vor 
zuschlagen, die cin Bewegung aul sin höhe, 
es politisches Niveau bringen können und 
ihr eine Bamußtheit verleihen, che über 
ie aktuellen Kämpfe und Kampftiele hin 
reicht. Eine weitreichendere politische 
Orlentierung der Kämpfe it aber schr wich. 
99. weil trotz der zunehmenden Ausweitung 


(der Bewegung kaum mit großartigen konkre- 
tan Erfolgen zu rechnen ist, und weil die 
Bewegung sich die Frage stellen muß, wie 
der Kampf nach einem Rückgang der De- 
monstrationen und Streiks weitergeführt 
warden soll, Diese Einschätzung gaben uns 

Orpaniarion 


Genossen der franzöuischen 

„Revolution, mit danan Genomen une, 
fer Organisation Ende März darüber dir. 
kuterten, 

Die revislonistische PCF hat gegenwärtig 
kaum einen Einfluß in dieser Brwegung. 
Om verdankt se Ahrer ganz auf Reformiamun 
und Anerkennung der bürgerlichen Legal 
Mrimmmen Politik, die durch die Wehlnie- 
rlage der „Vereinigten Linken“ (dem Bünd- 
nis von PCF und PS) zundchst einmal tüch 
tg angekneckat in. Die PP hatın sinen un 
heuren Wirbel gemacht, dal de „Vorainig 
te Linke" die Wahl gewinnen würd, da sie 
dann „die kühnmte Politik auf sozialem Ge- 
bier” machen wol, „ale es In diesem Land, 
‚bisher gegeben hat“, daß sie „den Weg zum. 
Sorlllumus Öffnen“ wolle un. um. 

"Aber die Regierung st geblieben, und die 
Pbrlamentarlschen Illusionen der FOR sind 
@rraut gescheitert — wie ne schon wit 
‚Jahrzehnten gescheitert sind, Eu Ist demau- 
Tone völlig erklätich, daß io Bewegung 10. 
unmittelbar nach dem 11. März Ihran Auf: 


und die wotzkisische „Ligue 
‚Daneben wirken roch sine. 
weitere wotzkistische Gruppe („Lutte Ouv- 
Fire”), eine linkwazialdemokratische und 
verschiedene spontaneistische und sektiere- 
Fische Gruppen; letztere allerdings am Rande. 
Aber such wenn die „Revolution“ und die. 
„Ligue Communisıe” die bedautandste Rol 
ia dabei spielen, 20 verkörpern sie dennoch 
keine „Leitung” der Bewegung. 

Das Schwergewicht des Eingritens der 
rmrolutiondren Gruppen muß nach Auffas- 
ung der „Rävolunon!” derin bestehen, die 
Politische "Diskussion über die Lngertrint- 
(9% Kampfeufgaben voranzutreiben. Daran 
mangelt es noch sahr und auch in dem natio- 
nalen Koordinstionikomiten sone in den 
‚chulichen und örtlichen Kampfkomitees 


stehen zumeist praktische Fragen, d.h.Di 

ionen über die unmittelbare Organ - 
sierung nächster Aktionen au uhr Im Vor- 
dergrund. Eı Ind kritisieren die Ge- 
nomen dar „Rövolutionl‘" auch die Politik 
der wotzkisischen „Ligue Communiste”, 
ie vor allem darauf abziee, aus der Be 
wegung herası lediich naua Gancnen für 
Se vigene Organiastion zu „rekrutieren”, oh. 
ne sch ansonsten aureichend Gedanken 
über die politischen Perspektiven der Wei- 
terführung des Kampfes zu machen. Demge- 
Ani vertritt die „Advolutlon!”” die Mei- 
nung, daß die aus der Bewegung heraus ont 
ardenen Kempfkomitser der Oberschüler 
erhalten bleiben münen, und daß ihnan auch 
weitere politische Aufgaben über den Kompf 
‚9e0°n das „Jol Debr6” hinaus zufilen min: 
sen. In rer Zeitung vom 17. Mlrz schrieb 
de „Rävolution!“, weiche Aufgabe die Ko: 
mies Ihrer Auffamung nach für den weite, 
ern Kampf an den Oberschulen üternehmen 
mine 

„Sie müssen den Gymnasiasten die 
Besiehungen erklären, die swischen dem 
‚lol Debr&‘ und der stindig von der 
Bourgeoisie in ihrem Klusseninterene 
beiriebenen Auslese-Politik an den 
‚Schulen bestehen; und zwar dergestalt, 


daß über die aktuelle Mobilisierung hin- 
weg das Terrain für die künfiigen 
‚Kämpfe gegen die Schule der Kapitalt- 
‚sten und der Polizei vorbereitet wird.” 
eige Auneinenderstzungen gr min 
erhal der Bewegung such über die Stoß: 
Heung ön Kama und de Pan. 
ine dr hp 'wolen zu Bug 
war „Mederherstellung des Gestellungs- 
aufschubs”, Dien wurde demegen hart 
kriinlt, yail der Kampf damit sine od 
Vertwiägung priigerter interemen. der 
Gymnalanten ausdrückt. Denn für de groß, 
Mänse der ‚ugendlichen nämlich die Arte 
arjogend gab 0 diesen Genteungsaufschub 
Shnan m, u wurd da de Part. 
prige: „Freie ts Einberufungr 
datums für alle Jugendlichen". Aber 
Belt di wifft noch nicht ds eigniiche 
Problem. Fernab jeder geuetichen Aoge- 
Hung milen ie malsun Kapialıun unge 
Arte nur dann ein, wenn se zuvor ren 
Miärienst guaister hoban. Die meisten, 
Artmrsöhne sehen her nach ihrer Schul, 
Amlensing mit 16 Jahren praktisch vor 
5 Siuenon, möglich schneiden Mil 
reist hinter sch zu bringen oder, mann 
Überhaupt zunichst eine Bußers schlecht 
bezahle „Aummeicharbeit” zu bekommen. 
Die _gesilschsftichen Klamenverhälnie 
alter lızen den Artaiterlugendichen atıo 
in der Prass gar ka Wa. und da ninzt 
sch kein „demokratischen Gear". 

Die Intereuen der Arbeiterlogend (und 
(dr qmarmten Arbeiurklms) richten. ich 
nicht gagen einen bestimmten. Zeitpunkt 
Gr Einberufung zum Milr, sondern gegen 
Ge birgerliche Millär“ überheupt, age- 
Gen, aa en ein Instrument der Kaplie- 
Rstenklasse zur Absicherung Ihrer 
schaft It, Dagegen muß sich. demzufolge 
uch se Bewegung dr Oberschöler richen, 
Wann le Im Bündnis it der Arbeitrklane 
tatiehich grundlegende Änderungen an- 

reden und uch nich muf di Versiigung 

Privilegierter Interessen beschränkäin wollen. 
Kierüber ie nötige politache Einsicht zu 
haften und der Benegung eiran antmil- 
Taritichen und entikapiustuchen Charak- 
her zu verleihen, darum geht eı. Undesschint, 
20 cs Auseinandermtzung um diese Fragen 
Bereit eigen Erfolg hat Dat it an den 
Parolen dutch, die zunshmend um sich 
(Fiffen und die bereits bei der Demansa- 
ton em 2. Apr gegenüber der Forderung, 
nach Abschaffung de „Jo Debrl” in den 
Vordergrund rückten; nda a: 

„Militärdienst: Dienst für dar 

Kapital!” 

„Die Gestellungsaufschübe sind uns 

wurscht, wir wollen überhaupt keine 

Armee mehr!“ 


„Nieder, mit der Armee; Sıreikbre, 
Cherint“ Senn 
ae Se 


(Diese Parole hat einen sehr akıualan Be- 
ug: Als kurz vor dan Parlamentswahlen bei 
der französischen Fluggesellschaft gustreikt 
wurde, setzte die Regierung die Luftwatfe 
ein, um den Flugbewieb aufrschtzuehalien. 
Datei wurde sogar in Kauf genommen, daß. 
ie Militirkontrolle mit dem Betrieb der 
zWilen Luftfahrt völlig unvertraut st: Am 
5. März starben 68 Menschen bei einem Zu- 
samınenstoß zweieı spanischer Flugzeuge 
über ‚französlschem Luftraum. Die Regie- 
fung erklärte dien natürlich für einen „De- 
Sawertichen Zwischenfeli”, an dem de Laft- 
kontrolle durch die Armen gänzich un- 
erlag mi. 

Die zunahmends Herausbildung einer an- 
Umiarisuchen und antikapitalitischen. 
Stoßriehtung der Mawegung wurde auch da- 
durch erleichtert, dal sich inzwischen die 
Arteiterjugenafichen einiger Berufsschulen. 
dar Streiks und Demonntraionen angrschlos- 
von haben, Die entihlünsensten Parolen bei 
Sur Demonstration um 22, Mirz kamen be- 
reits mus den Meihen einiger tausend mit- 
marschlerander Berufsachüler wasoffensicht- 
Jich such seina poslve Wirkung auf die ge- 
Harte Bewegung hatte, Os it überdies nat 
Sam Mal 68 dan orıte Mal, daß ich die Ar- 
beiterlugend an einer derarl breiten Bawe- 
‚Hung beuaiigt und Are Internen dan Cha- 
rakter. dieser Bewegung entscheidnd zu 
prägen beginnen. 


Entwickelt sich ein 
‘neuer Mai’? 


Die Energie der Zehntausende von Schd- 
lern und Studenten, Ihre Begsiterung und 
ihre iebondige Kampfbereitschaft stellen 
nen wesentlichen Motor der Bewegung 
dar. Tawdchlich kann man ungen, daß. In 
ihr die Erinnerung en die Kamote 
om Mai 68 wieder nieht. Parolen, wie die 
vom Mai 68: 

„Das ist nur ein Anfang, der Kampf 
‚geht weiter!”, oder wie Ei ist erst $ 
Jahre her = Kuckuck, da sind wir 
wieder!““ drücken den mt. Und am meh 

‚ward un tmand von Kahlenı gerufen 
„Heiß, heiß, heiß - der Frühling wird. 
eig" 

Dem Großteil er Bewegung scheint dabei 
uch klar zu sein, dal die enticheidende 
Prage der Verbindung der Kämpfe der Behü- 
Her und Studenten mit dem Kampf der fran- 
Zösischen Arbelterkiaum it. Aber über das 
We pibt on unterschidliche Auffammungen. 

ie trotzkinlche „Ligue Communlae" 
warten dazu mit dar Parole auf) „ale, 
Kämpfe auf die Betriebe aurwelien,” 

{it aber unrealich und es kann much 
nicht darum Yehen, die Arber nufsufor“ 
dern, wich der Bewegung «er Kohler und 
tuchnten „anzuschetlen", Bıralk In den 


Be 


“ 


' 
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awrebs gugan dem „Jol Detrß oder gegen 
die rmaktlondre Biuchenordnung?  Saitnt 
wenn die „Ligue Commsunise' das nicht de 
mit meint, geht ee zitierte Aufforderung, 
dennoch wohl am Probdem worte. 
> Die Frage int eher «0 zu mllen, wie die 
‚Artlter hr eigenen Kämple entwickeln 
werden und wie en Ihren gelingt, diese lang: 
atg gngen den gesamten kapitalitinchen 
nu sichten. In diesem Zunammenhang, 
die Frage an die Schüler und Studenten 
‚Kampf auf ein volchen politisches Ni: 
A haben, daß sn die Kämpfe der Ar- 
jome nach eigenen Kräften unter 
und Ihren Kampf mit den Kräften, 
Arbaiter in einer Stoßrichtung vereini- 
Dorauf wäre polftisch hinzuerbeiten und. 
stellt zweifellos ganz andern und im 
viel größere und schwierigere Pro 
‚al di von der „ge Communie” 
I propagjerm” „Ausdehnung den 
uf die Arbeiterbenmgung in dan, 
‚Tatsichlich scheint 05 +0 zu sin, daß, 
uch die Arbeiter nach dar Niederlage der 
„Vereinigten Linken“ bei den Parlament 
Wahlen Ihre, Kampfbereitschaft nicht baein- 
richtigen ‚lamen wollen. In den ganzen 
Jetztan Wochen haben die Arbeiter in ver- 


ENHE 


in 


Reihen der Arbaiter, Schüler und Studanten 
‚schaut werden, sondern wit ebenso, 
‚Klarheit über den Plan und die Taktik des 
Gegners nöti, über die Absichten und das 
Vorgehen der Kapitaliıten und der Regie. 
nt Pompiu ht bri in Drtrn Ein 

‚on die Bewegung der Schüler und 
‚Studenten angekündigt — wobei dies mit 
„Versprechen‘” gemischt wird, das _ „Joi 
Debr6” noch einmal zu „überdenken“ und 
geenelı eine Punkın zu ändern”. Die, 
Bewegung wird ich abo sowohl auf bruilere 
Pollzeiaktionen wie auch auf betrügerische, 
Thuschungsmanöver vorbereiten müssen. De 
on wird sich ie weitere Entwicklung den 

Politischen Nivamın der Bawmgung zu mer. 
Ara 12. April 1973 


Zum gleichen Zeitpunkt, als die Bewe- 
Jung der Schüler und Studanten ihren ersuen. 


Nationalen Aktionstag durchführt und einen 
memenhaften Aufschwung nahm, begann 
Im Werk Billancourt von Renault ein unbe- 
frineter Streik. Rund 400 angeiernte Arbei 
er {rumait Ausländer) haben nacheinan- 
der am 21. und am 22. März zwei wichtige 
Abweihungen ds Werks stillgelegt: in der 
Karomariopreme und in der Sitzfertigung. 
ihre Hauptforderung richtet sch muf eine, 
Revision. der ungleichen und spaltsrischen 
Lohnkatsgorien. Die angslernten Arbeiter 
machen häufig die gleiche Arbeit wie die 
Suspobildenen. Ihnen wird eine gieiche 
Qualifikation abverlangt, aber dennoch sind 
sie in weit niedrigere Lohnkatsgorien ein- 
gestuft. Hinzu kommt, daß auch unter den 
angelernten Arbeitern bei Verrichtung gie 
cher Tätigkeit oft unterschiedliche Löhne 
Qrzahlt werden. Und dan nicht nur bei Re- 
mau, 

Die Forderung: i 
Lahn ist daher immer mehr zu einer zen- 
\rolen Kompfaufgat in vie französischen 
Betrieben geworden. Dati wpielen gerade 
besonders benachteiligten angeiernten 
‚Arbeiter eine führende Rolle bei der Orge- 
islerung von Streiks. 

Bei RenauleBillencourt beetzten die 
400 swreikanden Arbeiter ihn Abteihungen 
Und erreichten, ca baraits zum Tags naher 
die Fabrikate Rd und RE ohne Kotflügel 
und ohne Sitze vom Band gingen. Di Direk- 
von muaglerte auf diesen Streik mit einer 
schrittweisen Aussperrung von 7.000 Arbei- 
ern. (Im Werk Billancourt sind 38.000 Ar 
beiter beschäftigt, darunter 13.000 Auslän- 
der. In allen Renault;Werken zusammen be- 
irägt che Beschäftigtenzahl zmischen 90.000 
und 100.000.) 

Mir der schrittweise Ausparrung wollte 
die Direktion die streikenden und nich 
utreikanden Arbeiter gegeneinander muapie- 
Han, was ihr aber offenber nicht gelang. 
Der Streik ging weiter und wurde nun von 
weiteren Arbeiern unterstützt. Auch in 
anderen Werken, vor alem in Film und in 
Bandouzviie, air much in Le Mans kam en 
nu Bolkderitätnaktlonen, wobei che Arbeiter 
Sort geiche Forderungen erhoten. 

"Die Genchäfnleinung griff zum Mittel der 
rekton Provokation: se Haß Ihre Werkipoli 
ei mt dm Betwiehngeländs antreten, mit 
Öummiknägpein in der Hand und Pistoien 
im Gürtel, Die Artiter Ian sich jmduch 
nlchn u unberiegten Mandhungen hinreiten, 
de 1u dem Zeitpunkt nicht ner Kamp: 
uraft ennprashen, Der Aufmarsch der be 
wuttnaten Werkapalizei hat alerdinge noch 


einmal die Infamie der Renault-Direktion in 
‚einer anderen Angelegenheit bewiesen: Im 
Februer letzten Jahres wurde der Genosse 
Pierre Overney vom Chef der Werkspolizei, 
Tramoni, erschossen, al er vor den Toren 
von Rensult-Billancourt Flugblätter vorteile. 
Bei der Beisetzung von Pierre Ovarnay de 
monstrierten damals rund 200,000 Men- 
schen hinter dem Sarg her und forderten u.a. 
de Auflösung der bewaffneten kapitalisi- 
schen Privatpolizeien. Als nun vor mehreren 
Wochen der Prozeß gegen Tramoni stattfand, 
behauptete der Genefoldirektor von Re: 
nsult, Dreyfus, in seiner Zeugenvernehmung, 
Saß. die Werkipolizei „völlig unbewatfne‘ 
wei und er sich ger nicht erklären könne, 
nie Tramoni geschossen haben sol, 

Da weder die Aumperrung noch die 
Provokation etwas, half, versuchte die Di 
mktion zu einem Kompromiß mit dar Ge- 
werkschaftsführung zu kommen. Am 27. 
März wurde in den Verhandlungen eine Ver: 
einbarung abgeschlossen, die beraits wesent 
ichs Zugeständnisse der Direktion enthielt, 
aber dennoch nicht den Forderungen der 
‚Arbeiter entsprach. Die Vereinbarung sah 
Zwar einen gleichen Lohn für die angelern- 
ton Arbeiter vor, llerdings auf einer niedrk- 
‚geren als der geforderten Stufe,und die 
Leistungsprämien sollten nicht, wis von den 
Streikenden gefordert, in den festen Lohn 
einbezogen werden. Die Arbaiter lehnten 
Saher diese Vereinbarung In einer Abstim- 
mung mehrheitlich ab. 

"Es zeigte sich, daß sowohl die Gewerk- 
schaftsführung als auch die revisionistiche, 


PCF den Kampfwällen der Renault-Arbeiter 
unterschätzt hatten. Am Morgen des 28. 
März, noch bevor die Arbeiter uber über- 
haupt ihre schichtwelse Abstimmung über 


Zeitung mit der dicken Überschrift 
„Renault: der Sieg der 400 angelernten 
Arbeiter ist ein Sieg der Solidarindt 


Tag mußte die „L’Mumaniıd“ 
dann kielnlaut mut den Boden der Wirk 
Nienkeit zurickkehren 
„RenaulrBillancourt: Die 400 ange 
lernıen Arbeiter serzen ihre Bewegung 
fon”, 

Der Bir 
mch in der 
Inrwischen wurden such die Verhandlungen 
under aufgenommen. Gegenwärtig wissen 
mir jedoch nosh nicht, ob bereit eine naue 


Ausländische und französische Arbeiter: gleiche Kapitalisten — gleicher Kampf! 


Versinberung getroffen wurde. 

‚Der Kampfwdile der streikenden Renault- 
‚Arbeiter hat auch die gegenwärtige Massen. 
bewegung der französischen Schüler und 
Studenten beeinflußt. Am 27. März, als die 
Direktion mit der Gewerkschaftsführung die 
erste Vereinberung mushandelte, zogen einige 
tausend Schüler zum Verhandlungsort und 


2..April in Paris gehörte die Parole: 
„Renault in Streik: _Solidarisdt 
it zu den meistgerufenen. 


‚Ausweitung des Streiks 


Der Streik bei Rensult-illeneourt ist 
keine Iolieris Erscheinung. Er reiht sich ein 
n zahlreich. zugenommene Kampfaktionen 
‚der letzten Zeit, somohl vor, ls such nach 
dan Parlamentsmahlen, 

In drei Fabriken des Automobilwerke 
Peugoot legten Anfang April rund 1.500 Ar- 


Verbesserung der Arbeitsbedingungen Sie 
Hung zu nehmen, Statidessen resgerte sie 
‚mit. einer Suafanzeige gegen eine Deiegs- 
"ion von acht gemerkschsfuich organhler- 
tom Arbeitern wegen „Jllegaler Betistsbe- 
setzung” und weil sie einige Strnikbracher 


gegen des „eirculsire Fontanet”. 
habe mach und nach In vielen Orten aur- 
Nändische Arbeiter eins gleiche Aktion aufge- 
‚nommen. Bei dem „eireulsire Fontaner” 
handelt ex sich um einen Erle des franzö- 
sischen Arbeitsminiiters, wonach auländi 
sche Arbeiter in Frankreich nur noch mit 
einer ıpezillen „Arbeitskarte” arbeiten dür- 
fen, deren Erhalt an das Wohlwollen der 
Kapitllıten und dur Polizei gebunden int, 
Dien bedeutet eine rigorone Einsehdrnkung 
für die auländischen Arbeiter, Ihre Arbeits 
kraft frei zu verkaufen, Die Proteutaktionen 
der aunländisehen Arbeiter haben ziemlich 


vom „Komives zur Verteichgung den Leben 
und der Rechte der Immigrierien Arbeiter” 
(G.48.T.I) monde von mahirichen. linken 


und christlichen Gruppen. Die PCF und die 
mitihr verbundene Gewerkschaft CGT haben 
sich ‚nüber ziemlich zurückgehalten 
und sind über die Solidaritht mit den aus- 
lündischen Arbeitern auch sichtlich baun- 
ruhig: schließlich hat die PCF von dem 
„eireulaire Fontanat” vor kurzem noch be- 
auptet, es enthalte „positive Aspakte”. 

Mehrere Wochen lang im Februar und im 
März streikten 680 Schweißer auf den Wert- 
an in La Ciotat (in der Nähe von Marseille)" 
für gleiche Lohnerhöhungen und gleiche. 
Laistungsprämien, Die Kapitalisten zeigten 
sich hart und reagierten mit einar schritt 
weisen Ausiperrung von 2.000 Arbeitern. 
Trotz der langen Ausdauer und großar De- 
monstrationen (40 blocklerten beispielsweise 
mehrere tausend Werftarbeiter stundenlang. 
ie Siraße von La Ciotat nach Marselie) 
mußten die Arbeiter Ahron Streik aber schließ- 
Hich mit. einem Verhandlungsergebnis ab- 
‚brechen, ds sie wenige Taga zuvor nach als 
unzureichend abgelehnt hatten 

Ein, besseres Ergebnis erkämpften die 
Textilorbeiterinnen von _Schirmeck-Cofra- 
maile_ mit. ihrem Streik Im Februar. Am 
7. hattan sie die-Hallo des stant- 
ichen Fernsehens ORTF in Strasbourg be- 
setzt und eine Ausstrahlung von Informa- 
onen über ihren Kampf verlangt, Einen 
Tag später besetzte ein Teil von ihnen den 
Unternehmensäitz in Lille und erreichte de- 
urch schlielich Zupeständnisse der Kapı- 
listen, u.a. die Wiederhersuellung eines 
Heichteren Arbeitsrhythmus. (die Verschär- 
fung. des. Arbeitshythmus nach einer Zu- 


Hagensteigerung war dem Siraik unmatuaiber 
vorsungegangen und hatte ihn ausgelöst) 

In der ersten Märzhäifte raten che Arber 
7 auf fünf Werttanlagen der 8.0.R.M,A.E 
in einen unbefristeten Streik (ca. 90% der 
Sort beschäftigten Arbeiter sind Ausländer), 
Sie erhoben die Forderung: enständige 
yoiene- und Sicherheitsbastimmungen, Be- 
mutzungserlaubnis des Firmen-Telelons für 
Se Generkschaftsceiegierten, Iinsare Zulage 
von 50 Contimes pro Stunde (entspricht ca. 
30 Pfennigen) für ae, Revlalon der Lohn- 
kategorien, Einbeziehung der Leistungsprk- 
mie In dan Lohn und zwei Arbeitsanzöge pro 
‚ihr. Die Arbeiter erfuhren bei ihrem Kampf 
[such die soliderische Hilfe zahlreicher Bauern 
wur der Umgebung, die sie mit Lebensmit- 
fein. versorgten: 500 kg. Kartoffeln, 120 
Hühnchen, 240 Dutzend Eier, Gemine und 
Obst. 


Weitere Streiks in den letzten Wochen 
vor und nach den Parlamentswahlen gab es 
a bei Dal, Lewis, Junger, 8.P.L.l. und 
Fougdren (alles Temulindustrie), bei Bomater, 
Zimmerter und Brevil (Eisen- und Srahlind 
m), bi Harllshelm (Raffiherie), bei Massey 
(lendwärtchaftliche Ausrüstung) und. bei 
Polymer, Gofreca, Ohgödur, Dalattre-Lavivir, 
Brimoneim,C.0.6,T, und Toulouse-Auggierl. 


Einige wichtige 
jüngsten Kämpfe 


Aspekte der 


Wenn man die Entwicklung der Kämpfe 
in der Jingsten Zeit untersucht, so lan sich 
darin einige wichtige Aspekte erkennen, ie 


wärtige Nivanı der 
bewegung geben. (Die Reihenfolge der for 
Genden Punkte int dabei natürlich kine „Rang: 
Ordnung",) 
WS, peredau Sur muenchen Ar 
bar die wweine sogar eine führen“ 
4a Rolle bei der Orgeninlerung der Kmpte 
woielen  (Renault-Billencourt, _Somafer, 
immerter, Chobhur). Der Aneil der mr 
Indischen Artieiter am Procuktionspronel: 
(vor allem Algerier, Tunanker und Marroke- 
ver) eg in Frankreich auch relativ hoch, 
ie. Deteilwuon._der_waiblichen. Au 
better. wolt en sich teile wage 
um ausschließliche Kämpfe der Artmiterin- 
nen handelt (hewonders in dar Taxtilinc 


we) 


en, S.O.RMAE. Massey). 


R 
3 nei 
Wi m a he Lan 


Vorrichtung gieicher Arbeit gefordert und 
9noen ce Spaltung durch die Lohnkategorien. 
‚9ekämptt. Entsprechend wird such für gel 
Che Zulagen bzw. noch weiter für die Ein- 
beziehung der Zulagen in den festen Lohn 
‚Arkämpft (Rensuit-Bilsncourt, La Clotat, 
Tovtouse-Auggieri, C.G.C.T.), 


CI 
Arteitubesinaungen; wobei insbeson- 
dere ein menschlicher Arbeitsrhythmus ge- 
fordert wird, der nicht den Profitinteressen 
des Kapitals, sondern den Lebensinteressen. 
der Arbeiter angepaßt ist (Texıl-Arbeiterin- 
2 4 


Dis Entwicklung der Seibtändhoksit: 
nen 
besondere Streikkomitses gewählt, die den. 


Im Kampf vereinigten (La Ciotat, C.G.C.T., 
Somater, Toulowe-Ruggieril. 


7 


N 


Exisanz eines entschlosenen „Komptbarnn“ 
abhängg. um cie Rolle einer Dioden Infor- 
Mationsveranstaltung zu überwinden, auf 
Weiche die Gewerkichaftstühnungen we har- 
abeirücken wollen (mie das bei Masey 0e- 
schehen ist. im Gegeruatz zur Generaver- 
karmımlung der Schweiler bei der C.GC.T., 
wo che Arbeiter ihre Forderungen entwik- 
kalten und wo auch kämpferische Ausein- 
andersetzungen mit den Retormisten sa 
Yandenı. 


8 


ie Besetzung. der Proguktionsanie: 
an 
schlomener Zum Schutz der 
Kämpfe gegen Provokationen der Kapital- 
tan und der Polizei; oft ist es datei auch zu 
Konflikten mit der Gewerkschaftstührung 
9ekommen, die die Arbeiter beschwichtigen. 
nd ihre Streiks an die „bürgerliche Legal“ 
ddr“ binden wollte. (Deisttre-Levivier, Bet 
more, La Ciott) 

Die Einrichmupg. von. Unseratüizunge: 

komisenn_oursh_ revgtuniondre_ Gryn- 
an.und she Soiicarikı arodr Teile der. Be: 
bin; von den Unterstutzungsk omitees wurden 
dabei unterschiehiche Aufgaben wahrge- 
nommen: Aufklärung und Information üter 
de Streiks in anderen Betrieben und unter 
Sur Bevölkerung, Durchführung von Film- 
Veranstaltungen und Oeidherwrtungen. Orge- 
iserung den Auto-Trannports für die Art 
terdiegier en, Organiierung von Versemm- 
hungen der Sireikanden, un, | Renault: 
Bilancourt, Tosioue-Nuggeri, Somafer, 
Zimmerter, S.O.RMAE., Li, 

‚Darin drückt sich Inmgesamt mar, fl 
sich die franzönische Arbeiterbemegung be- 
Wwußter und zieistrebäger ru organisieren be- 
Jnmt. Aber erst die nächste Entwicklung. 
Wird zeigen, ob ie mit der porlamentarischen 
Wehininderiage der „Vereinigten Linken“ 
rutammengetroshenan Molfnungen. vieler 
Arbeiter des Moment dev Renignation ir“ 
kan werden, oder ob es der ranzbnlschen 
Arbeiterbewegung gelingt, nich nach diene 
Wertmugeng srker von reformiutischen Ih 
Inkenen zu befreien und. das pallische 
Nivasıı Ihrer Kämpfe weiter zu erhöhen. 
Allerdings wu dien much im zweiten Fall 
kein kurzer Weg und der erhebdiche Binflull 
der Aevnlonisten int nicht won heute auf 

chen. 


mager a 
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\m 1, März begann in Dänemark di 
Sampf um einen neuen Tarifvertrag. 
3b 21. März, ala der dänische Gewerk- 
‚shaftsbund offiziell zum Streik au 
ief, haben über 160 000 Kollegen die 
\rbeit _ niedergelegt. 105 000 wei- 
re Arbeiter sind von den Kapitalisten 
m Gegenzug ausgesperrt worden. Be- 
aits vorher haben Tausende von däni- 
shen Arbeitern, vor allem in der Me- 
allindustrie, durch Warnstreiks. und 
> emonstrationen ihren dringenden 
'orderungen Nachdruck verliehen. Der 
‚treik war der größte in der Geschichte 
'er dänischen Arbei seit 
'em Generalstreik von 1936. 
Yon Anfang an spielte die rapide Ver- 
‚Shlechterung der Lebensbedingung der 
\rbeiter seit dem dänischen EWG-Bei- 
site am Jahresanfang eine Rolle. Mehr 
‚och — dies ist einer der wesentlichen 
irände für die Breite, die der Streik 
reicht hat. Preissteigerungen um 10%, 
ieinigen Lebensmitteln um 20%, seit 
‚em 1. Januar bewirken wachsende 
/mpörung beiden Arbeitern und Haus- 
fauen. Bürgerlichen Meinungsforschern 
ufolge — die hier gewiß nicht über- 
rieben — hat die Zahl der EWG-Geg- 
‘er seit dem 1. Januar um 8% zuge- 
‚ommen! Bei der Volksabstimmung 
m 2.10.72 waren 36,5% der Dünen 
‚egen den EWG-Beitritt, nachdem die 
tegierung die Abstimmung vorher be- 
eits einmal verschoben und massi 
Falle eines „Nein“ aus 


‚sesprochen. hi 
Traditionell haben die reformistischen 
ührer der Gewerkschaften, aufsengste 
alt_der sozialdemokratischen Regie- 
ungspartei verknöpft, großen Einfluß 
'n der dänischen Arbeiterklasse. In der 
reite der Auseinandersetzungen und 
ler Ablehnung der staatlichen Schlich- 
„verbunden mit der Kom- 

_ 9romißbereitschaft der Gewerkschafts- 
 ührer bei vielen Kollegen, werden aller- 
ngs Tendenzen sichtbar, die auf Los- 
von der reformistischen Praxis 
‚drängen. Dennoch gelang es den kapı- 
alisten mit Hilfe der Gewerkschafts- 


den Arbeitern einen „Kom- 

„ promiß“ aufzuzwingen. In der Urab- 
timmung am 9. April, die den Streik 
beendete, stimmten 69% für den Vor- 
Chlag der staatlichen Schlichtungskom- 
mission. 31% stimmten dagegen. (Der 
war bei Re 


m 1, März sind die bisher gülti- 
gen Tarifverträge ausgelaufen. In 
FR Dinemark schließt der Gewerk 
chaftsbund(Landesorganisationen, LO 
vergleichbar dem DGB) Kollektiv. 
ferträge für seine 900 000 Mitglieder 
ib. Diese Verträge, die eine Laufzeit 
von 2 Jahren haben, beinhalten sowohl 
die Lohnhöhe als such Regelungen des 
fitaubs, der Arbeitszeit, des Akkords 
usw,, also Insgesamt Fragen, die bei uns 
gesondert in Lohnrahmen- und Mantel 
arifverträgen geregelt sind. Ergänzend 
ıllerdings führen die in LO zusammen- 
geschlossenen Einzeigewerkschaften 
iber 60 (!) - und einige nicht zur LO 
gehörende Gewerkschaften Zusatzver- 
handlungen mit den Kapitalisten ihrer 
Branche, 

Durch die kollektiv geführten Tarif- 
kämpfe wird die große Zersplitterung 
der Gewerkschaftsbewogung teilweise 
wieder aufgehoben, Der gleichzeitige 
Kampf um höheren Lohn und um 
Akkord-, Arbeitszeit, Urlaubs u.& 
Fragen verbessert zudem die Stoßkraft 
bei der Durchsetzung der einzelnen For- 
derungen.‘ Allerdings eröffnet dieses 
äystem den Reformisten auch In einer 
von Ihnen beherrschten Arbeiterbewe 
sung die Möglichkeit, demagogisch auf 
sinen „Erfolg in einem Punkt zu ver 
weisen und gleichzeitig In allen anderen 
den Kapitalisten entgegenzukommen. 

Die Forderungen der dänischen Ar 
heiter, um die es hauptsächlich geht, 
ıd 
© 18 dr. Mindestlohn pro Stunde 

(1 dk. = on. 0,4$ DM) atatı bisher 

13,80 dkr 


@ bleicher Lohn für Männer und Frau 
en; Vorweganhebung der Fravenlöh. 
löhne auf 13,80 dkr 

@ Senkung der wöchentlichen Arbeits 


stunden von41 3/4 Std. auf 40 Std.} 
für, Scictarbiter von 40 muf 36 
td, 
@ Erhöhung des Urlaubigeldes von 
9,5 auf 12,5% 
@ Erhöhung der „automatischen“ In- 
ationszulage von 30 auf 60 Öre 
(Die Inationszulage 
it, wenn eine be- 
stimmte, auf staatlichen Berechnun- 
‚gen basierende Preissteigerungsrate 
überschritten is). 
@ 375 dkr. wöchentl, Mindestlohn für 
Lehrlinge 
Der dänische Kapitalistenverband 
„Dansk Arbejdsgiverforening“, anfangs 
nicht einmal zu Verhandlungen bereit, 
lehnte die Erfüllung auch nur einer 
einzigen Forderung ab. Die Kapitali- 
sten angumentierten, die Forderungen 
seien „zu teuer“, Rentabilität und 
Exportfähigkeit „der dänischen Wirt- 
schaft“ seien gefährdet, In Wahrheit 
hatten die Kapitalisten, einen Kampf- 
fonds mit 1 Miliarde-dkr. gebildet, der 
ausgereicht hätte, um sämtliche For- 
derungen der Arbeiter zu erfüllen. (Zu 
dem realen Hintergrund der Kapital 
sten,‚argumente“ siehe weiter unten). 
In dieser Situation trat Ende Febru- 
ar die staatliche Schlichtungskommis- 
sion, die vom dänischen Arbeitsmini- 
ster ernannt wird, mit einem Kompro- 
mißworschlag in Aktion, der in allen 
Fragen den Kapitalisten entgegenkam. 
Zugleich machte der Schlichter von 
seinem „Recht“ Gebrauch, Arbeits- 


kampfmaßnahmen, insbesondere 
Streiks, für 14" Tage auszuseizen. 
Trotzdem Ichnten die Kapitalisten im- 


mer noch ab — während die LO-Führer 
dem „Kompromiß“ zustimmen! 


Der Streik beginnt 


Am 2. März raten die ersten Kol- 


legen in den Streik, ohne auf den off 
ZEN ENTE IESTTERGAN BERS WERT 

zielen Startschuß von LO zu warten; 
und zwar nicht nur, um ihren Forde- 
ungen Nachdruck zu verleihen, son 
dern auch aus Protest gegen die Aus 
setzung von Streiks durch den Schlich- 
1er 

Den Anfang machten 2 300 Werft 
arbeiter in Aalborg; hier hatten bereits 
im vergangenen Jahr heftige Auseinar 
dersetzungen mit den Kapitalisten satt 
gefunden, In deren Verlauf waren meh- 
fere aktive Vertrauensleute entlassen 
worden, worauf in ganz Dänemark 
Sympathiestreiks und Geldsammlun 
gen für die Gemaßregelton stattfanden, 

"Nach Aalborg folgten die Werftar 
beiter in Frederikshavn, Hlsinghr, Aar 
hus und bei Burmester&Wain in Ko- 
penhagen — insgesamt über 9 000. 

[Ebenfalls am 2. März demonstrier- 
ten in Kopenhagen | 000 Frauen und 
Männer für gleichen Lohn. 

Der LO-Vorsitzende Thomas Niel- 
sen warf diesen Aktionen vor, sie 
seien „nicht günstig für die Verhand- 
Nungspösition” von. LO, Unter dem 
wachsenden Druck der Arbeiter sahen 
Sch die LO-Führer schließlich doch 
‚gezwungen — wohl zur „Aufbesserung“ 
Ihrer Verhandlungsposition — für den 
21. März den Beginn des offiziellen 
Streiks festzusetzen, 

155 000 Kollegen (ihre Zahl wuchs. 
in den folgenden Tagen noch an) lep- 
ten die Arbeit nieder, Lahmgelegt war 
die gesamte metallverarbeitende In- 
ustre einschließlich aller Werften, die 
Häfen, Tabakindustrie, ein Teil’ der 
Bauindustrie und ein Teil der privaten 
Transport-, Bus- und Pährlinien. In 
nekt hatte der Streik durch Ausbleiben 
von Rohstoffen u.a, Nachschub noch 
weiterreichende Wirkung 

Fast alle Zeitungsdruckorelen mach 
ten dicht; von zwoi Millionen Exampla- 

länlscher Tagenzeltungen erschle 

ar noch 170.000, 

Kapitalisten- antwoı 

der Aumperrung von. 10$ 000 Kolle 
* Am 23,3, demonstrierten in Aal 
u 5.000 Arbeiter für die uprüngi 
shen Forderungen der Geworkschafien, 
Insbesondere für den vollen Inflations 


ungleich, Am gleichen Tag ging in Ko- 


penhagen Polizei gegen Arbeiter vor, die 
die Auslieferung von Öl auf Tankwagen 


hrößter Streikseit 1936 


verhinderten. Ebenso in Esbjerg, wo 
die Polizei Hunde auf Streikposten 
hetzte, die verhindern wollten, daß ein 
mit LKW's beiadenes westdeutsches 
Schiff gelöscht wurde. Das Schiff wur- 
de später nach Flensburg umdirigiert 
und dort gelöscht, ohne daß die 
einen Finger kramm machte, 

Zugleich kündigten die Gewerkschaf- 
ten die Ausweitung des Streiks auf sie 
‚ben der größten Kraftwerke, des Lan- 
des und auf die Flughäfen für den 3. 
‚April an. Der nicht der LO angeschlos- 
sene  „Schoffdrsverband“ rief seine 
9.000 Mitglieder ebenfalls für den 3.4, 
zum Stzeik auf, wodurch 80 % des Öl- 
und Benzintransportes lahmgelegt wor- 
den wären, Parallel zu den Aktionen der 
Arbeiterklasse traten 30 000 Lehrer in 
einen Proteststreik gegen „Sparmaß- 
nahmen“ der Regierung, 

‚Am 26.3. traten weitere 10.000 
LKW-Fahser in den Streik, 

All das war für den sozialdemokra 
schen Ministerpräsidenten Anker Jör- 
gensen das Signal für einen Appell an 
die Schlichtungskommission, einen neu- 
en „Vermittlungsversuch“ zu unterneh 
men. Bereits am 23.3. fanden wieder 
Gespräche zwischen Kapitalisten und 
LO-Führern statt, die während des Wo- 
‚chenendes 24./25.März fortgesetzt wur- 
‚den. Am 27.3. lag ein neuer „Vermitt- 
hungsvorschlag“ der Schlichlung auf 
‚dem Tisch, dem diesmal auch die Kapi 
talisten zustimmien, 

Diese Einigung auf Spitzenebene be- 
‚deuteie aber noch nicht das Ende des 
Streiks. Vielmehr führten die einzelnen 
Gewerkschaften vorher Urabstimmun- 
gen über das Ergebnis durch, solange 
wurde weitergestreikt. Lediglich die ge- 
plante Ausweitung auf die Kraftwerke 
und Flughäfen und der Streik des 
„Schofffrsverband“ wurden ausgesetzt, 
Am 27.3. demonstrierten wiederum in 
Kopenhagen 10.000 Kollegen und am 
28.3. in Aarhus 5 000 für die ursprüng- 
lichen Forderungen, gegen den Kom- 


Promiß. 


In Kopenhagen zogen die Demon 
stranten zum Sitz des Kapitalistenver 
bandes und überreichten eine Liste ih 
rer Forderungen. Gleichzeitig hieß es in 
einem Flugblatt an die Adresse der LO- 
‚Führer 


„Diese Demonstration ist ein Zei 
chen dafür, daß viele Arbeiter sich mit 
dem Vergleich nicht einvei 
klären. Ausgangspus 
tungen sollen die ursprünglichen 
derungen von den Arbeitsplätzen 
den Generelversammlungen (Ortl, Ge 
werkschaftsversammlungen, Red.) sein. 
Das ist der Gewerkschaftabürokratie be: 
kannt. Und sie wissen auch, wenn sie 
weiterhin Repräsentanten der Arbeiter 
sein wollen, muß mehr für uns heraus 
springen. 

Diszum 9, April, de 
stimmung, riefen die Füh, 


Tag der Urab- 
ingen von LO 


und den meisten Einzelgewerkschalten 
‚dazu auf, dem „Kompromiß" zuzustim- 
men, Es wurde auf „wirtschaftliche 
Schwierigkeiten" im Zusammenhang 
mit ‚dem EWO-Beltritt verwiesen; Di- 
nemark würde „Startvorteile“ verlieren. 

Mit ähnlichen Argumenten war die 
dänische Arbeiterklasse schon vorher 
bearbeitet worden, Vor der Volksab- 
stimmung über den BWO-Beitritt sagte 
LO-Vorsitzonder Nielsen: ,. .. ein Nein 
zur EWG (wird) auf dem tariimäßigen 
Gebiet etwas kosten, 

Später hieß es, trotz EWG-Mitglied- 
schaft würde bei den kommenden Ta- 
iverhandlungen nicht viel zu holen 
sein. 

Diese Unternehmerpropaganda hat 
bei der Mehrheit der Kollegen — trotz 
immerhin 31% Nein-Stimmen — ihre 
Wirkung nicht verfehlt und zur Nieder- 
lage in diesem Streik beigetragen. 

Der Erfolg dieser Bewegung besteht 
ber nicht nur in der meßbaren Lohn- 
erhöhung, sondern auch in den Erfah- 
rungen, die gewonnen werden im Hin- 
blick auf eine Lösung vom jahrzehnte-- 
langen tiefgehenden Einfluß der Refor- 
misten. 


Der Streik und die EWG 


Die Verschärfung des Klassenkamp- 
fes in Dänemark ist nur zu verstehen 
vor dem Hintergrund des dänischen 
EWG-Beitritts. am 1, Januar. Die bür- 
gerlich-reaktionäre Zeitung „Berlingske 
Tidende“ nannte den Zeiipunkt des 
Streiks. „selbstmörderisch“. Gemeint 
ist der 1.4.73. Mit diesem Tag traten 
jer Folge des dänischen EWG- 
tritts eine Reihe von EWG-Bestimmun- 
gen in Kraft, Darunter die EWG-interne 
Zollherabseizung auf dem Industriesek- 
tor zwischen den alten und neuen Mit- 
‚liedern, Hinzu kommt der Fortfall des 
seit 1971 erhobenen und seitdem 
schrittweise wieder gesenkten „EWG- 
widrigen“ dänischen Import-Sonderzolls 
Schließlich die Übernahme der EWG- 
Bestimmungen im Niederlassungsrecht, 
die jeweils. anderen EWG-Kapitalisten. 
Auslandsinvestitionen. erleichtern sol- 
len. Insbesondere der Import-Sonder- 
zoll sollte den dänischen Kapilalisten 
helfen, ihr altes Problem, das Defizit 
im Außenhandel, zu mildern, . 

Wenn auch ohne Chancen auf Erlan- 
‚gung führender Positionen, stellt sich 
für dus dänische Kapital doch die Frage 
nach der Erhöhung der Konkurrenz- 
higkeit. 


Ca. 10.000 demonsuier 
tun in Kopenhagen für 
Forderungen, die LO 
schon mitgegeben hat, 
Tramparente: Gleicher 
LOHN jetz — oder nein 
zum Vergieich/Für die 
M0Stunden Woche — 
Voller Infletionsaun- 
Weich ht aller Preiser 
Verungen/Die Verspre- 
ehungen sollen eingehat- 
tan werden/Mit auern 
10 Ore könnt ihr unsam 
Arsch Incken Sicherheit 
Kür die Vertrauendeute/ 
Gegen die Bestrafung 
der Arbeiter nach „wi 
an Streiks 


Das bekommt die Arbeiterklasse zu 
spüren, 1972hatte Dänemark Innerhalb 
der heutigen EWG das höchste Pro- 
Kopf-Einkommen (3456 Dollar; zum 
Vergleich: an zweiter Stelle die BRD 
mit 3.387 Dollar, an letzter Stelle Ir 
land mit 1.532 Dollar). Jahrzehntelang 
erkauften sich die Kapitalisten mit ge- 
wissen Zugeständnisen das „Stillhal 
ten” der Arbeiterbewegung. Dafür wird 
heute der Spielraum kleiner. Die BWG- 

in erfordert vom Standpunkt 
listen such die Nivelllerung 


des Lobenaniveaus der europäischen Ar 
beiterklassen — und zwar nach unten! 
Die außerordentlichen Preissteigerun. 
gen In Dänemark seit Jahresanfang, 
die „starre” Maltung der Kapitalisten 
in den Tarifverhand) 


zukünftige Richtung a 
LO-Führer grundsätzlich nichts einzu 
wenden haben. 
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Um den Preis ihrer Zustimmung zu 
dem Schlichtungsvorschlag erhlelten die 
Kapitalisten von den LO-Führern die 
protokollierte Zusage (1), während der 
Laufzeit der Tarife auf Forderungen 
nach vozialgesetzgeberischen Maßnah- 
men zu verzichten, Allerdings droht 
von daher ohnehin keine „Gefahr“, 
Parallel zu den Preissteigerungen lau: 
fen nämlich Pläne der Regierung, in 
einem 40-Punkte-Programm die Aus- 
‚gaben des Staates um | Milliarde dkr, 
zu senken und die Steuern zu erhöhen, 
Vor allem sozlale Leistungen sollen ge- 
kürat werden, 

Einen Faktor von ausschlaggebender 
Bedeutung für die dänische Wirtschaft 
bilden die Beziehungen zum BRD-Ka- 
pital, die sich sehr widersprüchlich ent- 
wickeln. Auf dem Wege des Kapitalex- 
ports faßte das BRD-Kapital schon vor 
Eintritt Dänemarks in die EWG dort 
Fuß, Investitionen wurden vorgenom- 
men u.a. im Maschinenbau, Elektro- 
und Chemie-Industrie (2.B.,Zweigwer- 
ke von VW und BASF). 

1963 und 1969 traten überdies Ab- 
‚kommen über „Kapitalhilfe“ und „Fi- 
nanzhilfe“ in Kraft. Am dänischen 
Außenhandelsdefizit ist die BRD mit 
54,5% des Gesamtdefizits entscheidend 
beteiligt. Der Import Dänemarks aus 
der BRD betrug 1972 18,8 % des Ge- 
Samtimports, demgegenüber gingen nur 
12,8 % des Gesamtexports in die BRD. 
Dabei betrug der Export der BRD 
nach Dänemark nur etwa 3 % des BRD- 
Gesamtexports. Zusätzlich hält der 
landwirtschaftliche Export einen hohen 
Anteil am dänischen Gesamtexport 
(1972 ca. 40 %), wofür die BRD vor 
England und Schweden Hauptabneh- 
mer ist. Bereits mehrfach hat die BRD. 
indessen ihre Agrarimporte gedroselt. 

‚Auf diese Weise besitzen die BRD- 
Imperlalisten die Möglichkeiten, über 
ihre wirtschaftliche Machtstellung auch 
politisch Einfluß zu nehmen und Ver- 
bändete zu gewinnen mit dem Ziel, in 
der EWG die Vormachtstellung zu er- 
Fingen. 

Trotz starkef‘ Stimmungen im Volk 
sesen den deutschen Militarismus (Na- 
2HOkkupation!) entwickelte sich. die 
gemeinsame NATO-Zugehörigkeit (ge- * 
meinsame  dänisch-deutsche NATO- 
Kommandos im Bereich der Ostscezu- | 
Einge) und die Unterstützung des „Kal- 
ten Krieges“ früherer DU/CSU-Regie- 
nungen zu einem Eckpfeiler der Bezie- 
hungen zwischen beiden Staaten. 

Auf der anderen Seite versuchen 
die dänischen Kapitalisten, wenigstens 
ein Stück Wei eigene wege zu gehen 
und sich auch andere Handelspartner 
warmzuhalten. 

Schon Mitte der 6Oiger Jahre traten 
Vertreter Dänemarks im NATO-Rat un- 
ter Protest der BRD-Vertreter mit dem 
Vorschlag einer gesamteuroplischen 
Konferenz über Zusammenarbeit auf 
und bemühten sich, engere Bezichun- 
gen zur VR Polen herzustellen. Heute, 
wo die staatlichen Beziehungen BRD- 
Dänemark auch aufgrund der gemein- 
samen sozialdemokratischen Regierun- 
gen enger als zuvor sind, hat die däni- 
sche Regierung die Wehrdienstzeit von 

12 auf 9 Monate herabgesetat und ern- 
tel dafür („trotz“ Neuer Otpolitik!) 
den Protest der BRD-Militärs und Hel 
mut Schmidts, dessen Politik diesem 
Schritt diametral entgegengesetzt It. 
Diese Politik des Lavierens an der Seite 
des Stärkeren ist nicht neu! 


Mitschwimmen an der 
Seite des Stärkeren 


Die dänische Bourgeoisie ist im Ver- 
gleich mit den mächtigen Monopol- 
eliquen der USA und Westeuropas ein 

'werg. Sie hat es deshalb von jeher da- 
rauf angelegt, vorsichtig am Rande der 
Einflußgebiete der großen Imperialisten 
zu manövrieren — je nach Lage der 
Kräfteverhältnisge zwischen den 
en durch Neutralitätakurs, 
terwerfung oder durch 
men” an der Seite des Stärken 

Als um die Jahrhundertwende der 
Kampf der großen imperlalistischen 
Staaten um die Neuaufteilung der 
Welt entbrannte, ging die dänische 
Baurgeoisie auf „Neutralitätskurns‘ 
nicht, um das dänische Volk vor Impe- 

ischer Unterdrückung zu bewal 
ron, s sie sich erhoffte, ber 
sonders im 1, Weltkrieg ihren Mandel 
mit den großen kriegführenden Impe- 
ralisten Deutschland und England auf. 
rechtzuerhalten und noch zu erweil 

Im 2. imperilistischen Weltkrieg 
spielte die dänische Bourgeolsie eine 
noch erbärmlichere Rolle, 1942, ala 
die faschistische Frühjahnoffensive an 
der Ostfront in die Gebiete des Kaukı 


sus und der Wolgs vorstieß, begannen 
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ine europk) 
er Much 


geistzt hatten. Füh 
pitalisten bildeten 
 schuß aur Förderung der dänlsch 
tiativen in Ost- und Südeurop: 


die eroberten „Ostgebiett 
aler 
ken in den baltischen Gebi 


tiven“ wenig Gegenlicbe auf 


'Nazi-Statthalter über. 


r 


zunächi 


zur EWG, zusammen mit Norwegen, 
Schweden, Schweiz, Österreich und 


Portugal) - wohl auch aus Furcht vor 
der sich abzeichnenden Übermacht des 


westdeutschen Imperialismus. 1967, 


hielt 

Thema Rüstung. Der SPD-Bezirk Hes- 
sen-Süd forderte im Antrag 2 („Frie- 
dens- und Abrüstungspolitik“) „Par- 
teivortand und SPD-Bundestagstrak- 
tion“ auf, „Schritte einer Friedens 
politik..." unabhängig von den lay- 
fenden internationalen Abrüstungs 
‚und Sicherheitskonferenzen, . ." ein- 
zuleiten. Dazu heißt es konkret u.a. 
"in „Ziffer " demeiben Antrag: 

"Einfrieren des Verteldigungshaus- 
"halies 1973 auf den Zahlen des verab- 
_  schledeien Etats 72; Entwicklung eines 
_  Stufenplans einer weiteren schrittwei- 
sen Verringerung der Verteidigungs- 
ausguben der Bundesrepublik ab 1974. 
(iii mach, „Antee, Vorige um 
5.149) 

Die Brisanz dieses Antrages ließ es 
den SPD-Führern geraten erscheinen, 
Brandt höchstpersönlich an die Front 
zu schicken. In einem längeren Wort- 
beitrag kommt er dann zu folgendem 
bemerkenswerten Schluß: 

„Ein Parteitag, jedenfalls einer Par- 
tei’wie der unseren (!], darf eigentlich 
nur beschließen was durchführbar ist. 
Und Ziffer 5 ist nicht durchführbar, 
liebe Genossen! Da kann der Parteitag 
beschließen was er will (I!!}. Das ist 
nicht durchführbar, denn die Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland kann 
nicht von sich aus erklären, sie macht 
das »0 und so, sondern wir haben Ver- 
einbarungen(!)". (Zitiert nach „Un- 
korrigiertes Protokoll” vom 12.4., 
5.163) 

Einerseits existieren natürlich keine 
unverrickbaren Vereinbarungen, die 
der SPD/FDP zwingend vorschreiben, 
den Rüstungshaushalt Jahr für Jahr 
kräftig zu erhöben. Andererseits drückt 
Brandt sich geschickt darum herum, 
‚ob die von ihm beschworenen „Ver- 
‚einbarungen“‘ (was immer er damit 


such meinen mag), nun im Intereme 
der breiten Mame unseres Volkes liegen, 
oder vielmehr gegen se gerichtet sind, 
Typisch für die sozialdemokrati- 
schen Delegierten war auch, daß mıs- 
nahmsios alle — also auch die anwe- 
senden Jusos und andere sog. „Partek 
Linke“ - widerspruchslos hingenom- 
men haben, daß Parteiboß Brandt 
schlicht und ergreifend bestimmte An- 
träge für „nicht durchführbar" erklärt 
„mit Hinweisen auf anderslautende „Ver- 
einbarungen”, Was hätte für die Dele- 
werten, zumindest al die Antrag 
steler näher gelogen, als 
- Veränderungen solcher „, 
gen“ Im Sinne des Antrages zu drängen 
© In demagogischer Welse heuchelte 
demelbe Brandt zu Beginn seines Ber 
tragen noch „Sympathie“ mit dem An- 
trag, um ihm den Wind aus den Segeln 
zu nehmen und sein Friedens-Image 
au pfl 
"Genossen, ich denke, es sellie 
\ eigenslich niemanden in diem Saal 
"geben, der nicht mit dem ıympathk 
} hier, war an Tendena (!) in diesem An- 
trag von Hesen-Süd drinsteht, Ich 


wichtige Teile der Boungeolsie, sich auf 


‚den Nazis keinen Widerstand entgegen- 


ıde dänische Kar 
ven „Arbeitsaus- 
Ink 
Im 


minister Larsen und Manager Junckens) 
und inspk- 
Insbesondere die Zementfabrk 
der 
Sowjetunion. Die Nazis, die das Land 
‚seit April 1940 besetzt hielten, brach- 
ten allerdings für die „dänischen Initla- 
1943 

wing die Regieningsgewalt an einen 


Kaum war der deutsche Faschismus 
durch das militärische Bündnis der 
Westalllierten mit der Sowjetunion und 

durch den Widerstandskampf der Völ- 
ker gegen die faschistische Besetzung 
jour“ 

Seite des nunmehr 
Imperialismus, 1949 
in die NATO einge- 
Bedert, Wirtschaftlich setzte Dinemark 
auf die von Großbritannien 
‚dominierte EFTA (1960, Gegenprojekt 


; ( 


als sich die EFTA ala unterlegen erwie- 
sen hatte, sattelte die dänische Bour- 
geolsie jedoch wieder um und stellte 
ein Gesuch um Aufnahme in die EWG, 
Heute ist zu erwarten, daß sie in dor 
ENG an der Seite der BRD versuchen 
wird, ihr Schäfchen ins Trockene zu 
bringen, 


Westentaschen 


Imperialismus 


Die Kehrseite dieser Politik Ist die 
Haltung der dänischen Bourgeoisie ge- 
tenüber kleineren Nationen wie Island, 
den Faröern und Grönland. Man kann 


die dänische Bourgeoisie mit dem be- 
rüchtigten „Radfahrer“ vergleichen, der 
nach oben buckelt und nach unten 


tritt, 
Was Island angeht, so führte der un- 
nachgiebige Kampf "des isländischen 
Volkes gegen das jahrhundertealte dä- 
nische Handelsmonopol 1918 zum er- 
sten Erfolg. Island verwaltete von nun 
an seine Angelegenheiten selbst und 
jatte nur noch die lächerliche Figur 
des Königs mit Dänemark gemeinsam 
(‚Personalunion“), Als die Faschisten 
finemark und westalliierte Truppen 
and besetzt hielten, kündigte Island 
auch. die königliche „Personalunion“ 
auf, Dänische bürgerliche. Blätter jam- 
merten. später, das isländische Volk 
hätte die Besetzung Dänemarks „aus- 
genutzt“, 
Grönland, das Dänemark gegenüber 


etwa den 


ympathisiere jedenfalls damit . . ." 
(eitiert nach: ‚Unkorrigiertes Protokoll 
vom 12.4.,8. 163) 

Natürlich hat Brandt recht mit der 
‚Aussage, daß der Antrag’„nicht durch- 
führbar" ist. Das Widerwärtigste an 
Brandts Beitrag ist such nicht so sehr 
die heuchlerische Friedens-Demagogie 
(während gleichzeitig unter seiner Re- 
gierungsführung nicht nur der Rstungs- 
tat ständig erhöht wird, sondern auch 
andere Bereiche — Polizei, Bunde 


grenzschufz, etc. — sich in rsantem 
Tempo mil das speziell Wi- 
derwärlige ist vielmehr, so zu tun, als 


wolle man persönlich ja ganz gerne ein 
bißchen mehr Frieden, ein bißchen 
weniger Rüstung, was aber leider — Ik 
der wegen solch garstiger „Vereinba- 
ungen“ jetzt noch nicht (!) gehe . . - 
statt klipp und klar zu sagen: ‚Das stän- 
ige Wachstum der Rüstungslasten liegt 
im Profitinteresse der westdeutschen 
Kapitalisten, und darum — nur darum! 
— ist der Antrag nicht durchführbar, 
denn die SPD-Regierung hat die Aufga- 
be, die Interessen der westdeutschen 
Kapitalistenklasse zu vertreten und zu 
verwalten und sonst gar nichts!" 


Die Jagd auf Linke als “ 


Vorbereitung auf den Parteitag 


In der Zeit des letzten Bundestags 
Wahlkampfs agierten die Jusos auf dem 
linken Flügel der SPD-Propaganda; sie 
angımentierten für den Sozialimus, 
‚den sie in und mit der SPD zu erreichen 
versprachen. Die Wahlkampf-Zeit brach- 
te den Jusos eine enorme Aktivierung 
ihrer Basis, sowie eine Welle von Neu- 
eintritten. 

Im Ergebnis dieser Lage treten neue 
Strömungen innerhalb der Juso-Grup- 
pen auf, die z.T, in einzelnen Fragen 
‚scharf links argumentieren, insgesamt 
‚jedenfalls noch nicht muf dem Boden 
sozialdemokratischer Politik „gefestigt'" 
waren. 

‚Solche noch nicht festgelegten Strö- 
mungen mußten wegen der gegebenen- 
falls in Ihnen liegenden Eigendynamik 
‚den SPD- und Juso-Führern als mögli- 
‚che Gefahr erscheinen. Die SPD-Führer 
hatten in dieser Hinsicht sehr schlechte 
Erfahrungen gemacht mit dem früher 
zu ihrer Partei gehörenden SDS(Sozis 
listischer Deutscher Studentenbund) 
und SHB(Sozialdemokratischer Hoch- 
schulbund). Von beiden trennten sich 
die SPD-Führer, nachdem diese Grup 
pen sich zu weitgehend rı likalisiert 
und sich damit von der vorhermehen- 
‚den SPD-Politik getrennt hatıc 

Um die Gefahr eines möglichen Aus 
brechens von bedeutenden Teilen der 
Jusos zu bannen, organisierten die 
SPD-Führer sofort im Anschluß an den 
Wahlkampf eine umfasende Disziplk 
nierungs-Kampagne gegen die Jusos, 
‚die großenteils auch Öffentlich, d.h, In 
der bürgerlichen Presse, im Fernsehen 
etc. goführt wurde. 

Zu diesem Zweck wurde behmptet, 


Opfer einer doppelten „‚Ausverkaufs- 
politik“ der dänischen” Bourgeoisie. 
Diese hat Dänemark nicht nur mit dem 
Beitritt zur NATO in den Dienst der 
strategischen Einkreisung des sozialist- 
schen Osteuropa 

berhinaus den US-Impeı 
kräftig geholfen bei der direkten Ein- 
richtung strategischer Basen auf Grön- 
land (Thule, Sönder Strömtjord). 

In der Zeit von 1963 bis 1965 er- 
richteten dänische Firmen in Grönland 
Militärbauten für die US-Imperlalisten 
im Wert von 500 Mill. dkr. Um ihren 
politischen Einfluß weiter zu stärken, 
versucht die dänische Regierung, Beam- 
te durch Vergünstigungen zu kaufe 
Grönländische Beamte erhalten etwa 
85 - 88 % des Gehalts dänischer Beam- 
ter, während die grönländischen Arbei- 
ter zwischen 40 und 60 % des Lohns 
‚eines dänischen Arbeiters verdienen. 

Begleitet wird diese kolonialisti- 
sche Spaltungspolitik zur Integration 
einer besser gestellten Schicht des 
grönländischen Volkes durch. ideolo- 
‚giche Offensiven. Der dänische Kul- 
turimperialist Mogens Boserup schlug 
2.B. 1970 vor, an den grönländischen 
Schulen die Landessprache nicht mehr 
zu unterrichten, 


Dänische Arbeiterklasse vor 
schwierigen Aufgaben 


Die Politik des „Mitschwimmens“, 
des Lavierens an der Seite stärkerer 


Michte, erlaubte der dänischen Bour- 
geoisie nach innen mit nur wenigen 
Unterbrechungen eine relativ friedik 
che Entwicklung des Kapitalismus. Sie 
verstand es, durch geschickte „Befrie- 
dungsmaßnahmen“ und gewisse Zuge- 
ständnisse die Arbeiterbewegung in „ru- 
hige“ Bahnen zu lenken. Politisch-orga- 
nisatorlscher Träger des ausgeprägten 
Reformismus in der dänischen Arber 
terbewogung ist die Sozialdemokratie 
und die Gewerkschaftsführung, beide 
aufs engste (sogar statutenmäßig!) mit- 
einander verknüpft. 

Nach außen entstand dadurch — ähn- 
lich wie im-Falle Schweden — der Ein-' 
druck eines „sozialen Wohlfahrtssta 
{er mit einer „gefestigten Demokre- 
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Mehrere Versuche der dänischen 
Arbeiterklasse, sich ihre revolutionäre 
Partei zu schaffen, erlagen nach einer 
gewissen Zeit, begünstigt durch die 
‚friedliche Oberfläche" des dänischen 
Kapitalismus, den Einflüßen der Sozial- 
demokratie. Beredtes Beispiel dafür ist 
die frühzeitige revisionistische Entar- 
tung der DKP. Deren Führer Aksel 
Larsen hatte schon 1938 die „friedli- 
che“ Einführung des Sozialismus mit 
„verfassungskonformen Mitteln“ pro- 
pagiert, Der 15. Parteitag der DKP er- 

In Übereinstimmung mit der 
ksel Larsens 1938 wird die dä- 
nische Demokratie anerkannt. Genau 
wie andere Parteien (1) wird jedoch da- 
für gekämpft, die Demokratie zu er- 


daß eine „politisch und organisatorisch 
festgefügte Minderheit innerhalb der 
Jusos“ die „Macht innerhalb der Ge- 
samtorganisation anstrebe“, schon 
„heute tonangebend in mehreren Grup- 
pen“ sei (z.B. Hamburg, Frankfurt/M., 
Westberlin eic.), daß diese Gmuppie- 
rung „zur DKP tendiere“, den Boden 
‚des „demokratischen Sozialismus ver- 
lassen‘ habe, statidessen der „von der 
DKP eniliehenen“ „Theorie des staals- 
'hen Kapitalismus“ (Sta- 

) zustimmen würde, usw, usw. 

Zweifellos. arbeiteten einige DKP- 
‚pathisanien innerhalb der Juso-Or- 
Pitioe, win später auch am 

)bertritt von 20 Frankfurter Jusos in 
die DKP zeigte. Allerdings - und des 
war selbstverständlich auch den SPD- 
und Juso-Führern klar - ging von die- 
‚sen wenigen DKP-Sympathisanten ker 
ne Gefahr für Bestand und Entwick- 
lung der Juso-Organisation aus, 

Die SPD- und Juso-Führer bezweck- 
ten mit ihrer Kampagne die Disziplinie- 
rung der gesamten Juso-Organisation 
im Sinne einer „Stabilisierung“ auf dem 
Boden des ‚Godesberger Programms’ 
und der jetzigen SPD-Politik, Gleich- 
zeitig sollten die im Wahlkampf noch 
genährten Ilhusionch und übertriebenen 
Hoffnungen suf raschen Gelände-Ge- 
winn innerhalb der SPD nachhaltig zer- 
stört werden; der versprochene „So- 
zialismus“ auf die lange Bank gescho- 
ben werden zugunsten einer „realist- 
schen Politik des Machbaren“. 

Wir wollen an dieser Stelle nicht auf 
die 2.T. mit unglaublicher Demagogie 
vorgetragene Kampagne gegen die Juso- 
Linke eingehen, Es muß jedoch festge- 
halten werden, daß die Kampagne in 
‚jeder Hinsicht zu den von Brandt & Co. 
gewünschten Ergebnissen führte: „Sta 
bilisierung“ der Jusos im Rahmen so- 
zialdemokratischer Politik und Vorstel- 
lungen; Resignation, teilweise Austritt 
von Juso-Linken; in mehreren Städten 
(z.B. Hamburg) wurden linke Ortwor 
‚stände geschaßt; Profilierung der „‚halb- 
linken“ Juso-Führer um Wolfgang Roth, 
Strasser u.a., sowie Stärkung des Op- 
portunismus (Zurückweichen) bei Ih- 
nen. 

Der vor dem Hannover-Parteitag. 
stattfindende Juso-Kongreß besiegelte 
das Schicksal der misgebooteten Lin- 
ken, Mit dem Juso-Kongreß prisen- 
ierte sich die SPD-Jugend, die — zwar 
noch auf dem linken Flügel der Ge 
samtpartel angesiodelt — sich aber oh- 
ne weiteres in das Spektrum sozialde- 
mokratischer Politik und Ideologie ein- 


fügen ließ. 

Befriedigt konnte der dem Juo- 
Kongreß beiwohnende rechte SPD- 
Bundesgeschäftsführer Bömer feststek 
ken; 

„Die bekommen jetzt dieselben Pro- 
Bieme wie die gute alte SPD, Solange 
das so iuft wie hier, ist mir um die 
Partel nicht bange.” Und Eppler, Mit- 


Wied den SPD-Parteivorstandes, nach 
drei Stunden Zusehen; „Alles gute So- 


weitern und zu verbessern. 
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zialdemokraten.“ 
"Die Jusos waren erfolgreich auf den 
SPD-Parteitag „vorbereitet“ worden! 
Börner sah sogar die Gefahr einer 
zu weit gehenden Integration der Ju- 
sos in die Gesamtpartei und damit die 
Gefahr ‚iner Aufgabe der besonderen 
Funktion der Jusos für die SPD: Er fün- 
de es „schade, wenn die (Jusos) ihren 
Frieden mit der Partei machen wür- 
den“. (zitiert nach „Konkret“, 15.3.) 


Hannover Porteitag gingen so weit, daß 
selbst die bürgerliche Presse erheblich 
Schwierigkeiten hatte, die „Linken 
überhaupt noch auszumachen, Selbit 
Springers rechtsradikale „Welt“ stellt 
dies fest und führt es aynisch zurlck 
auf „Brandts Versuch durch Tole- 
ranz (!) und Entgegenkommen (!) die 
‚Jungsozialisten der Partei wieder zu in- 
tegrieren.“ Dieser Versuch sei „von dem 
Juso-Bundesvorsitzenden Wolfgang 
Roth aufgenommen (!) worden“. 
(„Weit“, 14,4.) 

Ein so weitgehendes Zurückweichen 
der Jusos und „Partei-Linken“ als Er- 
‚gebnis der Hetze und Jagd auf die 
„SPD-Linke‘“ in den Monaten vor dem 
Parteitag lag indessen nun such nicht 
im Interesse der Parteiführung. Der Öf- 
fentlichkeit sollte dach gerade eine, 
wenn auch nicht gefährlich starke „in- 
ke‘ Fraktion vorgeführt werden, mit 
der man sich z 
konnte, die aber 
sion eines möglichen linken Durch- 
bruchs in der SPD zu einem späteren 
Zeitpunkt (versteht sich) weiterhin 
nähren konnte. 

Keineswegs beabsichtigten die SPD- 
Führer auf dem Parteitag den Kindruck 
aufkommen zu lassen, daß eine linke 
Politik in der SPD offenbar ohme jede 
Chance; daß die „SPD-Linke" ausge- 
sehaltet, gänzlich mundtot gemacht 
worden sel. 

Die Möglichkeit eines kalkulierten 
‚Konflikts (ohne praktische Auswirkung 
allerding), der sowohl den Jusos, als 
uch der Parteiführung Profilierung und 
Abgrenzung ermöglichte, bot sich im 
Rahmen der „Vietnam-Diskussion“, Zu 
diesem Thema lag eine Vielzahl von 

Anträgen vor, von denen sich einige 
gegen den „Krieg im allgemeinen“ 
wendeten, die Mehrzahl jedoch eindı 
tg die „verbrecherische Politik. d 
USA", ihre „Aggression in Vietnam“ 
usw. usf, zu „verurteilen“ sich bemüh- 
te, 


Die Diskussion ging dann darum, 
weicher der zahlreichen Anträge ange- 
‚nommen werden würde, Die SPD-Füh- 
rer stimmten für ziemlich laue, während 
Juso-Führer Voigt sich für wesentlich 
schärfere Formulierungen (gegen die 
Nixon-Politik) ins Zeug log 

In einem Beitrag warnte Voigt den 
Parteitag dann vor einer „übersenaiblon 


1958 spaltete Lamen die DKP, 
dadurch zur weitgehenden Bedeutu 
Tosigkeit herabsank, und gründete 
„Sozialistisk Folkeparti”(8F), die sich 
bis heute darauf beschränkt, den 
zialdemokraten im Folketing Bündı 
angebote zu machen, 

Auf der anderen Seite geht natlr- 
lich die Verschärfung der inner-impe- 
rialistischen. Widersprüche, zusamm 
mit den politisch-ideologischen Au 
wirkungen der allgemeinen Krise des 
Imperialismus (Vietnam! )und dem Am- 
wachsen der Kräfte des Sozialismus, 
wich an Dänemark nicht spurlos vor 

r. 

Das Bestreben der dänischen Bour- 
geoise, sich in der EWG ihren „festen. 
Platz“neben den Großen auf Kosten 
‚der dänischen Arbeiterklasse zu sichern, 
hat bereits den Widerstand der Arber 
terklasse hervorgerufen und wird es 
auch weiterhin tun. Allerdings wird es 
noch eine schwore Aufgabe sein, in die- 
ser Entwicklung mit dem Reformis 
mus, mit tiefverwurzelten Illusionen 
über die „Friedfertigkeit‘‘ des Imperk 
alismus zu brechen, 


Diejenigen Kräfte in Dänemark, die 
dies so schen, die in den letzten Jahren. 
vielfach sich herausbildenden mehr oder 
weniger kommunistischen Gruppen und 
Zirkel, haben es bisher — ebensowenig 
wie die westdeutschen Kommunisten — 

verstanden, der Arbeiterklasse eine Al- 
ternative zu zeigen. 


KB-Gruppe Flensburg 


Rücksichtnahme auf die Regierung der 
USA". „Ich meine, daß diese Rück 
sicht nahme auf die Interessen der US- 
Regierung und der amerikanischen 
Konzerne hier übertrieben wird . . .“ 
(zitiert nach: „Unkorrigiertes Protokoll, 
Arbeitsgemeinschaft A“ vom 12.4) 

Brandt witterte seinen großen Auf- 
tritt und donnerte los:,,Ich muß, Hebe: 
‚Genossen, mit großem Nachdruck dei 
Versuch zurück weisen, zu sagen, als 
hier einige von uns durch die 
die sie vertreten, die Inte 


deinem Beitrag gesagt, hier würde et- 
was mit Rücksicht auf die Rı 

‚der USA und die amerikanisch 
'konzerne vorgeschlagen, Das läßt 

‚dein Parteivorsitzender von dir 

sagen. Das ist nämlich nicht wahr, 
Man kann uns hier nicht als etwas ab- 
stempeln, das wir nicht sind. Wir ver 
treten die Interessen unseres Landes.“ 

Er schloß seinen Beitrag: 

„Ich bitte den Parteitag nachdrück- 
lich, die Unterstellung zurückzuweisen, 
hier würden durch Sozialdemokraten 
in der Regierung und durch diesen Pay 
teitag die Interessen anderer als di 
Bundesrepublik Deutschland wahrge 
nommen (!).“ (zitiert nach: „Unkorti- 
Wertes Protokoll, Arbeitsgemeinschaft 
A", 12,4) 

Die „Wahrnehmung“ von US-Inte- 
essen hatte allerdings auch Voigt nicht 
unterstellt, sondern sie ist eine demago- 

Ya 


Brandıs 
„wir vertreten nur die Interessen dieses 
iandes” (gemeint: der herrschenden 
Klasse dieses Landes, also der west 
deutschen Imperialisten) versucht al fi 
lerdings zu verschleiern, daß seine Re 
Berung durch „Devisen-Ausgleichszah- 
hungen“ an die USA, durch „Stützung 
des kranken Dollär" seit eh und je den 
Krieg der USA mitfinanzieren half. F 

Die Bemühungen der Juso-Führer 
um Abgrenzung zum „amerikan 
schen Imperialismus“, die z.T. auc} 
sehr scharfe und weitgehende Form 
nehmen, können allerdings nicht darb 
der hinwegtäuschen, daß bisher voll 
kommen auf den Kampf gegen den 
(eigenen) westdeutschen Imperialismus 
- immerhin einen der stärksten und ge 
fräßigsten - verzichtet wurde, Der An- 
timperllist unterscheidet ich vom 80- 
zialchauvinisten dadurch, daß er die 
Unterdrückung und Ausbeutung from» 
der Völker generell ablehntund 
bekämpft, während der Sonlalchauv 
ist. hiervon. ausdrücklich oder 
heim Ausbeutung und Unterdrückung 
fremder Völker durch sein eigenes 
Land (durch die Kapitalistenktame u 
nes Landes) ausnimmt, j 
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den „Thesen der Arbeitsgruppe 
Sozialistisches Büro“ (1. Auflage 
{m Frühjahr 71) wird im Abschnitt 
6 zur „Organisationsfrage“ Stellung 
genommen. 

Es heißt dort, daß „die Organisa- 
tionsform sozialistischer Bewegungen” 
dem Ziel entsprechen müssen, „den 
Mythos vom notwendig autoritären, 
bürokratisch-zentralistischen ‚Industrie- 
zu zerstören”, 

Deshalb sei es notwendig, „in allen 
‚gesellschaftlichen Bereichen Solidari- 


die Trommel für-die eigenen „neuen 
Organisationsmodelle" zu rühren, bei 
denen angeblich alles unendlich demo- 
kratischer, massenfreundlicher und une 
dogmatischer zugeht als bei den „Büro- 
kraten”., 

Dabei braucht man sich nur die 
iheoretische Zeitung des SB, „links, 
anzusehen, um alsbald festzustellen, 
daß sich zu den Grundfragen der sozie- 
lstischen Bewegung dort nicht etwa 
die \gern erwähnte „Basis“ zu Wort 
meldet, sondern daß ein halbes Dutzend 
Namen ständig auftaucht, deren Träger 
„tonangebend“ el 
fechte Spezialisten für Gewerkschafts- 
fragen, für Regierungspolltik, für Orga- 
nisationsfragen, für psychologistisches 
Herumgequatsche (Neg) uam. — Ge- 
nauso und schlimmer wie in einer 
x-beliebigen „autoritären“, „straff or- 
ganisierten“, „bürokratischen“, „rigi- 
den“, „hierarchischen‘® etc. Organisa- 
tion, 

Daß dem so jst, hängt zusammen 
mit den Zuständen, die die kapitalisti- 
sche Gesellschaft produziert. Der Ka- 
pitalismus produziert eben nicht das 
sozialistische Kollektiv, wo die „große 
Politik“ ebenso wie "der alltägliche 
Kleinkram zur unmittelbaren Sache 
aller wird. Nur eine "geradezu ver- 
schwindend kleine Minderheit der Mas- 
sen ist heute überhaupt in irgendeiner 
Form aktiv an sozilistischer Praxis 
beteiligt; und von dieser Minderheit 
sind es wiederum nur wenige, die mehr 
Arbeit in die Sache stecken, sich um 


tät und Selbsttätigkeit zu fördern“ 
‚die sozialistische Bewegung müsse „zu 
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uw . . Revolutionäre Praxis aber 
kann heute nur bedeuien: den durch 
Arbeitsteilung bedingten Vorsprung 
von Avanıgardegruppen sowie jede hie- 
rarchische Struktur. jede Trennung von 
Führern und Geführten. Bilte und Mas- 
‚se abzubauen. Heute muß deshalb das 
nächste Ziel eine Bewegung autonom 
und solidarisch kooperierender Grup- 
Den als Schritt auf dem Weg zur sorie 
Hutischen Praxis sein.“ 

„Ein Bewußtsein von der eigenen 
Lage und den Möglichkeiten gesell- 
schaftlicher Veränderung kann von den 
Beherrschten nur durch Selbstorgant 
sation entwickelt werden.” 

Die Gegenüberstellung von „autork- 
ärer Kaderpartei“ und „Selbsiorgant 
sation“ ist ständiger Bestandteil aller 
organisatorischen Verlautbarungen der 
SB-Ideologen. 

Vertieft wird dieses Leitmotiv z.B. 
in dem Artikel von Buro/Vack „So- 
zlalistisches Büro und autonome Basis- 
gruppen" (in „Jinks*, Dez. 72). Buro/ 
Vack betonen dort, daß es danım 
seht, „überkommene Organisationsmu- 
ster! Zu überwinden und eine „oicht- 
autoritäre Organisation“ zu ‚schaffen, 
wobei das SB „keinen Führungsan- 
spruch“ hätte 

BurofVack schlagen die „Selbstor- 
ganisation direkter Interessen" in allen 
@esellschafulichen Bereichen vor. Das 
#oll heißen, daß in den Betrieben, 
Büros, Schulen etc. „Basis- und Pro- 
jektgruppen” aktiv werden. Als näch- 
ster Schritt können „zentrale Arbeits 
wuppen der wozialisichen Basisgrup- 
pen” für die einzelnen Bereiche statt 
finden. Danach sollten „örtliche oder 
regionale Koopeı für die 
„Basisgruppen“ eines bestimmten Be 
Teiche gebildet werden. Zuletzt müßte 
de. „Konstituierung eines zentralen 
Kooperstionsrater" folgen, der sich 
um das $B zu wruppieren hätte 

‚Die Gegenüberstellung. die die SB- 
Ideologen zwischen „Führern” und 
Masse" vornehmen, it »0 alt und ab- 
Äedroschen, daß sch schon Lenin damit 
Auseinandersetzen mußte. Das Schreck 
genpenst der „utoritären Kaderpar 
1el* wird objektiv auf der Wellen 
linge des bürgerlichen Antikommu 
nltmus Immer wieder beschworen, um 


fassendere spezielle und allgemeine 
Kenninisse erwerben und wesentlich 
die politische Stoßrichtung bestimmen. 

Diesem Übel - denn ex ist zweifel 
los ein Übel! — durch ausgeklügelte 
„neue Organisationsmodelle‘” abhelfen 
Zu wollen, Ist im besten Fall naiv, im 
schlimmeren Fall demagogisch. 

Wir behaupten, dafs das „neue Orga- 
nisationsmodell“, das von den SB-Ideo- 
logen vorgeschlagen wird, Weniger zur 
Überwindung dieses Ühels geeignet ist 
als das „herkömmliche Modell‘ des 
Marxismus-Leninismus, dem. wir uns 
verpflichtet erklären. 

Auch. das „neue Organisationsmo- 
dell“ hat seine politischen Führer; mit 
‚dem Vorzug, daß diese Führer von 
politischen und organisatorischen Ver- 
Bindlichkeiten völlig frei sind. 

Wem ist Rudi Dutschke, ehemals 
$D$ und heute dem SB nahestehend, 
verantwortlich, wenn er auf der zen- 
tralen Vieinam-Demonstration am 14. 
Januar dieses Jahres in Bonn Redezeit 
beansprucht, . ‚? Der Genosse Rudi 
sprach dort nur als Individuum. Hätte 
jeder der etwa 25 000 anwesenden 


Demonstranten als sozlalistischer Ind 
vidwum ebenfalls „nur sschs Minuten 
Redezelt beansprucht (was dem SB 
sogar noch zu wenig erscheint! - vl 


Hinks", Febr, 73), so hätten die Ge 
hosen sich mehrmonatiges 
Feldlager ei müssen, 

Wem ist Oskar Negt, ehemals SDS 


und heute ein Ideologe des SD, vor 
antwortlich, wenn er in „lnks" immer 
wieder mit verheerenden Beiträgen zur 
age Stellung nimmt? 
Tatsächlich verbreitet Negt nur veine 
nz private Meinung, und zwar schon 
'r Wahl seiner Worte und des Satz. 


in 
bau Angstlich darauf bedacht, daß Ihn 


Der Mythos der „ 
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der „einfache Arbeiter“ nur ja nicht 
verstehen möge. 

Wir gehen davon aus, daß die Tren- 
mung von „Führern‘‘ und „Massen“ 
auch in der sozialistischen Bewegung 
heute objektiv als Produkt des 
Kapitalismus besteht, Dann kann es 
aber doch als erster Schritt nur darum 
gehen, die politisch führenden Indivk 
duen 'einer möglichst weitgehenden 


Ein Beispiel für „Basis - Orga 


Das SB empfiehlt „Selbstorganise- 
tion“ in „autonomen Basis-Gruppen“, 
Diese sollen dazu dienen, „in allen ge- 
sellschaftlichen Bereichen Solidarität 
und Selbsttätigkeit zu fördern“, die 
Trennung von „Elite“ und „Masse“ ab- 
zubauen. 

Der erste „Denkfehler“ in dieser 
‚Argumentation scheint uns darin zu 
liegen, daß nach'Lage der Dinge die 
„sozialistischen Basisgruppen“, von de- 
nen die SB-Ideologen ausgehen, keines- 
wegsmit der realen Basis identisch sind, 

Nehmen wir das Beispiel einer „Ba 
sis-Gruppe" im „Arbeitsfeld“ Schule, 
Eine solch& Gruppe ist von der realen 
Basis, nämlich der Masse der Eltern, 
Schüler und Lehrer, zunächst, einmal 
getrennt und beschränkt sich auf den 

außen. Dir.-Trennune zu 
Eingriff von außen. Die Trennung 7 
schen der Masse und einer sich sozial 
stisch erklärenden Minderheit vermag 
die „BasisGruppe“ also von sich aus 
gar nicht aufzuheben, so-schr sie ex 
vielleicht möchte. 

Nach unserer Erfahrung gihl ex 
schlechte Sozialisten, die den Menschen, 
mit denen sie arbeiten, bloß die Oh, 
chen, sich nicht um eine 


Politik des Alleingangs betreiben. Dax 
kann z.B. in der Schul-Po 

schen, daß Sozialisten sich einseitig 
darauf konzentrieren, in irgendwelchen 
Gremien (Gewerkschaft, Elternvertre 
tung u.a.) schöne Beschlüsse durchzu- 
seizen, ohne durch Massenarheit di 
Basis für die Verwirklichung ihrer Be 
schlüsse zu fassen; da wird 2.B. an eine 
Minderheit von aufstrebenden klein- 
bürgerlichen Eltern appelliert, die für 
ihre Kinder ind 


möchten, statt sich 
sen der proletarischen Eltern zu wen- 
den; da wird entweder sktiererisch 
vorausgeeilt oder opportunistische Ab- 
Warte-Politik beirieben, 

Dagegen gibt es Beispiele guter so- 
nalistischer Arbeit, wo Genossen Über- 
zeupungsarbeit leisten, andere Men. 
schen mitreißen und zu Organisatoren 
wirklicher Massenaktionen werden. 

Es gibt kein „Organisationsmodell“, 
das aus sich selbst heraus au tom 
tisch eine wirksame sozialistische 
Politik, eine Verbindung zu den Massen 
und erfolgreiche Kämpfe garantiert, 

Aber in der kommunistischen Orga. 
nisation scheint uns doch die beste 
Möglichkeit gegeben, praktische Erlah- 
rungen und politische Einsichten mit- 
einander zu verbinden, Fehler zu korri- 
Bieten, Einseiigkeiten und Bereiche 
Beschränkiheit zu vermeiden, den 
Blick auf den großen Zusammenhang 
aller Kämpfe der Werktätigen gogen 
den Kapitalismus zu richten, 

Umgekehrt scheint uns bei_ den 
Sozialisten in „autonomen Basi-Grup- 
pen“ außerhalb organisatorischer und 
politischer. Verbindlichkeiten die Ge- 
fahr besonders groß. daß zlllon herum: 
gewirbelt wird, daß mit der Naw am 
Boden aumchließlich der eigene De: 
feich geichen 
Sb-Ideologen 


des solldarischen Kampfes aller Werk 
tigen in den Hintergrund drängt 
Als Beispiel für eine wiche Entwick 


Zentrum Stuttgart 
72, dienen, Dieser Artikel, der von den 
Genonsen als Bilanz angesehen wird, 
stellt in Wahrheit eine kaum noch 
überbietende Bankrott-Erklänung der 
artiger „‚Basis-Arbeit 

Die "Stuttgarter 8) 


Kontrolle durch eine möglichst 
breite organisatorische Basis zu unter- 
stellen und die Basisdiskussion wirk- 
lich zu entwickeln. Ein besseres Modell 
als den demokratischen Zentralismus 
hat dafür unseres Wissens noch niemand 
angeboten, 

Die Ideologen des SB schreien zwar 
schrlaut „Masse“, „Basis“ und „Selbst- 
tätigkeit", dahinter verbirgt sich aber 


gannen mit einem „Plenum“, an dem 
nach ihren Angaben 120 Menschen 
„aus den verschiedensten Bereichen 
Und Berufen“ teilnahmen, Zuerst soll- 
ten die „Thesen“ der italienischen 
Manifesto-Organisation diskutiert wer- 
den, ‘die den Vorstellungen der SB- 
Ideologen in einigen Punkten entgegen 
kommen. Die „Diskussion“ verlief je- 
‚doch im Sande, weil offenbar die Mehr- 
heit der Anwesenden mit den „Thesen“ 
von Manifesto nichts anzufangen wuß- 
te und keinen Anreiz zum Diskutieren 
hatte, Daher wurde rasch erklärt, daß 
die „Thesen“ eben für Italien gemacht 
seien und dort sicher auch „gut und 
richtig“ seien (wieso eigentlich? ), für 
die BRD müßte aber eigenständig usw. 
usf, 
Das>ist ein anschauliches Beispiel 
Das ist ein anschauliches Beispiel 
dafür, wie sich durch einen falsch ge- 
wählten „Diskussions-Einstieg“ eine 


derarige- Frustration der Teilnehmer 
erzeugen 


aß, daß im Endeffekt 
sche Vordiskussion un- 
rd und der Weg für. ein 
3 Drauflos-Wünshleln frei ist 

Diskussion“ wurden drei 
‚Arbeitsbereiche (AB) gebildet: AB- 
Betrieb, AB-Krziehung und AB-Meilien 
(iheater, Film, Presse .4.). In jedem 
AB arbeiteten die Genossen. die dort 
auch ihre Berufstätigkeit haben, 

Über den AB-Betrieb wird im Ar- 
ikel gesagt, daß cx nur.cine „einzige 
arbeitende Gruppe“ gab, „für die die 
Auseinandersetzung in diesem Arbeits- 
bereich praktische Bedeutung und Aus- 
wirkungen hate“. Das war die 
„plakat“-Gruppe bei Benz in Unier- 
Üürkheim, also die Gruppe jener drei 
Kollegen, die dort auf einer gewerk 
schaftsoppositionellen Liste in den Be- 
iriebsrat  gewähli wurden. Darüber 
sagt der Artikel: „Die Probleme der 
anderen Kollegen wurden (im AB) we- 
ig diskutiert, aber auch die Arbeit der 
„plakat”-Gruppo änderte sich Inhalt 
ich nicht wesentlich, die Arbeit wäre 
auch ohne AB weitergegangen!” 

Wozu also ds In der Tat 
löste sich der AB-Betrieb wieder auf, 
weil er gerade von den aktivsten Be- 
triebsgenossen nur als mulzlose Be 
Hastung und Zeitverlust angesehen wur 
de und weil es nicht gelungen war, 
„neue Betriebsgruppen au initiieren“ 
Also ein Mißerfolg auf der ganzen Li- 
nie, 


nur die totale Verselbständigung und 
Willkür einiger weniger Individuen, do- 
ren Treiben keiner Basiskontrolle unter- 
worfen Ist. Und ausdrücklich betonen 
sie noch, daß die Erledigung ihrer Auf- 
gabe die „materielle und politische Un- 
abhängigkeit der Redaktion von Partel- 
organisationen“ _ zur unabdingbaren 
Vorsumetzung, hat (Jlinks“, Dez. 72, 
3). 


Im AB-Erziehung wurde, zuerst 
einmal „wochenlang diskutiert,'in der 
Hoffnung, es ließen sich für die prakti- 
sche Arbeit in den einzelnen Ausbik 
‚dungsbereichen brauchbare Thesen (1) 
entwickeln“, Das Ergebnis war ent- 
sprechend 
‚Der einzige (!) Versuch, eine ge- 
meinsame praktische Aktion zu orga- 
nisieren, scheiterte an den mangelnden 
Erfahrungen der Bereiligien: Niemand 
wußte über die Schule bescheid (I!}, es 
war unmöglich, Eltern oder Schüler aus 
den anderen Bereichen zu aktivieren, 
weil man sie nicht informieren konnte, 
etc. Damit war gleichzeitig das Ende 
des Arbeitsbereichs gegeben.“ 


[2 
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Alle drei _ Arbeitsbereiche gingen 
also baden, ohne daß die Verfasser des. 
Artikels allzuviel Mühe darauf. ver- 
schwenden würden, den Ursachen 
mehr als nur vordergründig und ober- 
Nächlich nachzuforschen. 

Dieser vollständige Zusammenbruch 
kann aber nicht als Zufall oder Mißige- 
schick gewertel werden. Er ist in einer 
derartigen Form von „Organisation"" 
oder richtiger Desorganisalion - von 
vornherein angelegt. Dabei gchen wir 
auch davon aus, daß vor allem manche 
kleinbörgerliche Intellekluelle derarti- 
ge „neue Organisationsmodelle“ gerade 


deshalb bevorzugen, weil sie organisato- 
fische und politische Ver bind- 
lichkeiten fürchten wie der Teu- 
fel das Weihyasser. Ihrem Befürfnis 
nach „individueller Emanzipation“ ist 
anscheinend am- besten gedient, wenn 
sie möglichst unverbindlich und massen- 
fern herumdiskutieren können, wenn 
se Gleichgesinnte zum Ausweinen über 
ihre Frustrationen finden und wenn 
also etwas „progressve” Abwechslung 
ihren Alltag aufheitert. 

Den SB-kbeologen it der Vorwurf 


anknüpfen und daß sie zu- 
gleich jene fortschritlichen. Arbeiter 
irreführen, die sus Enttäuschung über 
Sozialdemokratie und „ML'-Sektierer 
den Verlockungen der ‚Selhstorganie- 
on“ Vertrauen schenken. In vielen 
Fällen wird das Ergebnis der unver- 


Prein DM I. 


Über den AB-Medier 
‚daß die konkrete Berufs 
Genossen zu „heterogen“ (verschie 
denartig) war, um überhaupt eine ge- 
meinsame Basis zu finden. Der AB 
„war funktionunfähig"; „zuletzt re 
fen sich). jeweils nur di 

Kollegen, die sich 
terdrückungsleid klagten“, Unterdessen 
verselbstständigten sich einzelne Grup 
pon des Al) — drehten z.B, eigeninitie 
iv einen Pilm über die Sin 


menhang auch nicht zufällig, daß beim 
Stuttgarter $Z im AB-Erziehung eine 
offenbar völlig chaotische Aktion 
durchgeführt wurde, wobei überhaupt 
keine Informationen über die betreffen 
de Schule vorlagen, Beziehungen 
Litern, Lehrern und Schülern dort also 
nicht oder kaum bestanden, Massenfer 
nor und massenfeindlicher kann man 
wohl kaum vorgehen, Wann beim $D 
immer wieder von „Bedürfnisen" die 
Rede ist, 10 können die Dedürfnisse der 


£ 
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Massen jedenfalls in so einem kon- 
kreten Fall nicht gemeint sein. 
Natürlich können Fehler bei der 
politischen Arbeit unterlaufen. Beim 
SB ist aber zu kritisieren, daß gar nicht 
erst versucht wird, die grundsätzlichen 


organkatorischen Denkvoraussetzun- 
gen („Selbstorganisation" vetc,) im 
Licht derartiger Erfahrungen zur Dis- 
kussion zu stellen. Stattdemen wird im 
Gegenteil gegen kommunistische Or- 
sanisationen, die z.B. auch im Schülbe- 


reich gute Arbeit leisten, pauschal und 
unpolitisch der Vorwurf des „Bürokri- 
tismus“ etc. erhoben, ohne sich mit 
ihrer konkreten Arbeit auseinanderzu- 
setzen und die eigene Arbeit daran zu 
messen, 


Die Ideologie des „Zentrums” 


Daß innerhalb der Linken Mei- 
nungsverschiedenheiten bestehen, kann 
auch das SB nicht ignorieren. Diese 
Meinungsverschiedenheiten werden 
aber mit Vorliebe so interpretie: 
daß sie ausschließlich das Ergebnis 
'von Konkurrenzdenken, von Bürokra- 
tismus etc, seien. 

Sich selbst erklären die SB-Ideolo- 
‚gen selbstredend für oberhalb der Nie- 
derungen des politischen Meinungs- 
streits stehend: 

„Wer zieht, welches Maß en Energie 
‚für"Posttionskämpfe der Linken ver- 
wendet wird, wird Verständnis dafür 
haben, daß es in der theoretischen und 


tion Trotzki” bildete, Das ist nur ein 
Trick, um sich scheinheilig außerhalb 
des "Gezänks", und d.h. außerhalb je- 
der organisatorischen und politischen 
Verbindlichkeit zu stellen - und um 
dann umso bequemer die eigene Posi 
tion als den Nabel der Welt anzupreisen. 

Lenin kennzeichnete das Vorgehen 
‚Trotzkis mit den Worten: 

"Trotzki plagiert heute die Ideen 
der einen Fraktion, morgen die der an- 
deren, und darum betrachtet er sich als. 
über beiden stehend.” 

Heute, wo die Fraktionskämpfe 
‚noch gar nicht innerhalb der Arbeiter- 
bewegung geführt werden, sondern tat 


tasterei, um im rächsten Satz zu “be- 
gründen”, daß heute das politische Be- 
wußtsein nicht mehr in die Kämpfe 
hineingetragen zu werden braucht (wie 
‚die Kommunisten sagen), sondern in 
diesen Kämpfen sozusagen schon ent- 
"halten ist und nur noch “entfaltet” zu 
werden braucht. 

Weiterer Beispiel; Negt verfügt in 
seinem Artikel mit päpstlicher Gewiß- 
"heit, daß sich in der Welt von heute 
revolutionäre Ereighisse wie in Rußland 
1917 “auch in vergleichbarer Form 
nicht wiederholen” würden. Stattdes- 
sen würde heute die Machtfrage 
einer Bewegung von Streiks, die den 


beim Subjektivismus Zuflucht nehmen: 
angeblich sind die “Bürokraten” an ak- 
lem Schuld, und mit einer guten For- 
tion “überfraktionellem Bewußtsein” 
St sich das Problem bewältigen. 

Derartige Thesen mögen vorüberge- 
hend bei Menschen verfangen, die von 
dem “Fraktionsgezänk” gründlich an- 
gewidert sind; die Zahl dieser Menschen 
ist wegen der negativen Erscheinungs- 
formen des “Fraktionsgezänks” recht 
wroß. 

Die SB-Ideologen scheuen sich aus 
gutem Grund, den fraktionellen Che- 
Takter ihrer eigenen Gruppierung offen 
einzugestehen, weil ie ihr Geschäft 
gerade mit der Masche der "Fraktions- 
losigkeit” und der demagogischen Stim- 
mungsmache gegen das "Fraktionsge- 
zänk” betreiben. 

Tatsächlich jedoch grenzt das SB 
sich gegen den "dogmatischen Sozialis- 
mus” (worunter praktisch. sämtliche 
kommunistische Organisationen und 
die DKP yerstanden werden) ebenso ab 
wie gegen “blinde Spontaneität” (wo- 
runter wohl eine Reihe weiterer Grup- 
pen wie etwa “Revolutionäre Kampf" 
in Frankfurt zu fassen sind). - Nun, ist 
das etwa keine besondere und fecht 
genau umrissene Fraktion, was sich da 
als "undogmiatischer Sozialismus” for- 
miert? Und diese erklärten Gegener 
des “Fraktionsgezänks” versäumen es 
nie, praktisch die gesamte Linke außer 
halb. ihres eigenen Blocks pauschal 


kreten permanent als "Dogmatiker”, 
“Bürokraten”, “Sektierer” etc. zu ver- 
ketzern, Ist das etwa kein Fraktionsge- 
zänk, und zwar von der allerübelsten 
Sorte? Selbst die Super-"Linken” be- 


(ai, Hellverireter des 


Tomagagie den „überfrakiionellen” SB gegen das „Franktionsgezänk" (Karrikatur des „links“, Januar 73) 


praktischen Krise (? )dieser Fraktionen 
‚gegenwärtig weniger darauf ankommt, 
‚neben die bestehenden eine neue Orga. 
nisation zu setzen und innerhalb des 
Rahmens sich zu bewegen, in dem 
Theorien mit Theorien und Ideen mit 
Ideen konfrontiert werden. Eı geht viel- 
‚mehr darum, den substanziellen Gehalt 
der Arbeit dieser Fraktionen und aller 
übrigen arbeitenden Gruppen politisch 
zusammenzufassen und organisatorisch 
zu stabilisieren. Das setzt zur Zeit eine 
Arı überfraktionelles Bewußtsein’ vor 
aus, von dem aus strategische Linien 
einer sozialistischen Politik bestimmt 
werden könnten...” (Negt, “nicht nach 
Interessen or- 

ganisieren!”, in “ünks", Dez, 72) 
Das “überfraktionelle Bewußtseii 
Negts erinnert uns penetrant an die be- 
rüchtigte “Fraktionslosigkeit'” Trotz- 
is, die Lenin u.a. in “Über die Verlet- 
zung der Einheit, bemäntelt durch Ge- 
schrei über Einheit” (1914) kritisierte. 
Während damals in der russischen Ar- 
beiterbewegung ein Kampf um die 
Grundfragen der Organisierung und des. 
revolutionären Prozesses geführt wur 
de, schwang sich Trotzki zu einer "frak- 
tionslosen” Position auf, schimpfe 

kräftig und demagogisch auf di 
"Chaos des Fraktionskampfes". Lenin 
zeigte auf, daß der in Worten “frak- 
tionslose" Trotzkimit seiner in Worten 
'nicht-raktionellen” Zeitung (die 
'Borba") in Wahrheit nur seine “Frak 


sichlich weitgehend losgelöst von die- 
ser, ist es besonders leicht, sich dema- 
gogischüber die Auseinandenetzung zu 
ereifern, um klammheimlich die eigene 
Fraktion zu konstituieren. Nur ist es 
eben-so, daß sich auf der einen Seite 
wenigstens im Ansatz Organisationen. 
formieren, durch die sich eine grössere 
Anzahl von Menschen kollektiv poll 
tisch auszudrücken vermag, während 
auf der anderen Seite Ideologen wie 
Negt als. freischwebende Individuen 
sich herumtummeln, die nur sich 

und ihrem Herrgott verantwortlich sind 
aber zugleich mit Selbstverständlich- 
keit beanspruchen, entscheidenden 

Nluß auf die Bewegung insgesamt zu 
ichmen. 

Vertritt der “überfraktionelle” Negt 
denn etwa nicht die Vorstellungen einer 
ganz bestimmten Fraktion? 

Indem genannten Artikel schreibt 
Negt 2.B.: Der Klassenkampf habe 
eine “neue sinnliche Qualität angenom- 
men? und weiter: “die klassenlose Ge- 
sellschaft ist durchsichtig geworden, 
‚nicht ein bloßes Jenseits des Kapitalis- 
mus, das man den Menschen durch um- 
ständliche Vertröstungen undHoffnun- 
gen klar machen muß; sie ist für jeden. 
sinnlich erfahrbar gemacht. worden. 

Daß die klasenlose Gesellschaft 
(das ist nach herkömmlicher Definition 
‚der Kommunismus) “für jeden sinnlich 
erfahrbar" sel, Ist offenkundiger Un- 

it indeimen braucht diese Phan- 


ökonomischen und politischen Herr 
schaftsapparat außer Funktion setzen 
gestellt werden. 

Unter dem heuchlerischen Anstrich 
der “Fraktionslosigkeit” nimmt Negt 
also sehr entschieden zu Fragen Stel 
hung, die genau zu den Gegenständen 
der aktuellen Fraktionskämpfe gchd- 
ren. Auf der einen Seite verkündet er 
vornehm, sich aus den Niederungen 
der Fraktionskämpfe herauszuhälten - 
auf der anderen Seite verbreitet er 
seine individuellen Ansichten genau 
zu zentralen Punkten der Auseinan- 
dersetzung, Wenn das keine Demago- 


wie ist? | 

Wahrheit. kann es so etwas wie 
“Fraktionslosigkeit”" oder “überfrak 
tionelles Bewußtsein” auch gar nicht 


geben, da die Menschen eben nicht nur 
aus den “Bedürfnissen” bestehen (wie 
Negt voraussetzt), sondern auch be- 
stimmte politische Vorstellungen über 
die Befriedigung ihrer Bedürfnisse und 
die Veränderung ihrer gesellschaft) 
chen Situation haben. Da diese Vorstel 
lungen nicht einheitlich sind (wegen der 
unterschiedlichen Klassenlage, sozialen 
Erfahrung ete, der Individuen), bilden 
sich Fraktionen mit Notwendigkeit, d 
h, es bilden sich Organisationen und 
Gruppen, die miteinander über die un 
terschiedlichen Vorstellungen streiten. 

1deologen wie Negt müssen zuletzt 
den objektiven Grund der Spaltung der 
antikapitalistischen Kräfte leugnen und 
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mühen sich doch von Zeit zu Zeit 
dere Gruppen inhaltlich zu kr 
isieren. Die SB-Ideologen dagegen 
‚kommen über pauschales und inhaltio- 
ses Geschimpfe gegen die Linke außer 
halb des SB nicht hinaus, 

Es ist wiederum nicht zufällig, daß 
derartige Gruppierungen es lieben, sich 
unter dem Namen eines “Zentrums” zu 
konstituieren, wie z.B, das “Sozialist 
schen Zentrum” in Stuttgart (s,0,), In 
dieser Namensgebung ist schon der An- 
spruch enthalten, sozusagen einen Mit 
telpunkt der Bewegung zu bilden und 
von diesem “Zentrum” aus die Bewe- 
‚gung praktisch anzuleiten, Bescheiden 
heit ist mitunter nicht die Stärke der 
Genossen. Gegen den Führungsan- 
spruch anderer zu polemisieren - te 
weise'zu recht! » und sich selbst zus 
Zentrum ernennen, das ist sc 
bemerkenswerte Art “überfrakl 
ler" Politik, 

In Hamburg gibt es als besonders ab- 
schreckendes Exemplar das “Lehrlings- 
zentrum” (LZ), das dem SB nahesteht 
und schon mehrfach in “links” zu Wort 
kam. Die Führer des LZ sind ausgeflipp- 

rotzkisten mit vorzüglichen persön- 
lichen Beziehungen zur Hamburger 
DGB-Spitze. Diese LZ-Führer nun 
zeichnen sich durch eine besonders be 
harrliche, inhaltsieere und dümmliche 
Demagogie gegen sämtliche kom- 
munistischen Gruppen und Organis- 

“Bürokraten” (vor allem 
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und ohne inhaltliche Kritik im Kon- | 


DKP und SDAJ), "linke Glaubenikrie- 
ger” (alle zusammen, bis aufs "LZ”), 
"Dogmatiker und Sektierer” (vor ak 
lem die "Maoisten”). Alle diese Böne- 
wichter suchen angeblich mar * Stimm: 
vieh”,um ihr abgefeimtes Süppchen zu 
kochen. Einzig das LZ ist "keiner po, 
litischen Gruppe zugehörig noch ver‘ 
antwortlich”, ganz und gar für die Lehr- 
Jinge da etc, Objektiv bewegt sich das 
anze auf der Wellenlänge der antikom- 
munistischen Hetze der DGB-Spitze 
obwohl das LZ pauschal und wenig 
konkret auch gegen die „Gewerkschafts 
Apparate” wettert. 

Dabei ist dieses LZ von der realen 
Bewegung der Lehrlinge weitgehend 
isoliert, eben gerade im Gegensatz zu 
den „Sektierern”, Das führt dann dazu, 
daß de LZ-Ideologen ihren Kummer 
in psychologistischem Geschwätz über 
„individuelle Emanzipation“ ersiufen 
(u.n. „Hinks“ Oktober 72). 


Die’relative Stärke des SB legt da- 
rin, daß es teilweise ziemlich genau die 
kleinbürgerlichen _Rückständigkeiten 
und Vorurteile einer sich erst sehr 
langsam uhd keineswegs gradlinig von 
der SPD lösenden Arbeiterschaft auf- 
zunchmen versteht, 

Wenn etwa das Hamburger LZ be- 
ont, es sei „keiner politischen Gruppe 
zugehörig noch verantwortlich“, oder 
wenn das SB seine „materielle und po- 
itöche Unabhängigkeit von Parteior- 
ganisationen und Gewerkschaftsappz- 
raten“ hervorhebt - dann wird damit 
iöchsi_ demagogisch und veranlwor- 
tungslos an die Stimmungen jeder Ar- 

iter 
kämpferisch eingestelll sind, aber die 
auf Grund ihrer Erfahrungen einen 
"starken Horror vor „Politik“ und Or- 
Eanisirung haben. 

Die SB-Ideologen stärken die Stim- 
mung vieler Arbeiter, daß die Zugehö- 
figkeit zu politischen Gruppen oder 
die Abhängigkeit einer Zeitung von 
Organisationen an sic h „schen 
schlecht und schädlich ist. 

Die Arbeiter erfahren naturgemäß 
Politik zunächst konkret als bürgerliche 


k,und sie erfahren Organ 
als Parteiläden; dieses Vorurteil wird 
allgemein auch auf linke Politik ausge- 
dehnt. Man muß auch sagen, daß Grup- 
pierungen wie die DKP oder die 
„Marxisten-Leninisten‘“ vielfach dazu, 
beitragen, dieses Vorurteil scheinbar zu 
bestätigen. Parolen wie „Stärkt die 
DKP“ oder „Stärkt die KPD/ML* sind 
wahrhaftig nicht dazu. angetan, die 
Notwendigkeit einer politischen Orgs- 
nisation der Arbeiterklasse zu vermit- 
fein. 

Von einem soichen Zustand der 
Dinge kann nur die Kapitalistenklasse 
profitieren, Sollen die Arbeiter doch 
ruhig das Gefühl haben, „daß wir am 
Ende immer die Dummen sind, weil 
die oben machen was sie wollen“ — so: 
lange diese Stimmung sich noch gegen 
„Politik“ und Organisierung 0 be r- 
hrau pt, wendet, Denn letzten Enden 
werden die Arbeiter mangels Alterne- 
tive ja doch die SPD wählen müssen 
(„was denn sonst? "), und-sie müssen 
sich an die Gewerkschaftsapparate hak 
ten, weil es eine wirksamere Unter 
stützung in ihren wirtschaftlichen 
Kämpfen eben nicht gibt. Die SB-The- 
sen von der „Selbstorganistion‘“ und 
die Demagogie gegen alle bestehenden 
politischen Organisationen der Link 

ürokraten““, „Dogmauiker” eic,) lie 
fern die Arbeiter genau diesem Me: 
chanismus zwischen hilfloser Kritik 
und zwangsläufiger Anpassung wieder 
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Gespräche mit der Volksfront für die Befreiung Palästinas (PFLP) 


'h der Niederlage des palästk 
‚en Widerstandes im Sep- 
Itember 1970 hat sich bei den Wi- 


derstandsorganisationen mehr und 
mehr die Erkenntnis durchgesetzt, daß 
‚die Grundlage für den Kampf eine kon- 
‚sequente Massenarbeit ist, In Ihren mi- 

 Wtärischen Aktionen und ihre, Unter- 
‚grundarbeit in den besetzten Gebie- 
ten stützt sich die PFLP auf ihre poli- 
tische und soziale Arbeit in Flücht- 
lingslagern. Ein Teil dieser sozialen Ar- 
beit ist die Entwicklung von medizini- 
‚schen Stationen. In einer solchen Sta- 
tion führten einige Genossen ein Ge- 
Präch mit Mitgliedern der PFLP. 


Im Flüchtlingslager 


= Zunächst einmal möchten wir et- 
‚was. über dieses Lager hören, wieriel 
Leute leben hieı 

© Im Lager leben höchstens — wir 
haben keine offizielle Statistik — 
15.000 bis 18.000 Menschen. 

= Wie sind die Bedingungen im La- 

iel Wasserstellen gibt es? 

is vor fünf Jahren gab es keine 
Wasserhähne in den Häusern. Es gab 
nur vier Wasserhähne im Lager verteilt. 
Die Frauen gingen immer mit Vasen 
‚oder Töpfen auf dem Kopf, um Wasser 
'von den Wasserstellen in die Häuser zu 
holen. Vor sechs Jahren haben wir 
langsam angefangen, Wasserhähne in 
‚den Häusern zu installieren. Es gibt 
keine Statistik, wieviel Häuser Waser 
‚haben, nach unseren Schätzungen sind 
es inzwischen 60 bis 70 %. Die übrigen 
‚versorgen sich auf die alle Weise. Elck- 
trischen Strom haben ungefähr 90 bis 
95 % der Häuser. 

— Ist es hier im Winter kalt? Wie 
heizen die Leute? 

'O Natürlich ist es hier, 


ger, 
o Bi 


Winter 


nicht so kalt wie in Deutschland. Aber 


© es ist auch kalt, Über die Hälfte der 
Familien im Läger haben Gasolinhei- 
zung und etwas weniger als die Hälfte 
‚Kohlebecken, was sehr geführlich ist, 
= Wie funktioniert die Müllabfuhr? 
Wie’tunkulonsert Wie muinaoıtiit! 
© Es herrscht ein Mangel an Müll- 
Ieuten. Der Dreck kommt vor allem 
von den Klos, Sie sind zentral und öf- 
fentlich, Die Mehrzahl der Familien 
hat keine Toiletten im Haus. Es gibt 
‚zu wenig Öffentliche Toiletten. Die 
Abwawerkanäle sind offen und des- 
halb ist es hier schmutzig. Einige Par- 
tisanengruppen haben versucht, die 
‚Klogruben zuzudecken, weil die mei- 
"sten offen sind. Im Winter bildet sich 
im Süden des Lagers Schlamm. Die Ar- 
beitergewerkschaft hat zusammen mit 
‚den Partisanengruppen hier im Luger 
‚Geld gesammelt und dies mit Zement 
Zugemacht. 

= Wo finden die Leute Arbeit? Gibt 

es genug Arbeit? 
© Es gibt Viele Arbeitslose. Einige 
versuchen, vorübergehend auf dem 
‚Bau, beim Schneider oder als Maler zu 


eskeine regelmäßige Arbeit? 

© Nein. Nur ganz wenige an eini- 

‚sen Tankstellen und als Verkäufer. Es 

gibt auch Angestellte bei der UNRWA 

(Pchtlingshilfeorganisation der UNO). 

Daarbeiten aber nur wenige, als Lehrer 
‚oder als Müllarbeiter. 


Wir haben keine Rechte 

— Wie ist die Politik der libanesi- 
schen Regierung gegenüber den Flücht- 
lingen? 
Wie sieht es aus mit Staatsangehörig- 
keit, politischen Rechten, Teilnahme 
an Wahlen? 

© Wir Palästinenser haben keinen 
Paß, sondern ein „Laisser-passer“, das 
ist eine Identitätsbescheinigung für pa- 
istinensische Flüchtlinge im Libanon. 
‚Wir haben nicht das Recht, das Land zu 
verlassen, wir haben keinen Reisepaß,. 
‚Seit 1967 ist esuns erlaubt, nach Syrien 
zu fahren, davor war auch das verbo- 
ten, sogar mit Reisepaß, Wir brauchten 
‚eine Extra-Erlaubnis, die schwer zu be 
‚kommen war. Wir haben kein Wahl- 
meht im Libanon. 
Wir haben nicht das Recht, In Ilbanes- 
schen Institutionen als Angestellte zu 
arbeiten, wir dürfen nicht In privaten 
Firmen angestellt werden. Oder nur 
mit einer Arbeitsgenchmigung für Aus- 
länder, Es gibt nur zwei Möglichkeiten 
zu arbeiten, antweder bei der UNRWA 
oder als Tagelöhner z.B, bei der Zitro- 
Es gibt uch einige Leute, 


die als Pächter arbeiten, Sie haben 
‚eine Vereinbarung mit den libanesi- 
schen Feudalisten, Großgrundbesit- 
zen, von denen sie das Land und 
‚Saatgut bekommen, alles was dazu ge- 
hört, um das Land zu bebauen und 
die Ernte einzubringen. Von dem Ern- 
teertrag können sie dann ein Viertel 
für sich behalten. 

= Stimmt es, daß ein Palästinenser 
aus den Flüichtlingslagern, wenn er Ar- 
beit findet, seine UNRWA-Zuteilung 
verliert und für lange Zeit nicht wieder“ 
erhält? 

oa, 

— Das bedeutet also, selbst wenn 
‚eine Arbeitsmöglichkeit für z.B. eine 
Woche gibt, ist es schwer, sie anzunch- 
men, denn man kann für lange Zeit 
die Zuteilung verlieren. 


‘2 


© Vor 196 

deshalb Inspektionen durch, um fest- 

zustellen, was für eine Arbeit die Pr- 

lästinenser halten, weil jeder, der Ar- 

beit. hatte, nicht mehr als 70 libanes- 

sche Pfund (65 DM) im Monat verdie- 
, wenn er seine Zuteilung 


ser sagten deshalb immer, sie hätten 
nur Arbeit von einem Tag zum ande- 
ven; trotzdem wurde die Zuteihung 
manchmal gekürzt. Seit 6 Jahren gibt 
x für. die Neugeborenen keine Zutei- 
ung mehr. Seit 1966. Die Kinder bis 
zu 6 Jahren bekommen keine Zutch- 
ung durch die UNRWA, 
nun slsch Ur UNRWA, - 
Und die UNRWA verringert die 

Zuteilungen ständig? 

Ola... 

— Wie steht es mit den Häusern? 

© Die Mehrheit hat in Blechhäu- 
sern ‚gewohnt. Das war bis 1969 
bis sich die libanesische Armee aus den 
Lagern zurückgezogen hat. Bis dahin 
konnte kein Nagel eingeschlagen wer- 
den, ohne eine offizielle Genehmigung, 
man konnte seine Hütte nicht einfach 
ändern, Da hatte man einfach eine 
Blechhätte. Jetzt sieht das schon an- 
ders aus, Als 1969 die Armee raus- 
ging, kamen die Fedajin, und seitdem 
haben die Bewohner mehr Möglichkei- 
ten und die Freiheit, mit Zement Häu- 
ser zu bauen. Die Dächer werden bi 
heute normalerweise aus Blech ge- 
macht, Nur die Leute, die etwas Geld 
haben, haben Zementdächer. 

= Wie ist die Beziehung zwischen 
den Palästinensern im Lager und der 
banesischen Bevölkerung? Gibt es 
Feindschaft?, = 

© Nein. Es gibt genug Libänesen, 
die genau wie die palästinensischen 
Flüchtlinge leben. Feindseligkeit baut 
sich nicht auf Rassen oder Nationen 
auf, sondern auf politischen Feindse- 
ligkeiten zwischen zwei politischen 
Gruppen auf, __ 
Die Quelle für künftige Kämpfer 

— Welche Aufgaben haben die Feda- 
‚din im Lager? 

© Es gibt hier keine normalen mil 
tärischen Fedajin, sondern die Volks- 
milz, die die Flüchtlinglager verter 
digt, Die Fedajin, die hier sind, arber- 
ten als Volksmiliz und versuchen, not- 
wendige Leistungen für das Flöchtlings- 
lager zu schaffen, so z.B. in Bezug auf 
die medizinische Betreuung oder be- 
stimmte Bauten für das Lager. Sie ver- 
suchen, auf dem sozialen Gebiet zu ar- 
beiten und haben auch die Aufgabe, 
die Flüchtlingslager zu verteidigen. Sie 
sind letzten Endes die Quelle für künf- 
ige Kämpfe 

©. Was sind die Aufgaben eurer me 
dizinischen Station? 

© Natürlich werden im medizin 
when Zentrum nicht alle Bewohner 
des Lagers betreut, Wir leisten normar 
Ierweise Hilfe für ca. 45 Personen \üg- 
lich, Manche Palästinenser haben Geld 
und Iassen sich woanders behandeln. 
Hierher kommen auch Syrer und Liba- 


nesen, mehr als Palästinenser. Wir be« 
handeln ohne zu fragen alle, die kein 
Geld haben, sich woanders behandeln. 
zu lassen. Wir haben nicht das Ziel 
wie die bürgerliche Medizin Geld zı 
machen. Wir sind keine bürgerlichen 
‚Ärzte, die nur helfen, um Geld zu be- 
‚kommen und manchmal Medikamente 
umsonst verteilen, nur um Patienten. 
zu bekommen, die dann täglich kom- 
‚men, Wir haben das Ziel, vorbeugende 
Mittel zu geben. Wenn eine Fiau mit 
ihrem Kind hierherkommt, versuchen 
‚wir herauszubekommen, wie die Krank- 
heit entstanden ist, und wir versuchen 
der Frau zu erklären, wie sie verhindern 
kann, daß das Kind wieder krank wird. 

— Welche medizinischen Geräte habt 
ihr hier? 

© Wasser und Elektrizität sind vor- 
handen, wir haben einige Betten. 

— Findet ihr in dem Lager selbst Un- 
terstützung durch Frauen und Männer, 
die bei der Arbeit helfen? 

© Die Massen selber helfen natür- 
lich, Beim Aufbau dieser Station ha- 
ben die Massen entscheidend mitge: 

Monatlich wird von den Massen 
ilig Geld gespendet. Die 1 000 i- 
banesischen Pfund (900 DM), die wir. 
mindestens für die Station brauchen, 
sind solche Spenden. 


Wir sind erst am Anfang 


- Könnt ihr durch eure Sozialarbei 
auch politisch unter den Massen Fuß 
fassen? Wie stell Ihr das fest? 

O Seitdem diese Station aufgebaut 
und Sozialarbeit geleistet wurd 
die Arkeit der PFLP mehr Fuß gefaßt. 
Die Mitgli 
mehrfach verdoppelt, seitdem wir di 
Station aufgebaul haben, 

Könnt ihr Konkreies sagen über 
die Befreiung der 
Eure Arbeit vorantreibt? 
die Frauen und Mädchen, die hiermedi- 
zinischelilfsarbeiten machen, ein ande- 
rex Bewußtsein und tragen sic 0x ins 


Lager, in ihre Familie usw.? 

'O Ich will ein praktisches Beispiel 
‚geben, In diesem Gebiet herrschen die 
veralteten orientalischen Sitten, d.h, 
‚daß die Frau das Haus nicht verlassen 
kann, daß Arbeit für die Frau eine 
Schande ist usw, Wenn die Frau zur 

tatlon kommt, das Haus überhaupt 
verlassen kann, ist das schon ein kleiner 
Schritt. Wir haben erreicht, daß die 
Frauen, die mit uns arbeiten, auch um 
10 Uhr abends — und das ist ein Ver 
brechen in Arabien — das Haus ve 
sen und herkommen können. Sie 
kutieren und arbeiten mit den anderer 
hier und machen, was sie für richtig 
halten, Die Frauen, die mit uns in Ver 


bindung stehen, werden wenn möglich 
angestellt und können dadurch viele 
dieser Hindernisse abbrechen. Aber:wir 
sind erst am Anfang. 

= Gibt es im Lager Analphabeten 
unter den Erwachsenen? 

© Vor allem unter den- Alten 
herrscht noch das Analphabetentum. 

— Gibt es Schulen dafür? 

© Wir haben selber eine Schule ein- 
gerichtet für Frauen, die Analphabeten 
sind, weil meistens die Frauen vom 
Lernen aüsgeschaltet sind Th der Schu. 
1e wird den Frauen Lesen beigebracht, 
und sie werden als Krankenschwestern 
ausgebildet. 


Wie ein Fisch im Wasser 


- Ihr habt uns von eurer prakti- 
schen Arbeit im Lager erzählt. Das ist 
doch nur ein Teil eurer gesamten Ar- 
beit? 

© Ein politischer Kader muß Ar- 
beiter unter Arbeitern sein oder 
unter Bauern. Früher war es #0, daß 
die politischen Kader in den Städten 
saßen und einmal in der Woche in die 
Flüchtlingslager gingen. Das ist heute 
anders. Wir handeln nach dem Aus- 
spruch Macs, daß wir wie Fische im 
Wasser sein müssen, und das Wasser 
sind eben die Menschen in den Lagern, 
in Südlibanon, auf dem Westufer dex 
Jordan und im Gaza-Streifen. Wer po- 
litische, Arbeit leisten will, muß unter 
den Massen leben, sonst redet män nur 
heorelisch von Massenarbeit und ver- 
steht dabei nichts davon. 

Unsere Arbeit in Südlibanon ist z.B. 
leicht zu erklären und zu beschreiben, 
Die PFLP macht dort Gewerkschaft 
arbeil und versucht außerdem, die Be- 
wohner gegen den Feind, gegen die 
wieslerholten Angriffe Isracls zu vertei 
digen, Die Sicherung ihrer Existenz, 
das ist die Basis. um in Südlibanon die 
Massen zu gewinnen. 

Die Erfolge unserer täglichen Arbeit 

den Massen sind nicht sofort zi so- 


. Der Erfolg wird sich vielleicht erst 
in 20 Jahren zeigen, Es sind die unbe: 
sungenen Helden der Revolution, die 
dort jeden Tag arbeiten. 

= Wie ist das Verhältnis von mill- 
rischer Arbeit und Massenarbeit? 
Auf welche Arbeit legt ihr faktisch 
mehr Gewicht? 

© Im Idealfall sollte zwischen mi- 
itärischer und Massenarbeit kein Wi- 
‚derspruch bestehen, sondern ein milk 
rischer Kader muß geichzeitig auch 
in den Massen arbeiten. Zur Zeit Ist 
hier das Verhältnis noch nicht rich, 
tig und die Kluft noch sehr groß. Auf 

ee Sicht muß erreicht werden, di 
Jeder Kämpfer ein politischer Arbeiter 
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st, Das politische Bewußtsein muß Je- 
‚den Tap erhöhtewerden. x 


Die Feinde überall angreifen 


des Schwarzen September in München 
stattgefunden, so daß für uns die Frage 


dieser Art von Außenaklionen 
Ihr habt selbst Außenaktionen dutch" 
geführt, Besteht da nicht ein Wider 
spruch zu der von euch betonten lang- 
fristigen Massenarbeit? 

© Die Außenaktionen sind kein Er- 
satz für die Arbeit in den Massen, Die, 


inen- 
ser nicht in ihrem eigenen Land kämp- 
fen können, das macht Außenaktionen 
notwendig. Ein Kurzziel besteht darin, _ 
‚die sich anbahnenden guten Beziehun- 
‚gen zwischen Israel, den USA, den ara- 
bischen Regimes und der BRD zu 
stören. Man ‚kann über München und 
‚die Taktik, die dort angewandt worden 
ist, debatiieren, aber nicht über das 
Ziel, Diese Aktionen geben den Wider- 
ındsorganisationen auch Gelegenheit, 
den Massen zu zeigen, was internatio- 
‚nal gegen den Befreiungskampf Palästi-. 

im Gange ist. 

"Diese Aktionen wären nicht notwen- 
dig, wenn in Europa und den USA die 
Linke nicht so schwach wäre, sondern | 
wenn die Unterstützung Israels verhin- 
‚dert würde, 

Die PFLP muß der Meinung wider- 
sprechen, daß die Außenaktionen ge- 
macht werden, weil die Widerstandsbe- 
wegung nicht nach Israel hinein kommt, 
Allein im Gaza-Streifen werden sehr 
viel mehr Aktionen aysgeführt als im 
Ausland, Die Außenaktionen sind also 
‚kein Ersatz für Aktionen in Israel,.Die 
Aktionen sind nicht dazu da, um den 
Massen zu zeigen, daß die Bewegung 
existiert. Wir wären durchaus in der 
Lage, 2.B. 40 Botschaften Israels an 
einem Tag anzugreifen. Wenn dies un- 
sere Stralegie wäre, mil solchen Aktio- 
nen zu kämpfen, dann könnten wir 
mehr solche Aktionen machen. 

Palöxina int ja ein Sonderfall, 
sonst wurden. Außenaktionen von re" 
volutionären Bewegungen kaum ange-, 
wandt. 

© Das ist eben die Folge der beson-| 
‚deren Situation Palästinas, 3 

Trac ist ein Lund, dan hr noliert 
von den arabischen Ländern, auf das: 
Ausland angewiesen ist, Israel ist. mit 

ler! und durch 

nude use 
wirtschaftliche, politische ‚und militä- 
rische Interessen stark verbunden. Die- 
sen Interowen kann die PFLP schaden. 
Wir wollen langfristig dem Imperiulis- 
mus den Weg nach Israel abschneiden. 
Dieses strategische Ziel kann aber nicht 
durch diese Aktionen erreicht werden. 
In dieser Phase wollen wir damit nicht 
erreichen, Israel zu schlagen, vondern 
nur Hinweise geben auf das Ziel, daß 
man Israel überall, auch im Ausland, “ 
schlagen muß, 

Der Feind, der zu bekämpfen it 
ist der Imperialismus, Israel und dei 
Zionismus und die arabische Reaktion 
und gogen diese Feinde müssen wir vor- 
‚gehen, Die PFLP weiß, daß sich diese 
Feinde gegen sie zusammenschließen. _ 

= Ihr sagt, daß man mit diesen Ak- 
tionen Israel dort schlägt, wo es am 
Dittersten für es Ist. Das ist aber docl 
‚gar nicht der Fall. Der Imperialismus 
der Zionismus verzichtet leicht auf 
ein paar Menschen, das ist kein großer 
Schlag für ihn. 

© Israel gibt sich immer als best- 
organisiertes Land aus, als ungeschla- 
‚genes Land. Israelis werden gleich Über- 
menschen genetzt und Araber sind 
dumm und Untermenschen. Die PFLP 
zeigt, also, daß man doch nach Lod 
(israelischer Flugplatz) hinein kann, 
auch wenn die Sicherheitsmaßnahmen 
so streng sind wie so1 nirgendwo. 
Wir wollen dem Volk zeigen, daß 
Israel zu schlagen ist, 

Die Weltpresse ist uns egal, Die Fra 
geist, was u n a interessiert, So gibt es 
Zu München Rückwirkungen auf den 
verschiedensten Gebieten. Einmal das 
Verhältnis der Widerstandsbewegung 
und der libanesischen Regierung zuein- 
ander, dann die Situation der syrischen 
Regierung, die Mobilisierung In den. 
Massen der arabischen Linden 
Aggressivität der Israelis usw. Das kann 
‚die PFLP den Massen gut zeigen, Dem 
‚einfachsten Menschen werden die inter 
nationalen Beziehungen Israel 


Was heißt Massaker % 


— Was heißt Massaker? 

© Wenn Israel- Massaker macht, 
dann sagt die Weltöffentlichkelt nichta, 
während, wenn die Paldstinenser sich 


Forts, nächste Seite 
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— Nun hat ja vor kurzem die Aktion | 


besonders interessant ist, wie Ihr zu | 
ht. 
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dagegen erheben, man gegen uns ar | 
beitet, Dadurch wird den Massen der 

Zusammenhang zwischen den Imperi 

Uintischen Ländern und Israel klar, 
auch an der München-Aktlon. 

= Man kann aber doch Mawaker 
nicht mit Massakern beantworten. 

©, Wir sitzen nicht im Cafe. Wir 
müssen die Kampfmoral des Volkes 
erhalten, Was heißt Massaker? Wir 
schlagen zurück, wenn die Israelis uns 
schlagen, Wir wollen doch nicht mora- 
lisch werden, 25 oder 50 Jahre dauern 
die zionistischen Massaker und Ver- 
brechen schon. Massaker kann man 
nicht menschlich stoppen. Es hat 
nen Zweck, sich etwa an di. UNO zu 
wenden, 

Es ist für die Linke in Europa 
schwer, sich ein Bild zu machen. Sie 
werden unbewußt von der Presse beein- 
Muß, Es ist schwer, von der Linken zu 
verlangen, daß sie unser Verhalten ver- 
steht, 

Ich habe den „Spiegel“ zu München 
gelesen. Das ist ein Beispiel dafür, daß 
man den Zionismus überall schlagen 
muß, Dieser Spiegel-Schreiber, das ist 
ja ein Zionist, Die Zioniten sitzen 
Überall, Es ist entlarvend, was da steht. 
Z.B. wie die deutsche Polizei im Kos 
trollturm steht und zusicht, wie die 
‚Araber erschossen werden sollen. Die 
‚Araber sind dumm und Untermenschen. 
In der ganzen BRD wird die zionisti- 
sche Propaganda übernommen. Der 
Minister Schreiber hat versucht, einen 
‚Austausch zu machen oder so etwas, 
um die Kämpfer reinzulegen. Sie kal 
kulieren auf die Dummheit der Araber, 
Wer eine solche Aktion ausführt, ist 
‚doch nicht dumm, 


‚Solidarität 
verhindert 


HM anwmsener Freund erfährt, de Data, 
I um 10.00 Uhr nach Hamturg ge- 
bracht werden soll, um von dort am näch- 


N 
N 
h 
£ 
ji 


dan soll. Nur der Zufll macht der Ausländer. 
behördh einen Strich durch die Rechnung. 
‚Der AStA der: Unwversisit Kiel, vom 
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Achletung nach Jordanien eingemizt zu he. 
[Bub Ouc0n ar van Veran 
ı 


Kampfmoral stärken 


Wir haben gehört, dab die PFLP 
einen Unterschied gemacht hat zwi 
schen _politischem Newußtsein und 
Kampfmoral, daß der Hauptwert 
die Kampfmoral der Massen gelapt wird. 

© Die Kampfmoral selber Ist ein Br- 
gebnis des Bewußtsein, Wer nicht 
weiß, daß er Palkstina hat, wird nicht 
für Palästina kämpfen. Wer nicht weiß. 
‚daß der Unternehmer seine Arbeits. 
kraft raubt, wird auch nicht gegen den 
Unternehmer kämpfen können. Und 
wer sein Recht fordert und gegen den 
Unternehmer aufsteht, wird sich seiner 
Rechte bewußter. Wenn z.B. Arbeiter 
in einer Fabrik in der BRD oder Ita- 
lien für mehr Lohn streiken und ihre 
Rechte fordern, wenn das Regime sei 
me Polizei, gegen, den Streik einsetzt, 
werden die Arbeiter entdecken, daß 
ihr Kampf politisch ist, Dadurch sieht 
man, daß die kämpferische Praxis di 
Bewußtsein stärken kann, Diese kämp- 
ferische Praxis findet ihren Ursprung 
im Bewußtsein selber, Die Kampfmo- 
ral oder die kämpferische Prakis, die 
aus dem Bewußtsein geboren ih 
nimmt daran teil, das Bewußtsein zu 
erweitern. 


Den vollständigen Text der zum 
Teil sehr umfangreichen Gespriche, 
die von den Genossen mit Vertretern 
des palästinensischen Widerstandes ge- 
führt wurden, werden wir demnächst 
als Broschüre veröffentlichen. 


Ausweisung 


etzten Ordnungsamnen, 
der allgemeinen Politik der BRD Ausländern 
yeniber. 


Während der faschisische Geheimdienst 
Griechenlands jegliche Unterswtzung der 
BRO-Behörden bei der Verfolgung und Be- 
drohung amtifaschistischer Griechen in.der 

ID genielt, während die Faschistenwer 
ände der italienischen MSI und der jugos- 
Nemschen Ustasche völlig unbeheiligt bier 
ben, werden fortschrittliche Ausländer den 
KZiWüchtern ihrer Heimat übersuelt. Bei 
i8r Masensusweisung ersbiicher Studenten. 
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Wo sind die ”Mörder-Zentralen”? 


General Elazar gut gelsunt, solche 
„Operationen“ würden gewiß wieder- 
holt werden; auch die idysche Haupt“ 
stadt Tripolis sei in der Reichweite 
Israels. 

Der neue israelische Überfall ver- 


heben Mörder-Zentrale 
war am 11. April in Sprin- 
‚gers „Bild“ zu lesen. Begeistert 
feierten Springers Schreiberlinge den 
„beispiellosen' Handstreich“, bei dem 
israelische Mord-Kommandos in Beirut 
mehrere palästinensische Politiker in 
ihren Wohnungen erschossen. 
„ ‚Bild“-ist immer dabei‘ 
der US-Aggression in Vietnam oder beim 
israelischen „Blitzkrieg“ 1967. Sprin- 
gersPresse ist erklärtermaßen parteilich. 
Sie unterstützt und bejubelt den impe- 


ihren Wohnungen in Beirut wurden 
Abu Yussef, Kamal Adwan und Kamal 
Nasser erschossen, alle drei waren in 
der Führung von Al Fatah, Die C* 
nossen Adwan und Nasser verteldigten 
sich vor Ihrem Tod noch mit der Schuß- 
waffe, In der Wohnung von Abu Yussef 
wurde auch seine Frau erschossen, 
als sie sich schützend. vor ihren Mann 
stellen wollte. Auch eine 7Ojührige 
Italienerin wurde durch die Ex- 
plosion einer von den Israelis ge- 
worfenen Granate getötet. _ Beim 
‚Amoklauf der üchtenden Mord-Kom- 
mandos durch Beirut wurden neun Zi- 
Yilisten und zwei libanesische Polizisten 
erschossen. Besonders hoch waren die 
Verluste an Toten und Verwundeten 
unter den Genossen der PFDLP im 
überfallenen Lager Sabra bei Beirut. 

Die Zionisten wollen aus. diesem 
Oberfall wieder ihre-sattsam bekannte 
story vom cleveren und mutigen klei 
nen David machen, der dem großmäull 
gen Goliath Schlag um Schlag versetzt. 
Das ist die Selbstdarstellung, die Ihnen 
schmeichelt und 


deutlicht noch einmal, daß der Kampf 
zwischen Imperialismus und Revolu- 
tion keine räumlichen Grenzen hal 
Der israelische Geheimdienst ist schon 
vor längerer Zeit dazu übergegangen, 
seinen Terror-Apparat vor allem in 
Westeuropa auszubauen. Zahlreiche 
Palästinenser sind in den letzten Mo- 
naten von zionistischen Geheimdien- 
stlern ermordet worden: in Rom und 
Paris, in Spanien, auf Zypern und in 


findet, sondern 
daß Israel seine Erfolge ausschließlich 
seinem überlegenen militärischen und 
technischen Potential verdankt, das 
ihm von den USA zur Verfügung ge- 


rialistischen Terror in all seinen Er- 
scheinungsformen. 

Es gi bt eine Mörder-Zentrale im 
Nahen Osten, und die Springer-Presse 


ist ihr Komplize 
© Das 


die Mörder-Zentrale, von der 

am 21. Februar der Befehl kam, ein 
sches Passagier-Flugzeug über 
am 21. Februar ver deichi kam, cın 
arabisches Passagier-Flugzeug über 
der Sinai-Halbinsel abzuschießen , 
wobei fast 100 Menschen getötet 
wurden. 

© Das ist die Mörder-Zentrale, die für 
die Vertreibung von einer Million 
Palästinensern und für den Tod 
Tausender von ihnen verantwort- 
ich ist. 


© Das ist die Mörder-Zenirale, die den 

„Blitzkrieg" vom Jini 1967 führte, 

wobei wiederum Tausende getötet 

und Zehntausende vertrieben 
den. “ 
© Das ist die Mörder-Zentrale, die für 

‚die Bombardierung palästinensischer 

Flöchtlingslager im Libanon und 

‚Syrien verantwortlich ist. 

Diese Mörder-Zentrale it die politische 
und miltärische Führung des zionisti- 
‚schen Staates Israel. 

Bei dem „Handstreich“ in der Nacht 
zum 10. April überfielen die israeli 
schen Kommandos drei Sitze des pa- 
lästinensischen Widerstandes in Beirut, 


und Arbeiter im vergangenen Herbst riehte- 
in man sich nach Listen des iraellschen Ge- 
heimdenstes, der die Ausgewiesanen mils, 
abet in Empfang nahm, wils on die Folter“ 
knschte des jordanischen Königs Hussein. 
Wergab, (Ein neuer Beweis für die. ausge 
zeichnene Zusommenarbeit des zlonistischen 
Geheimdienstes mit den BRD-Behörden ist 
Se Bewiligung zweier BRD-Geheimaienntier 
an dem Übertail der Zionisten mut mehrere 
Palästinensische Widerstandikämpfer In Bei 
ut. bel der mindestens 4B Personen ermor- 
an wurden.) 

Genom Bsta hat sich als Lalter der 
Kieler OUPS (Generalunion palästinenischer 
Swdenten) für die demokratischen Rechte 
des peihsinenäischen Volkms eingesetzt, er 
hat gegen die brutale Unterdrückung durch. 
dm Waellche und Jordanische Terrore- 
Bme gekdmpft. Wenn ou nun Im Bescheid, 
der Stach Kiel vom 6,1,73 heißt, sein Ver“ 
bleiben würde „che Belange der BRD beein- 
richtigen“, »0 Wrft dan ein oeutienes Wien 
mut diese „Belange“, Israel, exira vom Im- 
Periliumus a Sao geschaffen, um die Aus- 
beutung und Unterdrückung der arabischen. 
Völker für die Imperiasten abzusichern 
(sehe dazu auch AK 27), erfreut sich gonau- 
#0 der finanziellen und politischen Unter- 
sützung durch die BRD wie Humein,der 
hordaninche Mandlanger des Zionlumus, um 
de Aunplünderung dar arabischen Olqullen 
durch BRD-Kapital mich weiterhin zu ge- 
wehrieinen, Wer diese „Belange“ nört, wird 
Han «2 0er Zioninten angeliefert. 

‚Aber diene „Belange” sind nicht die Be- 
Harp er wentisutnahen Arbeiterklane, sie 
hat keinen Nutzen und kein Interena an der 
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Kl-Gruppe Kiel 


außerdem eine Stelle der DPFLP (De- 
mocratic Popular Front for the Libera- 
tion of Palästina = Volksfront für die 
Befreiung  Palästinas) in einem 
nahe Beirut. In 


Flüchtlingslager 


stellt wird. Und schließlich wären der 
vom 10. April und 
nes-Bond-Stückchen un- 

die umfangreiche Unter- 

denkbar ohne die umfangreiche Unter- 
tzung, die Ixfael dabei von den Ge- 
heimdiensten underer imperlalistischer 
Länder erhält (Ausspionieren der Ört- 
lichen Gegebenheiten, Bereitstellen der 


Fluchtfahrzeuge u.a.m.). Außerdem ist 
die Behauptung der ibanesischen Lin- 
ken nicht von der Hand zu weisen, 
wonsch die reaktionäre Regierung in 
Beirut den Überfall aktiv begünstigte, 
um den lästigen Palästinensern eine | reaktiopäre Regierung des eigenen Lan- 


Niederlage zu bereiten. 
‚Auf einer Presse-Konferenz nach 
‚dem Überfall verkündete der israelische 


Athen. 
ren Monaten der 
ein Führer der PFLP, 
des zionistischen G« 


In Beirut wurde vor mehre + 
:nosse Kanafan, 
von einer Bombe | 
heimdienstes zer- 


ein Führer der PFLP, von einer Bombe 
des zionistischen Geheimdienstes zer- 
rissen. Drei örtliche Führer der PFLP 
sind von israelischen Truppen vor kur- 
zem im besetzten‘ GazaStreifen er- 
schossen worden. 

Die Zionisten wollen die palüstk 
nensiche Revolution abwürgen. indem 
sie systematisch ihre politischen Führer. 
ermorden. In Wahrheit bewirken sie das 
Gegenteil. Der imperialistische Terror 
steigert zwangaläufig die Empdrung der 
Maen und stärkt ihre Kinheit, Gegen“ 
die Kummando-Aktionen Israels vom. 
10, April haben in den meisten arahi- 
schen Ländern große Massendemonsira- 
tionen sialigefunden. Allein am Tag 

der Beiseizung der drei ermordeten 
Fatah-Kihrer waren hunderttausende zu 
Demonstrationen auf den Straßen, die 
Geschäfte Beinuts blieben geichlomen. 

Der Kampf der Palästinenser braucht 
Iebensnotwendig die enge Verbindung 
mit den arabischen Masen, und diese 
Verbindung ist durch den neuen zion- 
stischen Überfall zweifellos gestärkt 
worden. Zugleich erhält die Empörung 
der arabischen Massen, wie jetzt wieder 
im Libanon, eine zunehmend klarere 
politische Stoßrichtung auch gegen die 


des, die als Handlanger des Imperialis- 
mus und Zionismus mehr und mehr 
kannt wird. 


[Gruppe von Juden und Arabern 
frael verurteilt: 

© Je 17 Jahre gegen die beiden Haupt- 
angeklagten, ein arabischer Buch. 
händler und ein födischer Student. 

@Je 15 Jahre gegen einen Fernsch- 
Techniker und einen Metallarbeiter, 
beide Araber. 

© 10 Jahre gegen einen jüdischen Leh- 
ner, 


& hohen Gefängnisstrafen wur- 
7 ‚den Ende März Mitglieder einer 
in 


@ 5 Jahre gegen einen arabischen Leh- 
rer. 
Offiziell wurde erklärt, man habe 
„einen syrischen Spionage-Ring zer- 
Schlagen”. In Wafirheit war dieser an- 
gebliche' „Spionage-Ring“ eine pollik 
sche Organisation, die sich „Rote Fah- 
ne" nannte und eine legale politische 
Zeitschrift herausgab. Beweise für eine 
‚Spionage-Tätigkeit gibt es nicht, ob- 
wohl die „Rote Fahne” doch wie alle 
Oppositionellen Gruppen in Israel unter 
ständiger Beobachtung des Geheimdien- 
stes stand. Der Vorwurf der Spionage. 
Tatypkeit dien lo edigich dar, vom 
politischen Charakter der Orup- 
pe abzulenken und. die terrorlstisch 
hohen Gefängnisstrafen zu rechtfertk- 


gen. 
Die Verhaftung der „Rote Fahne"- 


Mitglieder im Dezember 72 war nur der 
Anfang einer Hexenjagd gegen opposi- 
tionelle Gruppen, die von der isracli- 
schen Regierung und von der bürgerli- 
chen Presse pauschal als potentielle 
„Spione” und „Agenten der Araber“ 
Äftamlert wurden, 

Im Zuge dieser H 
‚Ende. Dezember 
der Gruppe „Revolutionäre Kommuni- 
stische Allianz” verhaftet, Die 
Iutionäre Kommunistische Alllanz" ist 
‚ebenso wie „Rote Fahne“ eine Abspal- 
tung von der bekannteren oppositio- 


nellen Organikation Matzpen. 
Verhaftet wurden außerdem im Ja- 
nüar ein Mitglied des ZK der KP Israels 


(Rakach) und ein weiterer Führer die- 
ser Partel. Obwohl beide wenige Tage 
später wieder freigelassen werden muß- 
ten, weil es nicht die geringsten Angu- 
mente gegen sie gab, erfüllten die Ver- 
haftungen doch ihren Zweck, in der 
‚öffentlichen Meinung auch die Rakach 
mit dem „Splönage-Ring“ in Verbin- 
dung zu bringen, 

Vom rechtsradikalen GachalBlock 
wurde der regierenden sozialimperial- 
n „Arbeiterpartel” Golda Mei 
sogar vorgeworfen, sie selbst hi 
durch {hre „‚opportunistische Politik“ 
‚dem „Landesverrat“ Vorschub elek 


stet, würde die linken Gruppen allzu. 
schonend behandeln usw. (Man kennt 
dergleichen aus den Hetztiraden der 
CDUJCSU), 

Die Kampagne um den angeblichen 
‚Spionage-Ring‘“ dient der Bourgeoinie 
dazu, von den zunehmenden wirt. 
‚schafilichen Schwierigkeiten des Lan- 
des abzulenken und eine neue antkare 
bische Welle zu entfachen, sie dient zur 
Einschöchterung der Linken und zur 


schen Zusammenarbeit, sie dient der 
propagandistischen Vorbereitung der 
in diesem Jahr anstehenden Parlament» 
wahlen. 


Die Terror-Urteile gegen die Mitglie- 
der der „Roten Fahne“ haben much in 
‚der internationalen bürgerlichen Preise 
Beschtung gefunden, besonders well 
sich solche Urteile erstmals auch gegen 
Juden richteten. In den Gefängnisen 
Turaels sind aber hunderte oppositionek 
ie Araber, von deren Prozeß man nie 
etwas gehört hat — und wo os in vielen 
Fällen such gar keinen Prozeß gegeben. 
hat, Daß ein Gegner des Zionlmus für 
10 oder 20 Jahre im Gefängnis ver- 
schwindet, gehört zum israelischen All- 
tag, ebenso wie die Folterung von. 
tischen Gefangenen, 


vn 


Selte 12 


Italien: 
rue 


Zwischen dem 16. Mlrz und dem 2. 
Apeil wurden die Tarifverträge in der 
italienischen Metallindustrie abgeschlos- 
sen: zuerst mit dem Intersind, dem 
Verband der stastlichen Unternehmen, 
dann mit der Federmeccanica, dem 
‚Verband der Privatkapitalisten. Im We- 
sentlichen stimmten die beiden Ver- 
träge überein. 


st sechs Monate dauerten 
F Kämpfe der italienischen Mo- 

taller im Läufe einer der pol 
isch wichtigsten Tarifnanden der Nach- 
kriegszeit: sechs Monate täglicher 
Kämpfe in einer Periode wirtschaft- 
licher Krise und politischer Repression. 
Den Arbeitern stand eine besonders 
kriegsbereite und ausgerüstete Kapi- 
talistenklasse gegenüber, die entschlos- 
‚sen war nach drei Jahren anhaltenden 
Konfliktzuständes den sozialen Frie- 
den in den Betrieben wieder herzu- 
jerdu- 
stellen, Zwei Punkte waren den Kapi 
talisten besonders wichtig: die Regle- 
‚mentierungund die Zügelung der inner- 
betrieblichen Kämpfe (die italienische 
Arbeiterklasse hat sich bislang erfol 
reich gegen die vertragliche Festlegung 
einer „Friedenspflicht“ wehren können, 
wie es in der BRD der Fall ist, und wo“ 
nach alle Streiks während laufender 
Tarifverträge als „illegal“ und „wild“ 
kriminalisiert werden), und die Ein- 
schränkung d.h. Ausschaltung der aus 
dem „heißen Herbst“ 1969 hervor- 
‚getangenen Betriebsräte, Diese beiden 
Ziele haben die Unternehmer nicht 
durchsetzen können und die Vereite- 
lung dieser Bestrebungen muß als ein 
bedeutender Sieg der italienischen Me- 
taller betrachtet werden. 

Das kann aber nicht darüber hin- 
wegtäuschen, daß. die Verträge die 
Zeichen eines Kompromisse tragen, 
der dem aktuellen Stand der Bewe- 
wung, ihrer. noch großen Kampfbe- 
feitschaft und ihren noch nicht er- 
schöpften Möglichkeiten kaum en 
spricht. ‚Der. Verhandlungsabschluß 
bleibt in wesentlichen Punkten hinter 
‚den Forderungen zurück, die die Ar- 
beiterdelegierten Anfang Oktober letz- 
ten Jahres auf Ihrer Konferenz in 
Genua aufgestellt hatten, 

Das zeigt sich besonders deutlich 
an einem der zentralen Punkte der 
Plattform von Genua, nämlich an der 
Angleichung und an der sog. „ein- 
heitlichen Einstufung" von Arbeitern 
und Angestellten, Die Genus-Plattforr 
forderte die gemeinsame Einstufung 
von Arbeitern und Angestellten in 
fünf Kategorien und eine automatliche 
‚Höhereinstufung nach Erreichen eines 
bestimmten Arbeitsalters, Stattdessen 
wird die gesamte Belegschaft In acht 
‚Kategorien geteilt; die Verflechtungen 


zwischen Arbeitern und Angestellten 
sind solcherart, daß sie gefährliche 
Spaltungen innerhalb undzwischen den 
beiden Gruppen begünstigen. Besonders 
schwer ist der Verzicht auf das Prin- 
zip der mitomatischen Höhereinstu- 
fung, dus sich auf die Erkenntnis 
gründet, daß die Qualifikationsunter- 
schiede der Arbeitspänge im hochent- 


wickelten Produktionsprozeßs sich im- 
mer mehr verringern. 


Ziemlich nicdri 
wurden auch in 
Punkten geschlossen: 
‚ohnerhöhungen — Die schon besche- 
dene Lohnerhöhung um. 18.000 
Lire, die in/Genua gefordert wurd 
ist auf 16.000 gesenkt worden: eine 
lächerliche Summe, verglichen mit der 
riesigen Preissteigerung, mit der Geld- 
‚entwertung, mit den Lohnausfällen in 
‚en wehukgnft-aen'tihnaustanen ın 
den sechs Kampfmonaten! 
Überstunden — Die Genua-Plattform 
forderteihre Begrenzung auf 100 Stun- 
den pro Jahr; die beiden Verträge 
bringen diese Maximalzahl auf 190. 
Stunden (bis Mitte 1975; danach auf 
170 Stunden). 

— In Genus wurde für die 
Stahlarbeiter eine Reduzierung von 
40 auf 38 Stunden gefordert. Mit 
den Verträgen erhalten sie eine halbe 
Stunde Verkürzung im Laufe des 
Jahres 74 und die Reduzierung auf 
39 Stunden im Laufe von 1975. 

Ermungen wurden Verbesserungen 
des Gesindheitsschutzes am Arbeits- 
platz, während die geforderte Erhö- 
hung des Mindesturlaubs nur teilweise 
und graduell erfüllt wurde. Der Gra- 
dualismus (die stufenweise Einführung 
bestimmter. Verbesserungen) ist ein 
weiterer negativer Aspokt des Ver 
trages: » wird den Bossen die Mög- 
lichkeit gelassen, die gemachten Zu- 
geständnisse durch verschiedene Maß- 
nahmen einer verschärften Ausbeu- 
tung wieder wertlos zu machen. 

Durch wesentliche Einschränkungen 
wird auch die Anerkennung des Rechts 
auf drelährlich 150 Stunden für die 
Weiterbildung verstümmelt und dessen 
praktische Verwirklichung erschwert, 
Es bleibt aber die prinzipielle und 
politische Bedeutung dieser Errungen- 
schaft: zum ersten Mal haben die Ka- 
pitalisten das neue Prinzip einer von 
der beruflichen Qualifikation losge- 
lösten Fortbildung anerkennen müssen, 

Das Problem der Entlassungen und 
der vielfältigen. repressiven Maßnal 
men, die in diesen Monaten gegen die 
kämpfenden Arbeiter verhängt wurd 
den, bleibt noch offen, Beim Vertrag 
der staatlichen Industrie haben die Ci 


‚Kompromisse 
deren. wichtigen 


werkschaften die Zurü:knahme. der 


Demonstration der streikenden Metall-Arbeiter in Mailand 


Entlassungen und der gerichtlichen Anı 
klagen’als Vorbedingung für die end 
gültige Unterschrift gestellt; beim Ver- 
trag mit der privaten Industrie aber 
wurde diese Forderung nicht erhoben. 
Stattdessen überließ die Gewerkschaft 
es den Belegschaften der einzelnen Be- 
riede, die Zurücknahme der Maßnz 
men zu erzwingen, 


igkeit der Gewerkschaf- 
ten in dieser zentralen Frage ist blind 
und unverantwortlich. Die Metallge- 
werkschaft Hm selbst hat vor kurze 
in einem Weißbuch die Bilanz "der Ge- 
walttaten der Kapitalisten im Laufe 
dieser Tarifkämpfe gezogen: Dutzende 
von Entlassungen, Hunderte von ge- 
richtlichen Anzeigen (bei einigen. Be- 
{rieben, z.B, bei Sil-Siemens in Mai- 
land und in Cmserta, stellten die Kupi- 
talisten Strafanzeige gegen zunze Be- 


Die Nachgi 


jur ein Zufall verhinderte das go- 
plante Blutbad. Der Faschist Nico 
Azzi hatte sich aufs WC des Zuges zu- 
rückgezogen, um dort Zeitzünder und 
Sprengsatz endgültig zusammenzubau- 
en und die Bombe auf die gewünschte 
Zeit einzustellen. Während Azzi einen 
gewöhnlichen Wecker als „tiner“ prä- 
parierte, hielt er die beiden Zünd- 
sätze zwischen den Knien; der eigent- 
liche Sprengsatz war noch nicht ange- 
schlossen. Durch eine unerwartete Be- 
wegung des Zuges kam ein Kontakt- 
Draht der Zündsätze mit dem Stun- 
denzeiger der Uhr in Berührung, was 
die Explosion der Zündsätze auslöste. 
‚Auf diese Weise wurde der durch die 
Explosion der Zündsätze leicht ver- 
letzte Azai im WC entdeckt, 


Nico Azzi ist mit den Führern der 
„SAM" (= „Aktionstrupp Mussolini“) 
befreundet, "einer Bombenleger-Bande, 
‚die von’ yielen als, ausführendes Organ 
der neofaschltischen Partei MSI an- 
gesehen wird, Außerdem ist Azzi ein- 
geschriebenen Mitglied der MSI, 

Vor der Polizei gestand Azzi das 
Ziel des geicheiterten Bombenanschlags 
ein: „ich wollte die Bedingungen für 
eine Militär-Reglerung provozieren”, 

In Italien ist noch das Blutbad vom 
12,-Dezember 69 in Erinnerung, als 
eine faschistische Bombe in der Mal- 
länder Landwirtschaftsbank 16 Men- 
schen tötete. Bis Ende 72, drei Jahre 
lang, hat der bürgerliche Stat den 
Anarchisten Valpreda und einige sei. 


aliens Faschisten wollten den Zug 
| in die Luft sprengen! 


triebsräfe), Tausende von Aussperrun- 
gen, immer häufigere Einsitze von Po- 
lizel und Werkpolizei, 

Eine der wildesten Polizeiaktionen 
fand am 15, März gegen Ignis-Arbeiter 
in Trient statt: nach einer ungeheuren 
Menschenjagd in allen Abteilungen des 
Betriebes endete sio mit der Verhaftung 
von vierzehn Arbeitern, 


Sollte die Gewerkschaftsführung 
auch in diesen Fragen nachgeben, dänn 
würde damit die Reitung der innerbe- 
\rieblichen. Kämpfe und der Belrichs- 
räte faktisch ausgehöhll werden. 

Die letzten Tage vor dem Ver 
abschlyß mit der privaten Industrie ha- 
ben die ganze Kluft zwischen der Ent« 
schlossenheit der Bewegung und der 
‚Schwäche der reformistischen Führung 
anschaulich gemacht; auf der einen Sei 
te die roten Fahnen auf den besetzten. 


Faschisten wollen neues Blutbad 


ner Genomen unter der Anklage in 
Haft gehalten, die Bomben vom 12. De- 
zember gelegt zu haben. Inzwischen, 
da der faschistische Hintergrund des 
Blutbads unzweifelhaft ist, verschleppt 
die Bourgeoisie den Prozeß immer 
weiter — Valpreda und die Genossen 
sind keineswegs schon frei, sondern 
nur „vorläufig auf freiem Fuß’ 

Wäre es zu dem von den Faschisten 
gewollten Blutbad im Zug Turin-Rom 
gekommen, so wäre es kaum in der- 
selben Weise wie 1969 möglich ge 
wesen, kurzerhand die Linken für ver- 
antwortlich zu erklären. 

Azzi sagte such ausdrücklich vor der 
Polizei, darüber sei er sich klar gewe- 
‚sen. Für die Sache selbst sei es aber 
relativ unbedeutend, w em die Bom- 
ben schließlich angelastet würden, da 
ein solcher Anschlag auf Jede 
F a1 geeignet sei, den Ruf nach 
abe u Oral 1 
äin reaktionäres „Regime, der, starken 
Hand'* vorzubereiten, un m 

Mit dieser Rechnung haben die Far 
schisten Recht: schon ‚heute betreibt 
die Bourgeoisie die Ideologie der „Ex- 
{remisten von links und rechts“, die 
den Staat zerstören wollen und gegen 

arker Staat“ notwendig It, 
Demselben Zweck dienen die seit Mo- 
naten anhaltenden faschistlschen Kra- 
walle in Mailand, Faschistische Schl 
gertrupps formieren sich in der Innen- 
anten an, provozieren 
Schlägereien usw. Eine bestimmte Ge- 
gend it Tag und Nacht von faschk 
stischen Schlägern umlagert, Der bür- 


‚gerliche Staat tut nichts gegen die Fa- 


Tagen erreichten die Kämpfe, beson- 


Werkstätten von FIAT-Mirafiorl in Tus 
rin, auf der anderen Seite die Verhand» 
Tungstische in Rom. Eben In den letzten 


ders bei FIAT, ein beeindnickendes 
Niveau; Betrlebsbesetzungen, Arbeiter 
wachen aul den wichtigsten Plätzen in. 
‘Turin und Mailand, offene Versamm- 
Jungen, innerbetriebliche Umzüge, mas- 
senhafte Demonstrationen. Weshalb hat. 
eine solche Bewegung nicht mehr er- 
zwingen können? Weshalb »0 niedrige 
Ergebnisse nach einem so starken 
Kampf? 


Selbstyerständlich ist die allgeme 
Ya politische Sitüätion in Italien, die 
ökonomische Krise, die Existenz einer 
Rechtsregierung nicht ohne Wirkung 
auf den Ausgang der Tarifrinde geblie- 
ben. Was aber die Erfolgsmöglichkek 
ten des langen Kampfes der Metaller 
am meisten beeinträchtigie, war die 
ziemliche Isolierung, in der er sich 
abspielte: keine. massive Ausbreitung 
der gexellschaftlichen Kämpfe hat sich. 
um Ihn herum gebildet, keine politische 
Front hat ihn wirklich unterstützt. Da- 
für trägt der PCI (Italienische Kommu- 
nistische Partei) einen gulen Teil der 
Verantwortung, 


Welche Unterstützung konnte den 
gegen die kapitalistische Organisation 
der Arbeit kämpfenden Metallern von 
ir Partei kommen, die das „Wieder- 
Schwung-bringen der Produktion 
(una Wer Produktivität“ zur eigenen Pa- 
role gemacht hat? Als 
FIAT Mirafiori, der größte italienische 


Betrieb, ‚von den Arbeitern. besetzt 


‚Parteizeitung „Uni ‚Nachricht in 
ein paar unbelitelten Zeilen: ein vick- 
sugendex Zeichen für das Unbehagen 
‚der italienischen‘ Revisionisten vor den 
Kämpfen der Massen, Unddie Kämpfe 
der Metaller insbesondere waren objek- 
tiv ein Störungselement für die Politik, 
der niedrigen Verhandlungen mit den 
‚Christdemokraten, die der PCI im Na 
men einer „nuch rochls gichlomenen 
Regierung“ verfol i 

che Erfolg der Metaller ist 
den Vertragsparagraphen ge- 
n;er besteht in dem Niveau des, 
chen Bewußtseins, von Organisa- 


klasse aufrecht aus diesen Kämpfen“ 
herauskommt. In dieser Erfahrung ist 
die zuverlässigste Garantie gegen jeden 

|Normalisierungsversuch in den. Betrie“ 
ben. 


schisten und die bürgerliche Presse 
erregt sich scheinheilig über die „skan- 
dalösen Zustände, denen der Bürger 
schutzlos. preisgegeben st“, weil die 

Regierung angeblich „zu schwach“ sei 
usw. usf. Gelingt es aber der milk 
tanten Linken (Lotta Continun u.2.), 
die faschistischen Schläger von ihren 
„Stammplätzen" zu jagen, so Ist um- 
‚gehend die Polizei zur Stelle und die 
bürgerliche Presse wein! über den 
‚Terror von links und rechts”, 

Zum bisher stärksten. Faschisten- 
Krawall in Mailand kam es vor einigen 
Tagen anläßlich einer Kundgebung der 
Neo-Faschisten, Die Faschisten tobten 
stundenlang durch Mailand, schossen 
wild um sich, griffen mehrere Büros der 
Arbeiterorganisationen an und verprü- 
gelten wahllos jeden, der sich ‚ihnen 
in den Weg stellte, Eine Gruppe von 
Faschisten warf mit Handgranaten, wo- 
bei ein Pollzist getötet wurde, Die 
Taler. stammten aus der MSl-Jugend 
und der „Avantguardia nızlonale" 


schonim: Zusammenhang mit dem 
Blutbad vom 12, Dezember 69 viel 
fach belastet ist 

Die Mobilisierung der Massen könn- 
te der 


{wschlstischen Treiben schnell 
tdemsen ruft die 
PCI-Führung nach dem 
bürgerlichen Staat, der Itlien vor dem 
Neo-Faschismus schützen soll. Jede 
militante Massenaktion gegen den fa- 
schistischen Terror wird von der PCI- 
Führung nicht nur abgelehnt, sondern 
ausdrücklich. als. „Provokation" 


schimpft. 
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Bei der Verfolgung der Italienischen 
Anarchisten und der damit verbunde- 
ne Plan der Kriminalisierung der italie- 
nischen Linken fand die Italienische 


die italienische Bourgeoisie vor keinem 
Mittel zurück: Durch mysteriöse Un 
fälle und Selbstmorde wurden 14 Zew 
gen zum Schweigen gebracht, Opfer 


schieden worden). 

Ivo ist ein alter Freund von Vak 
preda. Sofort nach dem Mailänder 
Blutbad versuchte die Polizei, ihn in 


Der Zeitpunkt der Verhaftung der 
beiden Genomen ist nicht zufällig. 
Ende Dezember letzten Jahres hatte die 
italienische Justiz unter dem Druck 


er von dem faschistischen Anwalt 
Ascari in Wiesbaden besucht, Es wurde 
ihm vorgeschlagen, falsche Aussagen 
gegen Valpreda zu liefern: Dafür würde 


eines „Selbstmordes“ wurde auch der 
dritte Bruder Dells Savia, Mario: eine 
‚e nach Angelos Entlassung, Trotz 


man ihm politisches Asyl in Belgien Y 
verschaffen. Ivo lehnte jedes Beste N 
‚chungsmanöver ab. Einen Monat später 


die Anklage gegen die Anarchisten und 


Dourgeoisie Unterstützung und eifrige 
die Linke zu verwickeln. Da Ivo aber 


Zusammenarbeit bei der westdeutschen 


einer gewaltigen Massenbewegung Val- 
preda, Borghese und Gargamelli nach 


zur Zeit nicht 


| 


W: 
fopee Ansechlte, 


Justiz. Mit der Inhaftierung (Mitte I» 
mar) der Brüder Ivo und Angelo Della 
Saria wurden in der BRD die Voraus 
setzungen für einen neuen „Fall Val 
preda” geetzt 
sind diese beiden Genor 
Angelo gehört zu der 
denen 
mehrere Bombenanschläge, unter, ande- 
rem der auf die Mallinder Messe am 
25. April 1969, angelastet wurden. 
Diäse Anschläge, die sich als Werk der 
italienischen Faschisten und des grie 
chischen  Geheimdienstes erwiesen, 
waren der erste Akt jener „Spannunp- 
sirategie”, die von der {ilienischen 
Bourgeölsie als Antwort auf die Ar 
beiterkämpfe 1968/69 entwickelt wur 
de, die auch zum Mailinder Biutbad 
Dezember 1969 führte. Nach 
zweijähriger Haft und nach einem Pro- 
zeß, der die Generalprobe des Val 
preda-Prozesses sein solte, wurden die 
Genossen von der Anklage freigespro- 
chen, weil die polizeiliche Beweisfüh 
nung völlig zusammenbrach. Trotzdem 
wurde Angelo zu scht Jahren Gefängnis 
verurteilt, aber bis zum Reyisionspro- 
zeß vorläufig (reigelassen. ‚Er kam aus 
dem Gefängnis raus in einen Zeit noch 
weiter verschärfter Hetze gegen die 
revolutionäre Bewegung, vor allem ge- 
gen die Anarchisten. Um die Anklage 
gegen Valpreda, trotz der Offensicht 
lichkeit der faschistischen’ und staatl 
lichen Verantwortung für das Mailän- 
der Blutbad, aufrechtzuhalten, scheute 


am 12, 


Kopfwunde und Würgemalen an 
dem Hals wurde sein Tod als „Selbst 
mord durch Gas“ erklärt, Einige Mona- 
te später entschloß sich Angelo dazu, 


Ausland zu flüchten. Als er am 
13. Januar. von der westdeutschen 
Grenzpolizei verhaftet wurde, war er 
auf dem Weg nach Schweden. (Ein an- 
derer Anarchist, Sergio Ardan, Zeuge 
der Ermordung Pinellis, hat einen Asyl 
antrag in Frankreich stellen müssen: So. 
viel uns bekannt ist, ist darüber von den 
französischen Behörden noch nicht ent- 


Italien war, muß. 
te man sich notgedrungen damit be- 
enügen, ihm die Rolle des Sprengstoff- 
besitzers anzuhängen, Ivo sollte zu- 
sammen mit Valpreda in der Umgebung 


Der italienische Genosse Ivo della Savia wird in Handschellen in den Sitzungssaal des Oberlandesgerichts Frankfurt geführt, 
wo über seine Auslieferung nach Italien verhandelt wurde. 


von Rom ein Sprengstofflager angelegt 
haben: Die Tatsache, daß dieses Lager 
nie entdeckt wurde, und daß sich seine 


Existenz als reine Phantasie erwies, 
spielt für die italienische Justiz keine 
Rolle, Viel wichtiger ist für sie, die 
Spannung gegen die Anarchisten und 
die Kriminalisierung der Linken wieder 
Zu schüren. 


Staatliche Ohren ? 


‚Die ganze Fäulnis der italienischen herrschenden Klasse, die innere Zerrüttung 


und die strukturelle Krise des bürgerlichen Staatsappı 
waltig in dem letzten „Nationalskandal 


5 widerspiegeln sich ge- 
I": der Skandal der Telefonbespitze- 


hungen. Es handelt sich um eine Affäre von riesigen Dimensionen, wo unge- 
beuere politische und ökonomische Interessen im Spiel sind, wo verschieden- 


sartige Absichten sich schneiden, sich ausgleichen, sich einander schätze 


worin 


erstrangige öffentliche und private Machtzentren und hohe Persönlichkeiten des 


politischen und ökonomischen Lebens 


zum Hals stecken. Ob diese Stränge 


irgendwann entworren werden, ist deshalb höchst fragwürdig: viel mehr ist mit 
einer Aufopferung der „kleinen Fische“ zum Schutz der großen zu rechnen. Es 
bt aber gendgend Elemente, die, wenn nicht die Gliederung, »0 doch minde- 
stens die Logik dieser verwickelten Geschichte erkennen Iasen: die alıbekannte 
Logik der Kämpfe um die Aufteilung der Machtpositionen in dem bürgerlichen 
Lager einerseits. um die Verstärkung des bürgerlichen Staatsapparats und um die 
Absrüstung der Repressionsinstrumente gegen die Arbeiterklasse und gegen die 


fortschrittlichen Kräfte andererseits. 


a Geschichte baganın vor etmas weni 
ger au einem Jahr bakanntzunerden, 

ie dar damalige Sekretär der So: 
Zielistschen Partei, Mancini, beim Regie- 
ungspräsidenten Andreort) die Existenz 
nen staatlichen Spionagenetzes anzeigte. 
Kurz darauf folgt die Mailänder Wochen- 
zeitschrift „L’Enpremo”, die einige Abtei- 
hungen des” Finanzamtes alı Spionagezen- 
Urne anzeigtn. „L’Enpremo" murde vom 
Finanzamt wegen ,Verisumdung” angeklagt, 
aber Im Laufe ds Prozemen — der übrigen 
bald unterbrochen wurde — wurden die 
‚Anklagen bawihgt oder sogar durch neue 
Elemente bekräftigt, In der miben Zeit 
wurde ein dichws Kontrolinatz. entdeckt, 
das Persönlichkeiten der Poliik, der Fi 
anz und soger der Justiz betraf. Sofort 
wurde natürlich der Vermch unternommen. 
dan. heikler Pall zu einer „privaten“ Ge 
schichte herunterzungielen: 'privare Detek- 
tiv -Agenturen sollten angeblich Im Dienste 


soltzehung, Ko wallte uch heran, ca seist 
ie Kleinen Spione heine harmlosen privaten 
Detektive, sondern Vertreir von tautimm- 
ar politischen Milleus were, die im Diemmt 
von größeren Sosonen handatian. 

(Eins kurze Charakterierung oreier die. 
er Detektive und ihrer Tätigkeit it daher 
astschtutewich, 

‘Tom Ponz), Mallinder Detektiv, it ein 
itbekannter Paschit, der in zwanzig Jahren 
Tauigkeit mit der Komglizenschatt und mit 
der finanillen Unterwutzung der Polizei 
hör eine Bande rupsiloner Kıiminalier 
munammengestellt hat, Benondern in den 
Fünfziger Jahren wurde seine Orgenliation 
von den Aeuhtspurinlen yagan die Arbeiter 
bei Sweiks eingemezt; heute ha al noch die 
‚Aufgete, bei Demansıratlonen und Veran. 
altungen Provokationen durchzuführen, 
Gute Beuishungen soll Ponml auch zum 
IA gopftegt hatan. 


Höherer Mitarbeiter, jez Mitangekiagter 
von Ponzl, wer Walter Benefort, der ein 
Symbol für die Verwischung der Grenzen 
zwischen „privatem“ und öffentlichem Sp 
Onagedienist darswilt. Ehemaliger Vorsitzen- 
der der Mailänder Kriminalpolizei, verließ 
er plötzlich den Dienst, um zwei privae 
Detektiv:Aganturpn zu gründen und sich der 
Toielonsbhörung völlig wismen zu können. 
(&u ist nicht wilkürich, an eine mit den 
Polizeibehören abgmtimimte Aktion zu 
denken, besonders wann man bedankt, dal 
Benstorıl weine Agenturen mit sehr mader- 
nen und teueren Einrichtungen ausstatten 
konnte, und dell bai ihm viele ehemalige 
Pollzeilwamte und Agenten des stastlichen 
Abweehrihensten angasteilt wurden. 

"Eine dieser Apanturan, die „Mason“, 
hatte unter anderem die Aufgabe, alle mög 
chen Informaulonen über Arbeiter und An- 
eseilı großer Betriebe der Lombardei zu 
Mammeln. Enge Beziehungen bestanden 
twischen Beneforti und dem Präsidenten 
dis Chemie-Konzern Montedison, Cafis. 
(Montndison plant gegennartig eine größere 
Umstrukturierung, siner Procuktiomenie- 
gen). Wie win Mitarbeiter Ponzi stand er 
Much in Kontakt mit dem CIA: nach einem 
Verhör von Ponel soll ein CiA-Agenı im 
‚he 1008 oder 1800 eine nicht näher be 
zeichnete „Mission in der Schwmiz mit der 
Unterstützung der beiden Denaktive muge- 


veragentur” (AM) arbei- 
wie für die griechischen Obristen: in ihrem 
Auftrag, kontrollerm ie die Botschaften 
soiellincher Länder in Rom: „im Auftrag 
eines Flüge einer großen Parisi“ (so der 
Besitzer der Agentur, Augusto Fatale) be- 
soltzeite sie ie kommunistische und die 
Hoelalitiche Partei. 


Die Spuren führen zu einem 
‚Chemie-Konzern und Ins Innen 
ministerlum 


Ünemalioe Pollen, ukrupelione Aben- 
nurer, ein pser Wollte Fschistn: on Im 


L- 


ch unkihrcheinich, af he ganze Alfare 
‚ut ihre Rechnung geschrieben werden wird, 
um wichtigere Ohren zu schützen, die hinter 
den konwallierten Telefonkabein horchten. 
/Eim pnar Namen sind aber schon sulge- 
mcht. Unter anderem der des zuerst als 


dreöähriger Haft vorläufig freilassen 
müssen. Schon lange zuvor waren Be 
schuldigungen gegen die Anarchisten 
zusammengebrochen und die Faschi 
sten Freda und Ventura des Massakers 


in Mailand angeklagt: Sogar die bür 
gerliche Öffentlichkeit war von Val 
predas Unschuld überzeugt. Es ging 


jetzt darum, die sufgetauchte „schwar, 
ze Spar“ (der Faschisten) wieder zu 
verwischen. Zuerst versuchte man, aus 
Ivo einen Zeugen gegen Valpr 

machen. Mitte Dezember 1972 wurde 


Ohren”, Um allein die Fäden dieser an 
Theatwrstreichen so reichen Geschichte in 
‚der Hand halten zu können, hätten die vor 
wicketten „Privatdenekuve" echte, Super“ 
männer sein müssen. Vorfälle, wie der Dieb- 
stahl einen Tonbendes aus dem schwer be- 


Die Tereronsrionnse Ir 
Ems SuEtza Auschas 
Ar Dre Fauineim Due, 


[hoen wo 


bescheidenen Opfer der Berpitzslungen er- 
schienenen Eupenio. Cafir, Präsident den 
‚Oremie-Konzerns Montedison, ein Unter 
mehmen mit smatlicher Bewillgung. Eine 
venustionetle Entdeckung beuätigte ie zur 
wre Rolle den Chemie-Alosen in der Tele 
fonoperation: ein ansehnlicher Teil dar Kar 
tl cms Mailänder Benpitzehungenetzen ende- 
ie im Rechenzentrum von Montsdinon, wo 
sie mit den elektronischen üpeicheranlagen 
vertuunden waren. 

‚Aber hinter den Iitegalen Tolefonkabein 
menden ch. und vor allem „santliche 


Tr, ac Arasnscnrän! 


Beraacurau Du 


achten Zimmer den Untermchungsrichtes, 
Können schwerlich das alleinige Werk prive- 
ver Detektive sin: auf den Tantäindern 
mwren Teiefongempräche bedeutender Poll 
ker und Unternehmer mitgsschnitien. 

30 verminetne Berwetorti den Ankmuf von 
‚Abhöreniagen für dan Ufficlo Altorl River, 
va) (Büro fur vertrauliche Angelegenheiten) 
den Innenwministerhums, bekannte Zentrale 
Dalltncher Bespitrelungen. Dim Erde olnen 
Weiteren Wiegen Abhörkabein wurde. In 
Sam Bekretariat den ehemaligen soalldemo- 
kratischen. Pinanzminlsters Preil entdeckt! 


1) 


wurden er und sein Bruder verhaftet. 

Augenblicklich sitzen Ivo und An- 
gelo in westdeutschen Gefängnimen, 
und zwar in Lingen/Ems und in Wies- 
baden: Gegen sie Muft ein Ausliefe 
rungsprozeß, Da das deutsche Gesetz — 
mindestens auf dem Papier — die Aus 
Lieferung von „Politischen“ zusschließt, 
behaupten die italienischen Behörden, 
Ivo sei als „Krimineller“ gesucht, 


Der westdeutsche Staat hat in der 
Vergangenheit wiederholt nicht davor 
zurückgeschreckt, auch „Politische” 
an ihre Gegner auszuliefern. So zuletzt 


Zahlreiche Palästinenser nach dem Ver- 
bot von GUPS und GUPA; ebenso 
wurden aber such schon griechische, 
spanische u.a. Oppoätionelle aus der 


BRD abgeschoben. Die westdeutsche 
Justiz deckt eine derartige Praxis durch 
die These, daß das politische Interesse 
des westdeutschen Staates höher zu be- 
werten sei als die Interessen der poli- 
tisch verfolgten Ausländer, So ist klar, 
daß es für die wesideutsche Justiz 
nicht wo sehr eine Frage des geschriebe 
nen Rechts ist, ob die Genomen Savia 
abgeschoben werden, sondern eine 
Frage der politischen Opportunität. 

Gerade unter diesem Aspekt stellt 
sich die Aufgabe, eine möglichst breite 
Information und Solidarisierung gegen 
die geplante Abschiebung der Brüder 
Savia auch in der BRD zustande zu 
bringen, 


ine besonders feige Kontrollitigkeit soll 
von dem „Ufficio 1" (Informatlonsbüro) 
den Finanzminismerhums mugrübt worden 
sein, dewen Begründer eben Minister Prati 
war. Unter den vom „Büro 1" sähdig über- 
machten gehört che wozilisische Partei“ 
meinung „Avant“. 

Zu den Kreisen des stastichen Apparat 
führt such das letzte „Opfer” dieser unge- 
euren Geschichte: "der Polizeipräckdent 
von Rom, Angelo Mangene, der Anfang 
Anni vor seiner Wohnung atıeknallı wurde. 

"ie dee Polzeikomminer Banetort; wu. 
da Mangano 1960, zur Zeit der faschis- 
kchen und abeitermörderischen Regierung 
Tambroni, nach Rom gerufen, um innerhalb, 
der „Ulficio Alfarı Riserva“ eine basonders. 
kestungsfähige paliische Abteiung zu schal: 
fen. Trotz der Versuche, die von mehreren. 
Saiten unternommen wurden, um den An- 
schlag auf Mangano der Mafia anzulmten, 
bakräftigten viele Umstände ce Überzeu 
Jung, dad damit die Besibgung einem Man- 
ächen besbsichtigt wurde, dessen Gelähr- 
Hichkait aufgrund ueiner Kenntnis größer 
ala sin Nutzen war — nicht viel anders, als 

Ansrehlenverfoiger den „sure di 
Polizeikommsse Catatrenl ergangen 


Zusammenhänge mit dem Mai- 
länder Blutbad* 


Ober die Elemente hinaus, die der Form 
nach Vergleiche mit dam „atrage di sit0" zur 
Namen, aber ihre Erkibrüng genauso gt in 
einer allgemein geitenden Prasin des poll: 
chen Verbrechernum finden können (Mord- 
anschläge, Erpressungen, Verschwinden von 
Zeugen, von Verdächtigen und von Beweir 
inöcken unm.), sind einige Berührungspunkie. 
urchaus bemarkanmmert, 

"Anfang März verschwand plötzlich der 
$1D-Agent Alesandro Michel, nachdem er 
dam Unwernchungerichter der Teielonge 
chient mächtige Augen über che Telefon. 
Mffüre angekündigt hatte (SID int der 
haime Informetionacherat den Verteih- 
Gungaministernums). Michel, Bachvernändh- 
Ger in Teistonbanpitsetungen, Mitarbeiter 
Yon Banetort und bakannmer Faschit, be. 
Sa eine DatnkthrAgentur in Paso. Kine 
markeirchgn Agentur denn wie hatın weder 
Angesuliw noch ein Behretariattürc, wäh. 
nd Michel fnt Immer in Mailen rin, 
Die Agentur war warsge Behrite entfernt 
von der Zentrale der Teielongmeilscheft ge- 
kegen, von dam Sitz den MBi (Neotmchitk 
uche Parıei) und von der Andtnpresin des 
Fouchinten. Franso Prede (Mitangeklagter 
von Giovanınl Venturs wegen den Mailand 
Blyrbade am 12. Desemter 10001, Warn 
man Minzufügt, deh Freda und Venture 
vor. ihren Verhaftungen genau Informiert 
Waren über den Inhalt dur Teislongempräche 
nmdschen der Sestsenwitscheft von Mek 
Hand und der von Venadig über che „achwer. 
1 Bor", wärd die Funktion der Agen 
Yon Michal weniger rhtmihaft. 
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Im ersten Teil des EWG-Artkels wurden 


vornehmlich die allgemeinen Ziele simt- 


licher EWG-Länder aufgezeigt: Zuräckdrängung der USA, wirtschaftliches und 


politisches Rindringen in die Länder Osteuropas, Verschärfung der 


zwischen den kleinen Ländern des RG 


Widersprüche 
W und der Sowjetunion und Ausbau der 


Positionen in den Ländern der „‚Aritien Welt“, 
Iim zweiten Teil ging es darım zu zeigen, wie sich durch die Großmachtpläne der 


EWG-Imperialisten die inneren Widersprüche verschärften, welche 


EnG 


für die A: 


iterklasse hat. 


Imperialisten analysiert werden. Da die 


olgen die 


diesem dritten Teil sollen die speziellen Ziele des französischen und englischen 


Widersprüche zwischen den imperialisti- 


schen EWG-Ländern keineswegs verschwinden, richten sich die speziellen Ziele 


uch gegen ihre „Partner“ in der EWG. 
den verschiedenen EWG-Ländern recht 
hen gegenüber der Arbeiterklasse nicht 
immer das gleiche, die konkrete Taktik 
Ausgangslage ab. 


Da der Stand der Arbeiterbewegung in 
unterschiedlich ist, ist auch das Vorge- 
identisch. Das strategische Ziel ist zwar 
hängt jedoch von der unterschiedlichen 


In einer weiteren EWG-Folge im ARBEITERKAMPF werden die speziellen Ziele 
der BRD-Imperislisten in der EWG untersucht und allgemein der Neokolonialis- 


mus der EWG dargelegt. 


er französische Imperialismus 
‚onnte im Grunde genommen 
schon im ganzen 20, Jahrhundert 


gegenüber keinem seiner imperialisti 
schen Hauptkonkurrenten — Deutsch 
land, USA, Japan und England ökono- 
misch auf die Dauer erfolgreich beste- 
hen. Seine Industrie war weit weniger 
entwickelt und weniger konzentriert 
die für die imperialistische Konkurrenz 
nicht so ausschlaggebende Landwirt 
schaft nahm einen bedeutenden Raum 
ein, Einen wesentlichen Anteil seiner 
Konkurrenzkraft verdankte es seinem 
riesigen Kolonialbesitz. Lenin nannte 
den französischen Imperialismus zu 
Recht einen Wucherimperialismus. Der 
übergroße Kolonialreichtum verlangte 
einen erheblichen Kapitalexport, um 
auch wirklich den Kolonialreichtum 
für seine imperialistischen Ziele miß- 
brauchen zu können. Das verlangsai 
wiederum die Kapitalistische Entwi 
lung im eigenen Land. 


Diese strukturellen Schwächen hat 
Frankreich bis heute nicht überwinden 
können, wenn cs auch in der Überwin 
dung dieser Schwächen in der letzien 


den war und die USA ihre wirtschaft 
liche und militärische Politik im Rah- 
men des Kalten Krieges (Marshallplan 
und NATO) voll an ihren Interessen 
ausrichteten. Frankreich war ökonc- 
misch #iel zu schwach, um wenigstens | 
die konkrete Ausrichtung dieser Politik | 
des Kalten Krieges an den U$-Interes- 
sen zu verhindern. Es mußte sogar den 
größten Teil der von den USA erhalte 
men Wirtschafts- und Militärhilfe für 
seine Kolonlılkriege verwenden — und 
dies war auch der Hauptgrund, warum 
es sie überhaupt bekam 


Die französische Bourgeoisie un- 
einig in der Europa-Frage aus 
Furcht vor ihren Konkurrenten 
in der BRD 


Frankreichs Haltung zur europä 
schen Integration war lange Zeit schr 
zwiespältig; sie wurde nie eindeutig be 
fürwortet und cin nicht unbeträchtl 
cher Teil der französischen Bourgeoi 
Ichnie sie anfangs ab, 


EWG-Großma 


der westeuropäischen Länder ein. 

Die Widersprüche zwischen den US- 
Imperilisten und den französischen 
Imperialisten waren damals die schätf- 
sten innerimperialistischen Widersprü- 
che. Es bestanden viel weniger Gemein- 
samkeiten zwischen beiden als z.B, 
zwischen dem US-Imperialismus einer- 
seits und dem englischen oder deut 
schen Imperialismus andererseits. Die 
letzten beiden waren viel abhängiger 
vom US-Imperialismus und daher viel 
eher zur Zusammenarbeit mit ihm be- 
reit. Frankreich. betrachtete die Inte 
gratonspläne folglich immer unter dem 
Aspekt, inwieweit de die amerika 
sche Position in Westeuropa verstärken 
und dem französischen Ziel eines „Eu- 
ropäischen Europa“ _entgegenlaufen 
würden, 


2) Frankreich fürchtete, auf die Dauer 
der westdeutschen Konkurrenz nicht 
gewachsen zu sein, sondern von ihr z 
nehmend an die Wand gedrückt zu wer 
den. Dies umso mehr als sich die BRD 
sche amerikafreundlich verhiclt und 
mit in die EWG gleich noch einen v 
größeren Gegner Frankreichs mi 
schleppte. 

Bezüglich Westdeutschland exist 
te &in weiterer Punkt, der der französi 
schen Bourgeoisie erhebliche Furcht 
einfößte: der Versuch der BRD, ui 
DDR zu annektieren. Einer um die 


Diese Schwächen kennzeic 
besonders seine Situation nach. 1945. 
Es war zusätzlich noch vom deutschen 
Imperlalismus geschlagen und mehrere 
Jahre, besetzt, jedoch nicht so wis. 
Deutschland zerstört worden, 

Ais ihre Hauptaufgabe nach 1945 
betrachtete die französische Bourgeoi 
sie zunächst die Zurückdrängung der 
im Widerstand gegen die deutsche Be 
salzung mächlig erstarkien Arbeiter 
klasse, Diese wur sogar — unter der 
Führung der französischen Kommuni- 
stschen Partei (FKP) die gößte Kraft 
der Resistance gewesen. Im Gegensatz 
dazu hatten gewichtige Teile der franı. 
zösischen Bourgeoisie offen mit den 
Nazis kollaboriert.‘ Die FKP mußte 
einige Zeit sogar mit in die Regierung 
aufgenommen werden, konnte aber be: 
reits 1947 wieder hinausgeworfen wer 
den, 


Nach 1945: 
Versuch der Wiederherstellung 
des alten Kolonialsystems 


Als ihre zweite Hauptaufgabe sah 
die Bourgeoisie die Wiederherstellung 
des alten Kolonlalsystems an. So be- 
ann sie 1946 ihre Aggression in Indo- 
China. Insgesamt ging es ihr zunächst 
um die Wiederhersiellung eines „glor- 
teithen Frankreich“ und um die Aner- 
kennung als die vierte Weltmacht nc- 
ben den „Großen Drei“ von Potsdam 
(USA, SU’und England), 


Doch daraus wurde nichts. Sehr zu 
inem Leidwesen mußte Frankreich 
feststellen, daß eo einfach nicht war, 

£ wiederzuerricl 
sich in die 
obwohl es sehr rasch gehen 
und zusätzlich zeichnete sich 


Länge, 
sollte 
eine Niederlage ab; Der Krieg überstieg 


bald die eigenen Kräfte, s0 daß man die 
USA um Nachhilfe bitten mußte, Die- 
se stellten aber ihrerseits Bedingungen, 
nämlich die, der-Remilitarisierung der 
BRD keine Hindernisse in den Weg zu 
legen und insgenamt die amerikanische 
Europapolitik nichtallzu sehr au stören. 


Die innerimperlalistische Solidarität 
Ynd die speziellen (ranzöslschen Kalo- 
Alalinteressen hinderten die fran2dsl 
schen Imperlalisten daran, prinzipiell 
wesen die von den USA inszenierte Po- 
Hitik den Kalten Krieges, des „Roll 
Back“ vorzugehen, obwohl damii das 
recht schnelle Wiederaufloben des nun- 
mehr auf Westdeutschland beschränk- 
ton deutschen Imperlallmus verbun- 


aus seinem Land vertrieben haben. 


Die Hauptgründe für die reservierte 
Einstellung waren folgende 
1) Die erstem europäischen Organkati 
‚onen (OEEC = Organisation für euro- 
pälsche wirtschaftliche Zusammenar- 
beit) wurden von den USA offen un- 
terstützt und richteten sich auch weit 
US-Interesse aus. Die OEEC 
jen organisatorischen Rahmen 
für den Marshallplan, Wer etwas haben 
wollte, mußte der OBEC beitreien. 


Die USA mischten sich hierbei auch 
massiv In die Inneren Angelegenheiten 
’ 


1954 besiogt der Vietminh in Dien Bien Phu die französischen Kolonialisten. 
1962 werden die Franzosen in Algerien noch einmal die Waffen stracken. 


Ho Tschi-minh nimmt in Hanoi eine Siegesparade seiner Soldaten ab, die nach 
blutigen, langjährigen Dschungelkämpfen die französischen Truppen für immer 


DDR vergrößerten BRD wäre Frank. 
reich nicht mehr gewachsen gewesen. 
Eine erfolgreiche Annexion hätte jede 
europäische Integration in kürzester 
Zeit gesprengt. "Aus taktischer Rück. 
sichtsnahme sprach man diesen Punkt 
jedoch nicht so offen aus, 


Diese Differenzen innerhalb der 
französischen Bourgeoisie haben Frank 
reichs Positionen im Konkurrenzkampf 
der europäischen Imperlalisten jedoch 
kaum geschwächt, sondern eher ge 
sürkt, Da eine europäische Integration 


Besetzung des Werks Renauit-Billancourt 


‚ohne Frankreich unmöglich ist und die 
Zukunft der westdeutschen Imperial 


sten in der europäischen Integration 
Tiegt. konnie der mehr europätsch aus 
französischen 


gerichtete Flügel 
Bourgeoisie 


pülsche 
{RVG setzte sich. 1954 sugar der nur 
Nionalistsche Flügel durch ohne je- 
doch die westdeutsche Wied 
stung verhindern zu kön 


sche Armee geschäffen werden, an der 
auch die BRD) beteiligt wow 

weshalb sie Anfang der Soiger Jahre 
diese Pläne besonders beiricb, Frank: 
reich verlangle erhebliche Sonderrech- 
iein der EVG und von England die Ga- 
anti einer dauernden Beteiligung, um 
zu verhindern, daß eine wiedererslark- 
ie BRD eines Tages die führende Posi 
tion in der EVG erlangt, Die EVG 
scheiterte am Einspruch Frankreichs. 


J 


Die BRD wurde nach dem Schei- 
tern der EVG in die NATO aufgenom- 
men (1955). Die USA und England üb- 
ten den entsprechenden Druck auf 
Frankreich aus, der die NATO-Integı 
tion der BRD trotz französischer Be- 
denken ermöglichte. Die Schwäche 
Frankreichs gegenüber den USA 
zwang such den nationalistischeren 
Teil- der französischen Bourgeoisie, 
sich mit der BRD zu arrangieren, in 
der Hoffnung, die Position des deut- 
schen Imperialismus als Auslöser und 
Verlierer des zweiten Weltkriegs we- 
nigstens für eine gewisse Zeit zur eige- 
nen Stärkung ausnutzen zu können, 


Mit dieser Strategie hatte Frank. 
eich an der Montanunion — der euro- 
plischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl — teilgenommen, Ex hoffte, hier- 
mit das schnelle Hochkommen der 
Ruhrkonzerne bremsen zu können. 
Das gelang ihm aber nicht. Die BRD 
konnte durch die Montanunion die 
alliierten Kontrollrechte über die Ruhr. 
industrie weitgehend abstreifen, ohne 
Frankreich allzu viele Zugeständnisse, 
machen zu müssen, 


Die Offensive der Bourgeoisie 
nach innen: Die Errichtung der 
Präsidialdiktatur de  Gaulles 
(V. Republik) 


Frankreich hatte ‚mittlerweile noch 
zwei Niederlagen hinnehmen müssen 
1954 in Indochina und - gemeinsam 
mit England — 1956 in Suez bei dem 
Veräuch, eine gegen die US-Interessen 


gerichtete K 
für die fr 
gerade schr günstig aus, Die Zupeständ- 
nisse der französischen Bourgeoisie in 
der Frage der westdeutschen Wieder 


alpolitik durchzuse 
Auch innenpolitisch sıh die Lage 
wösische Bourgeoisie nicht 


Nordafrika (Tunesien, Ma- 
rokko, später Algerlon); deren Kosten, 
von «ler Arheiterklame yelrupen wir 
den, führten zu verstärkten polliischun 
Ahwehrkämpfen der Tranzösischen Ar 
beiterklasse, Die ökonomische Lage der 
französischen Arbeiterklasse _ wurde 
weiter verschlechtert durch den Vor 
all der französischen Währung (1959 
Abwertung um 117%) und durch die 


damit verbundene verstärkte Inflat 
Die demokratischen Rechte wurden 
immer stärker abgebaut, Die faschist+ 


sche Bewegung der Poujadisten (1952 
von den Gaullisten abgespalten) ent 
stand und wurde von Teilen der herr 
schenden Klasse untentützt. Die fa 
schistischen Kräfte im Militär - allen 
voran das Offizierskorps und der Ge 
neralsstab — formierten sich, Das Wahl 
recht wurde geändert mit dem Ziel 
die Zahl der linken Abgeordneten 
allen voran die der FKP — erheblich zu 
dezimieren, oder genauer: zu halbieren. 
Dieses noch heute gültige Wahlgesetz 
führte 2.B. dazu, daß bei den eben 
stattgefundenen Parlamentswahlen die 
Gaullisten mit nur wenig mehr Stimmen 
als die FKP zweieinhalbmal so viele 
‚Abgeordnete stellen, Die Methode hier, 
zu war ıchr einfach: Wahlkreise, in de 
nen traditionell konservativ gewählt 
wurde, wurden verkleinert oder in meh: 
rere aufgeteilt, Proletarische Wahlkrei 
se würden vergrößert oder „geschickt 
mit konservativen Kreisen zusammen. 
gelegt, s0 daß der konservative Teil 
überwog, Auf diese Weise sicherte sich 
die Reiktion bisher Immer die Mehr 
heit in der Nationalversammlung, 

Die Antwort der Arbeiterklasse auf 
die Angriffe der Bourgeoisie war nicht 
einheitlich, der Aufschwung der Arbei 
terbewegung nicht von Dauer, denn 
viele Arbeiter hingen noch an sozlalde- 
mokratischen Illusionen. Obwohl sich 
im Zusammenhang mit dem Algerien- 
krlog die Lage der Arbeilerklasse noch 
weiter verschlechterte, konnte die fran- 
zösische Bourgeoisie mit Hilfe faschi- 
stischer Generäle (Salan, Massu) und 
mit der Drohung des Bürgerkriegs der 
Arbeiterklasse das Präskliiregime de 
Gaulles aufewingen (1958, V. Repu- 
bike) 


pi 
ten gegen de Gaulle ab, Die FKP nann- 
te die Regierung de Gaulles damalı 
recht zutreffend eine „Rı 
persönlichen. Diktatur, di 


‚Arbeiterkampf Nr. 28/Mai 73 


als auch massiv mit 6 
weiteren Faschisierung. Durch diese 
Drohung wollte er die schwankenden 
Kräfte vom Widerstand abhalten, die 
bewußteren Kräfte isolieren und da- 
durch die „Stabi 


‚Situation von „Ruhe un tung“ 


schneller und wirkungsvoller her- 


Der unmittelbare Anlaß der Er- 
richtung der de Gaulleschen Präsidial- 


Mai 1968, Gasangriff auf Demonstranten. 
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Frankreichs Vorgehen ey AR 


Die EWG-Vertrüge wurden 1957 
unterzeichnet, traten Jedoch erst 1959, 
in Kraft, Frankreich. erreichte du 


Rationalisierung seiner Landwirtschaft 
‚durch die Garantie der Abnahme seiner 
landwirtschaftlichen Produkte_durch 
seine Partner (zur Landwirtschaftspo- 


Die Pariser Polizei jederzeit bereit zum Bürgerkrieg. 


henkrieg, aber die damit verbundenen 
Ziele waren viel umfangreicher. Ex 
ging darum, Ruhe im Inneren horzu- 
stellen, um in.der EWG nach wellerge- 
_ hende Ziele zu erreichen, Westücutnch- 
hand zusätzliche Zugexländnisse ahzu- 
ringen, insbesondere auf dem Gebiet 
Agrarpolitik, dio in den EWG-Ver- 
in von 1957 noch nicht konkret 
Hi wurden. Dazu war ex notwen- 
die sirukturellen Schwächen des 
jen Kapitalismus  beschleu- 
ibauen - und das seizte einen 
fen Kurs gegen die Arbeiterklasse 
Diesen scharfen Kurs einzu- 
schlagen, betrachtete de Gaulle als sc 
ne Haupiaufgabe. Der wichtigste Punkt 
‚war hier die einschneidende Kürzung 
‚der Sozialleistungen, 


iktatur ergab sich zwar aus dem Alge- 
i 


‚er englische Imperialismus ging 
reits aus dem zweiten Welt- 
'krieg. geschwächt hervor, doch 


erst in der Folge mußte er Position 
um- Postion in seinem Weltreich auf. 
eben: 

Gegenüber den USA war England 
aur noch sehr bedingt konkurrenz- 
fähig. Es hatte den zweiten Weltkri 
nur noch mit Hilfe amerikanischer Aı 
leihen durchstehen können und war 
gegenüber den USA daher stark ver- 
schuldet, Die USA nutzten diese Kriegs 
anleihe natürlich dazu aus, in die von 
England beherrschte Sterlingzone und 
in die englischen Kolonien beser und 
schneller  einzudringen. Außerdem 
wurde England aufgefordert, den USA 
dasCommonwealth-Zolipeäferenzsystem 
teilweise zu Öffnen. England mußte zu- 
sätzlich den USA einige Erdölpositio- 
‚nen in Arabien zugestehen und das für 
das englische Kapital ungünstige Wäh- 
rungsabkommen von Breiton "Woods 
akzeptieren. Insgesamt ging England 
geschwächt aus dem Weltkrieg hervor, 
‚Obwohl es zu den Siegermächten gehör 
w. 

Kngland hatte das größte Koloniak- 
reich simtlicher Imperialisten und es 
hi obwohl die USA schon nach 
nach dem ersten Weltkrieg mächtiger 
als England waren, bis 1945 kaum et- 
was verloren. Die Zeiten hatten sich 
aber geändert, Nicht nur die USA vor 
Nangten einen ihrer Macht entsprechen 
den Anteil — das war zunächst noch 
gat nicht das Wesentliche gewesen. Es 
war eine mächtige antikoloniale 
gundshtzlich antiimperialitische Be 


litik der EWG, siche AK Nr. 25). Zum 
weiten gelang ex ihm, seine Kolonien 
in die EWG miteinzubezichen. Ex muß- 
16 jedoch der leistungsfähigeren west- 
deutschen Industrie seinen Markt Öff- 
nen, 

Sein größter Krfolk lag jedoch dari 
von der BRD eine Politik zu erzwingen, 
die England aus der EWG verbanni 
und alle Versuche Hnglands, die EWG 
mittels einer europäischen Freihundeh- 
zone zu untergraben, scheitern ließ. 
In der BRD waren nämlich maßgchli- 
che Kräfte bereit, England in dieser 
Hinsicht Zugesländnisse zu machen, 
zumal hinter diesen Plänen auch noch 
die USA standen. Um diesex Ziel zu 
erreichen, lehnte de Gaulle zweimal 


(1963, 1967) ab, Englands Beitritts- 
antrag stattzugeben. Schr integrations- 


wegung entstanden. Um diese zurückzu- 
drängen, reichten Englands Kräfte nicht 
mehr. England war im Gefolge des 
zweiten Weltkriegs und noch verstärkt 
danach eine niedergehende imperiali- 
stische Macht geworden. 

Der erste Fall, wo England kapitu- 
lieren mußte, war 1947 in Griechen- 
land gewesen, das es als sein Einfluß- 
gebiet betrachtet hatte, Sein Militär war 
zu schwach, im griechischen Bürger- 
krieg — bessertausländischer Interven- 
tionskrieg — noch weiter bestehen Zu 
können. Die englischen Imperialisten 
mußten die amerikansichen zu Hilfe 
holen. Diese nahmen dann Griechen- 
land zum Anlaß, die sog. Trumandok- 
rin zu verkünden (März 1947). 


Die Truman-Doktrin 


Die im März 1947 verkündete Tru- 
mandoktrin besagt, daß die USA in 
allen Ländern intervenieren werden, 
deren Regierungen von links bedroht 
sind. Truman teilte die Welt in zwei 
Lager ein — die freie und die kommu- 
nistische. Das Ziel Trumanı war die 
Zurückdrüngung des Kommunismus 
(Roll Back), Im Rahmen dioser Politik 
wurden über den Marshallplan Milltär- 
hilfe und Warenkredite vor allem an 
Westeuropa und an sdon 
Länder (Südkoi 
ben, Gleichzeitig wurde hiermit die 
ökonomische Position der USA in die- 
sen Gebieten erheblich ausgeweitet 


freundlich war die Politik der franzd- 
sischen Bourgeolsie unter de Gaulle 
allerdings nicht gewesen, Es gab mehre- 
re Krisen in der EWG — und Frank- 
reich setzte sogar faktische Änderun- 
wen des EWG-Vertrags durch: Durch 
ine Politik des Sitzungsboykott 
#wang Frankreich, den in den Römi- 
schen Verträgen vorgesehenen Über- 
ang zu Mehrheitsentscheidungen aus- 
zusotzen und das Vetorecht beizubehak 
ten. Es wollte verhindern, daß die an- 
deren BWG-Länder - vor allem natür- 
lich die BRD — Frankreich in wichti- 
sen Fragen überstimmen. Unter de 
‚Gaulle baute Frankreich auch seine na- 
tionale Force de Frappe auf, zog sc 
aus der NATO zurück und versuch, 
individuell durch Umtausch von Dollars. 
in Gold die Vorherrschaft des Dollars. 
im Weltwährungssystem zu untergra- 
ben. Zum letzten Mal versuchte Frank- 
reich unter de Gaulle, eine vor ällem 
natiopal ausgerichtete, - selbständige, 
imperilistische Politik zu betreiben, 
scheiterte jedoch, 


... überstieg seine Kräfte 


Zwar konnte Frankreich in der 
EWG längere Zeit im Konkurrenz 
‚kampf mit der BRD mithalten. Aber 
dieser nationale Kurs überstieg die 
französischen Kräfte. Die Angriffe auf 
das Lebensniveau der Arbeiterklasse 
wurden- immer unerträglicher (Ratio- 
malisierungen, scharfe Erhöhung der 
Arbeitslosigkeit, immer stärkere Ak- 
kordhetze, schnelle Proletarisierung 
immer größerer Teile von bisher Selb- 
ständigen, Stärkung der Großbauern- 
wirtschaften und Ruinierung großer 
Teile der ärmeren Bauern, Abbau von 
Sozialleistungen). Die direkte Folge 
dieser Politik war der Mai von 1968, 
eine außenpolitische Isolierung unter 
den westlichen Großmächten und den 
verstärkten Einbruch des BRD-Kapitals 
in den französischen Markt, Insgesamt 
war Frankreichs Politik unter de Gaulle 
für die französische Bourgeoisie zu 
kostspielig geworden, das Vorgehen 
gopenüber dor Arbeiterklasse mußte ge 
ändert werden. 


Revisionisten - glorifizieren 
Frankreich 


Von revisionist 


cher Seite wird der 
meist un- 
erhetene sie sale 
doch mehr die „nationalen Interessen“ 
berücksichtigen, keinen. „nationalen 
Verrat‘“ betreiben und statl dor Politik 
‚dereuropäischen Integration nicht eine 
Politik im Hinblick auf „Stärkung der 
nationalen Souveränitäl” betreiben. 
Ähnlich wie heute die DKP voll des 
Lobex über die französischen Soziale 
mokraten sind, weil sie mit der FKP ein 
Bündnis eingeparigen sind und der dem 
BRD-Imperialismus voll verpflichteten. 


Um überhaupt ihre kolonialen Posi- 


tionen halten zu können, mußten die 
englischen Kapitalisten sich auf Gedeih 
und Verderb mit den USA arrangieren 
und j#desmal, wenn sie ihre Kolonien 
alleine nicht behaupten konnten, muß- 
ten sie einmal mehr die USA zu Hilfe 
holen und gerieten dadurch noch weiter 
in US-Abhängigkeit, Zusätzlich inve: 
stierten die USA nach 1945 besonders. 
gerne in England, um dadurch besser 
in die englischen Kolonien einsteigen 
zu können, 


Die im Rahmen des Marshallplans 
von den USA an England gewährte Hi 
fe verwendeten die englischen Imperia- 
isten — ähnlich wie die französischen — 
daher auch hauptsächlich dazu, sich 
militärischgegen die Befrelungsbewe- 
gungen in ihren Kolonien zu rüsten. 
Für England war es daher auch keine 
Frage, sch un allen von den USA insze- 
nierten Pakten gegen den Sozialismus 


westdeutschen Sozialdemokratie emp- 
fehlen, sich doch die französische $o- 
zlaldemokratie zum Vorbild zu nehmen 

so als wüßte die SPD nicht, wie sie 
dem BRD-Imperialismus am besten 
dienen kann = so wurde früher der 
westdeutschen _Bourgeolsie geraten, 
sich doch die französische Bourgeoisie 
‚zum Vorbild zu nehmen — insbesonde- 
re deren Außenpolitik, - Daß die 
französische Bourgeoisie unter de 
Gaulle dies versuchte, wird wohl kaum 
jemand bestreiten können, Der Arber 
terklasse hat diese Politik nichts ge- 
nutzt. Sowohl eine Politik, die ver- 
‚sucht, eine imperialistische Politik vor 
allem auf nationaler Grundlage zu be- 
treiben, als auch eine Politik, die die 
nationalen imperialistischen Ziele im 
Zusammenhang eines imperlalistischen 
Westeuropa zu erreichen sucht, wider- 
spricht den Interessen der Arbeiter- 
klasse, dem Frieden und den Interessen 
der Völker. 


Die-Politik nach dem Mai 1968 
Die französische Bourgeoisie trennte 
sich nach dem Mai 1968 sehr rasch von 


de Gaulle (1969), ließ England in die 
EWG, um nicht mehr allein der BRD 


"Die inflationäre Entwicklung In den impari 


Ischen Haopil 


Wirtschaftsplans. die. Ratlonalisleruni 
die Herstellung großer Konzerne, wie 
dies im letzten ARBEITERKAMPF 
aufgezeigt wurden ist (sche Artikel 
Der Sturm auf die Bastille findet nicht 
statt, $, 19 ff). Damit hängt natürlich 
eine Verschärfung. der Akkordhetze, 
die Einschrinkung der Stantsausgaben 
für die Sozialleistungen usw. zusam- 
men, Entscheidende Korrekturen am 
arbeiterfeindlichen Kurs de Gaulle 
finden nicht statt, Sie könnten nur er- 
folgen, wenn sich die Kraft der franzö- 
sischen Arbeiterklasse entscheidend ver- 
größert hätte, Aber die Arbeiterklasse. 
hat im Mai 1968 eine Niederlage er- 
litten. Die Linksbewegung hielt trotz 
dem an. Sowohl die Kampfbereitschaft 
als auch die Kampfstärke haben zuge- 
nommen. Mehrere Zugeständnisse muß- 
ten von der Bourgeoisie gemacht wer- 
den und nur einen Teil davon konhte 
sie rückgängig mache: 

Der weitere Kurs der französischen‘ 
EWG-Politik ist abgesteckt: Beschleu- 
nigter Abbau seiner strukturellen 


Schwächen, um in der- imperialisti- 
schen Konkurrenz besser mithalten zu 
können, Bremsung der europäischen 
Integration, um zu verhindern, daß der 
BRD-Imperialismus allzu schnell in der 
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* Verausschätzungen des Deutschen Imst 


für Wirtachaft 


orschunz, Westberlin. 


en; Deutscher I 
Yahlen 4968, Jahersmirtschnl 


a 


.d gegen den Anshai 
überstaatlicher Hinrich tun 
Abbau des Vol 
die Kinschränkung 
Diesen Kurs vertritt Frankreich. auch 
in der Wirtschafts und Währungsunion, 
wo es allen Plänen vor allem der BRD. 
1 vorrangig 
er Wirtschaftsunion an- 


Alier könnte die BRD ihr fast dop- 
pelt so grobes Industriepotential besser 
in die Waapschale werfen undgrößeren 
Hinflats auf die französische Wirt- 
schaftspolitik‘ nehmen. Hhenso wehrt 
sich Frankreich gegen die schnelle In- 
tegration der Militärpolitik, Statt des- 
sen. beschleunigt es mil Hilfe des VI. 


Der englische Imperialismus: Schon 1945 geschwächt und im Kielwasser der USA 


Dem CENTO-Pakt 


hert. 


such Bagdad- oder Nahast-Pakt — 
‚gehören Persien, die Türkei und Eng- 
land an. Der Irak ist 1958 ausgetreten. 
Der Pakt wird von den USA kontrol- 


Festen ande USA, England, Aus 
lien,Neuseeland, Pakistan, Thailand und 
‚die Philippinen, früher auch. Frank- 
reich. Gründungsjahr des Pakt 


1070; Keim. 
Tür Wirtschaft), Bonn 


EWG seine Strategie durchsetzen kann,« 
‚Auf die Dauer ist-diex jedoch nur 
möglich, wenn ex dor französischen 


Bourgeoixie gelingt, der Arbeiterklasse 
einen opfervollen Kurs aufzuzwinge 
und den dadurch entsichenden Wider 
standzu brechen. Zu diesem Zweck hat 
sie das Antiaufruhrgesetz geschaffen, 
x bietet die juristische Grundlage für 
ein scharfen Vorgehen gegen die nk 
von der KP' sichenden Organisationen 
und Gruppen und gegen Gewerkschaf- 
er, die auch ohne linverstänunix 
der Gewerkschaftsführung die Arbeit 
um Kampf gegen den Abbau ihrer 
Rechte und für soziale Verbesserungen 
aufrufen. Die Haltung der KPF und | 
ihre immer weiter zunchmende Aus 
richtung auf den parlamentarischen 
Kumpf erleichtert der französischen 
‚Bourgeoisie ihren arbeilerfeindlichen 
Kurs ganz erheblich. 


Dem SEATO-Pakt 


ist 
1954, 


Durchschnittliche Anteile der Investitionen am iruttonationalprodukt 1107 bis 1900 


in Prozent des BNP zu fd, Marktpreisen 


und gegen die Befrelungsbewegungen zu 
beteiligen. Sie waren auch überall da- 
bei - in der NATO, der SEATO und 
im CENTO-Pakt. 


Diese zunehmende US-Abhängig. 
keit nannten die Engländer recht eu 
phemistisch „Politik der besonderen 
Beziehungen zu den USA”, (Special 
Relationship). 


Trotz allem war Englands Kolonial- 
system im Konkurrenzkampf vor allem 


Maschinen u. Bauinventitio- Wohnungsbau Investitionen 
Ausrüstungen nen ohne insgesamt 
Wohnunsabnu 
Wertdestschlaud 12 [r} Er 
Ktalieo 87 ss 2 
Prankrrich a Ir Er 
Großbritannien sa X v0. 
Quee: DEA progress roporl, London, Nr. 4/Ohtober 108, 5.3 
he 

gegenüber der BRD, Frankreich und | Englands Kolonialreich behindert 
Japan von fundamentaler Bedeutung. | seine eigene Entwicklung 


Es benaß dort noch erhebliches Kapı 
tal, kontrollierte noch weitgehend und 
„u seinem Vorteil den Handel in der 
Sterlingzone und das Zollpräferenz- 
system des Commonwealth von 1932 
war voll auf die englischen Handel 
Interessen zugeschnitten, Diese Vortek 
le wollte und konnte die englische 
Bourgeoisie nicht aufgeben. 


In der weiteren Entwicklung des 
Kapitalismus nach 1949 ergaben sich 
aus der Bindung Englands an sein Ko- 
Nonialsystem jedoch auch mehrere Fak- 
toren, die Englands Konkurrenzponk- 
ion Im Imperlalistischen Kräftenpiel 


Forts, nächste Seite 
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erheblich behinderten und den Verfall 
des englischen Imperialismus beschleu- 
nigten. 


Um weiter die Vorteile seines Kolo- 
nlalsystems voll ausnutzen zu können, 
müßte England verstärkt in seinen Ko- 
lonien investieren. Diese Investitionen 
fehlten dann im eigenen Land, Die 
Folge war eine besonders niedrige 
Wachstumsrate der englischen Industrie. 
und die zunehmende Veraltung seiner 
Produktionsmittel im Vergleich zu Ja- 
pan und der BRD. 

Die Bindung des Handels und der 


Die Sterlingzone 


Unter Sterlingone versteht man 
die Länder, deren Währungen weitge- 
hend vom englischen Pfund abhängig. 
sind und für die das Pfund die haupt - 
sichliche Reserre- und Handelswäh- 
ung ist, Der Niedergang des englischen 
Imperialismus führt natürlich zu einem 
fortschreitenden Verfall der Sterling- 
zone. Die entsprechenden Länder 
ichten sich mehr und mehr an anderen 


Währungen aus. Die Sterlingzone ist 
weitgehend mit dem alten Kolonial- 
reich identisch, umfaßt aber auch ande- 
fe Länder, z.B. Island, 


Das Commonwealth 
Commonwealth of Nations ist die 


Bezeichnung der Staaten einschließ- 
lich Englands, die früher einmal eng- 
ische Kolonien waren. Irland und 
Südafrika sind jedoch aus dem Com- 
monwealth ausgetreten. 


Währung an das Commonwealth-Präfe- 
Tenzsystem und an den Sterlingblock 
brachten immer größer werdende 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten mit 
sich, die wiederum das Wachstum und 
die Modernisierung der britischen In- 
dustrie beeinträchligten. 

Enschwerend kam hinzu, daß Eng- 
lands „weiße Dominions“ (Kanada, 
Südafrika und Australien) zunehmend 
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die Kosten des Imperiums und der 
Kriege auch aus den Kolonien selbst 
herausgepreßt. Dies gilt insbesondere 
für die Kosten des zweiten Weltkriegs, 
Jetzt - in der Zeit des Verfalls des 
Imperiums — lädt man der Arbeiter- 
klasse die immer schneller wachsenden 
Kosten des Imperiums auf, während 
seine Profite einseitig dem’ Monopol- 
kapital zugute kommen. Die Kosten des 
Imperiums, das waren die hohen Mili- 
tärausgaben, die durch Steuern aus den 
Werktätigen gepreßt wurden. Aus der 
gleichen Quelle wurde der staatliche 
Kapitalexport bezahlt, der dazu dient‘ 
in den Kolonien die Möglichkeiten 
‚dafür zu schaffen, den privaten Kapi- 


eine selbständige Politik beirieben und 
ihre Bindungen 
"sche Mächte ver 
tem dadurch Englands Profite aus seh 


nem Kolonlalsystem 


‚Aufstieg und Niedergang auf 
Kosten des Proletarlats 
Während des Aufbaus des britischen 
= Imperums wurden der Arbeiterklasse 
die Kosten dieses Aufbaus auferlegt 
Aus ihr wurden die Profite rausgepreßt 
mit dem der Kapitalexport in die Ko 
jonien finanziert wurde und sie mußte 
die Kriege bezahlen, mit denen das Im 
perlum errichtet wurde, Später wurden 


ritischer Polizist versucht die streikenden Bergerbeiter auf dem Weg zum Unterhaus aufzuhalten 


talexport (Aufbau von Fabriken in den 


Kolonien). besonders profitabel zu 
machen und ihn nicht dadurch zu be 
einträchtigen, daß die Kapitalexpor 


teure sich erst noch um den Bau von 
Straßen zu ihren Fabriken, um Ha 
fenanlagen und um die Sıromverwr 
‚gung kümmern mußten. 

Zu den Kosten des Imperlums für 
des Proletariat zählte auch die viele 
Jahre lang besonders hohe Inflations 

1 die an den Pfundschwierigkeiten 


orientierte Finanzpolitik und die schon 
benannte allgemeine Stagnation der 
britischen Wirtschaft. Sie führte zu 
höhter Arbeitslosigkeit, welche die 
Kapitalisten natörlich leicht zum all 


gemeinen Drücken der Löhne nach 
unten ausnutzen können. 


präferenzsystem des Commonwealth 
unvereinbar. Frankreich setzte allen 
Bestrebungen, die gemeinsame Zoll 
politik zu durchbrechen, konsequent 
Widerstand entgegen. So waren alle 
Versuche Englands (1959, 1963 und 
1967) vergebens, in die EWG hineinge- 
lassen zu werden, ohne auf seine 
Commonwealth-Vorteile verzichten zu 
müssen. Hier nachzugeben, hätte von. 
England jedoch bedeutet, nur mit 
einem Teil seiner Konkurrenzkraft in 
die EWG einzutreten. Das eine wie das 
andere mußte England weiter zurück- 
werfen. Erst 1969 erklärte es sich be- 
reit, ohne alle Vorbedingungen der 
EWG beizutreten. Am 1.1.73 wurde 
der Beitritt wirksam. 

‚Auch Englands Versuch, mit Hilfe 
der EFTA den Verfall seines Impe- 
riums zu bremsen und Druck auf die 
EWG auszuüben, um bessere Eintritts- 
bedingungen zu erreichen war geschei- 


tert, 
Offensive gegen die Arbeiterklasse 

‚Auf den EWG-Beitritt bereitete sich 
England um so gründlicher vor und 
zwar durch eine allseitige Offensive 
gegen-die Arbeiterklasse. Damit wollte 
es bessere Ausgangspositionen schaf- 
fen, um seine aus den alten kolonialen 
Bindungen herrührenden Schwächen 
zu beseitigen, um zu einer Export- 
Offensive übergehen zu können und vor 
allem um in der EWG dem BRD- 
Imperialismus besser Paroli bieten zu 
können. Da es aus dem EWG-Markt 
recht erfolgreich zurckgedrängt wor- 
den war, war eine sehr sorgfältige und 


langfristige Vorbereitung 
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‚chen also nicht nur dem Intereme und. 
den langfristigen Plänen der Reaktion, 
sie profitierte auch ideologisch 
Sie konnte zwei Fliegen mit 
Klappe schlagen. >) 
Wie die Geschichte der Arbeiterbes | 
vage u ‚der Klassenkämpfe schon 
mebrfsch gezeigt hat, lißt die Bourge: | 
oisle unter günstigen Ausgangsbeding- 
ungen ihre Offensive erstmal von einer 
Inge, um den Verschlß ar an 
tragen, um den Verschleiß dieser 
teien zu fördern, Sie hat dann bessere 
Möglichkeiten, mit ihrer konservativen | 
Partei die Offensive verstärkt fortzu- 
setzen, Y 


Bourgeoisie war die demagogische Be- 
hauptung, die Schwierigkeiten der 
englischen Wirtschaft lägen an den | 
vielen Streiks, sie zerrütteten die Wirt- 
schaft. Auch auf dem Kontinent — 
insbesondere in der BRD - wird die | 
ser Punkt Demagogie sehr intensiv be- 
trieben. Die häufigen Streiks werden. 
als „englische Krankheit” bezeichnet, 
die England bekämpfen muß, wenn es 
sich für die EWG wirksam rüsten will, 
In internen — mehr für die bürgerlichen 
Wissenschaftler, Politiker und Beamten 
bestimmten — Papieren werden jedoch. 
sehr objektiv die wirklichen Ursachen, 
wie ne oben schon angegeben wurden, 
treffend geschildert. Die 

offensive hat zum Ziel, den. ideolo- 
gischen Boden - vor allem in den 
kleinbürgerlichen Schichten - für die 
Zurückdrängung der Arbeiterklasse 
vorzubereiten. 


1949 und 1967 mußte das Pfund 
um 30 baw. um 14% abgewertet wer- 
den. Die damit verknüpften Preissiei 
gerungen wegen teurerer Importe tra- 
{en wiederum vor allem das Proletariat, 
die Erleichterung des englischen Ex. 
ports vergrößerte aber die Gewinne der 
Exportindustrie. + 

Zunächst vermchte die englische 
Bourgeoisie die wirtschaftlichen Pro- 
bleme durch die a0g. „stop and go“-Po- 
Jitik in den Griff zu kriegen (siche Ta, 
belle). Als dies nicht fruchtete, ging 
man zu verschärften Angriffen auf die 
Arbeiterklasse über und begann mit 


einer staatlichen Rinkommenspolitik 
und Angriffen auf das Streikrecht 
(1966), 
England zwischen Common- 
wealth und EWG 
Die Politik der englischen Hourge 
war zunächst nach 194% ganz 


auf die Erhaltung des Commonwealth 


ausgerichtet. Sie lehnte ex ab, sich an 
einer europäischen Integration zu be 
teiligen, die von Ihr verlangte, auf einen 


Teil ihrer Vorteile aus dem Common 
weal verzichten. Das erste und 
hauptsichliche Ziel von Montanunlon 
und EWG war jedoch die gem 

Zollpolitik und die war mit di 


Zyklische Entwicklung und „Stopand-go-Politik‘ 


Prosent 


Wachstum der 
Wachstum der  nichtinde- Wachstum des 
Zeitraum Industrie. stricen Beuttoinla 
produktion Produktion produkter“ 
ke (Schätzungen) 
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Entsprechend langfristig und. zich 
'htet war auch seine Strategie pe 
‚n die Arbeiterklame 

Ex begann 1966 mit dei 
schaftlichen. Stabilisierungsprogramım. 


wirt 


Die Verhandlungsvollmachten der (x 
werkschaften in Lohnfragen wurden 
zum ersten. Mai eingeschränkt, der 


erste sechsmonalige Lohnstopp rat 


in Kraft. Danach sollten die L 
höhungen mit den Produktionsfort 
schritten gekoppelt werden, Weitere 


Schwerpunkte des Program 
verstärkte Rationalisierung, eingeplante 
Arbeitslosigkeit und die Pfundabwer 


tung vom November 1967, die die 
Preise für Importwaren erhöhte und 
hier wiederum besonders die Lebens. 
mittelpreise, denn England ist ein 


großer Agrarimporteur. Im Januar 1968 
folgte schon der nächste Schlag. ‚In 
einem sog. „Sparprogramm“ wurden 
die Steuern "erhöht, Sozialleistungen 
gekürzt. Da die Gewerkschaften nicht 
gewillt waren, die Ansichten der Re 
gierung über i näm- 
„freiwillige Ko 

Sachen” Lohnzuwachs zu sein = zu 
übernehmen, startete Labourpremler 
Wilson 1969 einen masıiven Angriff 
das Streikrecht, Jedem Streik sollte 
ine vierwöchige „Abkühlungsperiode"“ 
vorausgehen. 


Geschickte Arbeitsteilung zwi- 
schen Labour-Party und den 
Konservativen 


Durch diese volksfeindliche Polik 
hatte Wilson einen Großteil seiner 
meist proitarischen Wählermamen ge 
täuscht, und sine Whlerbaus vertin 
gerie sch, sodaß er 1970 Unterhaun, 
Yahlen veror, Durch seine Politik sab 
© der, Konservativen Partei erheblich 
Binstigere Möglichkeiten zur sonalen 
Demagogie und zu einer eoloplschen 

enave. Da in England die komm 
Alathche und! auch de revisionistich 
Linke sehr schwsch entwickelt It, 
waren se nk in der Lage, die Uns 
friedenheit. der Massen sufsunehmen 
und gegen das kaplaltlche System 
wrundsitlich zu wenden. Die Maß 
Aahmen der Wilionrwgierung entspre 


Tmeyitable? 1 National Weatminster Hank, Aparteriy Nevis 
London, November 1, 3.3: durch verschicdene Angaben engänst. 


Dien int aber ebenso cin Beitrag 
zur Niederhaltung der westeuropäl 
schen Arbeiterklame insgesamt. Die 


wachsenden Schwierigkeiten bei 
westeuropäbichen Integration und die 
1 der Ar 
vom Stand- 
jer Bourgeomse aus betrachfei. 


punkt 
Heftige Abwehrkämpfe der Ar 
beiterklasse 


Die Antistreikgesetze der Wilson 
regierung stießen jedoch auf heftigen 
Widerspruch der eigenen Bas, insbe 
sondere in den eng mit der Labo 
party verflochtenen Gewerkschaften. 
Es war nun taktisch klüger, sie von 
der 1970 folgenden konservativen Re 
gierung verabschieden zu lassen und 
dazu. radikale Oppauition zu spielen. 
Denselben Wortradikalismus betreibt 
die Labourparty übrigens in der Frage 
des EWG-Beitritis. Sie selbst stellte den 
weiten englischen Beitrittsantrag, der 
1967 vom EWO-Mi 
1969 akzeptiert wurde, Als sie dann 

der 

R sie gegen den Beitritt und 
kündigte groß an, bei einem Regierungs- 
wechsel würde sie den Verbleib in der 
ENG von neuen Beitrittsbedingungen 
abhängig machen, was im übrigen gar 
nicht möglich ist, Mittlerweile war 
nämlich für die Massen offensichtlich 
geworden, daß der EWG-Beitritt für 
die Massen nur Nachteile — erhöhte 
Lebenshaltungskosten, die Mehrwert“ 
steuer usw, - bringt, Das wird nun 
mit den Beitritistedingungen erklärt 
und nicht mit dem arbeiterfeindlichen 
‚Charakter der EWG schlechthin, 

Die Hesih-Regierung verschärfte die 
Angriffe gegen die Arbeiterklasse noch 
erheblich, Schritt für Schritt, Die ein- 
schneidensten Angriffe betrafen die 
Gewerkschaften (Antistreikgesetz), Re- 
gistrierung der Gewerkschaften und 
die Einschränkung der Tätigkeit der 
shop stewards, (Die shop stewards ent- 
ıprechen ungefähr unseren gewerk- 
schaftlichen Vertrauensleuten.) Um die, 
Arbeiterklase in Ihrer Kampfstärke 
entscheidend zu schwächen, I #3 nOls 
wendig, in jedem Betrieb das Kräfte 
verhältnis zuungunsten der Arbeiter- 


klasse zu ändern, die proletarische Sr 


$ 


F 
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ind die Ki 
meisten St 
in Kngland beginnen ohne langes V- 
eplänkel direkt in den Betrieben und 

m hauptsächlich von den shop 
stewards getragen. Zunehmende Kampl- 
bereitschaft vergrößert damit automa- 
isch ihren Einfluß. Die Bourgeoisie 
setzte sich nun zum Ziel, den loyaleren 
Gewerkschäfts-Apparat gegenüber den. 
shop stewards zu stärken, für Streiks 
einen langen Instanzenweg vorzuschrei 
ben und die Gewerkschaften durch Ge. 
setz an die Einhaltung dieses Instanzen- 
wegs zu verpflichten. Bei Nichtbefol 
ging sind hohe Geld- und längere 
Haftstrafen vorgesehen und auch schon 
gesprochen worden, Inzwischen Ist 
ie Regierung schon zum gesetzlichen 
Lohnstopp und weiteren Angriffen auf 
die soziale Lage übergegangen. Diese 
‚Angriffe betrachtet sie selbst als einen 
Beitrag zum Kampf gegen die Inflation 
(il. AK 26: Lohndiktat und Streik 
verbot), Bekanntlich machen aber nicht 
die Arbeiter die Preise, sondern die 
Kapitalisten. 


Die Abwehrkämpfe der Arbeiter- 
klasse gegen diese Angriffe haben in der 
letzten Zeit erheblich zugenommen. Al 
lein im letzten Jahr wurde viermal der 
Notstand verkündet, Der äußere An 
Iaß war jedesmal ein größerer Streik 
(der Docker, der Bergarbei 
letzte mal beim Streik der Gasarbeiter), 
der — wie die Kapitalisten behaupten 
die Versorgung der Bevölkerung mit 
Lebensmitteln oder Energie geführde 
te. Erstens ist die Ursache der Ge- 
führdung in der Weigerung der Kapita- 
listen zu suchen, berechtigten Forde 
rungen der Arbeiter nachzugeben und 
zweitens wird die Situation dram 
siert, um meist kl 
ten und den 
beiter einzune 


12.000 streikonde Bergarbeiter versuchten im Februar 72 das britische Unterhaus zu stürmen, wo zur Zeit gerade eine 


Debatte stattfand. 


(Parlamentsplatz, im Hintergrund die Towor-Brücke) 


Die ausländischen Arbeiter bei uns 
gehören zu den am meisten ausge- 
beuteten Teilen der Arbeiterklasse. Die 
Kapitalisten nutzen die Sprachschwie- 
igkeiten der Kollegen aus, beträge 
sie beim Lohn und verlangen von 
Ähnen Wuchermieten. Die Kapitalisten 
wollen sie in ein unmenschliches 
„Rotationssystem“ presen. So soll 
‚Ferhindert werden, daß die ausländi- 
schen Kollegen bei uns heimisch wer- 
den können und sich für ihre Inter- 
een organisieren. Dem selben Ziel 
dienen u.a. das Verbot der palästinen- 
nischen Organisationen GUPS und 
'GUPA im vorigen Jahr. Die Brandt- 
Regierung läßt den faschistischen Ge- 
heimdiensten aus den Heimatländern 
der ausländischen Kollegen nach wie 
'vor freie Hand in der BRD, während 
die demokratischen und sozialistischen 
Organisationen der ausländischen Kol- 

verboten oder behindert werden. 
‚Auch die Rundfunksendungen für aus- 
ländische Kollegen werden immer mehr 
den Forderungen der faschistischen 
Regimen angepaßt. 

Für die westdeutschen Kollegen 
‚kommt es darıuf an, sich von den Ka- 
pitalisten nicht in die Falle; des Na- 
tionalismus und der Überheblichkeit 

den ausländischen Kollegen 
im der BRD locken zu lamen, sondern 
die Kiamensolidaricht zu wahren. Die 
ausländischen Kollegen haben vielfach 
bewiesen, daß nicht nur Verlaß im 
Kampf auf sie ist, sondern dab wir 
von Ihren Erfahrungen und Ihrer Ent- 
schlomenheit lernen können. 
(Aus der MabPlattform 73 des KB) 


chon 1913 wies Lenin darauf 

hin, daß sich industriell rasch 
entwickelnde Länder, „die mehr 
füschinen anwenden und tie zurück- 
ebenen Länder vom Weltmarkt 
verdrängen“, Hunderttausende von Ar- 
beitern aus wirtschaftlich röckständigen 
Ländern anlocken, So war die stürmi- 
che Entwicklung der deutschen Indw 
strie nach 1871 begleitet von einer 
"wachsenden Nachfrage nach Arbeits 
kräften, insbesondere nach solchen, 
deren besonders brutale Ausbeutung 


eingegangen 


INN 


noch höhere Profite ermöglichte. Die 
deutschen Industricherren und Junker 
holten „gezielt ausländische Arbeiter 
nach Deutschland, damals vor allem 
aus Polen, und betrieben parallel dazu 
mationalislische Propaganda über die 
angeblich mit der Einwanderung ver 
bundenen „völkischen Gefahren”. 1914 
waren I 200.000 ausländische Arbeiter 
in Deutschland utig. 

Während des zweiten Weltkrieges 
verschleppten die Faschisten 20 Mil 
Menschen aus fast allen Ländern Euro- 
pas als Zwangsarbeiter nach Deutsch- 
land, 


Arbeitern schr sprunghaft, 1971 waren 
im Juni 2 169 000 ausländische Arbei- 
ter in der BRD, und zwar: 468 000 
Jugoslawen, 424 000 Türken, 404 00 

261 000 Griechen, 183 000 


55 000 Portugiesen und 


Spanier, 
374 000 Arbeiter aus anderen Ländern 
(erstmals auch größere Zahlen aus 


Marokko — 11 000 - und Tunesien 
10.000). Arbeitskräfte aus Österreich 
Holland und anderen Nachbarstaalen 
der BRD werden nicht in so beson 
‚derem Maße ausgebeutet und unier 
drückt wie die Arbeiter aus den Millel- 
meerländern. Sie werden z.B. in der 


Bereits 1954/55 wiesen die Unter- 
nehmerverbände BDI und BDA die 
Regierung auf einen zu erwartenden 
Atbeltskräftemangel hin und forderten 
die baldige Anwerbung von ausländ» 
chen Arbeitern. In seinem Jahresde- 
nicht 54/85 schreibt &.B. der BDI, dab 
sich die Wirtschaft „dem Zustand der 
angenähert 


recht unte 
baus. der 
Mann und 
industrie ausländische Arbeiter n 
wendig selen, 

‚Ab Mitte dar $0er Jahre wurden In 
‚der BRD nennenswerte Zahlen von aus- 
ländischen Arbeitern beschäftigt, ab 
1959 wuchs die Zahl der ausländischen 


Regel auch nicht als „Gastarbeiter“ 
bezeichnet, Das zeigt, daß mit dieser 
Bezeichnung oft auch rassistische Vor- 
stellungen verbunden sind. 


Wir untersuchen deshalb hier gerade 
die Lage der rund 2 Mio. ausländi- 
schen Arbeiter in unserem Land (mit 
Familien rund 3 Mio.), die aus den 
Mittelmeerländern kommen. Mit allen 
diesen Ländern hat die BRD sogenann- 
te Anwerbevereinbarungen abgeschlor 
sen, und Anwerbekommissionen der 
jesanstalt für Arbeit‘“ „beschaf- 


‚deutschen Unternehmer neues 
wie andere Käufer in an 
die für die Produktion nol- 


samt waren in den Ländern Westeuro- 


pas 1971 an ausländischen Arbultern 
beschäftigt 


BRD 2 169 000 
Frankreich 1158 000 
Schweiz 659 000 
Schweden 209 000 
Belgien 182 000 
England 174000 


BRD-Imperialismus am 
sivsten 


In der BRD sind nicht mur am mei- 
sten ausländische Arbeiter beschäftigt, 
sondern auch der Anteil der ausländ 
schen Arbeiter an der Gesamtzahl der 
„unselbständig Beschäftigten“ ist in 
der BRD am höchsten (10%). Die 
BRD ist nach den USA heu 
weitesten entwickelte im 
Staat, Bisher war das westdeutsche 
Kapital aber vor allem im Inneren 
expansisund es exportierte nach außen 
Ainen Großteil der in der BRD produ- 
zierten Waren (rund 20% gegenüber 
1.B. einer Exportquote von nur 4% der 
USA). Die Expansion nach außen 
mittels Kapitalexport, Aufbau von m 
itärischen Stützpunkten in anderen 
Ländern usw. gewinnt für das BRD- 
Kapital erst in Jüngster Zeit steigende 


expan- 


Ein wirklicher Notstand oder eine 
für die Bourgeoisie gefährliche Situe 
on lag nie vor, Denn die englische 
Bourgeoisie bereitet sich auch pollzel 
lich und militärisch auf größere Kämpfe 
vor. In Nordirland übt sie zur Zeit auch 
praktisch den Einsatz von Militär gegen. 
das Volk, 


Englands EWG-Ziele 


tik der englischen on 
aus ihrer momen- 

ien Situation und 
aus ihren weitergehenden Zielen er- 
klären. Sie ist, eindeutig und ganz auf 
die EWG ausgerichtet, Sie ist bestrebt, 
schnell in die EWG-Märkte einzustel- 
gen und forciert daher sowohl den 
Waren- als auch den Kapitalexport in 
die EWG. In der Konzentration ist die 
englische Industrie den Europäern im- 
mer noch einiges voraus, Diesen Vor- 
teil baut sie verstärkt aus durch weitere 
Rationalisierung, Auf der letzten 
Gipfelkonferenz legte sie konsequenter- 
weise großen Wert auf die beschleunig- 
te Herstellung multinationaler Konzei 
Aus dem Scheitern ihrer früheren 
Europapolitik haben die englischen. 
Imperialisten Lehren gezogen, Ähnlich. 
wie die BRD schen sie nun ihre Zukunft 
einzig in der EWG und drängen auf 
einen schnellen Fortschritt der Inte 
gration. Sie fordern schnell einen funk 
tionsfähigen Währungs. und Regional 
fond. Sie wollen, daß vor allem die 
die übrigen EWG. 
ihre Pfundprobleme lösen und 


ihre  unterentwickelten Regionen 
(Wales, Schottland) fördern. 
Auf die aktuellen Auseinanderset- 


zungen in der EWG, deren weitere 
Entwicklung und auf die Probleme der 
Wirtschafts und Währungsunion 
demnächst in einem eigenen Ar 
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derung zuerst vor allem w 
Yingen“ und „Veririebenen‘ 
durch Anwerbung aysländisc 
cr aus den Mittelmeerlöndern, So gab 
& z.B. 1957 in der BRD 12 177.000 
„Müchtlinge‘“ und „Vertriebene“, was 
inen Bevölkerungszuwachs von 30% 
bedeutete. Zu einer Zeit des weltwei 
ten Aufschwungs der Produktion gelang 
es dem Kapital, alle diese Menschen 
in den Produktionsablauf einzubauen. 
Ja, dieser enorme Zustrom von Ar- 
beitskräften war gerade einer der wich“ 
tigsten Gründe für das westdeutsche 
„Wirtschaftswunder“, Denn nicht das 
Öeid der Banken oder ingendwelche 
Politikerworte und -taten,sondern nur 
die Arbeitskraft schafft den Reichtum 
einer Gesellschaft. 

Im Kapitalismus werden die Arbeits- 
kräfte allerdings nur dann eingestellt, 
wenn das gleichzeitig dem Unterneh 
mer Profit. bringt. Und das war im 
'enormem Maße gegeben. Nachdem der 
„Flöchtlings“-Strom immer mehr ver- 
siegte und die DDR schließlich such 
der gezielten Abwerbung vor allem 
qualifizierter Arbeitskräfte durch die 
Schließung der Grenze einen Ri 
vorsetzte, ging das Kapital immer m 
dazu über, ausländische Arbeitskräfte 
anzuwerben. Diese Arbeitskräfte ver 
mehrten nicht nur die Zahl der durch 
das BRD-Kapital Ausgebeuteten, son- 


Bedeutung, nachdem die Grundlage 
ar Im eneren pelgt m un eh de | Sn an sale noch Dans We, 
Kräfteverhältoisse der imperialistischen - - - 


Länder untereinander geändert haben 
(BRD-USA vor allem). 

Die Zahl der Arbeiter, Angestellten 
und Beamten (die sogenannten „un- 
selbständig Beschäftigten“) stieg in der 
BRD von 13,9 Mio. 1950 auf 22,5 
Mio- 1970, Diese enorme St 
hat zweierlei Gründe:- Erstens 
Anteil der „unselbständig Beschäftig- 
ten“ an der Gesamtzahl der „Erwerbs 
tätigen” von 68,5% auf 82,6%. 80 
machte die Industrie z.B, in der Zeit 
zwischen 1950 und 1970 2,6 Mio 


rn kaputt, die dann ihre Arbeits“ 
der Industrie verkaufen mußten. 
‚weitens stieg die Zahl der „unselb- 
durch Binwan- 


Besonders scharfe Ausbeutung 
der ausländischen Arbeiter 


Laut Untersuchungen z.B. des Bun- 
‚desministerlums für Arbeit betrug die 
Nettolohn- und Gehalfsumme für 
einen ausländischen Arbeiter Anfang” 
1971 durchschnittlich 870,- DM, Der 
Durchschnittslohn der westdeutschen 
und ausländischen Arbeiter Insgesamt 
lag zu jener Zeit bei etwa.1 000,- DM. 
ierbei muß man noch berdeksichtir 
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wen, dab di isländischen Arbeiter 
größtenteils mehr Überstunden machen 
Als ihre westdeutschen Kollegen, daß 
also in den 870,- DM noch mehr Ar- 
beitsstunden stecken als in den I 000, 

DM. Die ausländischen Arbeiter werden 
an den schlechtesten, am niedrigsten 
bezahlten Arbeitsplätzen eingesetzt 
Und sie bekommen außerdem für die 
Weiche Arbeit durchschnittlich 10-20% 
weniger Lohn als ihre westdeutschen 
Kollegen, So lag z.B. im Sommer 72 
der Stundenlohn der türkischen Arbei- 
ter bei den Hamburg 'ahlwerken 
‚großenteils für die gleiche Arbeit eine 
Mark unter dem der westdeutschen 
Arbeiter, 

Die ausländischen Arbeiter werden 
einfach zu niedrigeren Löhnen einge- 
sell (z.B, zum Tarfflohn und nicht 
zum Effektivichn). Sie erha'ten den 
Teil des Lohns, der als Gratifikation, 
Treueprämie, Anwartschaft auf be 
riebliche Altersrente gewährt wird und 
meist an langjährige Betriebszugchörig- 
keit gebunden ist, nicht usw. Der 
„Industriekurier" drückte die Bedeu: 
tung der Beschäftigung ausländischer 
Arbeiter für die Kapltlisten 1.B, so 
aus: „Nüchtern betrachtet, hat die Be- 
schäftigung ausländischer Arbeiter wohl 
lediglich geholfen, die Verluste auszu- 
Weichen, die durch die Arbeitszeitver. 
Kürzung und Urlaubsverlängerung auf 
geifeten sind. Ohne diesen Ausgleich 
hätte der Lohnauftrieb nach (1) un 
liebsamere Formen annehmen müssen 
und ebenso das Ausmaß der Fluk- 
twation, Die Beschäftigung ausländi 
scher Arbeitskräfte hat so mit im we- 
sentlichen einen _begrüßenswerten 
Dämpfungseffekt gehabt, sie trägt zur 
Stabilisierung bei, 

Der Krankenstand der ausländischen 
Arbeiter ist wesentlich niedriger als 
der der westdeutschen Arbeiter, ob- 
wohl die Arbeitsplätze der ausländi- 
schen Arbeiter oft mit größerer Un- 
faligefahr verbunden sind und die Ar. 
beit schwerer und schmutziger ist. 
Dies it zurückzuführen auf den größe 
ren Druck auf die ausländischen Arber 
ter, auf die größere Unsicherheit ihrer 
Arbeitsplätze, auf die gründliche ärzt- 
liche Untersuchung bei der Anwerbung 

'Austana (0 wurgen 2.0. 103 
9,7% der von den westdeutschen Kom 
missionen im Ausland ärztlich unter. 
swchten Ausländer für eine Vermin- 
kung übgelchnt ). Weiterhin spielt bei 
dem niedrigen Krankensiand, durch 
den das wesideutsche Kapital eine 
höhere Ausbeutung erzielt und Ko- 
sten für Kuren etc. spart, eine Rolle, 
daß die ausländischen Arbeiter fast 
alle zwischen 1$und 35 Jahre alt sind 
also im leistungsfähigsten Alter sind. 

Die ausländischen Arbeiter müssen 
besonders hart ran, haben schlechtere 
schmutzigere Arbeitsplätze, sind im 
eistungsfählgsten Alter — sie werden 
also besonders intensiv ausgebeutel, 
Chauvinistische Schreiberlinge meinen 
dazu in der bürgerlichen Presse: Sie 
sollen gefälligst das eine Jahr, das sie 
oft mur in Deutschland sind, alles aus 
ihrer Arbeitskraft herausholen, danach 
liegen sie in ihrer Heimat ja doch nur 
wieder auf der faulen Haut in der 
Sonne, 

Zu der besonders harten Arbeit 
kommt hinzu, daß die ausländischen 
Arbeiter besonders riele Überstunden 
machen. Die auslindischen Arbeiter 
machen vor allem mehr Überstunden, 
wei sie sich dazu gezwungen schen. 
Außerdem sind sie großenteils ohne 
Familie in der BRD, haben keinen 
Kontakt zu der gesellschaftlichen Um- 
welt bei uns, werden in Ghettos abge- 
schnürt und schen daher oft nur in 
Überstunden die einzige Alternative. 
Schließlich machen sich viele kaputt 
in der Hoffnung, sich später zu Hause 
mit dem Ersparten eine „gesicherte 
Existenz“ (Taxifahrer, Laden auf 
machen, ‚Land kaufen) aufbauen zu 
können. Wenn ein Torfwerk in Uchte 
die türkischen Arbeiter für einen Lohn 
von 2,50 DM 80 Stunden pro Woche 
arbeiten ließ (mit Genehmigung des 
Arbeitsamten) — dann ist das nur die 
Spitze einer Kisbergen 

Die besonders Intensive Arbeit und 
die größere Überstundenzahl ist neben 
dem Einsatz bei besonders gefährlicher 
Arbeit der Hauptgrund für die hühere. 
Zahl von Arbsitsunfällen, Des weiteren 


spielen noch die Sprachschwierigkeiten 
und die oft ungewohnte moderne In- 
dustrieprodukt 


n eine Rolle, allerdings 
jchliche, wie oft 

bürgerlichen Presse behi 
wo dann natürlich. die 
Arbeiter zusätzlich noch selbst Schuld 
haben, daß sie die deutsche Sprache 
‚noch nicht erlernt haben, 1971 forder- 
te 2.D, in Baden-Württemberg. jeder 
‚dritte tödliche Unfall am Arbeitsplatz 
Leben eines ausländischen Arber 


tärs, obwohl nur 177 
Ausländer waren. Die Gef 
tödlichen Unfalls war also für sie mehr 
als doppelt so hoch, 

Ein besonderer Vorteil der Auslän- 
‚derbeschäftigung für die westdeutsche 
Bourgeoisie liegt darin, daß sic hier ein 
leicht hin und her verschiebbares Ar 
beitsheer besitzt, Die Reservearmee an 
Arbeitskräften für die westdeutsche 
Industrie ist heutzutage nicht in der 
BRD, sondern in den Mittelmeerlän- 
‚dern. So warten z.B, in der Türkei viele. 
Millionen schon seit Jahren auf eine 
Vermittlung in die BRD, Bei schlechter 
Konjunkturzulage in der BRD wird die 
größtenteils nur einjährige Arbeitser- 
laubnis und damit auch Im der Regel 
‚die Aufenthaltserlaubnis nicht verlän- 
gert, und die ausländischen Arbeiter 
müssen die BRD verlassen. So ging in 
der Krise 66/67 die Zahl der auslän- 
dischen Arbeiter um 300. 000 zurück, 
das heißt prozentual sechsmal so stark 
wie der Rückgang der inländischen 
schäftigten, 


Menschenunwürdige Lebensbedingungen .. 
sechs Personen auf 18.qm zusammengepfercht 


Ernst_ Klee, ein fortschriliticher 
beraker Kritiker der Auständerpali 
der BRD, schreibt; „Die Gäste werden 
nur temporär eingegliedert, um schnell 
abgeschoben zu werden . _ . So rudu- 
zierte 1.B. 197 eine grüße Automo- 
bilfirma den „Bestand“ an Spaniern 
von 2.000 auf 500 Leute innerhalb 
eines Monats, um kurze Zeit später, 
alssich die Auftragslage besserte, schlag“ 
artig 500 Spanier anzufordern. 

Der „Industrickurier“ schrich in 
einem Artikel, nachdem er vorher die 
Vorteile der Ausländerbeschäftigung 
für die Unternehmer gelöbl hatte 
Das Dilemma liegt aber eben da, wo 
Wir im Begriff sind, den Ausländer 
qualifizierter einzwseizen, wo wir ihm 
die Möglichkeit geben, aus der Ge- 
meinschaftsunterkunft überzuzichen in 
die eigene Wohnung und seine Fami 
lie nachzuholen. In diesem Moment, 
in dem spätestens der gleiche gesel! 
schaftliche und soziale Status erreicht 
ist wie der einheimische Arbeiter ihn 
hat, schwindet der Entlastungseffekt 
in arbeitsmarktpoliischer und volks- 
wirtschaftlicher Hinsicht,” Das Zitat 
macht noch einmal deutlich, warum 
die Unternehmer und ihr Staatsappa- 

t an einem dauernden Wechsel der 
sländischen Arbeiter in der BRD, 
an der sogenannten Rotation inter: 
essiert sind. 

Wenn die bürgerliche Presse dar- 
stellen will, wie vorteilhaft eine Be 

igung in der BRD für die „Gast- 
7“ und ihre Heimatländer sel, 


arbeı 
muß. immer wieder das „Argument“ 
herhalten, daß die ausländischen Ar- 
beiter in der BRD qualifiziert würden. 
Tatsache Ist jedoch, daß etwa 10% als 
Facharbeiter in die BRD kommen und 


ae 2% während ihres Aufenthaltes 
hier sich zu Facharbeitern qualifizieren 
können, daß 1% als Angestellte in die 
BRD kommen und sich diese Zahl 
nicht vermehrt und daß die übrigen 
87% als Hilfsarbeiter bw, angelernte 
Arbeiter beschäftigt werden. Unter 
„Anlernzeil” wird dabel schon eine nur 
Tage dauernde „Ausbildung‘“ verstan- 
den,und diese ist auch nut für ganz be 
stimmte, wezlalisierte Arbeitsplätze 
verwendbar und kann daher in den 
Heimatländern fast nie nützlich se 

Kin itallonischer Korrespondent 
beim VW-Werk, Antonio di Virgilio, 
schreibt: "„Die Deutschen fangen als 
Hilfsarbeiter an, bald sind sle Gruppen- 
führer, dann Vorarbeiter, Es sind Htali 
ener hier, vielleicht 100 oder 150, 


arbeiten wit acht oder neun Jahren 
n Werk, sprechen ausgezeichnet 
deutsch, sind ‘qualifiziert und haben 


noch nie eine Chance gehabt,” Laut 
Klee schaffte in Wolfsburg von den 
8.000 VW-ltalienern noch keiner den. 
Sprung zum Vorarbeiter. Bei vielen 
Baukolonnen sind nur noch die Fach. 
und Vorarbeiter Wastdeutsche, bei der 
Frankfurter Müllabfuhr z.B. meist nur 
och ein Arbeiter pro Kolonne — der 
Ihrer, 


Ganz besonders günstige Ausbeu- 
tungsobjekte sind für die Unternehmer 
die sich illegal in der BRD aufhaltenden 
ausländischen Arbeiter (ohne Aufent- 
halts- und Arbeitserlaubnis) die meist 
von Menschenhndiern nach West- 
deutschland gelockt werden. In dem 
vom Bundesvorstand der Jungsoziali 
sten herausgegebenen. „Sch warzbuch. 
Ausländische Arbeiter” steht dazu 
„Deutsche Unternehmer, die ‚Illegale‘ 
beschäftigen, müssen pro Fall bis zu 
3.000 DM Strafe zahlen, eine Summe, 
die in keinem Verhältnis zum erziel- 
baren Gewinn steht. Der illegal Arbei- 
tende kann außerdem nach dem Abbau 


der Arbeitspitze ohne Formalitäten 
wicder weggeschickt werden, Kine Be- 
schwerde über die Pesunderen Ai 
beutungspraklikem beim — Arheitsa 
dor heim Arbeitsgericht 1 matülich 
unmöglich, weil damit die sofortige 
Ausweisung und Ahschicbung verhun- 
den it. ... Das Problem der Ill 
ist trotzdem eine Randerscheinung 
kapitalistischen Systems. Es Findet aher 
in der liberalen Prese um m» größere 
Beachtung, als man hier Auswüchwe 
aklapen, die Gesellschaft verbessernd 
wirken kann, ohme am System zu 
rühren.“ 

Bis ein Mensch als Arbeitskraft fürs 
Kapital verweribar ist, dauert es. nor 
malerweise 15-20 Jahre. In dieser Zeit 
müssen für die Herstellung dieser Ar 
beitskraft die verschiedensten Kosten 
getragen werden, die zu einem Teil der 
Staat übernimmt (Schulen, Kranken- 
häuser, Spielplätze usw. usf.). Diese 
Küsten spart das westdeutsche Kapl 
ial, wenn es die ausländischen Arbeiter 
sozusagen gleich „voll verwendungs- 
fähig“ aus ihren Heimatlindern. im 
portiert, 

Der Italiener Cinanni (Mitglied der 
KPI) kommt übrigens aufgrund dieser 
wichtigen Quelle von ExtraProfit für 
das BRD-Kapital zur Forderung nach 
Rückerstattung dieser Reproduktions- 
kosten an Italien. Zwar kann im Ka 
pitalismus eine derartige Rückers 
tung immer nur Gegenstand eines Kuh- 
handels. zwischen den kapitalistischen 

n sein, wobei die Kapitalisten 
möglichst viel für sich selbst zu sichern 
trachten; dennoch ist die Forderung 
Cinannis grundsätzlich berechtigt. 


Besondere politische Entrechtung 
der ausländischen Arbeiter 


Die besondere Ausbeutung der aus 
ländischen Arbeiter wird von der west 
ie politisch abge- 
sichert durch eine Einschränkung ihrer 
demokratischen Rechte. Ihre besondere 
Unterdrückung soll sie davon abhalten, 
für eine Verbesserung ihrer Lage zu 


Beiriebe, Wirtscha 
zirke beschränkt. So lautet z.B. ein 
Stempel im Paß; 
laubais wird ungültig bei 
Tätigkeit be 

moderne Form der Sklaven 


iberalste der Welt” vorgestellt. In den 
‚Ausführungsbestimmungen zum AuslG 
heißt es, daß die Ausländer in der 
BRD „alle Grundrechte" genießen 
„mit Ausnahme der Grundrechte der 
Versammlungsfreiheit, der Vereinsfrei- 
heit, der Freizügigkeit, der freien Wahl 
‚des Arbeitsplatzes, der Beruf» und 
Ausbildungsstätte sowie des Schutzes 
vor Ausweisung an das Ausland.” 

Ausweisungsgrund Ist laut Gesetzes- 
‚kommentar jede. politische Meinungs 
Außerung, „die den Zweck verfolgt, 
andere in ihrer Auffassung zu beein. 
flussen, So geht der Versich, durch 
I Äußerung einer politischen Meinung 
eineh anderen zur eigenen politischen 
Meinung zu bekehren über die vom 
Grundgesetz geschützte reine Meinungs- 
ußerung hinaus, Und zwar auch dann, 
wenn sich dieser Versuch in kleinem, 
vertrautem Kreis absplelt,” Nach $ 14 
des AuslG können ‘die Betroffenen 
selbst in ein Land aüsgewiesen werden, 
in dem wegen ihrer politischen Über. 
zeugung ihr, Leben und ihre Freiheit 
bedroht sind — z.B. Griechenland, 
Spanier und Iran, Beispiele für solche 
Praktiken gibt es genug — gerade auch 
aus der Zeit der jüngsten Hetze gegen 
arabische Arbeiter und Studenten vor 
allem nach den Münchner Ereignis- 
sen, 

Die in der BRD; wohnenden Aus- 
länder, soweit: sie nicht als Asylbe- 
rechtigte (das sind sowieso fast nur 
Menschen aus den osteuropäischen 
Ländern und nicht solche aus faschi- 
slischen Staaten) oder EWG-Angehö- 
rige besser gestellt sind, benötigen 
Aufenthaltserlaubnis und Arbeitser- 
laubnis, Die Arbeitserlaubnis gilt in 
der Regel nur für ein Jahr und kann 
dann verlängert werden. Sie ist Vor- 
aussetzung für die Aufenthaltserlaub- 
nis, Beide sind meist auf bestimmte 
‚weige oder Be- 


Die Aufenthaltser- 
‚Aufgabe der 
Also. eine 


Firma X) 


Arbeiter 
(den er fern in 
ini der Arbeits: 
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Zwei Zeitungsmeldungen von einem 
einaigen Tag (13.3,73) zeigen, welcher 
Druck durch das System von Arbells- 
und Aufenthaltserlaubnis und die Ab- 
schiebungsdrohung. auf die ausländi- 
schen Arbeiter ausgeübt wird und zu 
welchen Verzweiflungstaten sie syale- 
matisch getrieben werden, $o nahmen 
sich in dem neuen Kölner „‚Klingek 
pütz“-Gefängnis Innerhalb von sechs 
Wochen außer zwei Deutschen auch 
zwei ausländische Arbeiter das Leben, 
die in Abschiebehaft waren. Sie hatten 
keinerlei Gesetze übertreten, besaßen 
ur keine Aufenthaltsgenehmigung 
mehr, In Frankfurt soll eine ausländl- 
sche Arbeiterin ausgewiesen. werden, 
die schwanger Ist und deren Auswek 
sung das Leben des Kindes gefährden 
würde „ Sie kam nur mit Touristen- 
visum, ohne Aufenthaltsgenehmigun 
in.die BRD, wurde vom Kapitalisten ge” 
kündigt, als sie schwanger wurde (was 
aut Gericht rechtens ist, da sie ohne | 
Arbeitserlaubnis arbeitete) und sitzt 
Jetzt völlig mittellos auf der Straße, 

Das. AuslG läßt den Verwaltungen 
und Gerichten breiten Spielraum, so 
daß z.B. das Bundesverwaltungsgericht | 
eine Ausweisung bei „wilder Ehe” eines, 
Ausländers mit einer deutschen Frau 
für angebracht hält (also teilweise rass- 
stische Maßnahmen zur Einschöchtes 
fung der ausländischen Arbeiter). Wenn 
auch bisher noch die Vergünstigungen 
des Arbeitsförderungsgesetzes und des 
Ausbildungsförderungsgesetzes für 
Nicht-EWG-Ausländer nicht gelten, so 
wird ihnen z.B. doch versprochen, in 
den Genuß von Hilfe für werdende 
Mütter und Wöchnerinnen zu kommen. 
Sie sind gut beraten, diese Hilfe nicht 
in Anspruch zu nehmen, denn $ 10 
des AuslG besagt, daß derjenige ausge- 
wiesen wird, der seinen Lebensunter- 
halt für sich und seine Angehörigen 
nicht ohne Sozialhilfe bestreiten kann, 

Vor der Urabstimmung in der Me- 
talltarifrunde 1971 in Baden-Württem- 
berg nutzten die Kupitalisten die beson- 
dem rechtlose Lage der ausländischen 
Arbeiter und verteilten u.a. cin Flug | 
Blatt, das folgenden Text in vielen , 


Sprachen enthielt: „Glauben Sie nich 
alles, was man Ihnen in der nächste 


Dusche für 20 Menschen Im Ausländer-Wohnheim der Norddeutschen Affinerie 


(großer Chemie-Betrieb in Hamburg) 


kämpfen und soll einen Keil z' bedingungen, des Lohnnivesus usw. | Zeit über unserzählt,und lassen Sie sich 
se und ihre wortdeutschen K unterschrieben hat), »o ist das ein | vor allem unter keinen Umständen von 
treiben. Ausweisungsgrund, ln Gesetzeskom- | radikalen Kräften zu ungesetzlichen 

Das Ausländergesetz (AuslG) be- | mentar lauter z.B: „Bei längerer | Aktionen mißbrauchen. Strafbare 


stimmt die Rechte und Pflichten der 


Ausländer in der BRD. Es wurde 1965 | nis versagt werden, weil der Zweck | für 
erlamen, löste Vorschriften ab, die | des Aufenthalts, nimlich die Arbeit 
noch aus det (chistischen Herrschaft | nehmertätigkeit und damit Hilfe 

der Bourgeoisie stammten, und-wurde | die deutsche Wirtschaft und Indır 

von seinen Schöpfern als das „wohl | strie (1) nicht mehr vorliegt.” 


Krankheit kann die Aufenthaltserlaub- 


Handlungen können unter Umständen 
ie zur Ausweisung und damit zum 
dauernden Verlust Ihres Arbeitsplatz 
für | im Deutschl 
Als die 
Bayrischen (1) Wirtschaft“. darauf hin 
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wies, daß die Italienische KP zwei Sek 
tionen in Stuttgart und Köln aufbau- 
‚on. wolle, protestierte NRW-Innenmi 
nister Weyer und ‚forderte In einem 
Fernschreiben an Genscher ein Verbot, 
Es sei denkbar, erklärte Weyer, daß 
nach den italienischen Kommunisten 
auch die faschistische Partei Italiens 


Filialen in Westdeutschland gründet, 


bares Arbeitsheer, das sie besonders 
leicht ausbeuten können, Sie wollen 
eine am Rande der Gesellschaft in 
‚Ghettos lebende, von der westdeut 
schen Arbeiterklasse abgespaltene Men 
chenmasse, 

So hat der bayrische Innenminister 
Merck Ende letzten Jahres verfügt, alle, 
ausländischen Arbeiter, die schon lin 


bei uns auch heute noch mit_der 
‚Gleichberechtigung‘“ der Fra 
72 % der ausländischen Arbeiter 
sind verheiratet, Jedoch nur die Hälfte 
davon lebt mit der Frau in der BRD. 
Den anderen war es nicht möglich, 
milie nachzuholen. 
Innerhalb der EWG wurde die Frei 
zügigkeit und Gleichberechtigung der 


"Ausländer-Wohnheim der Norddeutschen Affinerie in Hamburg: 


Die Unverschämtheil dieses „Ark 
ments“ wird dadurch noch verstärkt 
daß die italienischen Faschisten schon 
lange in der BRD aktiv sind, Das 
„Schwarzbuch““ "der Jusos berichrte 
daß. Tarnorganisationen der Malienk 
schen Faschisten bereits seil mindestens. 
drei Jahren in der BRD ohne Behind 


‚schisten bereits seit mindestens 
ren in der BRD ohne Behinde- 
rung arbeiten. So unterhalten di 

CTIM (Ablegerorganisation der faschi- 
stischen Partei MS) und die CISNAL 
(faschistische Gewerkschaft der MSI) 
in der BRD ein Netz von Büros, 
turellen Zentren“, Rechtsberatun) 
Ien und Ortsgruppen. 


“Durch eine im vergangenen Juni 
‚vom Bundestag beschlossene Gesetzen 
änderung wurde die Übe 
igkeit des Verfassunpschutzes auch 
auf ausländische Gruppen, Organisatio- 
nen und Einzelpersonen ausgedehnt 
(siehe auch Artikel im ARBEITER- 
KAMPF Nr. 20). Damit wurde nur „e- 
galisiert“, was der Geheimdienst schon 
lange praktiziert, Jetzt kann er alleı 
dings „völlig rechtens“ seine Bespitze 
lung weiter ausbauen. 
BRD-Geheimdienst und Polizei ar 
beiteten schon oft mit ausländischen Ge 
heimdiensten „erfolgreich“ zusammen. 
Esseiz.B. nur daran erinnert, daß 1967 
beim. Schih-Besuch das. Bundeskrimi 
nalamt von der persischen Botschaft 
eine Liste mit 559 namentlich aufge 
führten „Schah-Gegnern“ erhielt, denen 
das BKA daraufhin politisches Betäti 
ungsverbot und tägliche Meldepflicht 
Juferlegte. Dieses Beispiel üßt erahnen, 
welch große Arbeitafreiheit Geheim- 
diensten faschistischer Staaten (in di 
sem Fall dem für seine Folter und Mor- 
de berüchtigten iranischen SAVAK) 
auf westdeutschem Boden eingeräumt 


anderer bekannt gewordener 
Fall ist die Entführung mehrerer südko- 
reanischer Menschen durch den dorti- 
‚gen Geheimdienst nach Südkorea, wo- 
gegen ausnahmsweise sogar die BRD- 
Regierung formell protestierte. 

Die Münchener Ereignisse zum Vor- 
wand nehmend, wurden im Herbst 
die palästinensischen. Organisationen 
GUPS und GUPA verboten und viele 
Palästinenser ausgewiesen, teilweise in 
Länder, wo.die 
bestand, 

Die Unternehmer und ihre Vertre- 
ter besonders in der CDU/CSU vertre- 
ten das unmenschliche „Rotationsprin- 
zip", Sie wollen die ausländischen Ar- 
beiter in der BRD gar nicht erst her 
misch werden lassen, sie in Unkenntnis 
der Zustände und ihfer Rechte hier be- 
Iasson (unter anderem bedingt durch 
die Unkenntnis der deutschen Sprache) 
und damit auch nicht zu der Urkennt- 
nis, wie man die Zustände hier ändern 
kann, kommen lassen, Die Kapitalisten 
wollen ein leicht hin und her vorschied- 


20 qm für vier Personen bringen der Fi 


ger in der BRD leben, abzuschieben, 
damit sie gar nicht erst zu dem Recht 
gelangen, einen Antrag auf Einbürge 
ung stellen zu können. Ein solcher An 
{rag kann nach 10 Jahren. Aufenthalt 
in. der BRD (hei mit einem westdeut- 
schen Ehepartner Verheiratelen nach 5 
Jahren) gextelll werden. Kr kann (I ge: 
| in der BRD (bei mit einem westteut- 
schen Ehepartner Verheitateten nach 5 
Jahren) gestellt werden. Kr kannt!) ge- 
nchmigt werden, wenn der Ausländer 
nicht gegen die Gesetze der Burke 
sie verstoßen hat, seine Hank in der 
BRD ernähren kann, fließend Deutsch 
in kann und sich „.in die Gesell- 
haft eingefügt hat“ Kin die Unterneh 
ergoselischaft abo). 
Einem Münchner Gastwirt, der Aus 
ländern den Zutritt zu seinem Lokal ver 
bietet, bestätigte die Staatsanwalt 
schaft die Straflosigkeit seines Tuns, 
‚Ausländer nicht Teil der Bevölke 
Der Nachzug von Kam 
lienangehörigen soll nach den Anwer: 
bevereinbarungen eine „wohlwollende 
Behandlung“ erfahren; In der Praxis 
sicht das so aus, daß ausländischen Ar- 
beitern Wartezeiten zugemutei wer- 
den, die nach BRD-Recht die Scheidung 
der Ehe zulassen würden, Die Richli 
nien der Ausländerbehörden gestatten 
den Nachzug der Fumilicnangehörigen 
grundsätzlich erst nach drei Jahren (bei 
Arbeitern aus den Anwerbeländern 
erst nach einem Jahr) und nur dann 
wenn „der Arbeitnehmer und seine Fa 
milie Sich ohne besondere Schwierig 
keiten in die deutschen Verhältnisse 
einfügen können“. Auch wird der Kreis 
der Verwandten auf Ehegatten und 
Kinder unter 21 Jahren beschrinkt. So 
versagte ein Gericht einer spanischen 
Arbelterin, Ihren alleinstehenden alten 
Vater nach Westdeutschland zu holen 
mit der Begründung: „Der Kläger hat 
in der Familie seiner Tochter keine 
echte Aufgahe zu erfüllen. Br ist auf. 
grund seines Alters und seiner Gebrech- 
Hehkeit nicht in der Lage, tatkräftig 
zum Wohlbefinden der Tochter in.der 
BRD beizutragen. Wie der Kläger selbst 
vortragen läßt, bedarf er vielmehr ihres 
Beistandes, der ihm zwangsläufig auch 
nur außerhalb der Arbeitszeit zuteil 
werden kann. Der Aufenthalt der Toch- 
er wird dadurch nicht erleichtert, son- 
dern ihre Arbeitskraft zusätzlich auch 
während ihrer Freizeit in Anspruch ge- 
nommen. Das liegt aber nicht im Sinne 
der deutsch-spanischen Anwerbeverein- 


barung.” 
Das OVG hält das „innere Gefüge 
des deutschen Staatsvolkes“ für be 


droht, wenn es einem Farbigen gestat 
tet würde, mil seiner westdeutschen 
‚Ehefrau in der BRD zu leben und ent- 
scheidet auf Ausweisung. Untere Ge 
richte folgten dieser „Rechtprechung” 
in anderen Fällen. Übrigens tind Fälle 
nicht bekannt, daß Ausländerinnen, die 
‚einen westdeutschen Ehemann haben, 
augewiesen worden kind. So steht es 


1a 400,- DM monatlich ein! 


Arbeitskräfte zumindestens auf dem 
Papier schrittweise hergestellt. Bei den 


Verhandlungen darum waren cs die 
Vertreter der westdeutschen Boungeo- 


sie, die sich dagegen aussprachen, daß 
parallel zur Herstellung der Freizügl 
keit innerhalb der EWG das Heranho- 
len von Arbeitskräften aus anderen 
Ländern erschwert wurde, und si 
konnten diesen Standpunkt auch durch- 
setzen. Die westdeutsche Bourgeoisie 
bevorzugt eindeutig Arbeits 
Ländern außerhalb der EWG, 
die Zahl der türkischen und jugoslawi- 
schen Arbelter in der BRD von 1963 
bis 1971 von 70 000 auf 900 000, wäh. 
rend die Zahl der italienischen Arbei 
ter nur von 300 000 af 400 000 an- 
stieg, obwohl auch in Italien große Ar- 
beitslosigkeit besteht. Cinanni schreibt 
dazu:,in Frankreich und Belgien 
weist die Einwanderung andere Züge 
auf als in der BRD. In der BRD 
keine ernsthaften Bemühungen, 
Eingewanderten zu integrieren, Je ver- 
schiedenartiger und entfernter das Hi 
kunftsland der Einwanderer ist, desto 
besser, Denn auf diese Weise stellen sich 
Integrierungsprobleme erst gar nicht.“ 

So versucht also die westdeutsche 
Bourgeoisie schon bei der Frage, welche 
Nationalität die ausländischen Arbeiter 
haben sollen, die größtmögliche Spab 
tung anzulegen, Im übrigen steht die 
Gleichberechtigung der Arbeiter der 
|EWG-Länder zwar auf dem Papier, aber 
Wirklichkeit bekommen auch italie- 
nische Arbeiter weniger Lohn als ihre 
westdeutschen Kollegen, unterliegen 
auch italienische Arbeiter dem reakti- 
onären AusiG. 

In der letzien Zeit ist die Frage, ob 
„Rotationsprinzip"“ oder Integration 
und Einbürgerung (13 % der ausländi- 
schen Arbeiter wünschen laut einer 
Umfrage die Einbürgerung) in der bür- 
gerlichen Presse, in den bürgerlichen 
Parteien und im Staatsapparat verstärkt 
zur Diskussion gekommen, Das liegt 
daran, daß in der nächsten Zeit wahr- 
scheinlich viele ausländische Arbeiter 
aufgrund schon längeren. Aufenthalts 
in der BRD Einbürgerungsanträge stel- 
ten werden, daß das wexideutsche Ku- 
pital auf niCht abschbare Zeit weiler- 
hin Millionen ausländischer Arbeiter 
beschäftigen will und daran, daß viele 


ausländische Arbeiter teilweise zu- 


sammen mit westdeutschen Kollegen 
und anderen fortschrittlichen Meı 
schen — begonnen haben, sich gegen 
Ihre besondersentrechtete Stellung zur 
Wehr zu setzen. Auch besteht ein Wi 
derspruch zwischen dem von der Bour- 
geolsie vertretenen „Rotationsprinzip" 
und der Tatsache, daß für viele Unter- 
nehmer einzelne qualifizierie und 
Deutsch sprechende ausländische Ar- 
beitskräfte nicht so leicht entbehrlich, 
sind, 

Das Bundesministerum für Arbeit 
und Soziales will noch dieses Frühjahr 
eine „Gesamtkonzeption'“ über die aus- 
ländischen Arbeiter dem Bundeskabi- 
nett vorlegen, Mehr als Schönheitspflä- 
sterchen, wirkliche Schritte zur Besei- 
tigung der besonderen Unterdrückung 
und Ausbeutung der ausländischen Ar« 
beiter sind davon allerdings nicht zu er- 
warten. $o wird wohl die Einbürgerung 
erleichtert werden — allerdings nur für 
die ausländischen Arbeiter, die nicht für 
Ihre Interessen und die ihrer Kollegen 
eingetreten sind, sondern gegenüber der 
‚Bourgeoisie „Wohlverhalten® gezeigt 
haben, Mit dem Einbürgerungsrecht 
wird sich so das Kapital ein weiteres 
Druck- und Erpressungsmittel gegen 
die ausländischen Arbeiter schaffenund 
parallel zu solchen Schönheitspfiä 
chen wird die Bourgeoisie verschärft 
daran gehen, die ausländischen Arbei 
ter politisch unter Druck zu setzen, si 
zu bespitzeln, Unbequeme auszuwei- 
sen und fortschrittliche Organisationen 
zu verbieten. 


Den zweiten Teil dieses Artikels druk- 
ken wir aus Platzgründen in der näch- 
sten Ausgabe des ARBEITERKAMPF 
Inhalt: Besonders üble Lage der aus- 
ländischen Arbeiter auf allen Gebieten 
(Mietwucher, Schulausbildung der 
Kinder, Sozialversicherung usw.). Die 
Bourgeoisie versucht ausländische und 
westdeutsche Arbeiter gegeneinand: 
aufzuhetzen („hohe Kriminalität 
„Lohndrückerei“ usw.), Die Haltung 
üer Gewerkschäften. Gemeinsamer 
Kampf ausländischer und westdeut- 
scher Arbeiter notwendig. 


Makler N’s 
besondere Masche 


In Bremerhavens verlängerter "Bürger 
stehen noch viele, ehemals "guibörger. 
liche" Häuser sus der Zeit, als dieser 
Teil noch “Kaiserstraße” hieß. Viele 
der ehemaligen Bewohner haben dieses 
Viertel verlassen, da die meisten der 
Häuser langsam, aber sicher zerfallen. 
‚Ab und zu ein neuer Fassadenanstrich - 
‚damit erschöpfen sich meist die Reno- 
vierungsmaßnshmen der Besitzer. Das 
heißt aber nicht, daß diese Häuser kei- 
nen Profit mehr’ abwerfen - im Gegen- 
teil. Schauen wir uns zum Beispiel mal 
eins der Häuser von Makler M. genauer 
an. Makler M. hat einen Trick entdeckt, 
wie man aus den verfallenden Wohnun- 
gen enorm viel Geld herausholen kann. 


vermietet die Zimmer einzeln 
möbliert” bei gemeinsamer Be- 
nutzung der Küche, Diese "Kü- 


he” war früher einmal das Bad oder 
such der Flur, dafür ist aus der eigent- 
lichen Küche noch ein möbliertes Zim 
mer geworden, Auf diese Weise holt 
Makler M, aus einer alten Wohnung, 
für die er sonst höchstens DM 350,- 
{m Monat. nehmen könnte, ungefähr 
das doppelte an Mieteinnahmen. Möb- 
Nierung heißt bei Makler M.: ein wacke- 
liges Beit, ein ebenso wackeliger 
Schrank, ein kleiner Tisch und zwei 
Sessel, wie se am Monatsanfang haufen- 
weie "am Straßenrand stehen, damit 
ie Müllabfuhr sie mitnimmt, 


Die Miete pro Zimmer beträgt über 
DM 100,-. Außerdem muß man 
DM 150,- Mietvarsuszahlung leiten, 


die man nur wiederbekommi, wenn al 
Io Möbel heil zurückgelässen werden, 
und das ist bei deren Zustand ein 
Glöckafall, Auch sind Makler M.'s Quit- 
tungen über die DM 150,- 10 sch wur 
mig gehalten, daß man sein Geld wahr- 
scheinlich nie wiedersieht. Wohnt man 
zu zweit in so einem Zimmer, zahlt man 
die doppelte Miete; ist man verheiratet, 
immerhin much noch einen gehörigen 
Aufpreis, 


n stellt der Makler einen 
Mietvertrag aus; bekommt man nach 
langer Drängelei so einen selbstgefertig: 
Wisch, so wird darin ziemlich alles 

it Makler M. die Möglich- 

hat, ihm unliebsame Mieter jeder- 
rauszuschmeißen. Doch damit 


zeit 
nicht genug: die Stromkosten werden 
nach Gutdünken geteilt, So ist es vor- 
gekommen, daß eine ausländische Kol- 


legin ca. DM 80,- Stromkosten bezah- 
len mußte, obwohl Makler M. streng 
verbietet, E-Heizer zu benutzen, weil 
sonst die wackelige 10-Ampdre-Siche- 
rung rausfällt! Auch die ausländische 


‚Gemeinschaftsküche”" auf dem Flur — 
die eigentliche Küche ist als 
„möbliertes Zimmer“ vermietet worden 


5) 


Kollegin hatte keinen kolchen benutzt , 
hatte also lediglich den Strom für Licht 
te, zu bezahlen. Und weiter: für sieben 
Personen sind zwei Kochplaiten vor- 
handen, von denen die eine kaputt ist. 
Zum fielen steht In Jedem Zimmer ein 
Kohlcofen; weil man keine Gelegenheit 
hat, Kohlen zu lagern, ist man prak« 
tisch darauf angewiesen, sie in kleinen 

für teurer, versteht sich - 

Hauswirt zu kaufen, 

Mit Vorliebe vermietet Makler M. 
an Ausländer, weil er deren fehlende 
Sprach“ und Rechtskenntnisse am be 
sten ausnutzen kann, und mit weniger 
Widerstand aufgrund der rechtiosen Si- 
tuation der ausländischen Kollegen 
rechnet. Doch den ausländischen Kolle- 
gen. passiert eben in einer besonders 
krassen Form nur dasselbe wie jedem 
hiesigem Arbeiter auch, 

Doch woher kommt diese Wohe 
mungsnot? Sie ist ein notwendigen Er- 
zeugnis der bürgerlichen Gesellschaft, 

“in der Arbeiter massenhaft in den 
großen Sıldien zusammengedringt 
werden, und zwarrascher, als unter den 
bextehenden Verhältnissen Wohnungen 
für sie entstehen, in der also für die im- 
Tamsten Schweinestäle sich Immer Mie- 
ter finden missen, in der endlich der 
Hausbesitzer, in seiner Eigenschaft als 
Kapltalist, nicht nur das Recht, son- 
dern, vermöge der Konkurrens auch ge- 
wissermaßen die Pflicht hat, aus seinem 
Hauseigentum rücksichtstos die Röch- 
sten Mietpreise herauszuschlagen. In 
einer solchen Gesellschaft ist die Woh- 
nungsnot kein Zufall, sie ist eine nor 
wendige Institution, sle kann also mit- 
samt ihren Rückwirkungen auf die Ge- 
wundheit usw. nur beseitigt werden, 
wenn die gunze Gesellschaftordnung, 
der vie entspringt, von Grund auf um- 
‚gewälzt wird, (Engels, zur Wohnungs 
Trage). 


KB-Gruppe Bremerhaven. 
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Bei Nacht und Nebel wurde am 4 
‚April 1973 im Frankfurter Westend 
das besetzte Haus Kettenhofweg 51 
von sieben Hundertschaften Polizei 
gerlumt. Die Polizei hatte für die 
nächtliche Aktion das ganze Viertel 
möitärisch abgeriegelt und war mit 
Wasserwerfern, Feuerwehr eic. ange 
rückt, obwohl der Frankfurter „Rat 
der besetzten Häuser“ bereits vorher 
angekündigt hatte, daß das Haus „nicht 
weiter milltant verteiligt” werden wür 
&. Begründet wurde das Aufgebot 
der Polizei mit der Behauptung, daß 
im Haus Sprengstoff und Waffen ge 
lagert seien und man bei einer Räu 
mung mit Verletzten und Toten rech- 
nen müßte. Sofort nachdem die 10 (!) 
verbliebenen Besetzer widerstandsios 
das Haus verlamen hatten, wurde der 
bis dahin gut erhaltene Wohnraum 
unter Pollzelschutz mit Spitzhacken 
zerstört. Diese Räumung stellt einen 
vorläufigen Höhepunkt in den Aus 
'einandersetzungen um die besetzten 
Häuser in Frankfurt dar, bei denen 
die Polizel mit unglaublicher Brutali- 
tät gegen Besetzer, Demonstranten, 
unbeteiligten Passanten, Fotografen 


SPD/CDU und Boden- 
spekulanten Arm in Arm gegen 
Mieter 


Seit einigen Jahren vollzieht sich 
in den (meistens von der SPD regier 
ten) Großstädten eine auf bestimmte 
Wohngegenden konzentrierte systema- 
tische Zerstörung von Wohnraum. Die- 
ser Wohnraum - meist in Citynähe ge- 
iegen und überwiegend von Arbeitern 
und kleinen Angestellten bewohnt — 
wird nach Abriß der Wohnhäuser mit 
profitbringenderen Bürohochhäusern, 
Renommier-Congreß-Centren, Luxur 
wohnungen usw. bebaut, 

Gesetzliche Grundlage für die Zer 
sörung und den Abriß von auch gut 
erhaltenem Wohnraum stellen die An- 
fang der 60er Jahre von der CDU/CSU 
verabschiedeten Gesetze über den Ab- 
bau der „Wohnungszwangswirtschaft"" 


dar. (Lücke-Ge In diesen Ge 
setzen wird festgelegt, dub die Woh 
nungswirtschaft und der Bauland 
markt in die „freie Marktwirtschaft” 
(&.h. die kapitalistische ” Profitwirt 
schaft) eingegliedert werden sollten 
Die Auswirkungen dieser Gesetze für 
die Mieter waren von Anfang an klas 
eingeplant: Unter dem „Gesetz von 
Angebot und Nachfrage“ stiegen die 
Mieten von 1960 bis 1970 um 80 
100%, die Grundstückspreise versech 
fachten sich im Zeitraum 
die Grundeigentümer erzielten Gewin 
ne in Höhe von rund 70 Milliarden DM 

Die SPD (damals noch in der Oppo 
sition) setzte sich wortradikal für die 
Interessen der Mieter ein, handhabte 
aber in den von ihr rei 
städten diese Gesetze so pi 

der Grundeigentün 
Spekulanten, daß selbst die SPD-treue 
„Frankfurter Rundse rückblik 
kend meint, „es soll nicht beschönigt 
werden, daß auch im Rahmen des 
bisher schon Möglichen manche Feh 
ler in sozialdemokratisch 
tidten geschehen sind”. (ER vom 
29.3.73) 

Viele Arbeiter und Angestellte hey: 
ten beim Eintritt der SPD in die Re- 
sierung die Hoffnung, daß die SPD 
eine etwas sozialere Miet- und Woh. 
nungspolitik betreiben würde. Aber 
trotz allem Reformgetöne nach außen, 
stellte die SPD schon 1970 in ihrem 
„Programmatischen Städtebaubericht“ 
Klar, daß sie nicht an eine Änderung 
der 'katastrophalen Zustände denkt 
„Um das auftretende 0) 
Zwischen der gesellschaftspolitischen 
und der wirtschaftlichen Bedeutung 
des Gutes ‚Boden‘ auszugleichen, bg- 

ei 


ıd dies, obwohl nach Art. 15 des 
jrundgesetzes eine Sozialisierung von 
rund und Boden durchaus möglich 
ist. Somit bekannte sich die SPD an 
‚der Regierung ausdrücklich zu den 
misterfeindlichen Gesetzen der CDU; 
die sie in Ihrer Oppositionsrolle zuvor 
noch wortreich und scheinheilig „be 
kämpfie 


0 wurde die Ausplünderung der 
r systematisch, weiterbetrieben. 
Ind und Boden 


Mie 
Die Eigentümer von Gh 


gehen - angesichts der in schwindch 
erregende Höhen steigende Bodenpreise 
und'der damit verbundenen Profite 

immer mehr dazu über, ganze Stadt 


versiumen“ zu lassen (z.B. in 
hung die Neustadt, wo ganze Sira- 
üge dem „Seid-nel-zueinande 
Axel’C. Springer gehören). 
heißt, daß an Altbauten 
Reno- 
vierungen mehr vorgenommen werden, 
daß Wohnungen überbelegt werden 
damit dann möglichst schnell 
‚unbewohnbar” wer 


Verleger 
Versdumen‘ 
Aicht einmal die notwendigen 


die Wohnungen 
den und abgerissen werden können. 
Mit Einschüchterungen (Wasser und 
Strom werden abgestellt, die Heizung 
im Winter abgedreht), mit offenen 
Drohungen (in Frankfurt bedrohte ein 
Vermieter die Mieter mit dem Revol 
ver), mit Zerstörungen von Wohnraum 
durch bezahlte Rollkommandos, wer 


fi die Woh 


die Mieter gezwunge 
ngen zu räumen 

ern diese Mieter dann überhaupt 
in einem der Be 


noch eine Wohnung 


Stadtrand finden, müssen 
ie für diese Wohnungen bis zu 30 
ihres Einkommens bezahlen; viele müs- 


| sen nsch kurzer Zeit ins Lager, weil sie 


die Miete 
satz- Wohnungen‘ 


in den zugewiesenen 
nicht bezahlen kö 


Am schlimmsten sind von diesem 
Elend die ausländischen Kollegen be 
roffen, die sich noch weniger gegen 
diese brutale Ausplünderung wehren 


können. In Frankfurt leben z.B. zur 
Zeit etwa 100 000 ausländische Kolle- 
gen. Sie haben nicht einmal Anspruch 
Auf eine Sozialwohnung oder auf Not 
unterkünfte. Entweder wohnen sie in 
Lagern „ihrer Arbeitgeber" oder der 
‚größte Teil ihres Lohnes geht für die 
Miete eines Zimmers in einem der ver 
wohnten Altbauten drauf, denn wenn 
sie keinen Wohnsitz nachweisen kön- 


nen, werden sie sofort abgescho- 
ben. 
Die erste Hausbesetzung — 


eine spontane Selbsthilfe gegen 
Mietterror 


In dieser Situation des allgemein 
anwachsenden Wohnungselenda besetz- 
ten zum ersten Mal im September 1970 
ausländische und deutsche Arbeiter und 
Studenten (u.a. eine Arbeiterfamilie 
mit 7 Kindern, die jahrelang in Notun- 
terkünften leben mußte) ein 2.T. leer. 
siehenden Haus in der Eppsteinerstr, 
47 im Frankfurter Westend, Diese 
spontane Aktion fand viel Sympathie 
bei der Bevölkerung Die Anwohner 
pendeten Möbel und Lebensmittel, 
und selbst die SPD verhielt sich zu 
nächst zurückhaltend. Man äußerte s0- 
gar ein “gewisses Verständnis für die 
Nöte der Bevölkerung”, denn die Land- 
tagswahlen 1970 standen vor der Tür. 
Mit markigen Sprüchen wie: "Dedin- 
‚gungsloser Kampf dem Mietwucher, 
kein Abriß von menschenwürdigen 
Wohnungen, nur weil mehr 
Geld bringen” etc, vermichte die SPD 


‚Arbeiterkampf Nr. 28/Mai 73 


Solange die kupitalistische Produk- 
tionsweise besicht, solange ist es 
Torheit, die Wohnungsfrage oder it 
send eine andre das Geschick der 
Arbeiter bälreffende gesellsch 

che Fruge einzeln lösen zu wollen. 
Die Lösung liegt aber in der Ab- 
schaffung der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise, In der Aneignung 
aller Lebens Arbeitsmittel 
urch die Arbeiterklasse selbst 


Wohnungsfrage 


Engels, zur 


noch, ihr Partel$üppchen darauf zu 
kochen, Außerdem hoffte die SPD-Füt 
rung wohl, daß diese Aktion relativ 
isoliert bleiben würde. 

Als sich allerdings herausstellte, daß. 
diese Aktion keineswegs Isaliert blieb, 
sondern Im Gegenteil immer mehr 
Nachahmer fand (in kurzer Zeit wurden 
noch 17 Ieorstehende Häuser besetzt) 
und viele Mieter in den Mietstreik tra- 
ten (Anfang dieses Jahres traten 4,000. 
Mieter der “Aktlenbauges, für Kleine 
u SO % höhere 


Frankfurt 
“Sympathie” und das " 
‚der SPD ziemlich schnell, Einige Häuser 
wurden von der Polizei geräumt, bei an- 
deren wurde ein kurzfristiges Abkom- 
men geschlossen (bis zum Abriß dürften 
die Besetzer wohnen bleiben, die Ab- 
rißgenehmigungen wurden dann schnell 
erteilt), den Mietstreikern drohte man 
mit Prozessen, 

Alles in allem steuerte die SPD den 
"bedingungalosen Kampf“ die 
Mieter an. Sie mußte den "Hechtsstaat 
verteidigen, den diese Leute uns Kar 
puttmschen wollen”, (SPD-Polineiprk- 
sident Müller). 


Die SPD verteidigt 
den "Rechtsstaat" 


Das jetzt gerkumte Haus im Kotten- 
hofweg 51 war im Februar letzten Jah- 
res besetzt worden, Den Denstzern hat- 
te man zu der Zeit zugestanden, das 
Haus bis zum Habruar 1973 zu bewoh- 


‚Arbeiterkampf Nr. 28/Mal 73 
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nen, dann sollte es abgerissen werden 
und dafür ein Büroneubau entstehen, 
Im Februar 1973 hatten die Eigentümer 
des Hausos, die Frankfurter Großspeku- 
lanten Marklewicz, Rosen und Neu- 
feld zwar eine Abbruchgenehmi 

(die man in FR; FR 
29.3.1973 "yo leicht wie eine Fahr- 
karte bekommt”), eine Baugenehmi- 
nung für den Büroneubau "hatten 

allerdings noch nichtund die Erteilung 
der Baugenehmigung würde auch, nach 


Daß der heutige Staat der Wohn- 
mungsplage weder abhielfen kann 
noch will, ist sonnenklar, Der Staat 
ist nichts als die organisierte Ge- 
samtmacht der besitzenden Klassen, 
der Grundbesitzer und Kapltalisten 
gegenüber den ausgebeuteten Klas- 
sen „. Was die einzelnen Kapita- 
listen „.. nicht wollen, das wi! auch, 
ihr Stant nicht, Wenn also die ein- 
2slnen. Kapitalisten die Wohnungs- 
not zwar beklagen, aber kaum zu be- 
wegen sind, ihre’ erschreckendsten 
"Konsequenzen oberflächlich zu ver- 
tuschen, 10 wird der Gesamtkapita- 
list, der Staat, auch nicht viel mehr 
tun. Er wird höchstens dafür sorgen, 
daß der einmal üblich gewordene 
[Grad oberflächlicher Vertuschung. 
[überalt gleichmäßig durchgeführt 
wird, 


Engels, Zur Wohnungsfrage 


Aussage des Baudezernats noch ca. 1 
Jahr dauern, weil die Eigentümer keinen 
ordnungsgemäßen Antrag gestellt hat- 
ten. Aus diesem.Grund weigerten sich 
dio Besetzer, das Hauszum vereinbarten 
Termin zu fäumen, um das eine Jahr 
dort noch wohnen zu können, Darauf- 
An Forahlnß Ais SPD, den Hior "nat 
hin beschloß die SED, das Haus "nor- 
falls” mit Gewalt zu rlumen, denn dem 
Gesetz mußte nun einmal Genüge getan 
werden. 

Am Tag der geplanten Räumung 
(28,3.) versammelten sich ca. 800 Leu- 


> te vor dem besetzten Haus, um die 


3 


‚Räumung durch die Polizei zu verhin- 
dern, Der erwartete Polizeieinsatz blicb 
aus, es kam zu einer spontanen Demon- 
stration in der Frankfurter Innenstadt, 
die ohne Vorwarnung brutal von der 
Polizei auseinandergeprügell wurde. Die 
Demonstranten gingen zum beselzten 
As zurch,inder Aunalıme 1aß jetzt 
gewaltsame Räumung durchgeführt 
‚würde. Sie bereiteten sich durch den 
"Bau von Barrikaden us Mülltonnen, 
alten Sofas usw. auf die Verteidigung 
'xdes Hauses vor, Die Polizei rückte an, 
um — wie später Polizeiprüsident Müller 


zo. 
wesen, daß die Demonstranten glaub: 
ten, die Polizei wolle das Haus räumen. 
Der Angriff der Polizei sah allerdings 
nicht schr nach einem tragischen Miß- 
verständnis aus: _Generalstabsmäßig 
griffen mindestens 500 Polizisten die 
Barrikaden yon allen Seiten gleichzeitig 
so an, daßden Demonstranten gar kein 
Fluchtweg blieb und die gewaltsamen 
‚Auseinandersetzungen regelrecht pro- 
voziert wurden. Die Demonstranten 
verteidigten sich, so gut es ging. Die 
Barrikaden wurden von der Polizei ent- 
fernt, sämtliche Straßen  abgesperrt, 
stundenlang versuchte die Polizei Men- 
schengruppen, die sich immer wieder 
ansammelten, mit Waserwerfern und 
Knüppeln auseinanderzutreiben, die Po- 
Iizel prügelte auf alles ein, was ihr nur 
'vorden Knüppel kam (ein Demonstran! 
wurde z.B. von 5 Polizisten gestellt" 
(D, verprügelt und am Boden liegend 


Nach mehrmaligen Angriffen der Polizei 
= die Demonstranten wehren sich. 


getreten, einer Reporterin wurden 
durch Knüppelschläge die Finger ge- 
brochen), ca. 24 Leute wurden festge- 
nommen. Das Haus wurde an diesem 
Tag nicht geräumt, 

Nach einem Tag der "gespannten 
Ruhe” fand am 31,3, eine Mleterde: 
monstration mitca. 4.000 Teilnehmern 
statt, Die Demonstration sollte von 
vornherein verhindert und die Demon- 
stranten eingeschüchtert werden durch 
eine gezielte Verunsicherungstaktik: 
‘Zunächst war die Demonstration verbo« 
ten worden, dann (über Rundfunk be- 
kanntgegeben) war sie erlaubt, dann 
wieder verboten und von Ober! 


ation fand schließlich statt und ve 
Hof ruhig, sie wurde wie vorgeschen ord- 
nungsgemäß aufgelöst, Angesichts der 
Mauer schwer bewaffneter Polizisten 
einigten sich die Demonstranten dar- 
auf, in kleinen Gruppen ins Stadtzen- 
trum zurückzugehen, um mit der Bo 
völkerung weiterzudiskutieren, 

Das Ausmaß der Solidarisierung der 
Bevölkerung läßt sich aus den - in die- 
sem Punkt schr spärlichen — Zeitüngs- 
berichten erfahren: Von anfangs 2,000 
Demonstranten wuchs der Demonstra- 
tionszug auf seinem kurzen Weg. auf 
4.000 Teilnehmer an. Kurz nachdem 
die Demonstranten begonnen hatten, 
mit der Bevölkerung zu diskutieren, 
startete die Polizei einen Großeinsatz! 
jerum ohne Vorwarnung setzte sie 
Wasserwerfer und Schlagstöcke gegen 
Passanten und Demonstranten ein. An- 
1aß für den Einsatz sollen zerbrochene 
Fensterscheiben in umliegenden Cafes 
‚gewesen sein, wovon die Besitzer aller- 
dings nichts wüßten, 

Für die Polizei sah es anders aus: 
“Yon den Gruppen an der Hauptwa- 
che kam es teilweise zu heftigen Aus- 

schreitungen, insbesondere zu Sachde- 
schädigungen. Am Cafe-Kranzier und. 
am Cafe Hauptwache wurden die Schei- 
ben eingeworfen.” Daraufhin habe die 
Polizei eingegriffen. Der Geschäftsfüh- 
rer des Cafe Kranzler erklärte der FR 
am Sonntag: “Bei uns ist keine einzige, 
Scheibe zu Bruch gegangen. 


strantengruppen 
und Aen Verkehr bent- 


‚Auch die nachfolgenden Demon- 
strationen Anfang April wurden in der 
Weichen brutalen Weise auseinanderge- 
‚knüppelt (Feuerwehrleute mußten Ver- 
letzte aus Polizeiwagen regelrecht be- 
freien, Festgenommene wurden von der 
Polizei mißhandelt). 


Was soll mit den Provokationen 
der Polizei erreicht werden 


Die Stimmung während der gesam- 
ten Aktion wurde durch die bürgerliche 
Presse auf Bürgerkriegsstimmung ange- 
heizt. Schon vor dem Räumungstermin 
hatte man versucht, die Besetzer syste- 
matisch zu kriminalisieren. So soll ein 
Brötchenfahrer von Beietzern überfal- 


len worden sein, wovon dieser aller- 
dings gar nichts-wußte, so wird von 
“Vergewaltigungen” und “Rauschgift- 
'konsum" in den besetzten Häusern ge- 
sprochen, die besetzten Häuser werden 
als “Brutstätte der Gewalt und des 
Terrors” bezeichnet, 

Während der Aktion stellte die CDU- 
freundliche Presse klar, daß es nun um 
die Verteidigung der Freiheit (I) dinge, 
bei. der jedermann Stellung beziehen 
muß, Die “Frankfurter Allgemeine Zei- 
tung” forderte. die Einsetzung der 
Machtmittel des Landes Hessen, wenn 
nicht gar des Bundes (d.h. Bundesgrenz- 
schutz). Der Vorsitzende der Hessi- 
schen CDU, Dregger, beschwerte sich 
über eine PANORAMA-Sendung, in der 
die “Linksterroristen” (gemeint sind 
die demonstrierenden Mieter) in uner- 
träglicher Weise verharmlost worden 
seien und daß es nicht angehe, sich mit 
“politischen Kriminellen” (gemeint 
indie in Not geratenen Hausbesetzer) 
zu -solidarisieren, (Die Mieter sollten 
sich diese Worte zu Herzen nehmen, 
wenn die CDU wieder Jemand weisma- 
chen will, sie habe ein “Herz für den 
kleinen Mann”), 

Die sozialdemokratisch orientierte 
Presse wie Morgenpost, STERN, FR, 


Spiegel berichtete In auffallend breiter 
Weise über die Vorginge und war be- 
müht, da, wo sie auf die Mißstände 
zu sprechen kommen mußte, den B6- 
setzern such ein “bißchen Recht” zu 
geben, Gleichzeitig bemühte sie sich 
aber ständig, scharf zu trennen zw* 
schen denen, die "wirklich von den 
Verhältnissen betroffen sind” und de- 
nen, die "den Rechtsbruch als politk 
sches Mittel bewußt in den Katalog 
ihres Kampfes um mehr Menschlich“ 
keit mufgenommen haben” (FR 29.3. 
73). Auf dem durch die Baader-Mein- 
hof-Hetzjagd und die Araber-Hetze vor- 
bereiteten Boden wurde versucht, die 
Demonstranten, Mieter und Hausbe- 
setzer als “politische Kriminelle", 
“Linksfaschisten”, “Terroristen” etc, 
zu diffamieren und als Menschen dar 
zustellen, denen cs ja gar nicht um die 


Vrmee vrarenuung ur 


Interessen der Bevölkerung ginge, son- 
‚den die die Bevölkerung bloß für ihre 
“wirren politischen Vorstellungen miß- 
brauchen will 

So wurde versucht, die Solidarität 
mit der Bevölkerung möglichst 
len Mitteln zu spalten und die „Ja 
weise berechtigte Empörung der Be- 
völkerung“ auf die langerprobten so- 
zialdemokratischen. Scheinreformmüh- 
ken zu lenken, Im Fernsehen wurde ein 
Film gezeigt, in dem man ein ganzes 
Arsenal von Schlägerwaffen vorführte, 
mit denen die Demonsiranten die Po- 
zei angegriffen haben sollen. Auch das 
‚kennt man schon von früheren Domon- 
stralionen und die Funktion” der 


„agent provocateurs” vom Schlage Ur- 
Die zaubern 


Bachs ist auch nicht ne 
darum geht, nachzuweisen, daß alle 
Linken Ver 
Am massiven Einsalz sowohl der di- 
rekten Machtmittel des Staales als 
auch an der massiven Propagand« in 
Zeitungen, Rundfunk, Fernsehen ist 
abzulesen, daß es nicht um irgendein 
besetztes Haus ging. Das gezielt brutale 
Vorgehen der Polizei und die hysterk 
sche Hetze haben im wesentlicher zwei 
Funktionen: 
@ Zum Sinen war der SPD klar, daß 
die Selbsthilfe-Aktionen der Be- 
setzer bei der Bevölkerung auf Zustim- 
mung gestoßen war. Durch den provo- 
kativ militanten Charakter der Polizei- 
Überfälle auf die Demonstrationen 
(etz! Zuschlagen der Polizei, 
Verprügeln such völlig Unbeteiligter, 
das mehrmalige demonstrative Zeigen 
von Waffen etc.) sollten Demonstran- 
ten und Sympathisanten eingeschüch- 
tert, eine noch breitere Sympathisie- 


ung der Bevölkerung verhindert und 


Sicht der 
Arbeiter 


eltern 


ganzer 


Was hat die Aktion gebracht 


Die Polizei hat das Haus geräum 
ähnlichen Fällen auch we) 

Recht" (der Hauseigentü- 
mer) schützen und gegen die “Rechts 

r zur Verfügung 

stehenden Mitteln” vorgehen. Das dürf- 
te im wesentlichen auch den Hausbe- 


SPD wird 
terhin das 


brechen 


die Demonstrationen (durch Abriegeln 
Straßenzüge) isoliert werden, 
zum anderen ist das Vorgehen 
von Polizei, SPD und Behörden 
weiterer Schritt zu 
begreifen, der den Boden vorbereitet 
für die Niederschlagung kommender 
mässenhafterer Auseinandersetzungen 
um Mieten und Wohnrsum, als Folge 
der Immer rasanteren Verelendung gan- 
zer Stadtviertel, 


die 


re runden ar wine nmapprr re werner mern 


setzen klar gewesen sein. Sicherlich 
hatten die Besetzer nicht die Illusion, 
ein Leben lang — oder wenigstens ein 
paar Jahre — dort wohnen zu können 
und in Frieden gelassen zu werden. Ihr 
späterer Hinauswurf aus dem Ketten- 
hofweg berührt also nicht die Frage von. 
Erfolg oder Mißerfolg der Aktion. 
"Viele Mieter haben die Angriffe auf 
die Besetzer als Angriffe auf alle Mieter 
verstanden und sich mit ihnen solilarh 
Diskumion über die 
Ergebnisse Kapitalistischer Wohnungs 
wirtschaft war die Folge der Auseinan- 
lersetzungen, Ohne Zweifel i 
Vatbestund als wichliger 
‚Aktion einzuschätzen. Ist dieser Erfolg, 
über von den sozialistischen Gruppen 
(Häuserral, ASTA, Zeniralversamm- 
lung der italienischen Mieistreikhäuser, 
diverse Stadlteilgruppen, Lola Cont- 
Kampf) politisch 
um - über Fordenu 


in den Stadlieilen hinaus 
über die Ursachen des Wohl 
zu schaffen? 

Inden Flugbläutern, Wandzeitungen 
etc, hat sich der Häuserrat im wesent- 
lichen darauf beschränkt, die brutalen 
“Übergriffe” der Polizei anzuprangern, 
die Schweinereien von “Spekulanten” 
und Miet“wucherern”, die “Lügen” 
und “Verdrehungen” der SPD anzugrei 
fen, d.h. daß versucht wurde, über die 
moralische Empörung die Bevölkerung 
zu mobilisieren, ohne diese (ja bereits 
vorhandene)" Empörung in die polit- 
sche Erkenntnis umzuwandeln, daß die- 
se “Übergriffe” und "Schweinereien” 
für diesen Staat typisch sind. Es geht 
also nicht darum, die Wahlversprechun- 
gen der SPD zum Maßstab ihres derzer 
tigen Handelns zu machen, sondern 


durch Analysen aufzuzeigen, daß die 
SPDvon vornherein planvoll an den ge- 
setzlichen Grundlagen, die zur derzeltk 
‚gen unerträglichen Situation Im Wohr 
nungsbereich geführt haben, 'mitgear- 
beitet hat und sie von vornherein plan 
vollin den von ihr reglerten Städten an- 
gewandt hat, Die SPD hat also 


uch nie die Absicht gehabt, etwas für 


Aus der Beschränkung auf “Selbst 
hilfeorganisationen"” resultieren dann 
auch die Erklärungen für die brutalen 
Polizelangriffe und -einsätze, Sie wer« 
den schlicht und efgreifend erklärt mit 
der “Angst der SPD” vor einer breiter 
‚den Protestbewegung (Flugblatt 
des “Häuserrats” vom 27,3.), statt aus 
einer systematisch 
(such der einfai 
auf kommende größ 
setzungen im Wohnungsbereic 
von den Kapitalisten und der SPD-Füh- 
nung recht klar vorausgeschen werden, 


Und was tut die "einzige Partei 
der Arbeiterklasse” 


ie DKP trat bei den. Aktionen in 
Frankfurt. erwartungsgemäß nicht In 
Erscheinung, Die breite Berichterstat- 
tungin der bürgerlichen Presse über die- 
se Aktionen zwang dann offenbar die 
"einzige Partei_ der . Arbeiterklasse” 
doch noch Stellung zu nehmen. Natür- 
lich um sich abzugrenzen — versteht 
sich. In der UZ, Zeitung der DKP, vom 
13, April wird gezetert über “Schmie- 
rereien im Rathaus, demolierte Autos 
von Anliegern (!!!), zerschlagene Fen- 
sterscheiben” und andere schändli- 
che Taten der Demonstranten und 
Mieter. (Diese Argumente wurden von, 
der Polizeiführune. dar Snringor-Prosse 


und Herm Dregger gel 

sözialdemokratische Presse sah ich ge- 
nötigt, diese Erfindungen zu bezwei- 
feln. Die DKP meint, solche Dinge “er- 
schweren die Solidarisierung” breiter 
Bevölkerungsteile mit den demonstrie- 
renden Mietern und “lenken die Dis- 
kussion in die falsche Richtung”, — 


In der Tat. Und danım werden diese 


"Argumente" auch von der. bürget 
chen Presse erfunden, Es bedarf al 
offenbar ganz. besonderer "Kom 


li 


‚den Mieter machen. “ 
Die DKP geht noch weiter, indem. 


; selbst die | 
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sie offenbar solche Aktionen (Micter- 


onen etc.) generell ablchnt, 
wolunge “die Arbeiter in.den Betrieben, 
die Gewerkschaften und andere Mar- 
scnorganialionen" (ni, wer ist das 
wohl? ) nicht in der “ersten Reihe der 
Aktionen” stehen. Nun hätten sicher- 
lich die Initiatoren dieser Aktionen 
nichts dugegen gehabt, wenn "die 
Arbeiter in den Belrieben, die Gewerk- 
schaften und andere. Munsenorganisa- 
tionen” (!) die “erste Reihe der Ak- 
tionen” gestellt hätten. Im Gegenteil; 
das massenhafte Verteilen von Flug- 
blättern und Zeitungen zielte gerade 
auf eine solche Mobilisierung ab. Die 
Demonstration selbst ist ein Mittel zu 
dieser Mobilisierung. Daß eine so mas- 
senhafte Aktivierung, wie sie die DKP 
ins Auge gefaßt hat, nicht mit einem. 
Schlage zu erreichen ist, dürfte auch 
ihr klar sein. 

Offenbar ist der DKP aber kein Ar- 
jgiment zu dämlich, Aktionen, die 
nicht von ihr “angeleitet” werden, in 
miesester Welse durch den Dreck zu 
Ziehen, 


Er 


‚Arbeiterkampf Nr. 28/Mai 73 


Ausder 
Sicht der 


Arheiter- 


Forts. von Seite 21 


‚April 73 


Arbeiterkampf: ‚Hort Kolbe, wie beur- 
teilen Sie die heutige Schulmisere, un- 
ter welchen Mißstünden hahen Ihrer 
Meinung nach die Kinder am meisten 
zu leiden? 

Kolbe: Es gibt mehrere Faktoren, die 
eine: Rolle spielen und die von der un- 
terschledlichen Struktur im Hambur- 
er Raum abhängen. Vor allem haben 
die Kinder unter den hohen Klassen- 
frequenzen in den Ballungsgebieten zu 
leiden. Das gilt mehr oder weniger für 
alle Schuistufen, ganz besonders hart 
sind aber die Grundklassen (1. bis 4. 
Klasse) betroffen. Diese Arbeitsbedin- 
‚gungen für Kinder und Lehrer sind ein- 
fach nicht dazu angetan, daß ein nicht 
nur notwendiger, sondern auch mögli- 
cher Teil der Kinder aus der 4. Klasse 
später an weiterführende Schulen ge- 
ang: 

Hinzu kommt, daß die Schüler-Leh- 
rer-Relation (in Hamburg 33,9 Schüler 
Pro Lehrer) in der Praxis die Durch- 
führung des Unterfichts.nach den vor- 
geschriebenen Stundentafeln nicht zu- 
läßt. Ferner haben wir eine sehr hohe 
Quote an Lehrerfehlstunden durch 
‚Krankheit, Schwangerschaftsurlaub etc. 
zu verzeichnen. wie auch die Tatsache, 
daß die räumliche Ausstattung der 
meisten Schulen viel zu wünschen übrig. 
läßt — alles Dinge, die ebenfalls beson- 
ders schwer die Grundschule treffen. 
Neben den gravierenden Momenten von 
Lehrermangel und zuhohen Klassenfre- 

quenzen ist auch die Bereitstellung von 
Lern- und Lehrmitteln nicht in genü- 
gendem Maße, nicht zeitgemäß gerogelt. 
Arbeiterkampf: Wie sehen Sie die bi 
sondere Situation für das Kerngebiet 
Altona; wo, 65 sicherlich, anders au 
Altona, wo. es sicherlich anders aus- 
sicht als vergleichsweise in den „gut- 
bürgerlichen” Vierteln? 
‚Kolbe: Es geht nicht nur um Altona 
Wir haben mehrere solche Kerngebiete 
in Hamburg, aber wir sind eben nun 
einmal Altona, deshalb beziehe ich 
mich im folgenden dara. 

‚Altona ist ein überwiegend proleta- 
fisches Gebiet und die von mir bereits 
genannten Fakten wirken sich hier 
noch verstärkt aus. Die Kinder haben 
natürlich größere Schwierigkeiten als 

anderen Gebieten, weil ihnen zu Hau- 


Umgebung so gut wi 
nen fehlen. Das sind Fragen, die mi 
der Bildung der Eltern zusammenhän- 
gen. 

Eine ganz wesentliche Rolle spielt 
‚auch der hohe Prozentsatz an Kindern 
‚der ausländischen Arbeiter; da sie die 
deutsche Sprache in den meisten Fül- 
len nicht beherrschen, ergeben sich 
zwangsläufig Unruhepunkte im Unter- 
richt. 

‚Arbeiterkampf: Wie wirken sich diese 
Probleme konkret auf das Verhalten 
't Kinder, auf die Unterrichtssitus- 
tion aus? 

‚Kolbe: Diese Probleme wirken sich auf 
‚die Kinder insofern aus, als der Lehrer 
‚nicht in der Lage ist zu erkennen, wie 
weit. die Mehrheit der Kinder oder die 
‚ganze Klasse dem Unterricht folgt 

Bei 38 bis 42 Kindern = z.T. sogar 
noch mehr — in einer Klasse kann sich 
der Lehrer einfach nicht in ausreichen- 
Sm Mide un len einzelne Kind küm- 
m, seine Fähigkeiten kennenlernen, 
seine Schwierigkeiten überwinden hei 
fen. Die Kinder beschäftigen sich dann 
mit etwas anderem im Unterricht als 
mit dem jeweiligen Lernstoff, So folgt 
zwangsläufig eine Situation, von der 
man wgen kann, daß ein Unterricht 
unter diesen Umstinden eigentlich gar 
nicht möglich ist 

Dadurch kommt es häufig zu päda- 
‚hlverhalten. der Lei 
und es 


Das wirkt sich später in den oberen 
Klassen aus, Besonders in den Haupt- 
‚schulklassen, in der H7, in der HB, in 
der H9, sprechen dann einige Lehrer 
als ausgebildete Pldagogen von dem 
AWander der Dinllinschwiareke 


rbetterkampf: Over diese Dinge hat 
ja auch die rechte Preme in letzter Zeit 


ausgiebig berichtet, Es hat Darstellun- 
gen gegeben, in denen man die Schuld 
bei den Kindern gesucht hat, alo die 
Behauptung von dem angeblich beson- 
ders hohen ‚Prozentsatz von, „Hirn- 
krankheiten“. Zum Teil wird die Ver- 
antwortung auch bei den „abnehmen- 
den Erziehungsfunktionen" der Eltern 
gesehen. 

Kolbe:’Die Dinge schen doch wohlet- 
was anders aus. Zum einen kann man 
von den Eltern, die selber eine mangel- 
hafte Schulbildung genossen haben, 
nicht erwarten, daß sie in der Lage aind, 
ihre Kinder nach. wirklich pädagogi- 
schen Gesichtspunkten zu erziehen. 

Es wird sehr häufig von der mutwil- 
ligen Zerstörung durch Schüler an den 
Schulen gesprochen, die es ohne Zwei 
fel in diesem. oder jenem Einzelfall 
gibt, die aber lingst nicht in der von ge- 
wissen Zeitungen übertrieben. darge- 
stellten Weise vorhanden ist. Tatsache, 
ist, daß die übergroße Mehrheit der 
Schüler zwar kritisch eingestellt, aber 
bereit ist, zu lernen und sich Wissen 
anzueignen. 

Viele Lehrer neigen dagegen leicht- 
fertig dazi, ein Schülerbild zu zeichnen, 
vor dem einem. eigentlich angst und 
ange sein könnte, Stattdessen wäre 
es die Aufgabe. der Lehrer, ihren Ver- 
pflichtüngen nachzukommen und ein- 
mal zu versuchen, worin die Ursachen 
für das aggressive Verhalten einzelner 
Schüler zu suchen sind, 

Man sollte sich doch überlegen, wie. 
die heutige Schulsituation auf die Kin- 
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blinder Zerstörungswut. gegen schull- 
‚sche Einrichtungen reagiert. 
Arbeiterkampf: Worin schen Sie die 
allgemeinen Ursachen dieser Benach- 
teiligung? 


Schulfragen sind Klassenfragen 


‚Kolbe: Ich sehe die Ursachen inerster 
Linie Im gesellschaftlichen System. 
‚Schulfragen sind in letzter Instanz 
Machtfragen. Natürlich tut die herr- 
schende Klasse allos, um ihre Macht 
aufrechtzuerhalten. Unser heutiges 
Schulwesen hat sich diesem Interesse 
unterzuordnen und wird maßgeblich 
dadurch bestimmt und geptägt. Oder 
anders, ausgedrückt: Die herrschende 
Klasse tut Immer nur so viel zur Aus- 
bildung der unterdrückten Klasse, wie 
notwendig ist, um sie weiterhin aus- 
beüten zu können. 


Das spiegelt sich nicht nur in der 
Frage des Lehrermangels, der Raum- 
not und all diesen Dingen wider. Das. 
wpiegelt sich vor allem in der geistigen 
Haltung einer großen Mehrheit von 

‚dagogen wider, wenn es auch eine ganze 
Reihe rühmlicher Ausnahmen gibt. Ge- 
meint ist der unter den Lehrern weit 
verbreitete Untertanengeist, d.h. die 
‚Richtigkeit einer Sache danach zu be- 
urteilen, ob sie die Billigung der Obrig- 
keit, des Schulleiters, der Schulbehör- 
de, des Senats etc. findet, nicht aber 
‚danach, ob sie im Interesse der Erzie- 
hung der Kinder zu verantworten ist. 
‚Arbeiterkampf: Herr Kolbe, wie beur- 
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Dar Gnschäfteführende Ausschuß der GEV Manburg hat mich Deauftraet, 


Dan mitnuteilen, ‚ad vir Thre Bit 
joilen Aännen, daß ie an der Meinung 
(Arbeiterkaupt ur. 26, 8 


der wirken muß. Die Kinder werden er 
zogen, nicht zu lügen, freundlich zu an- 
deren Menschen zu sein, rücksichtsvoll 
zu sein und anderen zu helfen, den Er- 
wachsenen zu vertrauen und zu gehof 

chen, gerecht zu sein usw., um nur eini- 
ge Beispiele zu nennen. In der „Er- 
wachsenen-Welt“ aber und auch an der 
Schule müssen die Kinder die Erfah- 
rung machen, daß man keine Rück- 
sicht auf ihre Probleme und Schwierig- 
keiten nimmt, daß sie oft unfreund- 
lich und ungeduldig behandelt werden, 
daß ihr Vertrauen in die Erwachsenen 
und auch in. die Lehrer enttäuscht 
wird, Gerade die Arbeiterkinder müs- 
sen sich immer wieder benachteiligt 
und ungerecht behandelt fühlen, denn 
‚objektivsind sie en ja, und genau In die- 
ser Frage sind Kinder äußerst feinfühlig 
und empfindlich. Das kann im Rinzel- 
fall zur Folge haben, daß das Kind mit 


10) ernatnart inter- 
Anlebnung 


teilen Sie die Entwicklung auf dem 
Schulsektor, hat die SPD/FDP-Regie- 
rung Verbesserungen gegenüber der 
Vergangenheit gebracht 
‚Kolbe: Natürlich gibt es Bemühungen 
auf diesem Gebiet, Die Frage ist nur, 
welchen objektiven Inhalt haben diese 
Bemühungen. Auf unserer letzten 
Kreiselternratssitzung war ein Herr Hö- 
berlein von der sozinldemokratischen 
Bürgerschaftsfraktion anwesend, der 
auf die Vielzahl der dort gestellten Fra- 
gen keine wirklich schlüssigen und po- 
aitiven Antworten geben konnte und 
much ganz klar sagte, daß er glaubt, 
daß eine qualitative Verbesserung erst 
nach dem Jahr 1976 möglich sei, wo- 
bei er - um seine Worte zu gebrau- 
chen — auf „dus Abfallen des Kinder- 
berges“ hofft. D.h. also: Verbemerun- 
en gibt es nicht, 

Wir haben uns dann damit ausein- 


Eine der größten Demonstrationen von 


Frankfurt fand im Januar 1973 statt. 


[Nach einer mehrtägigen Streikaktion Frankfurter Berufsschulen und Oberschu- 


lan demonstrierten 18.000 Schüler und 
in der BRD. 


andergesetzt, daß, insbesondere Sena- 
tor Apel. lauthals in Zeitungsinter- 
views verkünden läßt, es werden in die- 
sem Jahr wiedenm 500 neue Lehr- 
planstellen geschaffen zusätzlich der 
140 Planstellen für die sogenannte 
„Feuerwehr“. Im letzten Jahr waren 
‚690 Lehrerplanstellen, im vorletzten 
‚ebenfalls um die 600 herum, wenn ich 
‚das recht erinnere, eingerichtet wor- 
den, 

Das sind Zahlen, die an sich einen 
einfachen Menschen veranlassen zu sa- 
gen: „Was wollen wir eigentlich, es geht 
bergauf, die Dinge sind in Ordnung, wir 
bekommen immer mehr Lehrer und die 
Situation verbessert sich.“ Wenn wir 
aber die letzten drei Jahre nehmen, 
können wir feststellen, daß sich an der 
Situation der Schulen grundsätzlich 
überhäupt nichts geändert hät, Hinzu 
kommt noch, daß in diesem Jahr der 
Schwerpunkt der Zuteilung der 500 
'neüten Lehrerplanstellen beiden Berufs- 

hulen, den Sonderschulen und ins- 
besondere bei den Gymnasien zur 
Durchführung der Oberstufenreform 
liegt. D.h. die jetzt erfolgte Bereitstck 
lung von neuen Lehrkräften gchl wie 
erzu Lasten der Volk und Reulsc! 
en, 


cn 
Wenn man von der ganzen Tendenz, 
wie sie sich zeigt, ausgeht — beispiels- 


"weise daß in den Grundklassen 1 bis 4 
die höchsten Klassenfrequenzen sind — 
muß man einfach feststellen, daß 
uf kaltem Wege das Bildungsprivileg 
praktiziert wird, das einmal unter hat 
tem Kampf der Arbeiterklasse abge- 
schafft wurde. 

Dafür spricht auch eine ganze Reihe 
von Richtlinien der Kultursministerkon- 
ferehz, die alle auf Ausleseverfahren 
hinauslaufen. Das geht bis in den Be- 
reich der Universität hinein, wo Nume- 
rus Clausus, Rahmenprüfungsordnung 
und die anderen Maßnahmen der let 
ten Zeit ganz klar darauf abzielen, ve 
stärkt das Prinzip eines Auslesevepfäh- 
rens zu praktizieren etwa nach der Me- 
thode/ler Definierung des Begriffes In- 
telligenz in dem Schülerlexikon von 
Schneider, wonach die Intelligenz die 
‚geistig führende Oberschicht ist. D.h. 
den uuteren Schichten wird die Bildung 
vorenthalten. Hieran wird deutlich, daß 
es um Klassenfragen geht, und daß wir 
esin der Bundesrepublik mit einer Klas- 
senschule zu tun haben, 


Schildbürgerstreich 


‚Arbeiterkampf: Was halten Sie von sol- 
chen Maßnahmen der Schulbehörde 
wie die Einrichtung der sogenannten 
„Lehrerfeuerwehr“, die den Unter- 
Fichtsausfall mildern soll? 

‚Kolbe: Das ist einfach ein ganz Übler 
Schildbürgerstreich, diese 140 „Feuer- 
wehr‘Lehrer, In der Zeit, in der die 
Lehrer an den Schulen angefordert 
werden, werden sie wohl kaum in der 
Hamburger Straße.vom Parkplatz kom- 
men, Und außerdem: Wie lange soll ein 
Lehrer diese Aufgabe praktizieren kön- 
nen, die für ihn eine ungeheure Bela- 
stung darstellt? Inwieweit kann über- 
haupt ein solcher Unterricht ein wirk- 
licher Ersatz sein, wenn ein Lehrer we- 
der die Schule noch die Kinder kennt, 
noch etwas weiß über den Stand der 
Klasse, der aufgrund der Differenziert- 
heit und der verschiedenen Möglichkel- 
ten, die die Richtlinien bieten, sehr un- 
terschledlich sein kann, 

Das ist schlechthin Augenwischerel, 
man kann sich nur die Frage stellen, 
wer das ausgeheckl hat und mit wel- 
cher Absicht, Meiner Meinung nach 
soll hier beruhlgend der sich Immer 
stärker entwickelnden Empörung über 


Lehrlinge gegen dan Bildungsnotstand 


die schlechte Situation an den Ham- 
burger Schulen entgegengewirkt wer- 
den, Soweit ich informiert bin, sind 
diese Lehrer übrigens voll im Einsatz 
und als Aushilfslehrer gar nicht ver- 
fügbar, 


‚Gemeinsames Handeln mit 
fortschrittlichen Lehrern und 
Studenten notwendig 


Arbeiterkampf: Herr Kolbe, an den 
Universitäten haben die Studenten ver- 
sucht, mit dem Bestreiken von Lehr- 
veranstaltungen, mit Protestversamm- 
lungen und Demonstrationen gegen Nu- 
merus clausus und Rahmienprüfungs- 
ordnung vorzugehen, Sie haben sich 
auch mit Flugblättern an die werktä 
ge Bevölkerung gewandt und um Un- 
terstützung gebeten. Ex handelt sich 
um die gleichen Probleme, wenn auch 
die Studenten aus ihrer Sicht und mit 
anderen Motiven dagegen kämpfen, 
Wie beurteilen Sie die Aktionen der 
Studenten, sind Gemeinsamkeiten 
möglich? 


‚Kolbe: Gemeinsames Handeln ist nicht , 
nur möglich, sondern auch notwendig. 
Dax haben wir auch auf einer der lol“ 
13as naben wır auch wu cu wei sure 
ten Sitzungen der Ellernräte des Kern- 
gebiets fexigestellt, Nur mit dieser Pest- 
stellung allein ist ex natürlich nicht ge- 
tan. Das Unvorsländnis der Bevölkerung 
gegenüber dem studentischen Wollen 
und ihren Forderungen ist den Studen- 
ten nicht einsichtig. Aber gerade sie 
sollten eigentlich bemüht. sein, einmal 
die Praxis näher kennenzulernen und 
auch hier nach den Ursachen zu for- 
schen, warum die meisten Menschen 
und. Insbesondere auch die Arbeiter 
ihren Aktionen so wenig Verständnis 
'entgegenbringen. Die Erfahrungen ins- 
besondere der Arbeiterklasse haben 
jen Arbeitern gezeigt, daß immer ir- 
jendwelche Leute versuchen, die Ar- 
beiter vor ihren Karren zu spannen, 
um sie dann nach Erreichung ihres 
Ziels wiederum allein zu lassen. Für 
den einfachen Arbeiter sicht das so aus, 
daß, wennein Student mit seinem Stu- 
dium fertig ist und in der bürgerlichen * 
Gesellschaft integriert ist, er dann in 
irgendeiner Weise ein Vorgesetzter des 
‚Atbeiters ist und sich dementsprechend 
verhält 
Diese Erfahrungen hat der Arbeiter, 

auch wenn er sie nicht ausspricht. Dar 
rum reagiert er mit Recht mißtrauisch 
gegen diese angestrebten Bündnisse, 
seien sie auch noch so notwendig und 
ehrlich gemeint, 
Arbeiterkampf: Welche Aufgaben fal- 
len den Studenten zu, die sich ehrlich 
für ein Bündnis mit der Arbeiterklasse 
einsetzen? 

‚Kolbe: In erster Linie die Arbeiter zu 
informieren und ihnen die Kenntnisse 
zu übermitteln, die ein Student baw. 
ein Lehrer aufgrund seiner fachlichen 
Qualifikation besitzt oder zu denen er“ 
naturgemiß leichter Zugang hat, Dabei 
handelt es sich z.B. sowohl um Fragen 
der Erziehung als auch um allseitige 
Informationen über die Situation an 
den Schulen und im Ausbildungssektor 
allgemein, 


Gegen Untertanengeist und 
‚Schulmeisterei 


nicht von schulmeistern, Die Kehrseite. 
von dem Untertanengeist, den ich oben 
schon erwähnte, ist nämlich die Über- 
'heblichkeit und Arroganz, mit der Lehr 
rer allzu gern den Eltern und Schülern. 
gegenüber auftreten, Leider gibt es auch 
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bei vielen Jungen Lehrern diese Ton- 
denz, die sich darin musdrckt, daß sio 
sich für don Nabel dar Walt halten und 
‚anserwählt” zu sein gl 
Io dor „rückständigen" Ar 
beiter darüber zu entscheiden, was 
Fortschritt lt, Dabel Ist os ein Loich- 
tes, anhand der ganzen historischen 
Entwicklung nachzuprüfen, daß allein 
die Arbeiterklasse In der Lage It, 
grundlegende Veränderungen durchaus 
setzen, daß bei ich vorwärts 
schreitenden _ gesellschaftlich 

wioklungen die Arbeiterbewegung an 
der Spitze stand bzw. steht, 

Im Gegensatz au den Jasaporn gibt 
es aber dooh oinen — wenn auch gerin 
on = Prozentsatz. von Lehrern, die 
sich ehrlich der Arbeiterklasse und den 
breitesten. Schlöhten den Volken vor- 
bunden fühlen und auch 10 ha“deln, 
Man kann aber nicht überschen, daß 
diene Lehrer, die oft noch nicht lange 
In ihrem Beruf stehen, In Lehrerkolle- 
len tätig sein müssen, die Ihrer Arbeit 
wenig Verständnis entgonenbringen, 
und daß sie ebenso vort der Schulbehör- 
de ‚dauernd unter Druck gesetzt wer“ 
den, Ich möchte hier die Worte eines 
Lehrers zitieren, der einmal auf einer 
Elternratssitzung sagte: „Mir it in me- 


chen worden“, hinsichtlich seines ehr- 
lichen Wollens, einen Unterricht zu 
machen, wie er einfach der Verpflich- 
„tung. eines ausgebildeten Pädagogen 
entspricht, 

Darüberhinaus stehen diese Lehrer 
noch unter der ständigen Bedrohung 
durch die Beschlüsse der Ministerpräsk 
dentenkonferenz. über das Berufsver- 
bot, obwohl sie häufig schr gute Päde- 
sogen sind und nicht nur ein positives 
Verhältnis zu den Schülemn, sondern 
auch zu den Eltern haben, 
Arbeiterkampf: Welche grundsätzliche 
Bedeutung meen Sie.den Berufswer- 
boten beit 
Kolbe: Dieser Beschluß dient dazu, den 
derzeitigen Klassencharakter der Schu- 
len aufrechtzuerhalten, 

Arbeiterkampf: Diexe Dinge sind na 
türlich uch schon früher 

worden, warum aber gerade j 
Verschärfung durch die SPD? 


COM as ans din Dinmen 


‚SPD tritt auf die Bremse 


‚Kolbe: An sich kann sich niemand da- 
rüber wundern. Wundern kann ex nur 
denjenigen, der sich einer ilusionären 
Auffassung oder Hoffnung über die 
Frage der Macht im Staat bei ci 
SPD-Regierung hingibl, Der ulo Er- 
wartungen an die SPD geknüpft h 
die erfahrungsgemäß nicht an die so- 
zialdemokralische Parlo) geknüpft wer- 
den können, Eben weil die SPD die 
Muchtverhällnisse im. Staat nicht an 
tastet, 

Dafür gibt es nicht nur in der Ver- 
gangenheit — seit 1918 - eine ganze 
Reihe von Beispiälen. Ich möchte hier 
nur auf sine interessante Aussage Willy 
Brandts in seiner Parteitags-Ansprache 
von Hannover aufmerksam machen. 
Dort plauderte er nämlich aus, daß es 
ihnen gar nicht um eine alleinige Re- 
‚sierung der SPD nach den\ nächsten 
Wahlen gehe, sondern daß man die 
Koalition mit der FDP in jedem Fall 
langfristig beibehalten werde. Mit an- 
deren Worten: Die Ruhe-und-Ordnung- 
Politik Genschers, die Haltung der FDP 
| zu den Gewerkschaften einerseits und 
zur „freien“ Marktwirtschaft anderer 
seits, kurz: Das sogenannte „Bremsen” 
der EDP in zentralen gerellschaftspolk 
| = tischen Fragen wird von der SPD-Füh- 


bisher in Einzelfragen (DVG) Im- 
mer von der SPD argumentiert wor- 
den war - sondern dieses Bremsen Ist 
‚offensichtlich von det SPD-Führung 
selbst zwingend gewollt, 

Die FDP dient den maßgeblichen 
Kräften in der SPD als bequeme 
Ausrede ‚um den Verpflichtungen 
gegenüber den eigenen Wählern nicht 
nachzukommen, während sie selbst we- 
der in der Lage noch überhaupt willens 
aind, die in die Sozialdemokratie ge- 
setzten Erwartungen zu erfüllen. 
Ärbeiterkampf: Welche Aktiv 
ternimmt die CDU in der Bildungspoll- 
uk? 

‚Kolbe: Ohne Zweifel steht fest, dab die 
CDU sich besonders die Bildungsmisere 
zunutze macht, um jetzt die SPD muszu- 
stechen, Ier bietet sich einfach auf- 
grund der Bewegung gegen die Miß- 
stönde für die CDU von der taktischen 
Sicht her die Möglichkeit an, Stimmen 


au fangen, 
Das ist natürlich eine ganz gefährli- 
che Politik, denn die CDU wird in 


I 
was sich hier und dort einmal an klek 


nen Fortschritten gezeigt hat, abbau- 
en und zwar im Interesse einer Schule, 
in der die besitzendo Klame unter nich 
bleiben kann, um da einmal #0 auszu- 
rücken 


‚Auf die Eltern kommt os an 


„AK; Hort Kolbe, was können die 
ültern und vor allem die Arbeiter: 
altern unternehmen, um Verbesserun: 
ven im Interesse ihrer Kinder zu or- 
reichen, und welche Erfahrungen hat 

jan In diesen Auselnandersetzungen 
im Körngebiet Altona gewonnen, die 
sicher oxemplarlch sein können für 
andere Schulen? 


Kolbe: Machen können die Eltern 
viel, aber man kann. natürlich. nur 
etwas machen In einer Sache, über 
die man Hescheid weiß. Der große 
Mangel bei der Mehrzahl der Eltern 
ist, daß sie keinerlei Hilfestellung ha- 
ben, um überhaupt die schulischen 
Probleme kennenzulernen. Auch die, 
Veröffentlichungen in der Zeitung sind 
bei weitem nicht dazu angetan, in 
‚dem erforderlichen Ausmaß den El- 
tern zu helfen, wie es im alten Schul 
verwaltungsgesetz heißt, das schuli“ 
sche Leben mitzugestalten, und das 
heißt allsellig mitzugestalten, 

Wenn wir von der Entwicklung 
unserer Schule ausgehen, so muß m 
anfangen mit dem Jahr 1967. Damals, 
wurde mit einer systematischen Klein. 
arbeit begonnen, mit dem Wirken im 
‚Rahmen der Klassenelternabende. Das 
setzte sich fort im Eiternrat und ent- 
wickelte sich in die Richtung, daß 
man erst einmal Erfahrungen sammel- 
te. Erfahrungen, indem man ständig 
die einzelnen Fragen an den Schul 
leiter, an die Schulbehörde und dann 
später auch an den Senat und an die 
Parteien herantrug. Erfahrung, aber 
auch Sachkenntais, um mit den doch 
sehr diffizilen Problemen der Schule 
vertraut zu werden, Insofern hat sich 
an unserer Schule ein sehr langer Pro- 
zei abgespielt, der gespickt war mit 
ganz. konkreter Kleinarbeit mit der 

ung auf die Eltern der 
‚der Vermittlung der Er- 
‚der Elternrat hzw, die l 


ilternvertreter mit der Behörde, mit 
dem Senat nemacht hatten, an die 


gem senat gemacnt nauten, un un 
Kltern, 

Erfahrungen sammeln und 
weitergeben 


Wir sind zunächst ausgegangen von 
nzen in den 


den hohen Klassenfru 


über die Möglichkeiten noch 
wohl über das wirkliche Wollen we 
fügt, an den Schulen etwas zu ändern 
Wir haben dann dafür gesorgt, daß die 
Zusammensetzung des Eltern 

ändert wurde, um besser im I 
der Kinder an dieser 

zu können 

schlossen worden - gestützt auf die 
Eltern, gestützt auf die bis zu der Zeit 
in die Elternschaft. hineingetr 
Kenntnis über die Probleme an di 
Schule 

Wir haben uns dann verstärkt ein- 
gesetzt für bauliche Veränderungen, 
haben immer wieder die Eltern über 
die Ergebnisse oder Mißerfolge Infor- 
miert, haben unsere Meinung dazu ge- 

nie ein Hehl daraus gemacht, 
‚daß man diese Verhältnisse nicht dul 
den kann, sind dann als dem näch: 
n gravierenden Schritt dazu überge- 
ingen, an die Öffentlichkeit zu tre- 
en, indem wir eine Presseerklärung 
herausgegeben haben und eine Prosse- 
konferenz einberufen haben, 

Für uns als Elterarat au dieser Zeit 
waren dies in erster Linie Momente, 
um stärker die Öffentlichkeit und ins: 
besondere die Eltern unserer Schule 
an diesen Dingen teilnehmen zu lassen, 
sie stärker vertraut zu machen mil 
den Problemen an der Schule, Für uns 
war diese Presseerklärung und diese 
Pressekonferena eine Art Höhepunkt 
und auch eine Art von Gradmesser, um 
an der Reaktion der Eltern feststellen 
zu können, wieweit die Vermittlung 
von Information bei ihnen Eingang ge- 
funden hat und wieweit die Eitern 
sich mit diesem von Ihren Eltern 

m eingeschlagenen Weg Iden- 
Wir mußten feststellen, daß 
gebnis posltır zu wert 
Nachdem wir auf der 
ferenz in Erfahrung gebracht hatten, 
daß die Schulbehörde selbst wirklich 
Itlos ist, waren für uns von diesem 
Zeitpunkt an die Parteien, die Bürger 
schaft und der Senat die entsch 
denden Adressen, 


eresse 
'hule wirken 
Das ist mit Erfolg abge: 


Diese ganze Entwicklung hat 
schließlich dazu geführt, daß wir uns 


mit der Tatsache der ungünstigen Schü- 
ler-Lehrer-Relation und mit dem stän- 
digen Unterrichtsausfall durch Krank- 
heit der Lehrkräfte etc. nicht 
finden konnten und wollten, weil wir 
der Meinung sind, daß die Schul 
pflicht auch gleichermaßen ein Schul- 
recht it, 


Einstimmig für Streik 


Deshalb und Wegen der ständig at 
schlägigen Bescheide durch die Schule 
behörde und den Senat haben wir 
dann im Herbst 1972 als Elternrat 
den Beschluß gefaßt, einen zweit‘ 
igen Warnstreik durchzuführen. Die- 
sen Beschluß häben wir in einer übe 
füllten Aula der. Eiternvollversamn 
lung, vorgelegt — das beweist, wie 


In Bremen wurden Mitte März sieben 
sozialistische Schüler von der Schule 
gefeuert. Man warf ihnen vor, bei dem 
vorausgegangenen Schulstreik „Rädels- 
führer” gewesen zu sein und Schriften 
herausgegeben zu haben, in denen zum 
Sturz der Kapitalistenherrschaft aufge- 
rufen wurde. Am 23. März demon- 
strierten und streikten fast 3 000 Schü- 
ler gegen diese Maßnahme des SPD- 
Senats und gegen den reaktionären 
„Schweingruber-Erlaß“, der den Bre- 
mer Schülern jede politische Betätigung 
während der Schulzeit verbietet. 


jese Aktionen waren der vor 
jäufige Höhepunkt einör schon 
seit langem schwelenden Aus 

'einandersetzung der fortschrittlichen 

Bremer Schüler mit dem Senat, die 

‚gerade in den letzten Wochen immer 

‚öffenere Formen annahm und sich zu- 

nehmend verschärfte. 

Angefangen hatte es mit einem 
Schulstreik und einer breiten Demon- 
stration gegen die Anwendung des 
Berufsverbotes gegen den fortschritt- 
lichen Lehrer Griese, An diesem Streik 
beteiligten sich. trotz massiver Ein- 
schüchterungsversuche und Drohungen 
(„Schulstreik ist illegal...") seitens der 
Behörde über 2 000 Schüler. In vielen 
Schulen fanden Vollvorsammlungen 
statt, auf denen über das Berufsverbot 
und seine Anwendung im Fall Griese 
diskutiert wurde, 

‘Nach dem Streik holte die Schulbe- 
hörde zum Gegenschlag aus: 

m Mit einem Fragebogen, der an alle 
Direktoren geschickt wurde, ver- 
schaffte sich die Schulbehörde erst 
mal die nötigen Informationen. In 
‚dem Fragebogen heißt es u.a. 

6. Hat es Bedenken gegeben von 

Kollegen gegen die Anordnungen 
bzw. Maßnahmen der Schullel- 


Schulfremde an 

'n Vorgängen beteiligt? Sind 
Namen bekannt? 

. Sind Schüler namentlich bekannt, 
die dem Unterricht ferngeblieben 
sind? .o 

Das ist ganz klar die Methode der 

Gesinnungsschnüffelei und Spitzek- 

tigkeit. 


groß das Interesse der Eltern Ist, wenn 
es geweckt wird, und wenn die El“ 
tern in die Lage versetzt werden, bi 
timmite Dinge zu beurteilen. Die Voll- 
versammlung stellte sich. einstimmig 
hinter diesen Beschluß, 


Das Interesse der Kinder an der 
Schule ist unteilbar 
„AK“: Man kann also sagen, daß das 
Entscheidende, was Ihre Tätigkeit 
rundsätzlich unterscheidet von der 
Tütigkeit des. vorherigen Elternrates 
Ihrer Schule und vieler anderer Eltern- 
rite an anderen Schulen, die Tatsache 
war, daß Sie über jeden, wenn auch, 
noch so. kleinen Schritt die Eltern 
formiert haben und sich in Jeder 
ituation auf die Eltern selbst ge 


Am ı7.ı 
Schweingruber- 
geben, 
sammlungen ver! 
übung des Grundn 
Meinungdußerung d 
die Unterrichtsfreie Zu 
K.aspekte" 2/73). 


Schüler sich immer noch nic 


hin. pol 


geber des 


rich sowie fün! 
der 


fe an die Eltern. 


gen! 


und Betrieb entschieden fort, 
Am Montag, li 


3.000. 
Vor dem Haus 


jr Schul 


‚nehmen, Thape 
um geschützt 


nur seinen parlamentarlicı 
gegenüber, 


raufhln 


alle Verweise, Androhungen von 


73 wurde der berüchtig- 
lab“ heran 


schüchtern ließen und z.B. weite 
ische. Vollversammlungen 
durchführten, wurden die beiden 
Genossen Frank Jeroma (Hera 
„Schulkampf“, Zeitung 
des Kommunistischen Oberschüler- 
bundes Bremen) und Ralph Fried- 
weitere Genossen 
jesamtschule Sozialpädagogik 
und Sozialökonomie von der Schu - 


Vehlibehörde setzje Preise 
und Bernschen gegen die Bewegung 
ein und schickte demagogische Brie- | I 


m Schließlich drohte man sogar mit 
der Schließung einer ganzen Schule 
und verschiekte hunderte von Vi 
warnungen und Rausschmißdrohut 


Doch die Bremer Schüler setzten Ihren 
Kampf gegen die Disziplinierungsmaß- 
nahmen und für freie politische Betätk 
‚gung in Schule, Hochschule, Behörde 


ich nachdem der 
Rausschmiß von Friedrich und Jeroma 
bakannt geworden war, demonstrierten 
spontan 700 Schüler während des Unter“ 
richts, Vier Tage später beteiligten sich fıst 
Streiks und Demonstrationen, 
‚natars Thape 
forderten die Demonstranten Thape 
auf, au den Rausschmissen Stellung zu 

von der Polizei sorg- 
lehnte diose Forderung 
‚ıtweg ab, Er sagte, vor den Schülei 
rechtfertige er sich nicht. Das tue er 
‚n Gremien 
‘einer Volksvertreterl! Da- 
wurde ihm eine Resolution 
übergeben, In der or aufgefordert wur 


‚ten Schüler wieder oinzu- 


stützt haben, 

Kolbe: Der Eiternrat, der sich 1970. 
neu konstituiert hat, hat seine Arbeit 
n in der Auffassung, daß di 
‚esse der Kinder an der Schule 
unteilbares ist, und daß wir uns 
als. Elternrat voll verantwortlich für 
alle Kinder dieser Schule fühlen. Da 
raus entwickelt sich zwangsläufig die 
Schlußfolgerung, die Eltern 
über alles, was der Elternrat tu 
informieren, um sie in diesen Prozeß 
miteinzubszichen. Wir waren uns von 
vornherein daribe 
wir als Elternrat 
Minneken — machtlos sind, wenn nicht 
die Eltern hinter uns stehen, und das 
war unsere Hauptorlentierung vom 


Forts, nächste Seite 


RESOLUTION 

Die streikenden Schüler der Bremer 
Schulen fordern den Bildungssenator 
Thape auf 

1. Frank Jeroma und Ralph Friedrich 
sofort in ihre Schulen wieder einzustellen. 
2. Die 6 Schüler der GISS, deren Ent- 
Iassung am 21.3.73 beschlossen wurde, 
ebenfalls sofort wieder einzustellen. 
3. Alle Verweise, Androhungen von Ent“ 
Iassungen, und Hausvorbote auch s0- 

fort zurückzunehmen. 

4. Auf einer Öffentlichen Schülerver 
sammlung am 28.3.73 In der PH seine. 
Maßnahmen politisch zu begründen. 
Falls der Senator unseren Forderungen 
nicht nachkommt, werden wir über wel- 
tere Kampfmaßnahmien beschließen! 


FREIE VOLLVERSAMMLUNGEN 
DER SCHÜLER 

WÄHREND DER SCHLUZEIT I!  : 
STREIKRECHT FÜR SCHÜLER !!! 


Bremen, den 23.3.1973 
Die streikenden Schüler 
der Bremer Schulen, 


Fast 3000 Schüler streikten und demonstrierten gegen die politischen Rausschmisse, 


BREMEN Rausschmisse undSchulstreik 
Bericht des Sozialistischen Schülerbundes (SSB) Stade: { 


Kintlusungen und Hausverbolo so 

fort zurückzunchmen 
W auf ciner Öffentlichen Schülorver- 

sammlung seine Mainahmen poll 

tisch zu begründen 
Außerdem wurden fiele Vollversamm- 
lungen der Schüler während der Schul 
zeit und das Streikrecht für Schüler 
wefordert, Am 27.3. wurde eine breite 
Aktionseinheit der verschiedenen so 
zialistischen und demokratischen Or- 
ganisationen gebildet, am 2.4, (and 
eine weitere Demonstration statl, 

Die Maßnahmen des Bremer Senats 
zeigen uns Weutlich, wie hart die 
Schulbürokratie vorgeht, wenn sie die 
Ausbildung an den Oberschulen, die 
die Fertigstellung von Intellektuellen, 
die dem kapitalistischen System treu 
ergeben sind, zum Ziel hat, bedroht 
sieht und wenn die Gefahr besteht, 
daß größere Teile der Oberschüler in 
Kämpfen über den engen Rahmen 
der Schul- oder Standespolitik hinau 
kommen, Der Terror der Schulbürokru- 
tie richtet sich natürlich Insbesondere 
gegen diejenigen, die hierbei den Wop 
zeigen und zum Bündnis mit der Ar- 
beiterklasse aufrufen, die der wichtigste, 
Faktor im Kampf gegen den allgemei- 
‚nen Abbau der demokratischen Rechte 
ist, 

Dabei sind die reaktionären Maße 
nahmen des Bremer Senats durchaus 
keine isolierte Einzelerscheinung, son 
dern ion zusammen mit den Ber 
nufverboten, mit dem neuen Hambur- 
er Schulverfassungsgosetz u.a, eine 
Linie dar, besser: Diese Maßnahmen 
sind erst die Vorboten einer 
'n Schulen und Hochschur 


len, die die 
schüchterung aller Demokraten und 
Kommunisten Im Ausbildungsbereläh, 
eine weitgehende Entrechtung und Dis 
ziplinierung der Schüler zum Ziel hat, 
um die Intellektuellen fest In den 
Griff der Kapitalisten zu bekommen, 


zeigt uns 
Angriffe nicht hinnehmen mul 
dern daß es durchaus einen wirksamen 
Kampf und wirksame Kampfformen 
zur Verteldigung unserer Rechte albt, 


| 


Rt mie: 


1970 an. Dies Hasptorkentierung hat 
|} ach zu diesen Erföigen fährt. > 
Verleumdung und Diff 
a ‚einzelner Mitglieder des EI- 
‚ternraten bei Neuwahlen die Stimmer- 
| einfach für sich gesproch« 
ben, 
Dem Eiternrat wäre das nicht mög- 
lich gewesen, wenn die Eltern in dieser 
oder jener Frage den Eindruck ge- 
| habt hätten, daß der Eiternrat seiner 
| welbat wi ‚oder aus irgendwelchen 
| . anderen persönlichen Motiven heraus 
‚jetzt irgendwas unternehmen will. Das 
| hitten die Eltern gespürt. Das war 
| nicht der Fall. Sie haben erkannt 
und das Ist eben die Frage der Sch 
| fung eines Vertrauensverhältnisses al 
Voraussetzung für solche Dinge — daß 
‚hier ein Elternrat am Wirken ist, dem 
5 = bel allen Schwächen und oei allen 
‚gemachten Fehlern — ganz ehrlich um 
das Problem der Kinder an dieser 
Schule geht. 
„AK“: Wie haben die Schulbehörde 
nd. die Vertreter der verschiedenen 
Parteien auf ihre Aktion und insbe 
sondere auf den Streikbeschluß rea- 
| ziert? 
| Kolbe: Darauf möchte ich, abgeschen 
| "von der Diffamierung, die ich schon 
_ erwähnte, jetzt nicht antworten; wir 
als Eifernrat haben eine Dokumen- 
tation fertiggestellt, die Auskunft und 
‚Aufschluß über diese Frage gibt, und 
wir sind gerne bereit, diese Doku- 
‚mentation Ihrer Zeitung zur Verfü 
"zung zu stellen. Wir haben sowieso. 
die Absicht, sie allen. Zeitungen zu 
‚geben. 
„AK“: Woher kommt es, daß die 
Eltern wie auch der Elternrät Ihrer 
Schule so geschlossen vorgehen? Das 
‚geschieht doch_sicher trotz unter- 
 schiedlicher Auffassungen, z.B. trotz 
verschiedener parteipolitischer Orien- 
tierung. Wie ist das erreicht worden 
und kann diese Einheitlichkeit als ge- 
sichert gelten? « 
‚Kolbe: “Die Einheitlichkeit ist eine 
Sache, die erarbeitet werden muß, und 
 der-Elternrat war sich über die Wir- 
kung dieser Einheitlichkeit mit den 
| Eltern der Schule klar. Genau wie hier 
B ‚diese Einheitlichkeit erarbeitet werden 
_ muß — zwischen Elternrat und Eltern 
| der Schule — muß auch ständig an der 
Einheit im Eiternral gerungen und gc- 
arbeitet werden. Natürlich gibt es dort 
„unterschiedliche Auffawungen und 
Meinungen, aber wie gesagt, wir gchen 
davon aus, daß das Interese der Kin- 
der an der Schule unteilbar ist, und 
wir messen eigentlich alle Meinungen, 
alle Auffassungen eben un dieser Fra- 
ge. Das hat geholfen, immer wieder 
| Siese Einheit zustande zu bringen 
i auch dann, wenn es den Anschein 


= 


hatte, daß sich die Differenzen "ver- 
‚härten könnten. Von der Einheit kann 
man nie sagen, daß sie endgültig ist und 

St, sondern 
neu erreicht und 
‚genau wie ständig Vertrauen, worüber 
ich im Zusammenhang der Studenten 
‚einiges gesagt habe, neu errungen, neu 
erwirkt werden muß. Und hier ist aus- 
schlaggebend das Verhalten des ein- 
einen zur Sache, um die es geht. 
„AK“: Der Streikbeschluß hat zu 
einem gewissen Erfolg geführt: der 
Schule sind drei neue Lehrkräfte zu- 
‚gestellt worden, Ist das ein Erfolg, auf 
dem man sich gewissermaßen ausruhen 
kann, wie sieht die aktuelle Situation 
aus? 
Kolbe: Nein, ganz im Gegenteil, das 
war kein Erfolg, von dem man sagen 
kann, daß man sich jetzt ausruhen 
könnte. Die Situation hat sich natür- 
lich zu dem Zeitpunkt an der Schule 
verbessert, obwohl wir die Zusage von 
drei Lehrkräften etwas anders aufge- 
faßt haben als von der Schulbehörde 
gemeint war. Denn wir bekamen keine 
‚drei vollenLehrer, sondern Referen- 
dare mit einem 12-Stunden-Lehrauf- 
irag 

Ich will hier nicht auf die Schwie- 
rigkeiten eingehen, die jetzt wieder 
für den Schulleiter entstanden sind, 
um die Referendare wirklich wirkungs- 
voll einzusetzen. Zumindest i 
zu fragen, wieweit die Metho« 
ferendare auf Kosten ihrer eigenen 
Referendarausbildung früher in den 
Unterricht zu schicken, der Steigerung 
der Qualität dient. Ich bin der Mei- 
‚nung, daß die Ausbildung der Lehrer 
Qualitaiv.schr zu wünschen übrig 16, 
und insofern wird eine solche Maß- 
nahme natürlich auch sehr fragwürdig, 
Esistjabekannt, daß eine ganze Reihe 
von Referendaren gegen diesen Ein- 
Jatz zur Wehr gesetzt hat und gesagt 
hat: wir fordern eine gründliche Aus- 
bildung und möchten nicht halbfertig. 
in den Unterricht der Klawen gehen 
und damit unsere Halbfertigkeit auf 
die Kinder abwälzen. Das scheint mir 
in schr richtiger Standpunkt zu sein. 
leider ist das auch keine endrückende 
Mehrheit, wondern eine Minderheit von 
Referendaren, die diesen Standpunkt 
wertet 

Aber ein Erfolg io ja dennoch 
gewesen, wenn man davon ausgeht, 

‘der Schwerpunkt darin legt, die 
Eltern einzubeziehen. Daher war das 
sogar ein sehr großer Erfolg, weil es da- 
zu geführt hat, das Vertrauensyerhält- 
nis zwischen Elterarat und Eltern 
noch stärker zu gestalten. Das ist 
eigentlich die Hauptseite des Erfol- 
ges, den wir in diesem Zusammen- 


hang erreicht haben. 


‚Aktion Kleine Klasse 
„Hoppla, wir komment 


AK: Herr Kolbe, es gibt Organisationen 
bzw, Initiativen, die nach eigenen Aus- 
sagen sozusagen „berufen“ sind in Sa- 
chen Schulkampf: 2.B. die Lehrerge- 
werkschaft GEW und die „Aktion Klel- 
ne Klasse“, Welche Erfahrungen haben 
Sie mit der Politik dieser Gruppen ge- 
macht, was halten Sie von der Forde- 
rung der „Aktion Kleine Klasse“ nach 
Klassenstärken von 25 Kindern. ab 
‚Sommer 19737 

Kolbe: Die Forderung ist richtig. Wir 
müssen „ natürlich Klassenfrequenzen 
von 25 Kindern erreichen, Nur stellt 
sich die Frage, ob diese Forderung zur 
Zeit — und zwar unter dem Gesichts- 
Punkt des Standes der Entwicklung des 
Bewußtseins der Eltern - politisch 
richtig und der schulischen Realität an- 
gemessen Ist. 

Man muß hier etwas genauer her- 
angehen: Die Forderung „Kleine Kin- 
der — Kleine Klassen“ ist'eine Forde- 
rung der GEW, basierend auf dem 
Handlungsplan der GEW, und man muß 
schen, wie dieser Handlungsplan der 
GEW zustande gekommen ist, was er 
ist, Seit längerem versucht offenbar 
eine kleine, aber doch sehr zielstrebig 
auftretende und verantwortungsbewuß- 
te'Gruppe von Lehrern innerhalb die- 
ser Gewerkschaft, die GEW auf eine 
fortschrittliche, kämpferische Bildungs- 
politik zu verpflichten. Das Ergebnis 
der Aktivität dieser Gruppe von Leh- 
ren, nämlich der Handlungsplan als 
Endergebnis einer Reihe von Kompro- 
missen — um nicht zu sagen: von zum 
Teil faulen Kompromissen — und der 
Verlauf der innergewerkschaftlichen 
‚Auseinandersetzungen beweisen eigent- 
lich schon, wie unterschiedlich die Auf- 
fassungen’ in der Mitgliedschaft der 
GEW sind, welche Kräfte dort wirken, 
weiche Kräfte dort den Haupteinfluß 
ausüben, und inwieweil ex richtig und 


wichtig für die Eltern ist, sich an dieser 
GEW bei der Führung des Kampfes zu 
orientieren. 

Die „Aktion Kleine Klasse“ hal 


anfangs 25 Kinder für alle Klassen go- 
fordert, Dann ha sie sich dem Argu- 
ment gebeugt, dafs das nicht realistisch, 
sci, und gesagl: Gut, dann fordern wir 


alsıy 25 Kinder für das neue Schuljahr 
Herbst 1973, für die dann ncu einge 
schulten ersten Klassen und verwirkli- 
Jahr für Jahr 


chen so stufenweise 
die ulle Korderung, 
st einmal muß 


a en Willen, jetzt 
aber nach der Methode „Uluppla, wi 
kommen“ gauben, von oben herab, 


‚ohne die nötige Basix, eine hreite Mus 


‚Auf, zur zum Betriebsrat! 


en 
attaritrunds und den Versuchen ein- 

|zeiner kamptstarker Beiogschatten, 

#0 11% doch noch durchzusetzen, haztenı 
lein bis Mitt Februar ca, 800 Betriebe 
der Metallinduswie die Innerbetrieblichen 
Zulegen erhöht, um eventuellen weiteren 
Kämpten vorzubeugen. Viele davon waren 
Großbetriabe, darunter die Daimlar-Benz AG. 
"So wurde die elfekti angarschnets Lohn“ 
erhöhung von 8,5% euf 11% für die großan, 
Werke angehoben. Die Kollagen dieser Wer- 
kn hatten in der Metiltarifrunde 1971 im 
Weuantlichen die Kampte getragen, Ihre Ver 
 Wrmensisute hatten eigene 2.1. Iinsare For 
derungen sufgenmilt und die Entchlomen- 
ik, wenigstens die offizlelle 11% Forde- 
ung @urchauseizen, in der letzten Tarit- 


Dümicort und Wentberlin sollten chem Zu: 
age nicht bekommen. Die Datrietaverein 
berungen. wurden Anteng Februm abge 
chlesten, Doch erst Ende Februar hör 
man davon Im Westberliner Werk. Ein Grund, 
Aafr war sicher che mangeince Information. 
Werbindung zwischen dan Betrletaräten in 
erhalt des Koraermn. 

Die Konsernteinung und spezial Schleyer 
ia Personsichet und Verhendlungsfuhre ce 
Meaiikapitaliten hatten jedoch kein In 
Meran (devan, call dem Korrektur dem 
‚Abschlumen nach oben zu schmel an 
Öffentlichkeit kommt. Einmal, um inner 
halt den Konten ein Nachalehen der her 

zu verhindern. Zum 

, um den niedrigen Abschluf im 

wein dr Metalle voll ala Niedaringe 
wirken zu Innen. 

‚Alk die Angelegenheit durch die Lohn“ 


_yttinik Mitte Fobruar bekannt wurd, Ding 


Auseinandersetzung in der 
Pre It. Vom Bundsmerband Deutscher 
Arbeitgeber wurden diese innerbetrieblichen 
Zugsständnine alı Bruch der Tarifdisziplin 
durch einzelne Firman kritiiert und betont, 
daß. kein Anlaß zur Korrektur den Taritver- 
tragen nach oben bestände. Die Kapitalisten 
versuchten hier Ihren Erfolg zu sichern und, 
Jerade in Minblick auf die noch anstehenden 
Tarifrunden eine Durchlöcherung der Lohn- 
Neitlinen zu verhindern. 

‚Auf der anderen Saite wurden auf mah- 
raren IGM. Versammlungen aufgrund derUn- 
Zufriedenheit der Kollegen Neuvarhandiun- 
gen. gefordert, Salt Minister Ehmka vor 
chtaglch In der Sache zu profilieren, Indem 
er un ie Kapitallten appelierte, Zuge 
ständnisse zu machen, um „soziale Unruhe, 
In dan Betrieben” zu vermeiden. 

Die Ofentliche Diskussion ziette auf 
Anhetsung der Lohnleitlinien. Dagegen stand 
aber die Absicht der Konzernieitung, die 
Lohnumwerschiech zwischen den grofien und 
kleinen Werken zu erhalten. 

Die Diskussion im 


Betrieb beginnt 
In diemer Sinuation wurde vom Westber 


ner Betrieturst die Forderung nach 2% Zu: 
Inge gemellt, Unter den Vertrauensieuten 


adann die Dlikunlon über die Aumichten 
der Verhandtungen und eventuelle Kampf. 
malinahmen. Dali konnten sie sich auf die 

on durch den Betriebe 


ebgetunden. 


hatten die Resolution des VK vom Dezem- 
ber, in.der die Große Tarifkommision mutge: 
fordert wurde, ie 11% voll durchzusetzen, 
noch nicht vergessen, Da aber die Resolu: 
ion damals nicht breit diskutiert wurde, 
blieb davon auch nicht viel übrig. Aufgrund 
henar Stimmung hatta der Vernich der Var“ 
travenakute, schon bei Übergabe der For- 
‚derung an die Geschäftsleitung durch Dis- 
kuslonsgruppen in den Abteilungen Kampf. 
bereitschaft zu demonstrieren, keinen Er- 
Hoi, 

Über die Benachteiligung gagenüber den 
wertdeutschen Werken wurde die Diskussion 
unter den Kollegen langsam angekurbait. 

"DiePolitik der Geschäftsleitung zeichnete, 
ich bisher dadurch zus, die in Westberlin 
von den Kaptalitenverbänden und dem 
SPOSenet mit der „unsicheren politischen. 
Lage“ erzeugte Angit um den Arbeiniplatz 
u nändigen Leistungssteigerungen. auszu- 
nutzen. Da die rchtan Soziektemokraten in 
(der Gewerkschaft ins gleiche Mor sieten, 
konn sich die GL dabel auf den trüheren 
Betriebsrat stützen. So wurden in Zusammen“ 
artait mit dem BR Rationaliserungen Surch- 
geführt, die dann mit dem Arguman, „in 
Wertberlin sind die Kollegen demit zutrie 
Sun”, mul andere Werke übertragen wurden 
Die Pro-Kopt-Leistung iegt um euichen über 
sm Nivamı in Westdeutschland, whrend, 
Effektmöhne und Zulagen darunter 
Iagon, 

In der ersten Antwort vom Vorstand in 


Untertürkheim wird dienen höhe Leistungs 


Zalt gehabt, 
wertdnutschen Kalkulation anzupamen, Da: 


senbewegung organisieren zu können, 
die diese Pordenung durchsetzt. Das I 


auch in diesem Kreis Kräfte gibt, von 
‚denen man sagen kann, daß hier ein po- 
itisches Spiel mit verteilten Rollen ge- 
spielt wird. Ich denke dabei an die Aus- 
einandersetzungen in der GEW über 
die Abschaffung der  Mitgliederver- 
sammlung zugunsten einer Delegierten- 
konferenz, wobei es sicher eine Mehr- 
heit. in der GEW für die Einführung 
einer Delegiertenkonferenz geben wird, 
weil ein schr hoher Prozentsatz dei 
Lehrer eben doch der Auffassung ist 
„Ruhe ist die erste Bürgerpflicht, 
Diese Dinge sind in der Wechselbe- 
ziehung zur „Aktion Kleine Klasse'* zu 
schen, 
inzu kommt aber noch bei dieser 
„Aktion Kleine Klasse“, daß. dieser 
Kompromiß nur für die erste neu ein- 
zuschülende Klasse 25 Kinder zu for- 
dern, schon wieder die typische Polj- 
ik ist, die in Richtung der Spaltung 
geht. Ich möchte hier an das erinnern, 
was ich im-Zusammenhang der Stu- 
denten gesagt habe: Die Erfahrungen 
der Mehrheit der Bevölkerung und ins- 
besondere der Arbeiter, daß immer 
dann, wenn eine besondere Gruppe 
vorgeprescht war, Bündnispartner ge- 
sucht hat und ihr Ziel erreicht hat, 
alle diejenigen, die sich für das Ziel mit. 
eingesetzt haben, leer ausgegangen sind, 
D.h. ‚hier wird von vornherein ge- 
teüt, und ein Großteil von Eltern, die 
‚durch das ganze kapitalistische System 
so erzogen sind, sagt: Die Sache be- 
rührt mich nicht, meine Ki 


1. Klasse drum kümmern, Und das ist 
‚der Hintergrund, der auch gewollt ist, 
‚jedenfalls von der herrschenden Klas- 
se. Ob nun bewußt oder unbewußt 
- das mag dahingestellt wein — die 


en die 
“das 


Wirkung“hal es; objektiv erleı 
Leute der "Aktion Kleine Kl 
Geschäft der herrschenden Sc 
Aufrochterhaltung er Klss 
weil sie die vorhandene Unruhe unter 
den Hamburger Eltern ausnulzen und 
zwangsläufig durch eine solche einseiti- 
ge Forderung, die in Richtung der 
Spaltung der Kräfte gcht, Niederlagen 
organisieren. 

Dadurch wird das unter den Men- 
schen ohnchin schon «tark vorhandene 
Bewußtsein, daß ja doch alles keinen 
Zweck hat, noch verstärkt. In dieser 
Krage gibt ex Parallelen zu Erfahrun- 
‚gen atın der Arbeiterbewegung, und be- 
sonders der deutsche Faschismus hat 

uren unter den Arbeitern 


hinterlassen. 

Diese Suche ist schr gefährlich, und 
muß aufpassen, daß kin Unheil 
angerichtet wird gerade un den Schu- 


mit soilten die Kollmgen, die unterschied 
cn "abrechnen, gegerminancer aufgehen 
werden, die Stimmung, „mir sind ml 
Schuld‘; erzeugt werden, Und dahinain die 
Drohung mit der Neukalkulation wirken Is 

(Die Kollegen, ie der ganzen Entwick 
ung noch wilnahmuos. gegenüberstanden, 
schluckten diese Frechheit, Doch es gelang 
even, die durehbäickten. durch mehrare 
Oiskumionen über dan Abrechnungsprobiem 
diesen „Schuldbewußtsein” aufzuknacken. 


Der entscheidendaStimmungswandel ra ein, 
a Sie Vertrauensieute des unverschämt 


„Angebot“ aus Untertürkheim bekanntmach, 
in. 
Für die Akkordrbeiter keine Zulage: 
für die Facharbeiter 2%, aber nur, wenn 
der Batriebarat der Einführung din Lei 
stungsiohns bei den Facharbaitern zu 
stimmt. 


Probleme bei der Organisierung 
‚des Kampfes 


Die Werkzeugmacher hatten über zwei 
‚Jahre che Einführung ces Leinnungsiohnn ver- 
Nndert; als en brenziig wurde, hatten Ai 
Haltung durch einen Warnatreik be- 
krafuigt und damit auch den frühren BR de- 
Fan gehindert, zuzustimmen, won er ba einer 
anderen Abteilung schon getan hatte. 

Om „Angebot“ wurde von den Kollegen 
Zurscht ln Erpremung bezeichnet, Nicht che 
7% waren mehr dan Wichtigeie, much des 
Abrschnungsproblem war zurück, Die Or 
Dremung war der Punkt, Der Bewribere 
kette at. Die Diskussion wurde breiter ge 
führn. „Jetzt kann nur noch Druck dan Bat! 
wenden, Aber wie Zieht man das Auf, 00 wie 
nich? 

‚Der größe Teil der Vertrmenntune wer 
unertahren In dar Organisierung von Beihn, 
Es hatte auch kaine Sitzung vtarıyefunden, 
wo die Probleme zur Sprache kommen konn 
on. Unter dan Kollegen gab. 


yY 
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len und unter den Eltern, bel denen 
wie bei uns die Entwicklung zu ver 
zeichnen ist, durch Abbau des Eyols 
mus die Gemeinsamkeiten zu suchen 
und zu festigen. Eine Entwicklung, die 
jetzt die Orientierung auf die Eltem- 
nite des Kerngebiets Altona genom- 
men hat, nachdem die Versuche, über 
den Kreiselternrat. weiterzukommen, 
aufgrund der Struktur und Zusammen“ 
setzung diesen Gremiums gescheitert 
waren, Eine Entwicklung, die immer 
von der Basis her aufgebaut wurde und 
nicht von oben aufgepfropft wurde, 


Es gibt eine ganze Reihe Beispiele, 
wie man versucht,die eine oder andere 
Sache von oben’ aufzupfropfen oder 
sich anzuhängen, um dann politisches 
Kapital daraus zu schlagen. Die Leute, 
der „Aktion Kleine Klasse“ hängen 
sich Zumindest objektiv an die bisherk 
ge Bewegung ah den Schulen an, nicht 
um sie wirklich zu unterstützen In der 
Richtung, die genommen werden muß 
und die genommen worden ist,insbe- 
sondere hier im Kerngebiet, sondern 
um sich aufzusetzen und dieser ganzen. 
Entwicklung ihre Forderung schwer- 
punktmäßig sufzudröcken. Das muß 
natürlich verhindert werden 


„AK“: Herr Kolbe, allgemein gesehen 
ibt es noch wenig Aktivitäten der E- 
tern und vor allem der Arbeiterklasse 
im Schulkampf. Nun mobilisieren die 
Sozialdemokraten,.B. mit der „Aktion 
Kleine Klasse“, Welches Interesse hat 
die Sozialdemokratie daran, schneidet 
si sich nicht damit ins eigene Fleisch? 
Kolbe: Ich weiß nicht, ob es Sozialde- 
mokraten sind, die das organisieren. 
Deren Parteizugehörigkeit interessiert 
mich auch nicht, Es ist aber zu vermu- 
ten. Letzten Endes gibt es Beispiele 
aus der jüngsien Zeit dafür, wie so et- 
was geschicht, Ich denke dabei un die 
Jusos, Die Jusos vertreien in Worten 
scheinbar fortschrittliche, „radikale“ 
Forderungen. Ihr Vorsitzender Roth + 
sagte einmal in einem „Stem“Inter - 
view, daß sie den Einfluß der Komm 

isten gering halten würden. Das m 
man in der Wechwelbezichung zueinan- 
der schen. Das zeigt, daß hier Kräfte 
am Werk sind, die mit verteilten Rob 
len spielen. Dax ist cine Methode, die 
Jenigen Teile der Bevölkerung und ins. 
‚der Arbeiterklasse, die sich _ | 
erden und 
die anfangen, si ‚eigene Kraft 
zu besinnen, bei der Stange zu halten. 
Denn die Jusos sind, wie sie seht im“ 
iner wieder betonen, cin fester Be- 
standteil der Sozialdemokratie. Für die- 
sex Vorgchen gibt ex auch in der ganzen 
Geschichte der Arbeiterbewegung Bor 
pi = 


alte Stunde gestreikt, Aber da it un die 
Zeit nicht bazahıt worden.” 

Andere ugten: „Ds gibt eu nur eins. De 
‚Ouhen wir ae auf Gen Hot. Das haben wir 
damalı auch gemachi“ 

Der ietzim Streik lag schon mehrere 
Jahre (1) muräck ‚und bei der indirekten 
Aunperrung 1971 hatte der BA ale morgen 
wors Tor bastelt, damit ale der Geschäfte: 
heitung Ihre Arbeitmalilgkeht (1) deman- 
Mtrerten, um „am Kurzbeitergeid zu u 
hern“. Von der Ortsverwaltung wurde nichts 
erwartet: „Der ‚Tarifriede‘ verbietet schließ 
ich der Gewerkschaft die Durchführung von 
Kamptmaßnahmen.“ Auflerdem war von 
rechten Sozialdemokraten in der Diskunalon 
unter Gewerkschaftsfunktiondren über dan 
Hosschstreik und einan möglichen „‚hillen 
Sommer’" die Devise ausgegeben worden: 
„Bel uns ist Ruhe die erste Bürgerpflicht,“ 

Dennoch: „Die Unterstützung der OV 
wird gebraucht. Denn viele Kollegen gehen 
er mit, wenn die Sache offikll m.” 

„„Der_ Betriebsrat It durch dm Betr, VO 
on dan Betriebtrindn gatunden. Gerade in 
ieser Siuevon, wo min Überbäick gebraucht 
wird, ist er Kalgosuelt. Aber er kann für 
Schneiie Information sorgen.” 

(Nach den Ertehrungen bei Homch schien 
manchen Vertrmsenuleuten Vorucht geboten: 

‚Ofizeli dürfen wir das nicht machen,” 
in Wet nur eins: „Ole Kodlagen mins dm 
kalter machen. 

An chener Diskunion über den „ilegeien” 
Charakter des Kampfs, die much mur unmer 
wenigen Verwaueniieuten geflhwı wurde, 
hatten much die Kollegen mu Anabterni 
Einige Imterensierte nur, „dal etw gemacht 
ward”, Manche glaubten jedsch nnschlich 
Zu wien, dal Streiken „überhaupt verbo- 
vn“ m. 

Da ein richtiger Bırsik bei der rollen 
Unricherhait unter den Kollegen und wegen 
der rechtlichen Bechngungen nicht möglich 
@richlen, mußte ein anderer Weg gefunden 
werden. Man nahm nich dam DVG weder 
„Wer nur mul de Buchataken 
dem Ward angur und bang Man mul die 
cken finden,“ Die Informatiompflicht 
den DR war der Angelpunkt, Verbunden mit 
dam Intromationrecht den Arbeitnehmers 


re 
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VE Wr 


Eugen Loderer inHa 


GRENZEN 


m 13. April fand im Hamburger 

Gewerkschaftshaus di erste'gror 

Funktionärsversammlung” der 

1G Metall seit einem halben Jahr statt. 

Etwa 700 Kollegen waren hierzu er- 
schlenen. 

Zwischen der letzten Versammlung 
und der am Freitag lagen mittlerweile 
Ereignisse von großer Bedeutung für die 
gewerkschaftlich organisierten Kolle- 
gen: _ eine abgelaufene Metalltarif- 
runde liegt hinter uns, die Vertrauens, 
Ieutewahlen der IG Metall sind fast 
Überall abgeschlossen. 

‘Von seiten der IGM-Führung sind 
diese Eregnlue unter größtmönlicher 
Ausschaltung der Mitgliederschaft 
durchgezogen worden, So fand wäh- 
tend der Tarıtrunde oder vor den Ver- 
trauenaleutewahlen überhaupt keine 
Funktionärsversammlung statt, 

Stattdessen wurden in der ersten Fe- 
bruarhälfte nar die Vertrauenskörper- 
leitungen, die Betrieberatsvorsitzenden 
und die Ausschüsse für die Vertrauens- 
leutewahlen — also ein kleiner Kreis von 
Funktionären — zu einer Sitzung zu- 
sammengeholt (4. hierzu Artikel in 
ARBEITERKAMEFF 26). 

Den Gewerkschaftsführern war die 
wachsende Kritik der Mitglieder und 
vieler Funktionäre bekannt. Im AR- 
BEITERKANPF 26 vom März schrie. 
ben wir zum bevorstehenden “Besuch” 
‚Eugen Loderers: 
® „Über das schmähliche Vorgehen 
der IGM-Führer in der Lohnrunde 
72773 soll zunächst Gras wachsen, und 
die  Vertrmiensleutewahlen sollen 

e sein, wenn am 13. April 
Bugen Löderer zur nächsten „Großen 
Funktionärsversammlung“ in Hamburg. 
erscheint..." 
Und um freitag waren sie alle da: der 
IGM-Vorsitzende Loderer, 3 Mitglieder 
der Bezirksleitung unter lühning Otto 
vom Stop und Jonni Müllner ulk Ver- 
sammlungaleiter. 


mburg: 


hatte manı den Dreh gefunden: „Morgen um 
Punkt neun nach der Frühstückıpause treten 
le Kollegen beim BR an und verlangen In- 
ormatlon über den Stand der Verhandiun- 
Bis zum Feierabend wurden cie anderen 
Vortravensleute Informiert und angefangen, 
den Kollegen Bescheid zu sagen. Für viele 
war die Zeit zu kurz, denn al die Probleme, 
Sie in 14 Tagen diskutiert wurden, mußten 
jetzt. in wenigen Stunden geklärt werden. 
Das war schwer möglich, ohne aufzufallen. 
Wer in siner Abilung, alleine. dastand, 
ohne Unterstützung von 2,3 Kollegen, die 
im Bilde waren, konnte das nicht schaffen. 


Der Marsch zum Betriebsrat 


Am niichston Morgen, Punkt neun, mar- 
schierte der Workzeugbasi. Aus dan anderen 
Hallen kam sine Gruppe nach der anderen, 
Die Erleichterung und Begeisterung war 
‚groß, Die Unsicherheit und Unklarheit konn- 
to aio doch bei vielen besatigt werden. 

‚Die Bewilligung von 350 Kollegen von 
68. 1 200 der Frühschicht wor unter den Be- 
dingungen rscht beachtlich, Sie wärs größer 
gewesen, bei der gleichen Unsuffälligkeit 
dar Vorbereitungen, wenn mit einer VK- 
Sitzung alle Vertrauensleutn in die Die- 
kunsion über den Charakter und die Bedin- 
ungen der Aktion einbezogen worden wären. 
Da die Form des Kampfes hohe Anforderungen 
an das Bewutsein der Kollegen sale, hätte 
die Dikusslon breit und ber längere Zeit 
geführt werden münen. 

Die GL harte von den Vorbereitungen 
nichts mitbekommen,und es gelang Ihr auch 
in kaum einem Fall, herauszufinden, welche 
Kollopen daran beteiligt waren. 

Die Information dauerte 1/2 Stunde und 


GEZOGEN! 


Rechtfertigung der Tarifpolitik 


In dem Hauptreferat von Loderer, 
das über I und 1/2 Stunde ging, zog er 
zunächst einmal alle Register der in den 
letzten Wochen bekannt gewordenen 
Vorstandsargumente, um den 8,5 %-Ab- 
schluß vom Januar zu verteidigen: 
© die wirtschaftliche Lage War Ende 
1972 noch nicht so deutlich einzu- 
schätzen, wie jetzt („hinterher ist man 
ja immer klüger“), der Vorstand ist 
von Preissteigerungen von 5,5% ausge 
angen, Preissteigerungen in’ dem Aus- 
maß und die ständigen Währungskrisen 
waren nicht vorhersehbar, 
© Die Tarifrunde begann in der 
Stahlindustrie, die Ausgangslage war 
insofern schlecht, als die „Gewinnlage 
(Din diesem Bereich schlecht war”. 
® schuld war auch das Aufstellen 

einer linearen Forderung in Nord- 
thein-Westfalen, da auf diese Art und 
Weise keine „leistungsgerechte" Bezah- 
Hung erreicht wird. 

Loderer’s Fazit: hätten wir das alles 
vorher gewußt, 

Und die Konsequenzen daraus: zu- 
nächst müssen wir als Gewerkschafter 
unsan die Verträge halten, “der Vertrag 

der 
tesihm Mögliche tun, mohr 
für die Arbeitnehmer zu erreichen.” 

Er wandte sich dann scharf gegen 
alle jene, die versuchten, bestehende 
Verträge zu “unterlaufen”: die Unter- 
nehmer, die von sich aus freiwillig mehr 
als Tarif geben und diejenigen Betriebs- 
räte, die in eigener Regie mit den Un- 
iernchmern Verhandlungen um mehr 
Lohn führten. “Hierdurch (wird) die 
Einheit der Organisation geführde‘ 

In seinem weileren Vortrag versch“ 
te Loderer die Kritik der Mitglieder u 
Tarlfubschluß abzuschwächen, indem 
ermelnte: "Politik der Gewerkschaften 
heiß nicht nur, über höhere Löhne zu 


biehnt, dann wird wieder rmusgmgengen!“ 
Das Saltstvertrauen war größer geworden. 
Die nächsten Verhandungen brachten das. 
Ergebnis: 
"7% für die Stunden- und Leistungslöhner 
ab 1.4; Überprüfung der Arbeltswerte 
‚mit dem Ziel, sie durchschninlich um 1 
Punkt anzuheben; Überprüfung einiger 
"Akkorcpreis eventuell durch Zeitaufnab- 
man; auf die überprüften Zeiten eine Er- 
höhung der Leistungszuloge für fest - 
itehende Automatenlautzeiten um 22%, 
14 Tage Erklärungsfi 
Der Kompromil, ist of 
Ikorderbeiter bekamen die 2% nicht, Den 
schen begonnenen neuen Zeitaufnahmen. 
Wird schriftlich zugestimmt. Anderersits:Die 
Erpremung war zurückgewiesen worden.Die 
Anhebung der Arbeitswarte entspricht 1,6%, 
die der Laufzeiten 1,8%. Nur werden nicht 
ale davon profitieren, Diese Zusatzbestim- 
mungen waren xo allgemein gehalten, daß 
I6 ganz verschiedene Auswirkungen zu 


Einschätzung sowohl der Position der Kon- 
zemleitung als auch der Kampfbereitschaft 
der Kollegen, Eine VK-Sitzung hätte eine 
erauere Einschätzung zumindest der Kampf- 
bereitschaft. ermöglicht.und der BR hätte 
gewußt, wieweit die Kollegen mitgehen. 
Hier waren die Möglichkeiten der Zusem- 
menarbeit von BR und VK nicht auırek- 
chend genutzt worden. Des baruhte vor 
allem auf der Unsicherhalt in der Frage den 
iiegolen” Sıreiks, der Innerhalb des DR 

der VK-Laitung unter dem Eindruck 
den Hossch-Streiks abgelehnt wurde. An dar 


Verhalten bei Zeitfnahmen wird be 
gonna. 


KB/Westherlin 


verhandeln, sondern schließt alle Le- 
bensbereiche der Arbeitnehmer mit 
ein”, Um dann hinterher lang und 
breit, sich über “Vermögensbildung”” 
und "Mitbestimmung" auszulassen, 


In der Diskussion heftige Kritik 
In der sich anschließenden Diskussion 
meldoten sich mehr als 20 Redner zu 
Wort, Drei Viertel der Redner setzten 
sich schr kritisch mit dem Referat aus- 
einander, während die Unterstützung 
für Loderers Ausführungen so schwach 
war, daß die Gewerkschaftsführer sich 
gezwungen sahen, ihre eigenen Leute 
zu diesem Zweck ans Mikrofon zu 
‚ken, Ottmar Günter von der Vor- 
standsverwaltung, Otto vom Steeg aus 
der Bezirksleitung und Erhard Prehm 


anwesend so wurde auch der Antrag, 


Mehrheit abgelehnt. 
Ein Gespenst geht um .. » 


noch einmal ausführlich auf die ein- 
zelnen Aussagen Loderers eingehen, 
sonder das Schwergewicht auf die 
Art und Weise I 
schaftsführer mit der Kritik der Mit- 
lieder umgehen — wie sleversuchen, die 
anwesende Kritik mundiot zu mac 


le ist die Unsitte, lange und ein- 
Iullende Reden aut kunktionärsver- 
sammhıngen halten zu lassen, schon 
längst Praxis. 


Rednerliste zu 


ließen, von der 


Wir wollen an dieser Stelle nicht 


‚on, wel diö Gewerk- | der 


auf, 


en. 
In der Hamburger Verwaltungsstel-| zen 


die 


Genauso praktizieren die Gewerk-| für 


Eugen Ioderer 
zum Geleit 


Werer nach berka; 


Brache) R 


fen 


der 


| 


von der Ortsrerwaltung mußten ran, 
die Vorstandspolltik zu verteidigen. 
Hauptkritikpunkt in den Beiträgen 
war die von den Gewerkschaftslührern 
praktizierte Sozialpartnerschafisbin- 


dung in der Tarifpolitik, 


und Angestelllen und nicht an dor ka- 
pitalistischen Wirtschaftslage orienlic“ 
ron, 

Unter viel Beifall wies ein Kollogs 
auf den, Drwekurboiter hin, in 
dem deutlich geworden ist, daß nur der 
insalz. gewerkschäft 
Unternehmer zum Nachgeben % 


bei Ioesch und Mannesim 

iger Punkt in den 
cn war die innergewerk- 
schaftliche Demokratie _ diese Tarif- 
runde hat wieder einmal schr deutlich 
gezeigt, daß mit der Möglichkeit des 
Vorstands, jede Mehrheitsenischeidung 
der Mitglieder zu Fall zu bringen, stalt- 
demen seine eigenen Vorslellungen 
durchzuseizen, fuktisch der 1G 
Hauptvorstand allein über die Rich- 
tung der gewerkschaftlichen Politik be- 
stimmt, 

Daraus wurden von einzelnen Red- 
nern Forderungen abgeleitet nach 
© Aufnahme der Verirauenaleute in 
die Satzung (darauf Loderer: „Wir 
können doch die Vertrauensleute nicht 
zur Organisation in der Organisation 
machen 
© "Urabsiimmungen über jedes Er 
ebnis bei Verhandlungen — erst bei Zu- 
stimmung der Mitglieder Annahme ei- 
nes Ergebnisses (darauf Loderer: „Wir 
können nicht über alle Fragen Urab- 
stimmungen durchführen; dann wür- 
den wir vor lauter Abstimmungen 
nicht mehr zum Arbeiten kommen."), 
® Wahl der Tarifkommissionen in 
den Vertrauenskörpern. 

Heftige Angriffe richteten sich auch 
gegen die zur Zeit bestehenden Sat- 
zungen, die von Kollegen als gegen 
die Mitglieder gerichtet bezeichnet 
wurden, denn auf fast alle Kritiken 
wußten’ die Gewerkschaftsführer mit 
‚einem Paragraphen aus den Satzungen 
oder Richtlinien des Vorstands zu 
antworten, 

Insgesamt hat diese Versammlung 
gezeigt, daß die Zahl der aktiven Ver- 
trauensleute, die Zahl derjenigen, die 
an der politischen Auseinander 
setzung interessiert sind und der Poll- 
tik des IG-Metall-Vorstands kritisch 
gegenüberstehen, größer geworden ist. 
Das zeigen Beifall und Reaktion bei 
vielen Reden, das zeigt das gestiegene 
Interesse an den einzelnen Diskussions- 
beiträgen: denn obwohl die Gewerk- 
schaftsführer auf solchen Veranstal 
tungen die Hauptzeit für ihre Star- 
redner in Anspruch nehmen, waren 
noch nach vier Stunden Versamm- 
lung etwa ein Drittel der Kollegen 


schaftsführer seit langem, ihren Gast- 
rednem, die oft, wie z.B. Loderer, ge- 
schulte Demagogen sind, die Möglich- 


daßder Redner die Möglichkeit erh 
hiergegen zu argumenlic 


gchens 
‚hlußbeitrag, Hatte er in ılen zwei 
tunden Diskussion nicht viel 
Nach 
Gelegenheit. benut 


keit zugeben, die Kritik der Mitglieder, | der Mitslieder nicht Deut 
ä 5| de i son, es wei 
ihre einzelnen Beiträge zu zerpflücken. | denn, sie räumen (reiwilig dus Fe. 
Dabei gelingt es einem gewieften Ver- | Um aber das Heft in der Hand zu be- + 
drehungskünstier vielfach, gehaltene | halter ‚n Schuldige her. . 
Beiträge einfach zu enlstellen, ohne Inde der Organtation“; das 


N, 


tüinebesöndere Varlante diese Vor- 
lo Loderer in seinem 


zu 
bl, 50 wollte er jetzt di 
'n. die Dinge wie- 


gar 


Geiegennen nenurzei inge wie. 
der ins rechte (Vorstand) Licht zu 


Tinen Gag gewohnter Art Teiete] 


Isich einmal mehr ein Mitglicd der] 
|DKP auf dieser Kunktionärsversamm- 
ung: 


Zunächst Ing or seine Freude an) 

Iser Mitbestimmung vor, um von da] 

lüberzuteiten auf die vom Kreisjugend. 

jausschuß geplante Mai-Demonstration 
lund lud alle ein. Dann distanzierte er) 

ich von anderen Aktionen zum 1. 

Mai: „Wenn Gruppen, die mit der A 

beiterbewegung und dem 1. Mai nichts 

‚u tun haben, gegen die Einheit der 

IGewerkschaft sind, müssen wir diesen 

eine Abfuhr erteilen.“ 

Wir können diesem DKP-Mitglied| 

bescheinigen, daß er sich mit diesem 

[Beitrag wiederum einige Pluspunkte 

bei den Gewerkschaftsführern auf seir 

Inem Weg Zur Erklimmung einer Ge- 

[werkschaftskarriere geholt hat: 

1. Er sparte jedes Wort der Kritik an 
dieser Jugenddemonstration am un- 
möglichen Ort zur unmöglichen 
Zeit aus (unsere Stellung hierzu 
in ARBEITERKAMPF 27, „KB 
demonstriert wieder‘), 

. er nahm den anwesenden Gewerk- 
schaftsführern die Verpflichtung, 
sich von den „antigewerkschaftli 
chen Aktivitäten“ zu distanzieren, 

Ib. er lieferte einmal mehr den Beweis 
dafür, daß er daselbe Verständnis) 
von „Einheit der Gewerkschaft“ 
hat, wie der Vorsitzende Loderer) 
der diesen Begriff mehrfach ‚strapı 
zierte, um Kritik abzuwürgen. 


rücken, 

„Ich bin in tiefer Sorge um die 
Organisation, und ich höffe, ihr wer- 
‚det mir einen Teil davon abnehmer 
begann er seine nun folgende Rede 
gegen die Kritiker, 

Die Kritik selbst bezeichnete er 
als „gefährliche Tendenz“, die der 
„Einheit der Organisation“ schadet. 
Kritik an der Satzung der GM wurde 
mi berer Man non Zuche 
wischt: 


‚das 


Indem er einige Kritiker als „tu 
perlinke” bezeichnete (mit eisiger Käl- 
te begechnend), dabei dann noch den. 
vor dem Gewerkschaftshaus verteilten 


METALLARBEITER schwenkte (‚In 
dieser linksradikalen Zeitung Dlatt d’ 
alles erstunken und erlogen“) und 
den Rednern vorhllt, 
Argumenten aus dieser Zeitung kom- 
men, versuchte er, von den Inhalten, 
der Kritik abzulenken, 


Stattdessen baute or das Geweni 
fährdeten "Einheit der Gewerkschaft 


zögert werden, darf es keine Differen- 


hauptamtlichen Funktionäre) dulden 
kann, müssen gezogen werden”. 
Loderer‘selbst empfahl sich dann 


gegen (gen 
tik der Mitglieder) müssen wir 


Front sein”! 
Die Linie ist klar — Loderer hat die 
Grenzen gezogen: Zwar droht den Ge- 
werkschaftsführern keine unmittelbare 
Gefahr ihrer Machtposit 
nen sie ihre Politik nach wie vor 
durchsetzen, jedoch eines wird deut- 
lich: 

Die objektive Schwäche der Poli- 
tik der heutigen Gewerkschaftsführer, 
in Erfüllung der Aufträge der Kapita- 
listen bringt sie zusehends in Schwie- 
rigkeiten, diese Politik den Mitglie- 
dern glaubhaft zu machen. 

Vielmehr begünstigt diese Schwäche 
das Aufkommen von Kritik, 

‚An diesen Tatsachen kommen die 
Gewerkschaftsführer nicht vorbei, was 


wolle 
dung 


Gewerkschaftsvorstand dirigierten Li- 
niehin zu einer konsequenten Klassen- 
politik in den Gewerkschaften. 


den Widerspruch zwischen ihrer Poli- 
tik und dem Willen, den Bedürfnissen. 


sind die Kommun 
„Spaltungsmänövern‘ die Organisation. 
erwandern“ wollen. 

Die Kollegen, die 
tieren wie die Kommunisten (wax 


munisten mit Fatsac 


Solte 25 


io würden mit 


von „einigen Extremisten" go- 
In dieser Situation darf nicht ge- 


geben - „dio Grenzen dessenwas 
Organisation (gemeint sind" die 


‚Auseinandersetzung‘: „Ba 
int Ist die wachsende Kri- 

De 
— ich werde dabei an vorderster 


diese, 


n, zwar kön 


wohl wissen. Was sie verhindern. 
ist die politische Bewußtwer- 

Kritik — ist das Abwenden 
Mitglieder von der durch dei 


ie_Gewerkschaftsführer können 


ien, die mit ihren 


hnlich ungumen- 


ht zu umgehen ist, da die Kom- 
beiten) wer- 
teren Wandlanvorn erklärl 


den zu ueren Wiandtangern erkıurng 

‚Solchen Ausführungen, wie 
derer in Hamburg gernacht hat, 
gen dann die Taten: Boykotlion 
der gewerkschaftlichen Arbeit del 
wo sie nicht auf Linie ist; Aussehlunlbe 
terror, wie er zur Zeit wieder va 
stärkt praktiziert wird (erstmals Wie 
der in größergm Umfang seit dom Vals 
bot der KPD 1950) 

Dabei wird folgendes erreicht! di 
Eronten sollen geklärt werden (di 
bist doch nicht für die Kommunlatank, 
oder? Also bist du für uni)- die wos 
genannte „schweigende Mehrheit” all 
mobilisierl werden 

Tine weitere Eskalationsstufe Nat 
der IGM-Beirat unter Vorsitz Lodererf 
nur zwei Tage nach der Funktions 
versammlung beschlossen: alle MIT 


glieder außerhalb der DKP stehender 


’kommunistischer Organisationen und 
ihnen nahestehende Kollegen sollen 
zukünftig aus der IG-Metall ausge 
schlossen werden. 

"Welt" vom 17. April 73 


„Die Zielsetzungen und Aktiviläien 
der unter den Bezeichnungen Ki 


Werkschaftsfeindlichen Aktivitäten 
Ben augen. die ntereasen unser Dee 
Werxschaft und möasen mit dem Aus 


‚An die Kommunisten geht die Auf- 
‚gabe, diese Politik aufzudecken — für 
uns heißt eine Konsequenz aus dieser 
Versammlung: den von Loderer gewor« 
fenen Fehdehandschuh aufnehmen, 
die Diskussion besonders mit den Kol 
legen zu führen, die auf der Versamm« 
tung ihren Unmut und ihre Kritik ge 
Außert haben und im Kampf um 
eine konsequente Klassenpolitik der 
Gewerkschaften den Kampf gegen Anı 
tikommunismus und Ausschlußterror 
zu organisieren. 


J 


# 


L 


M 


‚Arbeiterkampf Ni 
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Schon wieder: 


INTERNE KONSEQUENZEN 


‚Angriffe der. DGB-Führung auf die Jugendbildungsarbeit in Niedersachsen 


ur Zeit-Jaufen in Niedersachsen 

mehrere Ausschlußanträge und 

unktionsverbote gegen Kalegen, 
de hauptsächlich in der Jugendarbeit 
des DGB, bew, der Einzelgewerk- 
schaften aktiv waren (Siche auch Ar- 
tikel im letzten ARBEITERKAMPF] 
‚Der letzte Schlag der DC%-Führung 
ist nun die Beurlaubung der Kollegen 


Heine und Bergmann „aus der Abtcr 
lung Jugend des DOB-Landesbezirkı 
„Niedersachsen undBremen“, mit gleich- 


tig ausgesprochenem Funktionsver“ 
bot. Satzungsgemäß können Funktions 
verbote nur von den jeweiligen Ein- 
zelgewerkschaften ausgesprochen wer- 
DGB-Führung, hier der 
Landesbezirksvorstand (LBV), nimmt 
s damit nicht so genau. 
In.der Begründung der Beurlaubung 
heißt ei u.a: „‚Übereinstimmend wurde 
(Vom LBV), daß die von 
den Kollegen Heine und Bergmann 
vertretene Auffassung zur Durchsct 
zung einer konsequenten gewerl 
schaftspolitischen Jugendarbeit, viesie 
sich insbesondere durch solche Schlag- 
worte wi jüente Vertretur 


Interessen der Arbeiterschaft” oder 


baren Spannungen in der Gewerk- 
schaftsorganisation führt“. 

Weiter werden formale, widerlegba- 
re Beschuldigungen angeführt, „Kom- 


desKB 
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konto Hamburg vr. 240 500, Aeantn 


petenzen überschritten‘* zu haben, Zum 
Schluß der Kündigungsgründe wird 
dann noch „die offen erklärte Re- 
Jahung beider Kollegen von Aktionsge- 
meinschaften mit Örlichen kommunk- 
stischen Bünden , „. “ angeklatscht. 

‚Etwas weniger Schminke als in die- 
‚sem. offiziellen Kündigungsschreiben 
Wurde in der LBV-Sitzung angelegt, auf 
der die Kollegen Heine und Bergmann 
„rerhört“ wurden. Die Hinzuziehung 
der Mitglieder des Landesbezirksjugend- 
ausschuß, über dessen Politik hier mit 
verhandelt wurde, wurde abgeichnt, 
Die Erstellung eines ausführlichen Pro- 
tokolis ebenfalls (Wir beziehen uns mit 
den folgenden Zitaten auf ein Ge- 
dichtniprotokoll, das In einerDaku- 
mentation zu diesem Fall enthalten 
ist. Zu beziehen, SOAK-Kollektiv, 
305, Wunstorf, Postfsch 231), 

In dem exklusiven Kreis der Jugend- 
funktionäre und des LBV wurde dann 
losgelegt. Meinte als erster Kollege 
Drescher, LB-Vonsitzender, Vertreter 
von Friedens-und Schweigepflicht: der 
gewerkschaftlichen Jugendarbeit sei 


Sammenarbeit mit der 


linksradikal" se, Wurde gemäkelt: die 
Aonelung Tagen Na ci „Funkuon 
des Politbüros übernommen” und die 
Spaltung innerhalb der Arbeiterschaft 
angestrebt, Dies würde klar durch die 
Aufteilung in „konsequente und re 
onäre Kollegen“ (Hasso Düvel, IGM). 
Der Vertreter der GHK meinte, „es 
fehle -die ordnende Hand. in der 
teilung Jugend“. „Väterlich 
‚dann Wollgang Schultze, «x stelle sich, 
die Fragsyob diesw Ahl 

der Lage c Verantwo 


versiorie Gruppe" 

schaften | 

sralle. 
Hinter allen „Argumenle 


“stand 
die Angst vor einer wirklichen Mobil 


sierung der Basis, vor dem Kampf der 
fortgeschrittenen Kollegen gegen die 
soeialportnerschaftliche Politik der 
DGB-Führung. War doch der Konflikt 
das erste Mal aufgebrochen, als die 
Gewerkschaftslugend eine Steilungnah- 


me zur Tarifpolitik verabschiedete 
(Konferenz in Steinkimmen), Hinter 
der schleimigen Betonung der „Veran 


wortung gegenüber der Jugend“ is 
demagogisch die eigene Verfühnung“ 
der Jugend, nimlich der Verkauf an die 
Interessen der Kapitalisten (Tarifpol- 
ik, „Antikommunistenbeschlüsse") ver“ 
borgen, Der LBV hat richtig erkannt, 
‚daß die Kollegen Heine und Bergmann 
ihre Arbeit in der Abteilung Jugend als 
‚einen Hebel zur konsequenten gewerk- 
schaftlichen Arbeit benutzt haben, ge- 
gen eine friedfertige Zusammenarbeit 
mit den Kapitalisten (Drescheı 

eine Gewerkschaftspclitik a 

Tisch unter Ausschluß der Öffentlich- 
keit, d.h. der Masse der Gewerkschafts- 
mitglieder. Dem LBV wird es auch ge- 
lingen, reinen Tisch in seinem Haus zu 
machen, notfalls durch Herbeiholen 
‚der Folzei, was offen in der letzten. 
Landesbezirksjugendausschuß-Sitzung 
angekündigt wurde, falls Heine und 
Bergmann weiterhin „ihre Sache,, vor 
offiziellen Gewerkschaftsgremien ver- 
treten würden, d.h. um Solidarität 
gegen Ihre Entlassung bitten würden. 


Nicht zuleizt wird die Liquidation 
einer fortchrtlichen DGB-Bildunp- 
arbeit. und Öffentlichkeitsarbeit da- 
durch gelingen, daß Niedersachsen zwar 
ardchlich wine Barton der kon 
Queniesien Japendgremienäarbeit war. 
SEEN ch au nioalen Kon: 
Tonzen wieerspieglte, aber gerade di 
pin Tabcher 

erhalini 
kine wirkten 
ung Ju- 


ung der Kri 


ihren Ausdruck finden, die Jugendar- 
1 DGB auf breiterer Grundlage 
weiter zu entwickeln, 


KAG - Göltingen 


Kiel: 


{m November letzten Jahres wurde 
der HDW-Kollege Helmut Schlüter 
‚wegen “erheblicher Störung des Ar- 

beitsfriedens” (istlos entlassen, Damit 

hatte die Geschäftsleitung die Nieder- 
lage der Werftarbeiter bei ihrem Kampf 
um Weiterzahlung des Tonnagegelden 
komplett gemacht (siche AK 25, Jan.) 

Febr, 73). Die Entlassung Helmut 

Schlüters ist jedoch kein Einzelfall: 
Noch vor der letzten Metalltarifrun- 

‚de wurde Alfıed Westphal, Streikführer 

von 1969, IGM-Vertrauensmann und 

DKP-Mitglied, wegen "zu hoher Aus- 

allzeiten” entlassen, Der Kollege West- 

phal stand schon lange auf der Schwar. 
zen Liste der Werftkapitalisten. Die Ar- 
beitsunfälle und Krankheiten, die er 
sich auf der HDW “erarbeitet” hatte, 

benutzten sie als Vorwand, um ihn im 

Rahmen einer großen Entlassungswelle 

endlich loszuwerden, 

Den ElektromechanikerLehrlingen 
Hartmut Lindner und Bernd Neumann 
wurde mitgeteilt, daß sie nach Beend+ 
wung der Lehre nicht ins Facharbeiter- 
verhältnis übernommen werden.Grund: 

"Die Verhaltensweise und das Interesse 
an den muzuführenden Arbeiten wäh- 
rend der Ausbildungszeit" seien "wenig 
überzeugend“ gewesen, Die Arbeitskok 
legen jedoch bestätigen das Gegenteil, 

Noch kurz vor den Entlassungsmittel 

lungen an die beiden Kollegen suchte 

HDW in einer Stellenanzeige Eloktro- 


Lehrlinge « der eine ist SDAJ-Mitglied, 

andere Jugendvertreter  paßten der 
Geschäftsleitung nicht ins Konzept. 
Weil ie sich nicht einschüchtern ließen, 
müssen sie nach Prüfungsabschluß die 
Werft verlassen, 

Auf einer Auszubildendenversamm- 
hung protestierten die Werftlehrlinge 
einhellig gegen die Entlassung der Kal- 
legen Schlüter, Lindner und Neumann. 

‚Vor wenigen Wochen wurde einer 
Kollegin aus der Lehrwerkstatt gekün- 
digt, Sie hatte sich mehreren Operatio- 
nen” unterziehen müssen, und wegen 
ihrer häufigen Abwesenheit hatte sie 
die ente Zwischenprüfung nur mit fünf 
bestanden, Die Begründung der Ge- 
schäftsleitung fürihre Kündigung laute- 
te: Wegen der fünf in der Zwischenpro- 
fung bestehe die Gefahr, daß sie das 
Lehrziel nicht erreiche, Die 1diotie 
dieser Behauptung zeigt schon, dab 

vas ganz anderes dahinter sicckt: 
Die Kollegin hatte sich nichts gefallen 
asen und war Meister und Ausbildern 
gegenüber unerschrocken aufgetreter 
Mit ihrer Entlassung wollen die HDW- 
Kapltalisten die Lehrwerkstatt, die 
Ihren schon lange ein spitzer Dorn im 
Auge ist, zu einem Streik provozieren, 
der mit größter Wahrscheinlichkeit in 
einer Niederlage der Lehrlinge enden 
wird, um dann weitere aktive Kollegen 
zu entlamen und die übrigen Lehrlinge, 
einzuschichtern und zu demoralisieren, 


mechaniker, Die Aktivitäten der beiden. 


> 


Auf dieses Manöver sind die Lehrlinge 


nicht hereingefallen. Sie haben damit 
begonnen, Unterschriftensammlungen 
sogen diese Entlassung zu organisieren, 
In der Lehrwerkstatt sind die Unter- 
schriften vollständig, und jetzt werden 
die Reschitionen in den Betrieb getra- 
gen, um die älteren Kollegen in. die 
Solldarisierung miteinzubezichen. 


Der Schlag geht gegen alle 


Mitte März wurden bei Hagenuk 
fünf Kollegen enllassen. Zwei Jugend- 
vertreterinnen werden nach Beendi- 
nung Ihrer Lehre nicht mehr weiterbe- 
‚chäftigt, Der offizielle Kündigung- 
grundlautet: “Mangel an geeigneter Ar- 
Die ‚Fadenscheinigkeit dieser 
indung” war von Anfang an klar 
Den Jugendvertreterinnen war noch vor 
kurzem von ihrem Abteilungsleiter zu- 
gesichert worden, daß sie nach Lehrab- 
‚chluß in diese Abteilung übernommen, 
werden, weil dort noch Leutegebraucht 
werden. Die bereits entlassenen Kolle- 
‚gen kommen aus verschiedenen Beru- 
fen, wobei bei den meisten ganz sicher 
kein Arbeitsmangel bei Hagenuk be- 
Inzwischen sind auch schon ein 
inlassenen Kollegen durch Neu- 
einstellungen ersetzt worden. 

Im ganzen Betrieb ist bekannt, daß 
diese Kollegen entlassen wurden, weil 
vermutet wird, daß sie in der “KPD-ML'" 
organisiert sind und an deren Hagenuk- 
Betriebszeitung “Der Angriff” mitar- 
beiten, Doch der Geschäftsleitung geht 
es um mehr als mar um die Entlassung 
der möglichen Verfasser des “Angriff”. 

(Gerade in den letzten Monaten ha- 
ben die Hagenuk-Kapitalisten ihre An- 
wife auf die Kollegen 
standslos durchseizen können: 

Die Fräserel verweigert Überstun- 


erfolgreichen Kampf für höhere Löhne, 
Eine zwischen Geschäftsleitung und 
Beiriebsrat abgeschlossene Urlaubsver- 
einbanıng wurde von einigen Abfeilun- 
gen in Resolul üg k 
Mit der Errichlung eines Leitstand« 
(#unächsl in einer IHalle, die Aus 


Wierstand wie 2B. genen die Urlaulse 
inhanınggegen die verchörflen Ra 
isierungen enlwickell. Der "An- 
wird dabei von deu Kapitalisten 
” benufzt 

‚en sollen au 
und *Störenfrieden” abgexten 
Verbindung zum “Angnift” gebracht 
ı] so von der übrigen Belegschafl i0- 
eıt werden, um schließlich entlassen 
zu werden. Die Kollegen sollen gespal- 
ten werden, damit die Kapitalisten ihre 
Raticnalisierungspläne ungestört durch- 
setzen können, 


Bortschri 


Verbindung zum “Angriff” gebrac 
und 0 von der übrigen Belopichaft iso- 
liert werden, um schlicblich entlassen 
zu werden. Die Kollegen sollen gespal- 
ten werden, damit die Kapltalisten ihre. 
Rationalisierungspläne ungestört durch- 
seizen können, 


in den Städten Zyperns nehmen 

Bommbenangriffe und bewaffnete, 

‚Überfälle zu. Urheber ist die Terror. 
Organisation des Generals Grivas, 
EORA, 

Die EOKA spielte in den SOger Jah: 
ten eine fortschrittliche Rolle, als sie 
für ‚reiung Zyperns vom brith 
schen Kolonialismus kämpfte, Heute 
dagegen ist das Kampfziel des Generals 
(Grivas öurch und durch reaktionär und 
volksfeindlich. Es heißt: Anschluß Zy- 
pers an Griechenland, 

In Griechenland herrscht wit sechs 
Jahren der Faschiumus, Der Anschluß 

ın Griechenland soll dem Volk 2y- 
perns dasselbe Schicksal bringen wie 
seinem griechischen Bruderrolk, 

Und so, wie 1967 der US-Imperia- 
raus hinter dem faschistischen Staats- 
streich in Griechenland stand, so steht 
‚erheute hinter den Aktionen der BOKA 
und den Zielen des General Grivas. 
Denn der US-Imperialismus wi aus 
‚dem Mittelmeer vollständig ein Moer 
des Faschismus und der Reaktion, ein 
Meer des militärichen Aufmarchen 
und der Unterdrückung der Völker ma- 
chen. 

In Spanien und Portugal herrscht 
selt langem der Faschismus. Belde Lin- 
der sind Militärstätzpunkte di 


Geschäftsleitung und Betriebs 
tatsführer unter einer Decke 


Die Betriebsratsführer von HDW und 
Hagenuk haben sich nicht gegen. die 
Entlassungen gestellt, 

Bei HDW unterzeichnete der Be 
friebsrat Bender sofort, Ohne erst den 
muständigen BR-Auschuß einzuberu- 
fen, die Entlawungsmittelung an Ak 
fred Westphal. 

Helmut Schliter wurde, nachdem er 
frisios entlassen worden war, von dem 
BR-Vorsitzenden Otto Böhm mit dei 
Worten; "Hau ab, ich bin nicht bereit, 
mit Dirzu sprechen”, aus dem BR-Düro, 
geworfen. Auch seine Entlassung wurde, 
vom Betriebsrat unterzeichnet und von 
Röhm sogar noch mit den Worten kom- 
imentiert; “Jetzt haben wir einen Idio- 
en weniger auf der Werft,” 

"Bei Hagenuk arbeitete der Betriebr- 
rat aktiv an den Entlassungsvorberer 
tungen mit. Auf einer BR-Sitzung (1) 
Wurde festgehalten, daß einigen Leuten 
aus politischen Gründen gekündigt wer“ 
den müsse, Der BR-Vorsitzende Kähler 
wurde damit beauftragt, eine Schwarze, 
Liste derjenigen Kollegen aufzustellen, 
von denen anzunehmen ist, dab sie beim 
"Angriff" mitarbeiten. Die Informatio- 

‚en waren schnell zur Steile, die Liste, 
in kürzester Zeit erstelt, denn einige 
Betriebsrite und Vertrauensleute von 
Hagenuk betätigen sich zugleich als. 
Denunzianten, Eine ihrer "Spezialk 
äten” ist es, fortschrittliche Kollegen 
mit “linkem” Gerede wie: “Ich bin ja 
auch für die Volkshernschaft” herans- 
zulocken. Sogar Ahr Erpressungen sind 
sie sich nicht zu schade. So wurde einer 
Kollegin von ihrem Vertrauensmann ge- 
droht: “Wenn Sie uns nicht sagen, wer 
dieses Flugblatt geschrieben hat (ge- 
meint ist ein Flugblatt der “KPD-ML”), 
können wir für ihre Lehre nich! garan- 
Die rechten Belriebsräte haben 


en, denn die Unzufriedenheit 
der Kollegen mit ihrer Politik ist gestie- 


gen. Kine Belricbsrätin sagte «ss0: "Seit 
der “Angriff” herauskommt, sind die 
Kullepenuns gegenüber mißtrauisch go- 


worden. Man wind ja überall schief an- 
(.Sogeht ex nicht weiter, im Bo- 


gewucı 
rich muß auferl Aller- 
Sings übersicht sie dahel, daß nicht das. 
Eicheinen des "Ange", sondern die 
eigen lie Kritik 


wien der Kolle- 
vollkom- 


nn bestätigt. Do 
f! 


ebsratsfürsten von Hager 
auch um den ihrer Partei, 

Der BR-Vorsitzende Köhler in seiner 
Funktion als SPD-Sladtratsabgeordne- 
er und Vorsitzender der Kieler SPD- 
Beiriebsgruppen und der freigestellte 
Angestellen-BR Langmann als SPD- 
Landlagsabgeoräncier. 

0 hieß es dann auch auf der BR- 
Sitzung: “Wir von der SPD können 
Störer nicht gebrauchen”. 


ter und Vorsizender der Kieler SPD- 
Betrichsgruppen und der freigestellte 
Angestelllen-BR Langmann als SPD- 
Landiagsahgeordneier. 

So hieß es dann auch auf der BR- 


Sitzung: "Wir von der SPD können 
Störer nicht gebrauchen”, = 


Imperialisten 
greifen nach Zypern 


Imperialismus. In Örlechenland und 
der Türkei ist der Faschlimun mit di- 
ekter Unterstützung des US-Imperla- 
ismus an die Macht gekommen, Und 
im Westen des Mittelmeers bildet Is 
rael einen Brückenkopf gegen die ara 
bischen Völker, Hallen ist ein weiterer 
Stützpunkt des US-Imperialismus und 
der NATO. Auch hier hat der US-Im- 
perillsmus wiederholt versucht, ge- 
stützt auf die Italienische Reaktion, 
eine faschistische Militärdiktatur zu er- 
Fichten, 

Auf Zypern sind auch isnelische Ge- 
heimdienatler und Terroristen aktiv. 
Wie „Der Spiegel“ (12/73) berichtet, 
halten sich über 100 Ielliche Agen- 
ten, „getarnt als Dauertouristen, Tech- 
niker und Berater von Privatfümen“ 
auf Zypern auf, um die Il zu einer 
Bastion im „strategischen Dreiack‘" mit 
Griechenland und Ierael zu machen. 

An der Zukunft des Mittelmeers ist 
such der BRD-Imperlallumus unmittel- 
bar interessiert, Immerhin kommt der 
wößte Teil der ausländischen Arbeiter 
in der BRD mus den Ländern des Mit- 
telmser Raums. Zugleich it der DRD- 
Imperialismus im Rahmen der NATO 
und der EWG an der militärischen 
Kontrolle und wirtschaftlichen Ausbeus 
tung diesen Gebiets führend beteligt. 


28/Mai 73 


m 8.3, meldete die Druckerei 

‚Chr. Wolff den Konkurs an; zum 

14.3. wurde der Betrieb an Se- 
«verin Schmidt verpachtet und ca. 90 
der 160 Kollegen wieder eingestellt. 
-Ein Teil der Kollegen hat bis heute 
‚noch keine neue Arbeit gefunden. Die, 
Woltf-Belegschaft bekam zu spüren, 
‚wer das „Unternehmerrisiko“ zu trageı 
hatyund’ was es heißt, in einem „Sozia- 
Nen Rechtsstaat” zu leben, 

Die Krise bei Chr. Wolff x aleppte 
sich schon 2 Jahre lang hin. Die Sympr 
tome waren allen Kollegen offensicht- 
sich, jedoch erfuhr die Belegschaft bis 
kurze Zeit vorm Konkurs nie etwas Ge- 
maues über die wirtschaftliche Lage. 

Die Geschäftsleitung betrieb, insbe- 
sondere dem Betriebsrat (BR) gegen- 
über, eine Hinhaltetaktik. 

Im letzten halben Jahr spitzte sich 
die Situation schon mehrmals zu, so 
im Oktober letzten Jahres, als im Be” 
trieb das „Gerücht“ auftauchte, die 
Westbank (Finanzier des Betriebs) habe 
der Geschäftsleitung zur Auflage ge- 
macht, die Lohnkosten um 10 000 DM 
monatlich zu senken. Was sich auf der 
folgenden - Betriebsversammlung ab- 
spielte (Thema: die Lage des Betriebs 
und die notwendigen Konsequenzen) 
war typisch für das Vorgehen der Ge- 
schäftsleitung (GL) während der gan- 
zen Zeit vorm Konkurs: Statt Zahlen 
zu nennen und genaue Angaben zu 
machen, wie es von der Belegschaft er- 
wartet wurde, stimmte die GL wieder 
ihr Gerede von der „Beiricbsgemein- 
schaft“ an, die," wenn sie zusımmen- 
hält, auch wieder aus der Talfahrt raus- 
kommt“. Ansonsten wurde gegen die 
‚Kommunisten im Betrieb geheizt. die 
den guten Namen unseres Hauses in 
den Schmutz treten“. Also: Alles nur 
Gerichte, von den Kommunisten er- 


Etwas über das "Unternehmerrisiko” 


Konkurs der Chr. Wolff OHG in Flensburg 


schaft übernehmen will. Die Verhand- 

ungen zwischen dem vorläufigen Ver- 
‚gleichsrerwalter und Severin in den 
letzten Tagen vorm Konkurs sind je- 
doch gescheitert. 

‚Sererin könnte jetzt die „‚Konkurs- 
masse“ billig aufkaufen und einen Teil 
der Kollegen unier dem Druck der Ver- 
älmisse zu ungünstigeren Bedingun- 
‚gen wieder einstellen. Zu einem Soziat- 
Plan wären die Kapitalisten auch in 
diesemFallnicht verpflichtet — Sererin 
wire nicht, wie es zynisch heißt, 
‚Rechtmachfolger von Chr. Wolff. 
Zu der wirtschaftlichen Notlage, die al- 
le Kollegen beirifi, kommt auch die 
Gefahr hinzu, daß man uns auseinan- 
deräisidter:, daß ein Kampf der K 
Iegen um noch freie Arbeitsplätze in 
der Flensburger Druckindustrie ent- 
steht. Sollte ein Dritter tatsächlich die 
Firma übernehmen, besieht die Gefahr, 
daß nur “einige Kollegen und zu den 
schlechtesten Bedingungen wieder ein- 
gestellt werden. Wir missen dagegen 
Jordern: 

WB Ersuellung eines Sozialplans 

IB Einstellung aller Kollegen im Falle 
der Übernahme zu den alten Be- 
dingungen.“ 

Flensburg ist, das güt insbesondere 
für die Druckindustrie, industrielles 
Randgebiet. Entiassene Kollegen hıben 
‚kaum Ausweichmöglichkeiten. 

Die Severin-Geschäfsleitung konnte 
so kaltlichelnd über die Forderung der. 
Belegschaft nach Übernahme aller Kol- 
legen zum alten Lohn (Chr. Wolff war 
der Flensburger Druckbetrieb mit den 
höchsten übertariflichen Zulagen) hin- 
wesschen. Die Kapitalisten hatten alle 
Trümpfe in der Hand: Sie konnten 
„persönlichen Gesprächen“ die 
Stellungbedingungen diklicren. 


einsparungen“ vorzunehmen, Die Kol- 
legen in der Expedition 2.B,, die den 
größten Teil des Tages für VePa arber 
ten, werden nach dem Großhandelsts- 
if bezahlt — dem ungünstigsten, 

Der Betriebsrat ist hier niemals ein- 
eschritten, versuch! im Gegenteil noch 
auf Betriebsversammlungen usw., die 
Maßnahmen der GL in den Augen der 
Kollegen zu legitimieren, Auf der letz- 
ten. Severin-Betriehsversammlung vor 


Extremistenerlaß i 
gegen die Arbeiterklasse 


Nach einer Grundsstzentscheidung des 
Bundesarbeitsgerichtes vom 28.9.72 
darf ein Arbeiter mit einer Meinungs 
äußerung nicht den Interessen seines 
„Arbeitgebers zuwiderhandeln“. Da 
mit droht jedem klassenbewußten Ar- 
beiter der Verlust seines Arbeitsplat- 
zus. 


em UneiliagfoigenderFall zugrun- 
|de: Wihrend des bayerischen Land- 
tagswählkampfeshatte ein junger 
aufmann in seiner Freizeit 
DKF-Flugblätter verteilt. Darin wurden 
unter anderem die Banken allgemein 
und auch die Bank, bei der er selbst be- 
schäftigt war, im besonderen angegrif- 
fen. Daraufhin wurde ihm von der 
bayerischen. Vereinsbank gekündigt. 
Aber angeblich nicht wegen seiner po- 
lichen Anschauung (Zugehörigkeit 
zur DKP), sondern wegen „der Verler 
lung. des Extrahlatles und der darin 
liegenden Meinungäußerung”. Dieser 
feinsinnigen Unterscheidung schließt 
sich das Bundesarbeitsgerichl an: „. 
ie Entscheidung kommt es, wie die 


a  enchaideiung konnıs | Die Folgen der „Übernahme“ 
a naftastung konn | Die Folgen der „Übernahme“ 


mit zunehmender Krise immer weniger 
mit solchem Gerede bei der Belcp- 
schaft landen, aber die eigentliche Funk- 
ion war für sie erfüllt; Die Belegschaft 
war auf Spekulationen angewiesen, 
wurde im Unkluren gelassen, sodal 
nicht rechtzeitig Abwehrmaßinshmen 
organisiert werden konnten. 
‘Schon Monate vorm Konkurs brach 
der Konkurrenzkampf aus zwischen 
der GL von Chr, Wolff und der von 
Severin Schmidt, Immer wieder tuch- 
üchte“ auf, Severin Schmidt 
wollte den Betrieb aufkaufen. Hinter 
‚die Westbank 


als Finanziev 
ke Di Care Woift OHG auie schon 


lange Zeit vorm Konkurs von der West- 
bank völlig abhängik gewesen sein: Die 
„Wöllfe“ 
Walt mehr über das Kapital, fungierte 
zuletzt nur noch als Strohmänner der 
Bank. 
Wöchenlang spielte sich das so ab: 
Die Bank drohte, den Kredithahn zuzu- 
drehen, die GL erreichte einen Auf- 
‚chub, bis endgültig der Hahn dicht 
war, weil der Betrieb. offensichtlich 
nichts mehr abwarf, 
Noch wenige Tage vorm Konkurs 
versuchte die GL die Kollegen zu ver- 
{rösten auf mögliche Fusionen mit an- 
deren Fimmen, prahlte mit „aussichts- 
reichen" Verhandlungen, 
Den Kollegen war inzwischen die 
Lage klar, aber zu spät, um Ge- 
gegenmaßnahmen zu ergreif 

Die Stimmung in der Belegschaft: 
‚Ohnmächtige Empörung und Resigna- 
tion, Die Forderung nach Verabschie- 
dung eines Sozialplans konnte nicht 
durchgesetzt werden; der Betrieb war 
inzwischen s0 weit runtergewirtschaf- 
daß kaum noch was an Konkun- 
masse da war, und im übrigen die For- 
derungen der „Grundpfandpläubiger 
„bevorrechtigt‘" behandelt werden 
mußten, selbst vor den ausstehenden 
Lohnzahlungen, 
Am 7.3. wurde die gesamte Belcp- 
schaft gekündigt. Für diesen Tag wurde 
nur noch ein Teil des Lohns gezahlt. 
Die Forderungen der Kollegen nach 
der gesewlichen Kündigungsfrist, die 
nicht eingehalten wurde, sind bis heute 
nicht erfüllt, 
Zur gleichen Zeit wurde schon be- 
kannt, daß Severin Schmidt den Be- 
irieb pachten würde, Der DRUCKAR- 
IEITER. Zeitung den KB/Gruppe 
Flensburg schrieb zur Situation nach 
dem Konkurs 
„Seit lngerem geht außerdem dus 
Gericht um, daß Severin Schmidt den 
Betrieb mit nur einem Tall der Beleg- 


Dar Geschäfteitung ist «s bislang 
elungen, eine tiefe Spaltung in die 
nevo Belcgahaft hincinzutragu 
Wu gerimie Ofber-Abieilung von 

Wolff wurde zum alten Lohn eingo- 

stellt 

A Buchöruck, Buchbinderei und Set- 
zerei_ wurden cingeschrumpft, der 
Lohn wesentlich gesenk: 

Die betrieblichen Rechte, die die Wolff- 

Kollegen in Jahren durchgesetzt hatlch, 

waren von einem auf den andern Tag 

hin, Ilier waren wesentliche Malnah- 
men 

MW linführung ciner Stempelahr zur 
verschärften Kontrolle der „Arbeits 
moral” 

MB Einführung von Betriebsferien, so- 
daß der Urlaub nicht mehr geplant 
werden kann, wie die Kollegen es 
wollen. 

Altes den Arbeitsbedingungen bei Se- 

verin „angepaßt“. 

Gleichzeitig mit der Übernahmebe- 
ann in Severin-Werk | die Stimmungs- 
mache gegen die ehemaligen Wolff-Kol- 
legen, entfacht von Meistern und Be- 
{ricbsrat: Sauhaufen, der nur numsteht 
und nicht arbeitet, Rote Zellen, Radi- 
kale, 

Der BR hatte wesentlichen Anteil 
darın, einen Keil in die neue Belep- 
schaft zu treiben und bislang die Her- 
stellung einer Einheit zu verhindern. 
Der DRUCKARBEITER schrieb dazu: 

„Aueh bei Chr, Wolff mußten wir 
un!“ unsere Rechte erst erkimpfen, 
Das zusımmen mit einem Berriebirat, 
der - wenn auch durch Friedens- und 
‚Schweigepflcht des BVG gebunden - 
sein Handeln an den Interessen der Be- 
legschaft aurichtete, war die Ursache 
für unsere besseren Rechte. Das heißt: 
Veriorengesungene Rechte und verlo- 
rengegangenen Lohn müssen wir uns 
rat wieder erkimpfen. Wir — das heißt 
die Kollegen aus Werk I und Werk I, 
Denn das it die wesentliche Vorausser- 
zung für die Verbesserung unserer 
Rechte 
WW die Solkdarlidt zwischen den Kol- 

legen in beiden Werken 

Wein guter BR, das heißt eine konse- 
quente Intereusenvertrerung der ge- 


ten Belegsch 
Milde zoiiten Voraussetzung In 


es folgendermaßen bestellt 

Kolleginnen aus der Buchbinderel/ 
Werk I werden trotz gewerkschaftlicher 
Organislerung unter Tarif bezahlt 
Stempeluhr, Betriebsferien urw, Bei 
Severin/Werk I gelten 3 Tarife: Druck, 


Papier. und Pappeverarbeitung, Groß- 
handel, Das nutzt die GL dazu, „Lohn- 


sch de Bündesarbeitsgericht an: „Für 
die Entscheidung kommt ex, wie die 
vorhergehenden Ausführungen zeiten. 
lediglich darauf an, ob die politische 
Anschwung des Kläger (des Gekün- 
digen. Anm. AK) für de Beklagte (di 
Bank, Anm. AK) der aleinige Anlaß 
zur Kündigung wder ob ein weierer 
rund maßgebend gewesen ist. Dew 
halb kann zugunsten de Klipen und 
enfgegen der Fesistelhing des Lünde 
urbeitsgerichtes festgestellt werden, 
dat die Beklae aux den beiden vor. 
genannien Gründen (DKP-Zugchleig 
keit und" Verteilung des Klugplalten, 
Anm. AK) geländigt hat, Für den 
Kller it damit nichtsgewonnen, wel 
es such in diem Fall an dem zu for 
dernden ausschließlichen Unschenzu- 
Sammenhang zwischen der Kündigung 
und der Parteizugehörigkeit fehlt.” 
Das Bundesarbeitsgercht hat durch 
die Anerkennung derarigscheinheliger 
Haurspaltereien zwei Fliegen mit einer 
Klappe geschlagen Es hat die offens 
Mißachtung des sog. Gleichheitsgrund- 
‚satzes („Niemand darf wegen seiner po- 
Nitischen Anschauung benachteiligt 
werden") vermieden und bekam gleich“ 
zeitig Gelegenheit zu einer „unauf- 
fälligeren“, aber viel weitergehenden 


der Übernahme bot BR-Vorsitzender 
Dauß der Belegschaft das Patentrezept 
‚zur Durchsetzung ihrer Forderungen 
an: Die Kollegen sollten sich nur recht 
ordentlich verhalten (pünktlich sein 
usw,), also der Geschäftsleitung kein 
‚Anlıß zum Ärgernis sein, dann sei dem 
BR der Rücken für erfolgreiche Ver- 
handlungen gestärkt. Die so erreichten 
großartigen Verhandlungserfolge lassen 
‚jedoch bis Heute auf sich warten. 

Den meisten Kollegen in Werk 1 ist 
klar, daß dieser BR nicht ihre Interes- 
sen vertritt, Jedoch hat das bei vielen 
Kollegen zur Resignation geführt, so- 
‚daß sie sich erst gar nicht mehr an den 
BR wenden. Kritik an diesem BR 
kommt deswegen ggw. hauptsic 
noch aus Werk II. Hier verzögert er je- 
doch eine Betriebsversammlung. Offen- 


Beschränkung der Meinungsfreiheit. Es 
stellte den Grundsatz auf: „‚Insbeson- 
dere darf es (der Arbeiter, Ann. AK) 
nicht den Interessen des Arbeitgebers 
zuwiderhandeln oder diese beeinträch. 
tigen. Das folgt aus dem Pflichtenge- 
bot, gegebenenfalls sich selbst (!) hin- 
sichtlich des Rechts der freien Mei- 
nungsiußerung eine Schranke aufzuer. 
legen.“ 

Das. Bundesarbeitsgericht erkennt 
weiterhin die Behauptung der Bank 
durch die Flugblattverteilung ‚seien 
„ihre Interessen gefährdet“ worden, 
und stellt fest, daß „ein solcher Anlaß 
‚den die Rechtsordnung mißbilligt (Un- 
terstreichungen vom AK)“, durchaus 
ein Iegitimer Kündigungsgrund se. 


Im Grunde nichts Neues . 
Im Grunde enıhal das Uri nichts 
wocntich Nevex Schon anißlichder 
Kommunitemerfölgung in den Sü’er 
Jahren haben die gleichen Richter ge- 
Eat! deh „wiedennalie pateipgiiiuche 
Betätigung“ im Bei 
mal;daß wiederholte an 
Betätigung“ im Beirieb ein Grund zur 
fnsttosen Kündigung end das Grund- 
‚echt der freien Meinungsäußerung sch 
‚Schranken unter ünderem in dem non. 
Grundregeln über die Arbeitwverhält- 
mise" Findet, Damals ieh 
Nöre auch die „Wahrung de 
rider. und die „Zum 
ii dem Arbeitgeber) Din neue Ur- 
ie geht in die glsche Richlung, Do 
‚noch einen Schritt weiter, Die Bundesar- 
Beisrichler bemiähen sich besundenn I 
I sn Anschein Von perleiiche, 
politischer Rechtsprechung zu vernie- 
Ten. Dis kommt I der Anerkennung 
dor oben yenzunien Wieketge zum 
Ausdruck, ML Hife diews Tricks ht 
die Kündigunpmogichkei für die Un- 
Iornehmer miadräcklich von der Bir 
dung an eine „parleipollische Bett 
gung” losgelöst worden. In Zukunft 
Sl jeder, ob Kommunist oder nicht, 
kündbar sin, wenn er Im Beirieb kon 
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sichtlich spekuliert er dariuf, daß sich 
die Kritik der Kollegen an den Arbeits 
bedingungen totläuft und sie sich mit 
diesem BR abfinden. 


Neuwahlen finden nach dem BVG 
frühestens im Herbst statt. Ob der BR 
‚durch Rücktritt vorgezogene „Neuwäh. 
len“ ermöglicht, wird davon. 

ob es den Kollegen gelingt, ihren 

test einheitlich zum Ausdruck au bein- 
gen. 

Und inwieweit es gelingt, ein ein- 
heitliches Vorgehen der Kollegen in 
beiden Werken auf lingere Sicht herzu- 
stellen, wird wesentlich von den für 
Mai angesetzten Vertrauensleutewahlen 
abhängen. =" 


Druck-Zelle, KB/Gruppe Flensburg 


Es hat sich gegenüber der Kommani- 
stenverfolgung wälfrend der Jahre des 
Kalten Krieges, trotz DKP-Zulassung 
und „fortschrittlicher‘* SPD-Regierung 
eben nichts Wesentliches geändert. Es 
ist offenbar nicht so, daß in den Be- 
trieben dieses Staates mehr Freiheit als 
bisher „gewagt“ werden könnte, 

Im Gegenteil, den Kapitalisten ist 
von höchstrichterlicher Seite ihr „altes 
Recht“ ausdrücklich bestätigt worden. 
Und zwar zu einer Zeit, in der dessen 
Notwendigkeit und Nützlichkeit der, 
herrschenden Klasse wieder klarer wird 
als in den vergangenen Jahren: Sie 
müssen seit einiger Zeit ein Anwachsen 
des Einflusses oppositioneller Arbeiter- 
gruppen in den Betrieben und Gewerk- 
schaften beobachten. Die Herrschenden 
werden versuchen. deren Einfluß wie- 
der zurückzukämpfen, bevor er größe. 
re Teile. der Arbeiterschaft ergriffeh 
hat. Dabei ist das Urteil des „unabhän- 
zigen““ Bundesarbeitsgerichles eine aus- 
gezeichnete Hilfe. 


—— 
gzeichneie Iife, 

Dax Bundesarheitsgerkiht füllte sch 
ne Entscheidung im September 1972, 
Neun Monate vorher wurde der „Ex 
misenertaß“ für den Öffenllie 
Dienst beschlossen, ie Nauder-M 
hoffletzjagd und die Verabschiedung. 
der Gesetze zur „inneren Sicherhei 
Tagen ebenfalls erst einige Monate zu- 
rück, In dien politischen Zusammen 
hang fügt sich das Urteil nahezu per- 
fekt ein: Den frisch geschuffenen ge- 
setzlichen Grundlagen zur Gleichschak- 
ung desöffentlichen Dienntes und zum 
Ausbau des Polizeiapparates hat das 
Bundesarbeingericht den „Ralikalen- 
ertaß“ gegen die Arbeiterklasse hinzu- 
ef. 

Diese „Konzertierie Aktion“ zeigt 
deutlich, dab sich die Maßnahmen des. 
Stautes nich! gegen irgendwelche Iso- 
lierte „Terrofsten-Gruppen“ oder klei 
ne radikale Minderheiten richten, son- 


‚wquent die Interessen seiner Kollegen | dern daß wir es mit einem Angriff auf, 
vertritt und dabei den „Interessen se- | die demokratischen Rechte des Volkes 
nes Arbeiigebers zuwiderhandelt”. | zu tun haben. 

Trotz der Phrasen von „Inneren 
.... „aber immer wieder aktuell | Reformen“ hat sich an der Feindselig- 


In dieser „Tradition'“ legt aber 
auch das Bemerkenswerte des Urteils: 


keit des Staates gegenüber der Arbei 
terklasse nichts geändert, 


foss (Kompressorenbau) sind die 

‚Löhne stark aufgesplittert: kaum 
ein Arbeiter verdient dasselbe wie sein 
Kollege. Die Kapitalisten haben sich 
‚dabei vor allem den hohen Prozentan- 
teilder ausländischen Kollegen zunutze 
‚gemacht: rund 70-80% der Belegschaft 
sind Türken und Griechen, die in. der 
Regel nur etwa ein bis zwei Jahre hier 
in der BRD arbeiten und dann in ihre 
Heimat zurückkehren. Diese Kollegen 
verstehen nur in den seltensten Fällen 
deutsch und können so um so leichter 
von den Kapitalisten übers Ohr ge- 
hauen werden. Andererseits wollen sie 
in kurzer Zeit möglichst viel Geld ver- 
dienen und erfüllen häufig wider 
spruchslos die vom Kapitalisten ge- 
forderte höhere Arbeitsleistung, was 
natürlich die Lage aller Arbeiter ver 
schlechter 

Bel der ersten Abrechnung nach der 
letzten Metalltarifrunde stellten die 
Werkeeugmächer bei Danfoss fest, daß 
einige Kollegen gar keine Lohnerhö« 
hung, fast alle verschiedene Löhne 
erhalten hatten, ein Neueingestellter 
ar einen weitaus höheren, Als sie sich‘ 


T: Flensburger. Metallbetrieb Dan- 


heim Meister beschweren, drohte die- 
ser mit Arbeitsplatzverselaung und 
Entlassung. Daraufhin beschlossen die 
Kollegen, am nächsten Tag die Arbeit 
niederzulegen und mit dem Betriebs 
rat zusammen eine Klärung bei der 
Werksleitung zu erzwingen. 

Sobald aber der _Betriebsratsvor- 
sitzende von dieser Absicht erfuhr, 
hatte er nichts Eiieres zu tun, als den 
Meister zu warnen, Dieser war dann 
plötzlich „diskussionsbereit“, denn es 
lt, einen Streik unter allen Umstän- 
den zu verhindern, der einen wichl- 
sen Neubau in einer Halle empfindlich 
verzögert hätte. Der Meister schaffte 
&5, indem er sich „verständnisvoll“ 
zeigte, die Werkzeugmacher zu über- 
reden, von einem Streik erst einmal 
Abstand zu nehmen und stattdessen 
eine Verhandlungsdelegation Ins Be- 
triebsratsbüro Zu schicken. 

Dort kam es aber nicht zu ver 
Yindlichen Beschlüssen, sondern der 
rechte BR-Vorsitzende vertiöstete die 
Kollegen auf die ‚Lohnkommission, 
„da würde das schon geregelt", Letzte 
indes ist dabei herausgekommen, dad 
boi der nächsten Lohnauszahlung trotz 


geringfügige Verbesserungen die Spal- 
tung der Löhne durch die Werksleitung. 
bestehen bleibt. 

Trotz ihrer Kampfbereitschaft ha 
ben die Werkzeugmacher also eine Nie- 
derlage einstecken müssen, Das lag, 
an verschiedenen Dingen: Zum einen 
waren sich die Werkzeußmacher nicht 
darüber im Klaren, daß geräde durch 
den Neubau die Kampfbedingingen 
außerordentlich günstig für sie waren, 
dena die Kapitallten wollten unter 
allen Umständen einen Streik yerhin- 
‚dern. Zum anderen haben sie sich vonw. 
ter einreden lassen, eine Delöge 
tion sei bemer als Streik, Verhand. 
lungen seien besser als Kampf, Zum: 
‚dritten haben sie sich auf ‚n kornüp- 
tat die 


Die Lehre, die die Werkzeugmacher 
bei Danfoss aus diesem abgeschlage* 
nen Kampf ziehen müssen: Kapltalk 
sten gegen den Arbeitern 
willig etwas, le aind nur bereit, Zuge- 
üindnisse zu machen, wenn man sie 
“ 
‚ruppe Flensburg 
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it der zweiten Urabstimmung 

vom 15,/16. April ging die 

‚diesjährige Tarifrunde der 
Druckarbeiter zu Ende. In dieser Urab- 
immung sprachen sich fast die Hälfte 
‚der organisierten Druckarbeiter (44 %) 
entgegen der „Empfehlung“ der Füh- 
ung der I Druck und Papier für die 
Fortsetzung des Streiks und gegen die 
‚Annahme des von den Gewerkschafts- 
führern mit den den Druck-Ka,Italisten 
ausyehändelten „‚Kompromisses” von 
10,8 % aus, 

«= Geht man davon aus, daß die Druk- 
iker anfangs vielerorts 40,- DM lin 
‚Pro Wache gefordert hatten, geht man 
weiter davon aus, daß der Abschluß 
von 10,8 % nicht einmal die Steigerung 
der Lebenshaltungskosten deckt, so hat 
die Tarifrunde für die Druckarbeiter 
mit einer Niederlage geendet, 

‚Auf der anderen Seite darf nicht 
übersehen werden, daß die Druckarbei 
ter seit dem zweitägigen Zeitungsstreik 
vom 27./28. Mai 1952 zum erst 
wieder einen Streik gegen die Kay 
sten geführt haben, Das kann nicht 
hoch genug eingeschätzt werden, was. 
das so wichtige Sammeln von Kampf- 
erfahrungen und die konkrete Erfah- 
rung der Arbeitersolidarität angeht, Zu- 
‚dem brachten die Streiks der Drucker 
auch Ansätze für die Entwicklung von. 
politischem Klassenbewußtsein hervor, 

Diese Kämpfe haben den Druckar“ 
beitern reichhaltiges Material geliefert, 
anhand dessen die politische Rolle der 
Gewerkschaftsführung, die Funktion 
der bürgerlichen Presse sowie die Auf- 
‚gaben des Staatsapparates (besonders 
der Polizei) im Dienste der Kapitalisten- 

‚klasse klarer erkannt werden können. 
Nicht zuletzt hat sich in die 
gezeigt, wie-gul bzw. wie schl 
um die Bedingungen in den Betrieben 
und in der IG Druck und Papier be- 


stell ist, um größere Kämpfe gegen die 
Kapitalisten durchslehen zu können, 
Das Ergebnis 

vs ergeons 


Es wäre unsinnig, den. Kollegen 
hier vorrechnen zu wollen, daß der Ab- 
schluß von 10,8% noch nicht einmal 
die bisherige Lebenshaltung sichert. 

Ex int dies nach dem Krgehnis des 
letzten Jahres (7,5% auf 14 Monate) 
des zweite Jahr, das einen Abbau der 
Reallöhneund damit eine absolute Ver- 
schlechterung der Lebenslage bringt. 

Darüber können auch nichb, die 
Gewerkschaftsführung 

das Ergebnis von 
10,8% sei  „vertretbar”, oder wie 
„Report 73“ "vom 11. April dreist 
meint, es sei für die Druckarbeiter mit 
‚dem „Abschluß von München ein Er- 
gebnis erreicht, um das sie von vielen 
«beneidet werden." 


Floskeln der 
hinwegtäuschen, 


Notausgabe des Berliner „Tagesspiegel“ 


Der Widerstand In der 
Drupa wöchst 


Die unzureichenden Abschlüsse füh- 
ren zu immer größerer Empörung und 
zum Widerstand gegen die von den Ge- 
werkschaftsführern praktizierte Tarif- 
‚politik, Besonders anschaulich für die 
neuen Züge, welche die Ablehnung der 
Tarifpolitik der Gewerkschaftsführer 
bei den Mitgliedern annimmt, ist das 
Frankfurter Beispiel. Sofort nach Be- 
kanntwerden des 10,8% Abschlusses 
stimmte die Mitgliederversammlung des 


Ortsvereins Frankfurt derIG Druck und 
Papiers geschlossen einem Antrat zu, 
in dem gefordert wird, den Vorsitzen: 
den, Mahlein, aus der Gewerkschaft 
auszuschließer 

In fast allen größeren Städten zogen 
die Drucker nach Bekanntwerden des 
Ergebnisses vor die Gewerkschaftshäu- 
ser und forderten Rechenschaft von den 
Geworkschaftsführern. 

In Hamburg wurden auf einer De- 
monstration von mehr als 500 Druk- 
kern Plakate mitgeführt, auf denen zu 
Iesen war: „Verrat“, „Auer, Bauer, 
Springer — fordern 13"Dinger“, Die 
Drucker holten den OVV-Vorsiizen- 
den, Wolf, mit dem Ruf: „Wolf komm 
runter, sonatkommen wir rauf!“ gewis- 
sermaßen aus dem Bett und machten 

rer Empörung auf einer spontanen 
Versammlung Luft, 

Hier teigt sich, daß die Gewerk- 
schaftsführer gerade unter denen, auf 
die esihnen besonders ankommen müß- 
t6,keine Mehrheit mehr für ihre Politik 
(insbesondere Ihre Tarifpolitik) Oinden, 
Zunehmend kommt hier eine Politik 

Verruf, die sich nicht an den wirt- 
schaftlichen Interessen der Arbeiter, 
sondern an den  „gesamtwirtschaftli 
Chen“, „übergeordneten“ Interessen der 
Kapitälisten orientiert, 

[Es kündigen sich in der zunehmen- 


Zudem hatten die Gewerkschafts: 
führer die Streikzeiten mit den Kapita- 
Histen »o abgestimmt, daß ie in Perio- 
den des Arbeitsablaufs fallen sole 
in denen die Maschinen ohnehin sta 
den. So bei Springer Hamburg, wo die 
Streikzeiten in die „Putzpausen‘ fal- 
len sollten, 

Dennoch führte der Druck der Kolle- 
gen dazu, daß in der Nacht vom Montag 
auf Dienstag (9,10. April) teilweise 
voll gestreikt würde, Unter dem Ber 
fall der anwesenden Kollegen mar- 
schierten am Montag Abend in Ham- 
burg die Delsgierten von Springer Ah- 
Tensburg, Gruner & Jahr in der Dele- 
iertenversammlung ein und erklärten, 
‚obwohl sie für den Streik gar nicht vor- 
gesehen waren, sie hätten die Maschi- 
nen’ abgestellt. Sie forderten, daß die 
Gewerkschaftsführung Ihren Streik so- 
fort legalisieren müßte, wäs diese ange- 
sichts der Stimmung auf der Versamm- 
hung nicht abzulehnen wagte. 

In vielen Betrieben gelang es den 
Kollegen auch, aus ihrer Mitte „erwek 
derte Streikleitungen“ zu wählen, die 
sich dann vielfach bei der Organisie- 
rung und beim Aufbau eines zwischen- 
betrieblichen Informationsnetzes. als 
‚die eigentlichen Streikleitungen erwie- 
sen. 

Die Kollegen schufen sich Verbin- 
dungen zwischen den einzelnen Abtei- 
hungen, erzwangen gegen den Willen 
‚der zum Teil rechten Betriebsräte und 
der Geschäftleitungen kurzfristig an- 
gesetzte außerordentliche Betriebsver- 
Sammlungen und dehnien die Streiks 
hier und da über die ihnen von den Ge- 
werkschaftsführern _ „zugebilligien"“ 
Streikzeiten aus, 


Demonstration von 500 streikenden Druckern durch die Hamlauraer Citv 
Demonstration von B0U streikenden Druckern durcn ae amuurger uny 


der Ge 


von Kapital 
Tat ogten Glaubens an, der Ka- 
pitalismus yei in der Lage, die wirl- 
schaftlichen Bedürfnisse auch rei 
Teile der Arbeiterklasse immer besser 
zu befriedigen, 

Zunehmend augenfülliger Wird, dit 
der Mythos von der wzlalen Sicherheit 
im Kapitalismus schon heute Gefahr 
läuft, brüchig zu werden. 

Die linken Sozialdemokraten, denen 
in der SPD und in den Gewerkschaften 
in den kommenden Jahren weit mehr 
als bisher die Aufgabe zufällen wird, 
im Dienste der Kapitalistenklasse hier 
Dämme zu errichten, schen das schr 
klar, wenn sie schreiben: „Wo immer 
sie( die Gewerkschaftsführer, AK.-Red.) 
ihre Sozialpartner-Politik der sechziger 
Jahre vertraten, übten die Koll 
Iautstarke Kritik!“ ( „konkret“, Nr. 17) 


Taktik der Gewerkschaftsführung 


In dieser «durch stärkeren Wider- 
stand der Basis gekennzeichneten Sf. 


tuation sahen sich die Führer der IG" 


Druck und Papier veranlaßt, die Druck- 
ventile etwas zu Öffnen und einen 
kurzen Streik öinzüleiten. 

Daß man seitens der Drups-Führung 
nicht gewillt war, mit dem Stfeik die 
Kapitalisten zu treffen, das wird be- 
sonders an der Streikvorbereitung und 
an der dann praktizierten Streiktaktik 
selbst deutlich, 

Statt die Kollegen in den Betrieben 
voll in die Vorbereitungen des Streiks 
mit einzubeziehen, tat die Führung der 
1G Druck und Papier alles, um die Kol- 
legen aus den Vorbereitungen heraus- 
zuhalten, Nachdem die Wochen vorher 
in den Betrieben Funkstille geherrscht 
hatte, erfuhren die erstaunten Kollegen 
meist erst in letzter Minute aus der 
bürgerlichen Presse, daß zentrale Streik- 
leitungen von oben eingesetzt worden 
waren, Diese waren zudem personell 
so schwach besetzt, daß eine optimale 
Organisierung des Streiks kaum mö- 
lich war, 

Was die eigentliche ‚Durchführung 
des Streiks anging, so versuchte die 
Gewerkschaftsfühnung die Streiks auf 
wenige Stunden pro Schicht zu be- 
grenzen. 


Politische Aktionen der 
Drucker in den Streiks 


Von besonderer Bedeutung sind die 
politischen Aktionen der Druckarbeiter 
in diesen Streiks gewesen, weil sich hier 
positive Ansätze von politische Klas 
snbewublssin gereigt haben, auf deren 
Entwicklung «x besonders in der Zu- 
kunft ankorhmen wird, $o wurde mehr- 
fach“das Erscheinen van Artikeln ver 
hindert, in denen die bürgerlichen Jou: 
nalisten die Drucker mil der übelsten 
Diffamierung bedachten, 

Der Chefredakteur der sozialdemo- 
kratischen „Neue-Rhein-Ruhr-Zeitung“ 
hatte in einem „Leitartikel den Vor- 
wurf erhoben, „wenige Setzer“ wür- 
den. „eine Art Vorzensur“ ausüben, 
wenn"sie streikten. Es habe sich um 
„schwerwiegende Einschränkungen“ 
der Presse- und Meinungsfreiheit ge- 
handelt, Die Drucker frästen ditsen 
Artikel einfach aus den Druckzylin- 
dern, so daß er in eihem Teil der Auf- 
Inge fehlte. 

Hier versuchten bürgerliche Journa- 
listen zum einen das Streikrecht gene- 
‚Isll.in Frage zu stellen, was sie meist 
bei größeren Streiks tun. Zum anderen 
zielen solche Artikel auf eine Verhei 
zung der „öffentlichen Meinung“ 
hier vornehmlich der Kleinbürger — g0- 
‚gen die gerade streikenden Arbeiter, 
in diesem Fall die Druckarbeiter. 

Ähnlich gingen die Drucker der 
Westberliner MercatorDruckerei bei 
einem als „Verlagsmitteilung“ getarn- 
ten Hetzartikel gegen ihren Streik vor, 
Auch hier erschien die, Zeitung mit 
„weißen Flecken“. 

In Hamburg hatten Springers Zei- 
tungen die Drucker als „Faulenzer und 
Kneipenhocker“' beschimpft und ihnen 
Verantwortungslosigkeit gegenüber Le- 
sern und ihren Arbeitsplätzen vorge“ 
worfen, Daraufhin erzwangen die Druk- 
‚ker der Hamburger „Morgenpost'“ von 
‚den Redakteuren einen Gegenartikel; 
„Wir sind keine Kneipenhocker‘, 


Prowokationen der Kapitalisten 


Die Kapitalisten ließen es sich nicht 
‚nehmen, auf ihre Art in die Streiks der 


Druckarbeiter einzugreifen, Sie vertell- 
ten Flugblätter in den Betrieben, in de- 
nen sie „Gefahren für die Arbeitsplät- 
26" heraufbeschworen und ließen ihre 
Redakteure mit ähnlichen „Argunen- 
ten“ unter die Drucker ausschwärmen. 
Sie sperrten aus, organisierten Streik: 
recher und ließen die Betriebe durch 
die Polizei von den Druckern „Au- 

in“. In einem bisher bekannt gevor- 
denen Fall in Ludwigshafen veribte 
ein Verlagsliter einen Mordanschlag 
auf Kollegen, die eine Streikpostenket- 
te gebildet hatten, 


‚Polizei gegen streikende Arbeiter 


‚Auch der kapitalistische Staatsappa- 
rat wurde getreu. seiner eigentlichen 
Funktion gegen die streikenden Druk- 
ker eingesetzt. An vielen Orten zogen 
die Polizisten zur Einschüchterung der 
Arbeiter vor den Toren auf, Vielfach 
blieb.-os nicht dabei. In Bremen „„räum- 
®" die Polizei eine Druckerei, dievon 
streikenden Arbeitern. besetzt worden 


Polizisten 
als Hand- 
langer? 


Zwei Mitglieder der 1G 
Druck, die in Karlsruhe vor 
einem Zeitungsbeirieb „re- 
port '73° verteilten, wurden 
vom Betriebsgolände ver- 
wiesen und sahen sich m 
mittelbar darauf zwei Poll- 
zisten konfrontiert, die sie 
nach Waffen (1) durchsuch- 
ten und sie vorläufig test- 
nahmen. Sind Polizisten 

‚der Unterneh- 
‚mer im Arbeltskanpf? 


aus „Report 73 vom 11. April 


er schw 
die Polizei auch zugegen. (n 
hundent), 
schenfall 


verletzt wurde, war 
U blu 


Reaktionen der Gewerkschafts 
führer 


Zwar ist ex den Gewerkschaftsführ 
rern noch ohne große Probleme gelun- 
gen, diese Tarifrunde im Griff wu be- 
halten. Die Oppenition ixt heute ns 
nicht in der Lage, die Ergebnisse de 
Politik der Gewerkschaftsführer maß- 
eblich zu bedinflussen, 

Längerfrixtig deutet nich aber in der 
wuchsend 
der Vertsun 
chen Kunktionstrigern der Gewerk- 
schaft ein Prozeß an, der die Gewerk- 
schafisführung zu ausgefeilteren Takti 
ken zwingen wird, will sie nicht Ge- 
fahr laufen, die‘ Kontrolle über die Ba- 
sis zu verlieren. 


Io diesjahrige 
Bewich gelaufen. In den 3 Branchen 
Handel, Banken und Versicherungen 
kamen unterschledliche. Tarifverträge zu- 
stande. So wurden die Kollegen im Einzel- 
handel mit iner Erhöhung Yon DM 100,- 
sbgmpalst, was weiterhin die Kollegen stark 
hinter den anderen Löhnen und Gehälteen 
hinterherlaufen lt. Teilweise ind im Be- 
reich des Handels auch noch keine Ab- 
Schlüsse erzielt worden. Dies ist begründen 
eineneits durch die Situation im Handel 
{es gibt aein In Hamburg 26 verschiedene. 
Tarifverträge) und andererseits durch die 
spalterische Führung der Tarifrunde durch 
de Gewerkschaftsführung. So warden die 
Tarife für die Angesuelten veilweie erst im 
Juni t, während für 

Kollegen ‚chon DM 100,- im Einzelhandel 
abgnschlomen worden sind. 

Kampfkraft und -tärke der Belogschat- 
tan kommt somit nur schwer zustande. Ob- 
wohl natürlich nicht In erster Linie einheit- 
Hiche. Verhandlungen die Kollegen särken, 
sondern im wesentlichen polltnche Klarheit 
das Bewultein der Kallegen und dumut auch 
Ihre Schlagkratt in Tartrunden erhöht 

nngesamt werden die Kollegen Im HIV: 
Bereich daran gehindert, sch zu einer ein 
eitlichen Front zusammenzuschliilen. Pür 
Ind der diei Branchen findet die Taritrunde. 
zu unterschlediichem Zeitpunkt statt, Dos 
bcmutet nicht nur eine Spaltung der Kol 
legen, sondern deutlich wird auch des unsin- 

ige Gerede von einem "Ieltungsgerschten 
Gar’! Di Tatkuaten Und. Arbeit 
dingungen der Angeswlnen In der Verwal: 
fung, besanders unter den Bank: und Ver- 


icherungeangestellten ind völlig Jeich. Der 
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Auf der. einen Seite wird die Inner- 
gewerkichaftliche Demokratie Immer 
stärker abgebaut, wie es in den golllsch. 
motivierten Ausschlüsen zum Aus 
druck kommt. Die vor kurzem gefaß- 
ten Beschlüsse zeigen das klar, (siehe 
"hierzu „Neue Welle von Gewerkschaft 
ausschlüssen" in diesen ARBEITER- 
KAMPF) 

$o stehen auch im Zusammenhang 
mit der gerade zu Ende. gegangenen 
Taritrunde in der IG Druck und Papier 
zahlreiche Ausschluß-Verfahren bevor, 
Auf seiner am 27. April stattfindenden 
Sitzung will der Hauptvorstand der 
Drupa über Massenmusschlüsse usa, ger 
gen den Frankfurter Ortsverein. berar 
ten, der auf seiner jüngsten Mitglieder- 
versammlung den Ausschluß Mahleins 
wegen dessen Verhalten in der Tarif« 
runde gefordert hatte. Auch für nde- 
re Städte stehen zahlreiche Ausschluß- 
Verahren bevor, 

werden sich die Ge- 
wekiehaffühter In dr Zukunft ich 
‚mehr des Mittels der Scheinzugeständ- 
nisse gogenüber der Basis bedienen müs- 
sen. Denn es steht außer Frage, daß mit 
der Verschärfung der Klassenkämpfe, 
die sich schon heute unibersehbar an- 
kündigt, die Basis in den Gewerkschaf- 
ten nicht anders unter Kontrolle gehal- 
ten werden kann. 

Deshalb wire es falsch, nur die jetzt 
einsetzenden härteren Schläge der Ge- 
werkschaftsführer gegen linke Kritiker 
und den Abbiu der innergewerkschaft- 
lichen Demokratie zu sehen. 

Die andere Seite der Medaille, die 
notwendigen Zugentändnisse der Basis 
gegenüber, ist ebenso wichtig und 
schafft Voraussetzungen, die bei emst- 
hafter Arbeit der Kommunisten erfolg- 
reich genutzt werden können. 

In der IG Druck und Papier stehen 
am 24. Mai Vertrauensleute-Wahlen an. 
Erstmals sollen in allen Beirieben Ver- 
trauensleute gewählt werden. Die noch 
frischen Erfahrungen der Tarifrunde 
können-und müssen hier ihren Nieder- 
schlag finden. Es mußgeschen worden, 
daß ein dichiex Netz von gewerkschal 


lichen Verfrauensleuten in den Beirie- * 


ben ungleich heisere Baulingungen für 


die politische Arbeit in den Gewerk- 
schaften schalft, als dax bisher der Fall 
war, 


Es konnten in diesem kurzen Art 


ke 
Dnuc 


nicht alle Aspekte der jün 
vifrunde behandelt "werden. 
Dax soll in einem ausführlichen Artikel 
im nächsten ARBEITERKAMPY? 16 
schehen. Insbesondere können wir nicht 
ufdie Wichtige Prage eingehen, welch 
Rolle die verschiedenen Kommuninti 
schen Gruppen in dieser Tarifrunde no 
Spielt haben. 

Was den Kommunistischen Bund ı 
geht, so kann aber schon so viel 
werden, daß sich bei den Genossen des 
Druckbereichs in Hamburg verschicde 
ne politische und organisatorische Mi 
wel gezeigt haben, So hal sich - zus 
destens zu Beginn der Tarifrunde - ci 
recht distanzierte Haltung zu den 
Kämpfen der Arbeiter gezeigt, was sich 
besonders in einem Flugblatt „Urab- 
stimmung - und was dann“ nieder. 
schlug. [ 


"Toritabschluß für den Bankbereich liegt je- 
doch bei 8,5 %, im Versieherungsbarsich 
Ist ein Erpebnis von durehsehnitlich 11 % 
heramgekommen. Für gleiche Tätigkeiten 
also völlig unterschiedliches Gehalt, Es rich- 
int sich offenber aben nicht nach der vol 
brachten Leistung; sondarn die Kapktalisten 
wollen uns nur so viel Geld in die Hand ge- 
bon, wie wir zum Leben brauchen. 

Das Ergabnis Im Versicherungsbereich 
kam am 18.4, rustande, Der Abschlul der 
Drucker von 10,8 % setzte für die Versiche- 
rungebranche ein nmıes Zeichen, Nicht zu 
vergessen ist allerdings auch der sirkere 
Druck der Kollegen Im Versicherungsbe- 
reich. gegenüber den Bankangestellten. 50 
wurde das erıts Angebot von 8,9% der Ka- 
Ppitalisten sofort abgelehnt, Die Kollegen im 
Bankbereich mußten sich nach nach dam 
Taritebnchtuß von Metall richten. 

(Einen wird mus der Tarifrunde deutlich: 
In den Batrieten solle die Diskussion ge- 
führt werden, daß die Forderung nach ain- 
heilicher Taritrunde des gesamten HRV-De- 
reichen In die Gewerkschalt hinaingetragen 
wird, Dadurch wird eh der Druck gegen“ 
über den Kaplulıten versinken und durch 
wöllderlsches Auftrwtan aller Kallegen ein 
Offonn'ver Kampf gegen den Lohnatbau pe- 
führt warden können Vor allen Dingen wird. 
über die Tarıfrunde hınauı wich ci Möglich- 
keit antwickeln, gemeinsam gagen die An- 
ritte der Kapitalisten sich zur Wehr vorzen. 
zu Können, dann verchlachterte Arbeit. 
ngungen yöllrer Artmitsherue durch Ein- 
"parungen von Arberskrätten waffen sie 
Kollegen Im Verwtungsbareich 
malen. U} 


HDV-Komitns, KO-Orupps Hembura 


